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Editorial: Migration 


Migration umfasst Prozesse, die weitaus 
komplexer sind, als in vielen Diskursen 
unterstellt wird. In Europa hatte histo- 
risch neben der innereuropäischen Ar- 
beitsmigration, neben Vertreibung und 
Flucht vor allem die überseeische Mas- 
senauswanderung in die Neue Welt einen 
großen Anteil an den Migrationspro- 
zessen und prägte wohl auch das kollek- 
tive Verständnis davon. Geschätzt wird, 
dass zwischen der Mitte des 19. und dem 
ersten Viertel des 20. Jahrhunderts etwa 
50 bis 60 Millionen Menschen Europa 
verließen. Obwohl ein Viertel von ihnen 
zurückkehrte, wurde diese Migration 
wohl doch als eine Auswanderung er- 
fahren, die aufgrund des verkehrs- und 
kommunikationstechnischen 

Entwicklungsstands zunächst einmal wie 
ein endgültiger Bruch mit dem Her- 
kunftsland erschien und es vielfach auch 
war. In den vergangenen Jahrzehnten hat 
sich die Konstellation geändert. Europa, 
zunächst die zentra- und nordeuro- 
päischen, in den letzten beiden Jahrzehn- 
ten auch die südeuropäischen Staaten, 
wurde selbst die Zielregion einer breiten 
Wanderungsbewegung. Nach West- 
deutschland kamen nach dem Zweiten 
Weltkrieg bis Ende der 1950er Jahre etwa 
12 Millionen Flüchtlinge und Vertrie- 
bene aus Ost- und Südosteuropa, weitere 
3 Millionen aus Ostdeutschland. Ein 
großer Teil von ihnen erhielt das Recht 
auf Zuwanderung, indem sie aufgrund 
eines politischen Aktes als Deutsche 
definiert wurden, obwohl ihre Familien 
über Jahrhunderte in Osteuropa gelebt 
hatten. Diese ethnonationale Zugehörig- 


keitsregelung ist auch noch für Aussied- 
ler und Spätaussiedler in den späteren 
Jahrzehnten wirksam und reproduziert 
die Vorstellung vom Deutschtum als Ab- 
stammungs- und Schicksalsgemeinschaft. 
Seit den 1950er Jahren fand eine Zuwan- 
derung aus den euromediterranen Län- 
dern Portugal, Spanien, Italien, Jugo- 
slawien, Griechenland und der Türkei 
statt, die mittels einer Reihe von bilate- 
ralen Verträgen staatlich ebenso kontrol- 
liert wie verstärkt wurde. Seit den späten 
1970er Jahren kam es zu zunehmender 
außereuropäischer Zuwanderung. Die 
etwa zwei Millionen ausländischen 
Arbeitskräfte, die in den 1960er Jahren 
nach Deutschland kamen, glichen den 
entstehenden Mangel an Arbeitskräften 
aus und pufferten den konjunkturell 
schwankenden Arbeitskräftebedarf ab. 
Entsprechend sollten sie rotieren und 
das Land verlassen, wenn sie nicht 
gebraucht würden. Bestand also am An- 
fang auf beiden Seiten - den Arbeitsmi- 
grantInnen und der deutschen Gesell- 
schaft - durchaus die Selbsttäuschung, es 
handele sich um einen Aufenthalt von 
wenigen Jahren, so änderte sich dies bald 
und ging in Einwanderung über. Viele 
der MigrantInnen - etwa 500.000 - 
gingen aufgrund von Erwerbslosigkeit 
oder nach dem Ende der Militärdikta- 
turen nach Griechenland, Portugal, 
Spanien und der Türkei zurück, versuch- 
ten sich in ihren Herkunftsländern beruf- 
lich neu zu etablieren. Die anderen hat- 
ten die unterschiedlichsten Gründe, zu 
bleiben: Ein Arbeitsplatz, der Verdienst 
und die Rente, die Gesundheitsversor- 
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gung und die Freunde, die Familienan- 
gehörigen, die Kinder und die Enkel- 
kinder, die in Deutschland zur Schule 
gingen und nicht zurück wollten, die 
geringer werdende Verbindung mit dem 
Herkunftsland der Eltern, die Befürch- 
tungen, aufgrund restriktiver rechtlicher 
Regelungen (wie dem Anwerbestop von 
1973) nicht wieder nach Deutschland 
zurückkehren zu können. Sofern die Mi- 
grantInnen unterstellten, der Zustand des 
Herkunftslands wäre gleichsam statisch, 
irrten sie. Auch dort fanden und finden 
Veränderungen der ökonomischen und 
politischen Lebensverhältnisse, des Kon- 
sumstils und der Gewohnheiten, der 
moralischen, religiösen und politischen 
Orientierungen statt - nicht zuletzt müs- 
sen die Auswanderungsgesellschaften ver- 
kraften, dass Millionen Menschen ab- 
wandern, Lücken reißen, eine Region 
oder ein Land veröden lassen. Es fehlen 
dann die besser Ausgebildeten, die 
jungen, arbeitsfähigen Personen, kritische 
und weltoffene Individuen, solche mit 
Initiative, politisch Engagierte. Auswan- 
derungsländer können aber gleichzeitig 
selbst wiederum Binnenmigration und 
Zuwanderung von Dritten erfahren. Die 


Rückkehr - vielleicht ursprünglich 
einmal eine regulative Idee des 
migrantischen Handelns - erwies sich 


nicht nur mit Blick auf die immer festere 
Einbindung in das Einwanderungsland 
als illusorisch, sondern auch mit Blick 
auf das Herkunftsland, das es irgendwie 
gar nicht mehr war und es den 
zurückkehrenden MigrantInnen auch 
nicht immer leicht machte oder gar 
unverständlich geworden war. Die 
Rückkehr erwies sich vielleicht auch 
nicht als so dringlichh da der 
Unterschied zur historischen Aus- und 
Einwanderung ist, dass sie heute kein 
endgültiger Zustand ist. Mehrfaches 
migrantisches Wechseln zwischen den 
Ländern wird möglich. Nachrichten sind 
über Satellitenfernsehen, Zeitungen und 
Radio leicht zu bekommen, die Reise- 
möglichkeiten erlauben die Aufrecht- 
erhaltung des Kontakts mit Familien- 


angehörigen und Freunden, das Einkom- 
men erlaubt den Erwerb von Ferien- 
häusern und -wohnungen, die Verkehrs- 
mittel eine hohe Mobilität. Das alltäg- 
liche Leben findet im Einwanderungs- 
land statt, aber irgendwie auch noch im 
Herkunftsland. Im Dazwischen entstehen 
transnationale Räume, nämlich in den 
Milieus der Migrantengruppen selbst, die 
migrationsspezifische Lebensformen, For- 
men der Hilfe wie des Gegensatzes und 
Konflikts ausbilden. Vielleicht sollte an- 
gesichts solcher veränderter historischer 
Erfahrungen mit der Migration und der 
Art, wie sie von den MigrantInnen an- 
geeignet und praktiziert wird, auch gar 
nicht mehr von Einwanderung gespro- 
chen werden. Die MigrantInnen - die so 
häufig allein zu solchen werden, weil 
ihnen die Staatsangehörigkeit verweigert 
wird - leben hier und dort, sie sind 
dieselben und gleichzeitig andere - hier 
und dort. Manchmal eine schwierige und 
zerrissen-selbstzerstörerische, manchmal 
eine bereichernd neue Form der Iden- 
tität. Der Ausdruck Einwanderung will 
da etwas in eine Richtung vereindeutigen 
und die komplexe Situation schlichten; 
er ist deswegen so missverständlich, weil 
er ordnungsorientiert unterstellt, die Ge- 
sellschaft, in die eingewandert würde, sei 
eine, die als solche identisch sei, die die 
Zuwandernden integriere, in etwas auf 
nehme, was als solches beständig bleibe, 
während es doch mit dem Ereignis der 
Migration schon sich ändert. 

Bekanntlich macht Deutschland es den 
MigrantInnen nicht leicht. Arbeits- und 
Wohnverhältnisse waren über lange Zeit 
miserabel und sind es noch. In Bildung 
und beruflichen Ausbildung sind Mi- 
grantInnen stark benachteiligt, ebenso 
bei Einkommen, beruflichen Positionen 
und auf dem Arbeitsmarkt. Wo das poli- 
tisch erkannt wurde, wurde es im innen- 
politischen Streit häufig noch als Argu- 
ment gegen die MigrantInnen eingesetzt 
und mit der Forderung nach Rückkehr 
in die Herkunftsländer verbunden. Als 
Reaktion darauf, dass MigrantInnen, wie 
das in Migrationsprozessen allgemein 
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üblich ist, Nachbarschaften bilden, sich 
ihre Infrastruktur in der Form von Le 
bensmittelgeschäften, religiösen und so- 
zialen Treffpunkten, Kneipen und Cafes, 
Arztpraxen und Computerläden schaffen 
- etwas, was ihnen nicht nur Vertrautheit 
und Hilfe, sondern auch eine gewisse 
Sicherheit vor Aggression und Übergrif- 
fen gibt -, wurde in den 1970er Jahren 
vor der Entstehung von „Ausländerghet- 
tos“ und in jüngerer Zeit vor der von 
„Parallelgesellschaften“ gewarnt. Auch 
das ist eine falsche Vereindeutigung. Wie 
im Fall des Ghettos (vgl. dazu den 
Beitrag von Loic Wacquant in PROKLA 
134) haben migrantisch geprägte Stadt- 
teile und Nachbarschaften die wider- 
sprüchliche Bedeutung, dass sie einerseits 
den dominanten Kräften der Einwande- 
rungsgesellschaft ermöglichen, Migran- 
tInnen ab- und auszugrenzen, dass an- 
dererseits MigrantInnen sich hier vor 
deren Zumutungen besser schützen und 
auf wechselseitige Hilfe rechnen können. 
Die Anwerbung war verbunden mit der 
Erwartung, die „Gastarbeiter“ würden 
nur kurze Zeit in Deutschland bleiben. 
Als deutlich wurde, dass diese Erwartung 
fehl ging, wurde die Anwerbung ge- 
stoppt, Nachzugsbeschränkungen einge- 
führt, das Asylrecht verändert, Integra- 
tionsmaßnahmen diskutiert, für Maßnah- 
men zur Förderung der Rückkehr insbe- 
sondere der ArbeitsmigrantInnen plä- 
diert, die nicht zur selben Zivilisation 
und Kultur gehörten und deswegen nicht 
als integrierbar und assimilierbar galten. 
Die deutsch-deutschen Arbeiter und 
Gewerkschaften waren bereit, die Arbeits- 
migration zu akzeptieren, solange sie 
sich nicht nachteilig auf Arbeitsmarkt 
und Löhne auswirkte, und solange sie 
sich ausrechnen konnten, durch eine 
Unterschichtung selbst noch faktisch 
besser gestellt zu werden. Proteste der 
MigrantInnen gegen ihre schlechten 
Arbeitsbedingungen, gegen niedrige Löh- 
ne, schlechte und teuere Unterkünfte 
wurden von den Unternehmern und Po- 
litikern durchaus auch mit Unter- 
stützung der Gewerkschaften bekämpft. 


Teile von ihnen wandten sich in den 
1970er Jahren noch gegen die allmählich 
aufdrängende Erkenntnis, dass Deutsch- 
land ein Einwanderungsland sei, und be- 
fürchteten eine Desintegration der Ge- 
sellschaft. Auch heute lässt sich die 
Tendenz der Klassenspaltung beobach- 
ten: so ruft eine Gewerkschaft wie die IG 
Bau dazu auf, migrantische Schwarzar- 
beiter auf Baustellen zu denunzieren, 
anstatt gemeinsam mit ihnen für bessere 
Arbeitsbedingungen im europäischen 
Raum zu kämpfen. Nicht unerwähnt las- 
sen kann man in diesem Zusammenhang 
die Äußerung von Oskar Lafontaine: 
„Der Staat ist verpflichtet zu verhindern, 
dass Familienväter und Frauen arbeitslos 
werden, weil Fremdarbeiter zu niedrigen 
Löhnen ihnen die Arbeitsplätze wegneh- 
men.“ Für das Projekt der Linkspartei - 
für die Lafontaine prominent spricht - 
kann dieser Satz wie ein Sprengsatz wir- 
ken. Denn für die Linke war nicht nur 
die kritische Auseinandersetzung mit 
dem Antisemitismus in der deutschen 
Gesellschaft konstitutiv gewesen (auch 
wenn dies heute zum Teil wieder bestrit- 
ten wird). In den gemeinsam mit Migran- 
tInnen durchgeführten Hausbesetzungen 
in den 1970er Jahren, der gemeinsamen 
Betriebsarbeit, dem gemeinsamen Kampf 
gegen die Neonaziszene seit Ende der 
1970er Jahre, in kritischen Diskussionen 
über Formen und Ausmaß des Antisemi- 
tismus, in den Antifa-Gruppen und der 
Bekämpfung der Gewalt gegen Migran- 
tInnen und Flüchtlinge seit Anfang der 
1990er Jahre hat die Linke eine lange 
und sie prägende Erfahrung in der Aus- 
einandersetzung mit und der Bekäm- 
pfung von Rassismus und Neorassismus 
gesammelt. Selbst wenn es politisch 
richtig ist, Menschen, die in die Rechte 
abdriften, für demokratische und sozia- 
listische Positionen zurückzugewinnen, 
darf dies nicht mit Zugeständnissen an 
rechte Ideologie geschehen - wenn man 
zunächst einmal in dubio pro reo unter- 
stellt, die Rede von den Fremdarbeitern 
gehöre nicht schon längst zu einem na- 
tional-keynesianischen Diskurs, der sich 
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zwanglos in den Geist der Volksgemein- 
schaft einfügt. Ebenso problematisch ist 
das in vielen Hinsichten falsche Argu- 
ment, es seien ArbeitsmigrantInnen, die 
mit Niedriglöhnen den Familienvätern 
und Frauen Arbeitsplätze „wegnähmen“. 
Es sind von Arbeitslosigkeit besonders 
ArbeitsmigrantInnen, auch sie Familien- 
väter und Frauen, betroffen. Das Dilem- 
ma, mit dem das Kapitalverhältnis die 
Menschen konfrontiert, ist grundle- 
gender: entweder die Produktionsmittel 
gehen dorthin, wo Arbeitskräfte billig 
sind, oder diese Arbeitskräfte kommen 
durch eigene Not und Antrieb oder 
Anwerbung an den Ort, wo die Produk- 
tionsmittel konzentriert sind. Das Dilem- 
ma ist also dasjenige nationalstaatlicher 
Politik auf der Grundlage eines kapita- 
listisch formierten und neoliberal re- 
strukturierten Weltmarkts. Hat das Kapi- 
tal Zugriff auf die globale Arbeitskraft, 
wird dies zwangsläufig in all den Produk- 
tionsbereichen die Löhne senken, in 
denen es ein großes Angebot an Arbeits- 
kräften gibt. Hohe Löhne lassen sich nur 
durch eine nationalstaatliche Regulierung 
und Begrenzung des Arbeitsmarktes 
sowie wettbewerbsfähige Produktivitäts- 
vorteile erhalten; dies geht wiederum 
zwangsläufig zu Lasten des globalen Ge- 
samtarbeiters und der gesellschaftlichen 
Entwicklung eines großen Teils der 
Menschheit. Die Konkurrenz der Ar- 
beitskräfte und der Gesellschaften muss 
durch Solidarität und durch Überwin- 
dung der Verhältnisse bekämpft werden, 
die aus menschlichen Produktions- 
fähigkeiten eine Ware machen. Das wäre 
Bestandteil eines verantwortungs- und 
geschichtsbewussten Projekts der Linken, 
das nicht die Erfahrungen und Einsich- 
ten mehrerer Jahrzehnte der sozialen 
Auseinandersetzung für einige unsichere 
Wahlstimmen aufs Spiel setzt. 

Vollends illusorisch ist aber Lafontaines 
Äußerung dort, wo sie dem Kontroll- 
wahn der gesellschaftlich herrschenden 
Gruppen verfällt, die die Migration als 
passives Objekt staatlicher Kontrolle und 
Steuerung betrachten. Neoliberal ausge- 


richtet möchten sie die Freiheit von 
Geld, Technologie und Waren, nicht je- 
doch der Arbeitskräfte, der Individuen, 
die doch sonst immer als Freie beschwo- 
ren werden. Einige Jahrzehnte bundes- 
deutscher und europäischer Migrations- 
erfahrung beweisen, dass diese Kontroll- 
politik unrealistisch ist. Sie war verbun- 
den mit der Herstellung eines bestimm- 
ten Marktes unter den Bedingungen der 
fordistischen Regulation, also den Bemü- 
hungen, zwischen dem Produktions- 
apparat, den Arbeitskräften und dem 
Konsum ein eingespieltes und ausgewo- 
genes Verhältnis herzustellen. Dieser 
Regulationsmodus ist aus vielen Grün- 
den in die Krise geraten. Auch die Mi- 
grantInnen haben dazu beigetragen. Mit 
ihrer spezifischen Praxis, mit einer un- 
kontrollierten und unkontrollierbaren 
Mobilität und Zuwanderung, haben sie 
Voraussetzungen des rigiden Akkumu- 
lations- und Konsummodells untergra- 
ben: dazu gehören bevölkerungspoliti- 
sche Regulierungen, Formen der rassisti- 
schen Dominanz oder die politische und 
soziale Teilhabe nur für wenige, während 
die vielen in der Weltgesellschaft den 
Preis der Armut, des Krieges, der 
Umweltzerstörung, der ständigen konsu- 
mistischen Verführung ohne Einlösung 
zahlen sollen. Die zwanghaften staatli- 
chen Steuerungsversuche haben auch für 
die deutsch-deutschen Lohnabhängigen 
nachteilige Folgen. Denn sie zwingen 
vielen MigrantInnen die Illegalität und 
Informalität auf und machen sie damit 
zu Lohndrückern, die sich auch selbst 
schaden, indem sie die Absenkung der 
Löhne unter das durchschnittliche Lohn- 
niveau ermöglichen. 

Vor allem führt die Kontrolle zu einem 
neuartigen Grenzregime, dessen Grundla- 
ge das Schengen-Abkommen und die 
Schaffung einer gemeinsamen EU-Außen- 
grenze ist. Es kommt a) zu einer Deterri- 
torialisierung der Grenze, indem staat- 
liche Kontrolle nicht mehr entlang einer 
geographisch fixierten Linie entlang statt- 
findet, sondern die staatlichen Organe 
selbst mobil sind und an geographisch 
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weit auseinanderliegenden Knotenpunk- 
ten Personen, Kommunikationen und 
Gegenstände informationstechnisch erfas- 
sen und überwachen. Die Grenzüber- 
wachung wird b) informalisiert, indem 
zivilgesellschaftliche Organisationen frei- 
willig grenzpolizeiliche Unterstützung ge- 
ben und Informationen sammeln. 
Schließlich wird c) das Grenzregime di- 
versifiziert, indem politisch und verwal- 
tungstechnisch verschiedene Migrations- 
gruppen konstruiert werden: Migranten 
mit Geld, mit Qualifikationen, Angewor- 
bene, SaisonarbeiterInnen, Asylbewerber, 
Flüchtlinge, Kontingentflüchtlinge, Ge- 
duldete, Wirtschaftsflüchtlinge, krimina- 
lisierte und illegalisierte MigrantInnen. 
Es kommt zu einer Reorganisation der 
Polizei und ihrer Befugnisse (Ausweitung 
der Befugnisse des BGS und Umbenen- 
nung in Bundespolizei, Aufweichung der 
Grenze zwischen Polizei und Geheim- 
diensten, Definition von Bahnhöfen und 
Zugstrecken als grenzschutzrelevant), 
einer rigiden Gesetzgebung, ein Netz 
von Lagern wird gespannt, rassistische 
Orientierungen werden sozialtechnisch 
kontrolliert und reproduziert (vgl. dazu 
Tobias Pieper in PROKLA 136); die 
Außengrenzen werden weit nach außen 
verlagert in die Auswanderungsländer, 
Durchgangsländer, in Auffanglager. Die 
Folgen des neuen Grenzregimes sind 
vielfache Gewalt und Tod. Es ermöglicht 
jedoch weniger die geplante Kontrolle als 
dass es vielmehr eine neue und breite 
Grauzone zwischen legalen und illegalen 
Formen des Aufenthalts und der Zuwan- 
derung schafft, die selbst durchaus funk- 
tional werden kann. Das zur Schwä- 
chung und Einschränkung des poli- 
tischen Asyls herangezogene Argument, 
Flüchtlinge seien nur Wirtschaftsflücht- 
linge, ist besonders verlogen dort, wo 
alles um Ökonomie geht - so als sei die 
Flucht vor der Arbeitslosigkeit, dem 
Wunsch nach Arbeit, Überleben, dem 
besseren Verdienst und Konsum - der 
jeden Tag auch in den Ländern des 
Südens angepriesen wird - weniger 
achtbar als die politische Flucht, so als 


sei das moralisch minderwertig und ver- 
achtenswert. Es ist die blanke Heuchelei, 
wenn doch gleichzeitig in unserer 
Gesellschaft sogar noch die Institutionen 
der sozialen Demokratie auf ihre Kosten 
hin geprüft werden und der Wunsch 
nach Freiheit von dem Zwang der 
Naturgesetze des Marktes als der Traum 
schöner Seelen diskreditiert wird. 

Es ist eine wichtige Einsicht der Beiträge 
dieses Heftes, dass die Migranten nicht 
nur passive Opfer sind, sondern die 
Migration auch eine Form darstellt, wie 
sie selbst zu Handelnden werden und 
ihre Lebensverhältnisse verändern. Die 
Bedingungen, unter denen sie flüchten 
oder auswandern müssen, sind zumeist 
bedenklich; und sicherlich wäre es besser, 
die Menschen hätten die wirtschaftli- 
chen, politischen, geschlechtlichen, kul- 
turellen und Umweltbedingungen, dort 
zu bleiben, wo sie leben, wenn sie das 
möchten - auch wenn ein Problem wie 
das des Lohndrucks auf einem globa- 
lisierten Arbeitsmarkt damit noch nicht 
gelöst wäre. Die Verhältnisse, die zur 
Migration zwingen und die staatlichen 
Versuche, sie abzuwehren, sind irratio- 
nale Formen einer Freiheit der Indivi- 
duen, sich auf dem Globus zu bewegen. 
Eine versöhnte Form des assoziierten 
Zusammenlebens der Individuen, die das 
Wort fremd vielleicht gar nicht mehr in 
ihrem Vokabular hätte, würde wohl 
kaum in einer beschränkten Lebensform 
bestehen, die alle zur Ortsansässigkeit 
und zum Leben in homogenen Gruppen 
zwingt. So wirft auch die Migration die 
Frage nach dem Verhältnis von Notwen- 
digkeit und Freiheit auf. Ein solches 
Moment von Freiheit findet sich dort, 
wo MigrantInnen die Migration nutzen, 
ihre Lebenslage zu verändern und zu 
verbessern. Sie verändern sie dort, wo sie 
weggehen, und ebenso dort, wo sie 
ankommen. Wenn sie kommen und die 
Aufnahmegesellschaft nicht in Feindse- 
ligkeit und Rassismus erstarren soll, dann 
muss sie sich ändern, und dann müssen 
die Zugewanderten unter den gleichen 
Bedingungen leben, arbeiten und sich 
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am gesellschaftlichen Leben in allen 
seinen Aspekten beteiligen können. Auch 
wenn dies zu Konflikten über verschie- 
dene Lebensformen führen kann, sollten 
sie dies tun können, ohne auf eine Inte- 
gration verpflichtet zu werden, die im 
Prinzip mit der Forderung nach An- 
passung und Assimilation verbunden ist, 
weil die Gesellschaft als eine zwanghafte 
Einheit gesehen wird, die durch die 
„Fremden“ in ihrem Zusammenhalt 
bedroht ist. 

Das politische Ziel, den Migranten in 
der besten Tradition der bürgerlichen 
Revolution als Steuerzahlern auch die 
politischen Bürgerrechte zu gewähren, 
ihnen den Zugang zur Staatsbürgerschaft 
und zum Wahlrecht zu erleichtern, 
wurde durch die jüngsten Gesetzesrefor- 
men in Deutschland nur sehr beschränkt 
erreicht. Nach wie vor hat Zuwanderung 
eher eine negative Bedeutung und stößt 
auf restriktive Bedingungen; der bürokra- 
tische Umgang mit Ausländern ist viel- 
fach schikanös. Wenn auch gegenwärtig 
etwas in den Hintergrund der öffent- 
lichen Aufmerksamkeit gedrängt, gibt es 
sowohl einen verbreiteten Alltagsrassis- 
mus als auch einen institutionellen 
Rassismus. Die unsäglich nationalchauvi- 
nistische Diskussion über die deutsche 
Leitkultur liegt noch nicht so lange 
zurück. Einmal mehr hat sie vor Augen 
geführt, welche autoritär-harten Implika- 
tionen ein so harmlos-weicher Begriff wie 
derjenige der Kultur besitzt. Mit der Leit- 
kultur wurde die Vorstellung einer natio- 
nalen Kultur wiederbelebt, die ihrerseits 
definiert werden muss durch Tradition, 
Herkunft, Sprache und am Ende ihre 
Grundlage in einer Abstammungsgemein- 
schaft, einer biologischen Entität findet. 
Diese Ideologie ist geeignet, zur Assimi- 
lation zu zwingen, und von den spezifi- 
schen Lebensformen, die die Migration 
hervorbringt, abzusehen. Es ist eine 
autoritäre Geste auch denen gegenüber, 
die als Deutsche zu Deutschen gemacht 
werden. Denn nun werden sie einer 
nationalen Kultur unterworfen, die sie 
gleichsam durch ihre Herkunft schon 


repräsentieren. Diese Kultur begradigt 
alle Konflikte unter dem Leichentuch 
einer nationalen Siegerkultur, die den 
Unterschied zwischen Ernst Jünger und 
Bertolt Brecht, zwischen Martin Hei- 
degger und Theodor W. Adorno ver- 
tuscht und allein die „Größe“ anerkennt. 
Der Anspruch auf Leitkultur kann sich 
auch noch gegen Italiener und Spanier, 
Polen und Griechen richten. Eine andere 
Stufe derselben Diskussion ist die über 
die abendländische Tradition, der 
Deutschland, der Europa verpflichtet 
sein sollte: europäische Identitätsbildung 
durch Rückbesinnung auf das Christen- 
tum und durch Abgrenzung vom Islam. 
Gefördert wird ein Syndrom, das aus der 
Ablehnung der Türkei, „Arabern“ und 
der Menschen islamischen Glaubens zu- 
sammengesetzt ist. Diese Elemente wer- 
den stereotyp zu einer diffusen Einheit 
konstruiert und dienen der Mobilisie- 
rung von Feindseligkeit. Noch die Dis- 
kussion des deutschen Bundestags über 
den Völkermord an den Armeniern 
bedient dieses antiislamische Stereotyp, 
solange nicht geprüft und diskutiert ist, 
inwieweit deutsche Militärs dabei selbst 
eine maßgebende Rolle gespielt haben. 
Mit einer gewissen Gefühlsdusseligkeit 
werden Individuen islamischen Glaubens 
oder türkischer Herkunft pseudo-ver- 
ständnisvoll zu Anderen gemacht - ohne 
die Betroffenen zu fragen, ob sie anders 
sein wollen. So können sie dann auch 
sogleich als derart anders gelten, dass sie 
als unfähig zur Demokratie, als sexis- 
tisch, als nicht integrierbar, als gefährlich 
abgelehnt werden. Bei der Verteidigung 
der Abendlands, ihres Monopols auf 
Kirchensteuer und Religionsunterricht 
sind auch die sonst so multikulturellen 
evangelischen Kirchen dabei. Gefährlich 
verstärkt wird das antiislamische Syn- 
drom durch die Angst vor dem Terro- 
rismus und die Islamisierung des Islam. 
Dass die Anschläge in London von gut 
integrierten jungen Einwanderern durch- 
geführt wurden, führt zu Trotz. Patzig 
erklärte Queen Elizabeth, die Terroristen 
würden es nicht schaffen, dass die Briten 
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ihren Lebensstil änderten. Warum eigent- 
lich nicht? - stellt sich als Rückfrage, er 
hat sich doch schon längst geändert, und 
er hat sich schon längst geändert durch 
Einwanderung und durch obsessive 
Sicherheitsmaßnahmen. Und müsste er 
sich nicht noch mehr ändern, wollen 
sich die Briten ersparen, was Tony Blair 
nun von George Bush zu übernehmen 
plant, nämlich die Aberkennung der 
britischen Staatsangehörigkeit für Unter- 
stützer des Terrorismus? Das wäre die 
offizielle Rückführung der Staatsbürger- 
schaft auf ein ethnisch-rassistisches Kri- 
terıum, denn aberkannt würde sie wahr- 
scheinlich nur bei MigrantInnen. Wie 
soll man sich das vorstellen: dass es dem- 
nächst eine Vielzahl von Staatenlosen 
aller möglichen Staaten gibt, die nirgend- 
wo mehr ein staatliches Bleiberecht ha- 
ben? Zweifel an jenem Lebensstil und 
einer Praxis sind angebracht, die Indivi- 


duen nur noch in ethnischen und reli- 
giösen Kategorien wahrzunehmen er- 
laubt, sie dazu drängt, sich in irrationale 
Formen von religiösen Heilsversprechen 
zu flüchten. Noch eine Generation frü- 
her waren in denselben Stadtvierteln die- 
jenigen aktiv, die antirassistisch und mit 
Gesellschaftskritik gegen das neoliberale 
Englischsein kämpften. Werden die so- 
zialkritischen Formen, die den Erfahrun- 
gen der Ausbeutung, Diskriminierung, 
Gewalt, Verzweiflung und Wut eine ver- 
ändernde Perspektive geben, zerstört, su- 
chen sie sich destruktive und irrationale 
Wege. Auch das wäre Aufgabe eines 
linken Projekts, die MigrantInnen der 
verschiedenen Generationen nicht zu po- 
larisieren, sondern gemeinsam, um 
Emanzipation zu kämpfen und sich mit 
ihnen zu neuen Praktiken internatio- 
nalisierter Koalitionen zu verbinden. 


PROKLA 141 - Die Zukunft ist links! 


In der zweiten Hälfte der neunziger Jahre entwickelte sich eine neue Welle des so- 
zialen Protestes gegen die Zumutungen der Globalisierung, gegen Kriegspolitik wie 
auch gegen den neoliberalen Abbruch der Systeme sozialer Sicherung. Die gesell- 
schaftlichen Träger dieses Protestes sind ebenso vielfältig wie seine Ziele, Organisa- 
tionsformen und strategischen Orientierungen. PROKLA 141 stellt die grundsätzli- 
che Frage ins Zentrum, mit welchen Konzeptionen der gegenwärtige Kapitalismus 
„auf der Höhe der Zeit“ zu kritisieren ist. Lassen sich nur Alternativen innerhalb 


des Kapitalismus formulieren oder auch Alternativen zum Kapitalismus? Was sind 
die Voraussetzungen solcher Alternativen, wenn es sich nicht bloß um fromme 
Wünsche handeln soll? Und was bedeutet dies für die strategischen Optionen von 
Bewegungen und Organisationen, in welcher Weise können Alternativen umgesetzt 
werden? 


Albert Kraler, Christof Parnreiter 


Migration Theoretisieren 


Einleitung: Brauchen wir Migrationstheorien? 


Die Frage, warum Menschen wandern, scheint einfach zu beantworten zu sein. 
Menschen wandern, weil sie arm sind, weil sie keinen Job, kein Einkommen 
und keine Perspektiven haben. 

Brauchen wir, wenn die Ursachen für Migration so offensichtlich sind, über- 
haupt Theorie(n), um MigrantInnen in ihren Handlungen verstehen zu kön- 
nen? Die Antwort lautet Ja, denn Armut, Arbeitslosigkeit und die Suche nach 
höherem Einkommen sind völlig unzureichende Erklärungen. Wenn es vor al- 
lem Elend wäre, das Migrationen auslöst, warum wandern dann Hunderte 
Millionen völlig verarmter Menschen nicht aus Ländern der Dritten Welt aus 
und warum beträgt der Anteil der internationalen MigrantInnen an der Welt- 
bevölkerung gerade einmal 3% (UN 2002)? Warum ist die türkische Emigrati- 
onsrate doppelt so hoch wie jene von Bangladesh? Und warum ist die Diskre- 
panz zwischen dem Wunsch zu migrieren und tatsächlicher realisierter Migra- 
tion so groß, wie dies zahlreiche Studien zum Migrationspotenzial in ver- 
schiedenen Ländern zeigen? 

Die scheinbar banale Frage, warum Menschen wandern, bedarf zu ihrer Beant- 
wortung also eines expliziten theoretischen Fundaments. Umgekehrt besteht 
eine essentielle Funktion von Begriffsarbeit, Konzeptualisierung und Theorie- 
bildung darin, innovative, valide und gleichzeitig präzise Fragestellungen zu 
generieren, hängt doch die Qualität und die Präzision der Antworten, die Stu- 
dien geben können, stark von der Qualität und der Präzision der Fragen, die 
gestellt wurden, ab. Nicht zuletzt soll Theoriearbeit auch gewährleisten, dass 
die Auswahl der angewendeten Forschungsmethoden und das Forschungsde- 
sign reflektiert erfolgt: Theorien sind also nicht nur explikativ, sie leiten den 
Forschungsprozess auch an und sind mithin für alle sozialwissenschaftlichen 
Fragestellungen unabdingbar. 


Paradigmen der Migrationswissenschaften 


Die rasche Zunahme der Einwanderung in die USA und nach Westeuropa in 
den 1960er und 1970er Jahren, die damit zusammenhängend sich verbreitende 
Erkenntnis, dass die Zuwanderungskontrolle versagt, sowie die Einsicht, dass 
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die damals verfügbaren Konzepte diese Entwicklungen weder vorhersagen 
noch erklären können, haben Studien angeregt, die unterschiedliche Aspekte 
des Entstehens und der Entwicklungsdynamik von internationalen Wanderun- 
gen untersuchen. 

Damit einhergehend erlebte das themenorientierte, multidisziplinäre, aber zu- 
nächst eher lose organisierte Forschungsfeld der Migrationswissenschaften eine 
zunehmende Institutionalisierung, die sich etwa in der Gründung einschlägiger 
Fachpublikationen, der Einrichtung von Professuren und Forschungs- 
programmen und auch in der Gründung spezialisierter Forschungsinstitutio- 
nen niederschlug. In den USA etwa stieg zwischen 1975 und 2000 die Anzahl 
der an Universitäten angestellten MigrationsforscherInnen um 300% (Bom- 
mes/ Morawska 2005:14). Gab es Anfang der 1960er Jahre weniger als eine 
Handvoll Forschungsinstitute, die einen expliziten Schwerpunkt auf Migration 
hatten und neben dem International Labour Office, dem UNHCR und dem 
Intergovernmental Committee for European Migration (ICEM, seit 1989 In- 
ternational Organization for Migration, IOM) auch kaum internationale Or- 
ganisationen, für die der Themenbereich ein zentrales Anliegen gewesen wäre, 
zählt eine 2004 publizierte Bestandsaufnahme (Tamas 2004) 87 auf Migration 
spezialisierte Forschungszentren und 32 Internationale Organisationen, die 
sich ausschließlich oder schwerpunktmäßig mit Migration befassen . 

In vielerlei Hinsicht war die Entwicklung neuer theoretischer Ansätze in den 
1980er Jahren eine Kritik an den lange dominierenden neoklassisch orien- 
tierten Push- und Pull-Modellen und an der Dominanz (mikro)ökonomischer 
Erklärungsmodelle. Trotz der Erweiterung der Migrationsforschung durch 
neue Ansätze und neue disziplinäre Perspektiven (Anthropologie, Geschichts-, 
Politik- und Literaturwissenschaften, Cultural Studies, etc.) operieren Migrati- 
onswissenschaften auch heute noch weitgehend multi-, aber kaum inter- oder 
transdisziplinär, wenn auch eine solche Arbeitsweise jüngst verstärkt eingefor- 
dert wird (Brettell/Hollifield 2000; Bommes/Morawska 2005). 

Mit der Abwendung von Push-and-Pull Modellen in den 1980ern machten die 
Migrationswissenschaften einen ersten Paradigmenwechsel durch: die neuen 
Ansätze zeichneten sich dadurch aus, dass sie historische Aspekte in die Ana- 
lyse von Migration einfließen ließen; dass sie an globalen Strukturmerkmalen 
und Ursachenzusammenhängen von Migration interessiert waren; dass sie das 
Verhältnis von Migrationsprozessen, Kapitalismus und modernem Staat the- 
matisierten und damit die Beschränkungen des „metholodogischen Individua- 
lismus“ der mikroökonomischen Ansätze überwanden; dass der Nationalstaat 
zwar durchaus weiterhin eine wesentliche Analyseeinheit darstellte, dieser aber 
als in globale Prozesse und Abhängigkeitsbeziehungen eingebettet verstanden 
wurde; und dass sie eine kritische Stoßrichtung verfochten und Emanzipation, 
Demystifizierung und Aufklärung als wesentliche Ziele von sozialwissenschaft- 
licher Migrationsstudien sahen (Zolberg 1989: 403f). 
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Parallel zum Aufkommen einer breiteren Palette theoretischer Ansätze kam es 
auch zu einer größeren Methodenvielfalt. Während in den 1960er und 1970er 
Jahren vornehmlich quantitative Techniken, einschließlich ökonometrischer Mo- 
delle zu Anwendung kamen, wurden diese seit den 1980ern um Methoden der 
empirischen Sozialforschung, um ethnographisch-anthropologische Arbeitswei- 
sen sowie um Praktiken der Geschichtswissenschaften (Oral History) erweitert. 
Die theoretischen Innovationen der 1990er Jahre stellen im wesentlichen eine 
Erweiterung der in den 1980ern entwickelten Ansätze dar, die allerdings in 
Summe zu einer wesentlichen Verschiebung der Forschungsperspektiven führ- 
te: nicht mehr Ströme zwischen Entsende- und Aufnahmeregion, die als relativ 
autonome und abgegrenzte Einheiten verstanden werden, sondern die gegen- 
seitige Verflechtung verschiedener Herkunfts- und Aufnahmestaaten im Rah- 
men von Migrationssystemen stehen im Mittelpunkt der Analyse; die Binarität 
zwischen „Dort-Sein“ und „Hier-Sein“ wird zugunsten einer Perspektive, wel- 
che die anhaltenden Verbindungen von MigrantInnen zu ihren Herkunftsregi- 
onen und zu ko-ethnischen MigrantInnengruppen in anderen Aufnahmestaa- 
ten („transnational communities“) betont, aufgegeben, während die Rolle von 
familiären, freundschaftlichen u.a. Netzwerken für den Migrationsprozess zu 
einem zentralen Forschungsthema avanciert. Dies ist v.a. eine Reaktion auf die 
Zunahme von innerhalb von „Familienzusammenführung“ erfolgenden Wan- 
derungen (vor allem auch in Europa) sowie auf die Beobachtung, dass die Att- 
raktivität eines Zielortes sowie der Zeitpunkt der Migration häufiger davon 
abhängt, ob bereits „PioniereinwanderInnen“ in eine potentielles Zielland ein- 
gewandert sind oder anderweitig Beziehungen zu dem Einwanderungsland be- 
stehen, als von Lohndifferentialen oder ähnlichen makroökonomischen Cha- 
rakteristika. Gleichzeitig rückt in den 1990er Jahren auch die Rolle des Staates, 
insbesondere die Mechanismen, die Effizienz und die Auswirkungen restrikti- 
ver Migrationspolitik auf die Migrationsdynamiken und die Strukturen der 
Migration verstärkt in den Vordergrund der Forschung. 

Zudem avanciert die von traditionellen Ansätzen vernachlässigte Kategorie 
Gender, zunächst in kritischer und programmatischer Stoßrichtung, zu einer 
zentralen Analysekategorie, die vorerst mit der Feststellung eines (scheinbaren) 
Trends der „Feminisierung“ von Migration, also des wachsenden Anteils von 
Migrantinnen am Migrationsgeschehen, verbunden war. Aus heutiger sowie in 
historischer Perspektive erweist sich der männliche „Überhang“ in der Ar- 
beitsmigration der Nachkriegszeit als historisch spezifisch und als eine Folge 
der Mechanismen der Anwerbung, zu einem nicht unbeträchtlichen Teil aber 
auch als Konsequenz der Nichtbeachtung von Geschlechterfragen in der Mi- 
grationsforschung. Der zentrale Ansatzpunkt der Forschung seit den 1970er 
Jahren ist die Einsicht, dass geschlechtsspezifische Asymmetrien auf öko- 
nomischer, soziokultureller und politischer Ebene Bedingungen und Möglich- 
keiten weiblicher Mobilität schaffen, diese einschränken oder zu unterschied- 
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lichen Auswirkungen von Migration auf Männer und Frauen führen können. 
Solche strukturellen Determinanten weiblicher Migration können in Prozessen 
wirtschaftlicher Entwicklung und den sich daraus ergebenden Möglichkeiten 
und Zwängen für Frauen in Herkunfts- und Zielregionen liegen, sie können aber 
auch mit soziokulturellen Institutionen wie etwa Geschlechterrollen oder Familı- 
enbildern zusammenhängen oder wie etwa im Falle der Familienzusam- 
menführungspolitik, in der vergeschlechtlichten Gestaltung von Einwanderungs- 
politiken begründet sein. Ohne geschlechtsspezifische Asymmetrien zu untersu- 
chen, kann es keine Klarheit darüber geben, warum Frauen wandern oder warum 
sie in bestimmten Fällen eben nicht migrieren (siehe Kofmann et al. 2000). 
Deutlicher als in den 1980er Jahren ist auch der Beitrag, den Disziplinen wie 
die Geschichtswissenschaften und Anthropologie, sowie etwas verspäteter und 
weit zögerlicher, die Politikwissenschaften für die Entwicklung neuer For- 
schungsperspektiven leisten. 

Die enorme Expansion der Migrationsforschung in den 1990ern war auch von 
einer zunehmenden internen Ausdifferenzierung geprägt: Die Frage, warum 
Menschen wandern, ist nur mehr eine von vielen, denen sich ForscherInnen 
widmen, während sich viele der Untersuchung der „Integration“ von Einwan- 
derInnen in westliche Gesellschaften zuwandten. Allerdings haben die zahlrei- 
chen Forschungen zu transnationalen Gemeinschaften gezeigt, dass nicht nur 
die Unterscheidung zwischen „Hier-Sein“ und „Dort-Sein“, sondern auch die 
vom Integrationsparadigma unterstellte Dichotomie von „vorher“ und „nach- 
her“, also das Verständnis von Migration als einem einmaligen, einschneiden- 
den Ereignis problematisch ist und Migrationsprozesse meist weniger eindeu- 
tig ablaufen. Was nach der Migration passiert, wie „Integration“ verläuft, kann 
also durchaus in einen engen Zusammenhang mit der Frage stehen, warum 
Menschen migrieren, wie sie migrieren (für längere oder kürzere Perioden, 
einmalig oder wiederholt), warum sie bleiben, oder warum und wann sie sich 
zur Rückkehr entschließen. 


Eine epistemologische Wende? 


Die Professionalisierung und Institutionalisierung der Migrationsforschung, 
aber auch ein zunehmendes Unbehagen über die Abhängigkeit von Auftrags- 
forschung im besonderen und Politik im allgemeinen hat in jüngster Zeit 
auch zu einer kritischen Selbstreflexion der Migrationsforschung, und mithin 
zu einem zweiten Paradigmenwechsel geführt, in dessen Folge lange Zeit un- 
hinterfragte Kategorien, Perspektiven und Annahmen der „traditionellen“ Mi- 
grationsforschung selbst zum Gegenstand kritischer Untersuchung werden. 

In einem breit rezeptierten Artikel haben jüngst Nina Glick-Schiller und And- 
reas Wimmer dargelegt, dass „Migration“ keinesfalls eine „unschuldige“, neu- 
trale und wertfreie Analysekategorie darstellt und die Forschung zu Migration 
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überdies durch einen systematischen Bias charakterisiert ist (Glick-Schiller/ 
Wimmer 2002). Denn nur bestimmte Formen von Mobilität werden Gegen- 
stand des sozialwissenschaftlichen Interesses. Diese Selektivität wissenschaftli- 
cher, aber auch breiterer gesellschaftlicher Migrationsdiskurse ist ein beredter 
Ausdruck der Definitionsmacht staatlich durchgesetzter Kategorisierungen und 
Klassifikationen. Die Sozialwissenschaften bleiben davon keines unberührt, ja 
tragen wesentlich dazu bei, diese Selektvitität der Wahrnehmung zu legitimie- 
ren, indem sie rechtlich-politische Kategorien unhinterfragt als Analysekatego- 
rien verwenden. Umgekehrt verweisen Diskurse über Migration und Mobilität 
in einer grundlegenden Weise auf die National Order of Things (Malkki 1995), 
auf eine nationalstaatlich verfasste, globale Ordnung, die sozialwissenschaftli- 
chen Analysekategorien und spezialisierten Forschungsrichtungen wie den Mi- 
grationswissenschaften zugrunde liegt, indem der Nationalstaat als zentrale, 
wenn auch nicht offen gelegte Analysekategorie verwendet und als gleichbe- 
deutend mit „Gesellschaft“ aufgefasst wird. 

Nina Glick-Schiller und Andreas Wimmer bezeichnen dies als „methodologi- 
schen Nationalismus“, der notwendigerweise bestimmte Phänomene in den 
Vordergrund rückt und andere aus dem Blickfeld verdrängt. Zirkuläre Wande- 
rungen oder dauerhaftere transnationale Beziehungen wurden entweder gar nicht 
beachtet oder als Abweichung von der nationalstaatlich definierten Norm ge- 
sehen. Im Kern zielt diese Kritik darauf ab, dass die vielfach getroffenen 
stillschweigenden Annahmen der verwendeten Terminologie jeweils neu über- 
dacht werden müssen. Unter diesem Blickwinkel erweist sich etwa die Selbst- 
verständlichkeit, mit der Binnenmigration von internationaler Migration unter- 
schieden wird, als möglicher Trugschluss: auch innerhalb von Nationalstaaten 
kann die Bewegungs- und Niederlassungsfreiheit beschränkt sein und so eines 
der entscheidenden Unterscheidungskriterien zwischen internationaler Migra- 
tion und Binnenmigration, nämlich Migrationskontrolle, auch im Binnenfall 
eine wesentliche Rolle spielen;' zum anderen kann aber auch das Gegenteil der 
Fall sein, wenn zwischen Staaten Migrationskontrollen abgebaut werden. 

Im Folgenden werden die gegenwärtig wichtigsten migrationstheoretischen An- 
sätze vorgestellt. Zum Teil beziehen sie sich explizit auf internationale Wande- 
rungen, zum Teil betreffen sie ausdrücklich sowohl Binnen- als auch interna- 
tionale Migrationen. Manche der vorgestellten Konzepte sind in ein komple- 
xes Theoriegebäude eingebettet, andere haben eine wesentlich geringere 
Reichweite.” Die Darstellung ist dabei im wesentlichen auf Ansätze beschränkt, 
die Ursachen, Strukturen und Verlauf von Migrationsprozessen zu erklären 


1 Historisch gesehen war die Kontrolle von Mobilität oft ein entscheidendes Charakteristikum 
von Herrschaft - in der Form von Passgesetzen, Armen- und Landstreichergesetzgebung oder 
Heimatrecht. 

2 Für eine detailreiche Sammlung von Texten zu unterschiedlichen theoretischen Konzepten 
siehe Cohen 1996; Hammar u.a. 1998; Brettel/Hollifield 2000; Portes/de Wind (2004). 
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suchen. Das wachsende Feld innerhalb der Migrationsforschung, welche die 
Folgen der Migration, sowohl auf Aufnahmegesellschaften (z.B. in der Unter- 
suchung von sozioökonomischer, rechtlicher und politischer Integration von 
Einwanderung, Herausbildung von Einwanderungsminderheiten, Rassismus 
und Diskriminierung, etc.) als auch die Folgen für Entsendestaaten (z.B. in 
Untersuchungen über Remittances (Rımessen), Brain-Drain, durch Migration 
beschleunigte und strukturierte Prozesse kulturellen Wandels, etc.) untersu- 
chen, bleibt hier unbeachtet, wenn auch, wie oben ausgeführt, zwischen „Fol- 
gen“ und Ursachen von Migration enge Interdependenzen bestehen. 


Neoklassische Ökonomie 


Neoklassische Migrationstheorien stellen nach den „Gesetzen der Wande- 
rung“, die Ravenstein (1885) an Hand der englischer Zensusdaten der Jahre 
1871 bzw. 1881 formulierte, die ältesten Konzepte zur Erklärung von Migrati- 
on dar. Auf der Makroebene betrachten sie Binnen- und internationale Wan- 
derungen als Ergebnis einer Ungleichzeitigkeit von Angebot an und Nachfrage 
nach Arbeitskräften. Während Regionen oder Länder mit einem großen Poten- 
tial an Arbeitskräften niedrige Löhne aufweisen, verhalte es sich in Regio- 
nen/Ländern mit einem limitierten Arbeitskräftereservoir umgekehrt. Die re- 
sultierenden Lohnunterschiede veranlassen Arbeiter, an den Ort mit höheren 
Löhnen zu wandern. Migration sollte somit zur Herstellung eines Gleichge- 
wichtes beitragen, und zwar sowohl was die Löhne als auch was Arbeitskräfte 
angebot und -nachfrage betrifft. Auf der Mikroebene ist es gemäß den Auto- 
ren der neoklassischen Modelle das einzelne, an Gewinnmaximierung orien- 
tierte Individuum, das sich aufgrund eines Vergleiches zweier Regionen/Länder 
dafür entscheidet, dorthin zu migrieren, wo es die größten Nettovorteile zu 
erwarten hat (Borjas 1989). 

Die frühesten und einfachsten neoklassischen Modelle beruhten dabei auf 
modellimpliziten, stillschweigenden Annahmen, die seitdem weitgehend modi- 
fiziert bzw. fallengelassen wurden: 1) dass Migration weitgehend kostenneutral 
sei; 2) dass Migration weitgehend risikolos sei; 3) dass MigrantInnen im we- 
sentlich eine homogene Gruppe darstellen; 4) dass potentielle MigrantInnen 
perfekte und kostenlose Informationen besitzen; 5) dass potentielle MigrantIn- 
nen sich vollständig rational verhalten; und dass 6) potentielle MigrantInnen als 
autonome Individuen handeln, deren sozialer Kontext für die Erklärung der 
Migrationsentscheidung irrelevant seı (Fischer/Martin/Straubhaar 1998: 57). 

Der Umstand, dass nicht alle Personen wandern und nicht alle Länder Zu- 
wanderungsstaaten sind, wird in der neoklassischen Migrationstheorie mit der 
Existenz eines Immigrationsmarktes erklärt, auf dem „Angebot“ und „Nach- 
frage“ durch ökonomische Bedingungen in den Sender- und Zielländern sowie 
durch die Einwanderungspolitik der Zielländer bestimmt werden. Neben der 
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Grundregel, dass Einkommensunterschiede und ihr Ausmaß bestimmen, ob 
und wie viel Emigranten den Immigrationsmarkt betreten, sind nach Borjas 
Faktoren wie finanzielle Möglichkeiten, Alter, Beruf, Berufsstatus und Bil- 
dungsabschluss, politischer Hintergrund sowie familiäre Beziehungen auf Sei- 
ten der Migranten und realisierbares Einkommen, Arbeitslosenrate oder die 
Immigrationspolitik seitens des Einwanderungslandes entscheidend (Borjas 
1988: 9, 22). 


New Economics of Migration 


Die New Economics of Migration des Ökonomen Oded Stark (Stark 1991) 
vertritt auf Basis von Untersuchungen von Land-Stadt-Wanderungen in der 
Dritten Welt, a) dass nicht das Individuum, sondern seine Familie die für die 
Untersuchung der Migrationsentscheidung relevante Ebene ist; b) dass Ar- 
beitsmigration nicht als Antwort auf Lohnunterschiede interpretiert werden 
kann, sondern dass Faktoren wie Unsicherheit, relative Verarmung, Risikover- 
minderung oder Einkommenspooling berücksichtigt werden müssen; c) dass 
Arbeitsmigration bei schlecht oder nicht funktionierenden Märkten, insbe- 
sondere für Kapital und Versicherungen, ein Mittel darstellt, die Transformati- 
on des ländlichen Haushalts hin zu einem kapitalistischen Betrieb zu ermögli- 
chen (ebd.: 3f). Die New Economis of Migration ist also eine mikroökonomi- 
sche Theorie, die Migrationsentscheidungen erklärt, aber ähnlich wie der neo- 
klassische Ansatz, Makrostrukturen und Faktoren auf der Nachfrageseite (dem 
Zielland) kaum mitberücksichtigt. 

Für Stark ist die Transformation des ländlichen Haushalts der zentrale Aus- 
gangspunkt. Ihrer kapitalistischen Transformation stehen zwei sich gegenseitig 
verstärkenden Hindernisse im Wege. Erstens fehlt in der Regel das Kapital für 
die Modernisierung, und zweitens ist Modernisierung gewöhnlich mit zusätz- 
lichen Risiken verbunden. In dieser Situation muss die Familie andere Res- 
sourcen mobilisieren. Stark interpretiert Migration als Ergebnis einer kollekti- 
ven und kalkulierten Strategie von interdependenten AkteurInnen, deren Ziel 
es ist, die Transformation des ländlichen Haushaltes (z.B. durch Investitionen 
in neue Technologien) zu ermöglichen oder die Streuung und damit die Re- 
duzierung von Risiko zu gewährleisten. In beiden Fällen stehen die Geldüber- 
weisung der MigrantInnen an den heimatlichen Haushalt im Mittelpunkt 
(ebd.: 25f). Es geht allerdings nicht um zusätzliches Einkommen per se, das in 
der Stadt erwirtschaftet werden soll, sondern um jenes Kapital, das nach Stark 
für den wirtschaftlichen und technologischen Wandel des produzierenden 
Haushaltes unerläßlich ist (ebd.: 11f, 210f). 

Damit liegen die Wurzeln für die ländliche Abwanderung nicht, wie von den 
Neoklassikern angenommen, in Ungleichgewichten am Arbeitsmarkt, sondern 
in nicht oder schlecht funktionierenden Kapital- bzw. Kreditmärkten. Folglich 
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nimmt nach Stark die Migrationsneigung nicht mit der Höhe der Lohndiffe- 
rentiale zu, sondern mit der Größe des Grenzprodukts des Kapitals (ebd.: 54). 

Migration stellt aber nicht nur eine Investition dar, sondern auch eine portfo- 
lio diversification (ebd.: 48) und damit eine Versicherung gegen die vielfältigen 
Gefahren, denen eine ländliche Familie ausgesetzt ist. Analog zur Kapitalauf 
bringung bei nicht funktionierenden Kreditmärkten dient die Abwanderung 
eines Sohnes, einer Tochter dazu, das Fehlen eines Versicherungsmarktes aus- 
zugleichen. 

Schließlich sieht die New Economics of Migration in der relativen Verarmung 
einen möglichen Auslöser von Migration. Eine Person ist dann relativ ver- 
armt, wenn sie a) ein bestimmtes Gut nicht besitzt, b) gleichzeitig eine/meh- 
rere andere Person/en sieht, die dieses Gut haben, c) es selbst sein Eigentum 
nennen möchte und d) dies auch für erreichbar hält (ebd.: 102). Das Gefühl 
der relativen Verarmung bezieht sich also auf den Vergleich und somit auf die 
eigene Position innerhalb der Referenzgruppe. Folglich ist laut Stark die Rate 
der Land-Stadt-Wanderungen nicht in den ärmsten Dörfern am höchsten, 
sondern ın Dörfern mit einer sehr ungleichen Einkommensverteilung. 

Da die New Economics of Migration in einem sehr spezifischen Kontext ent- 
wickelt wurde (Abwanderung aus bestimmten ländlichen Gebieten in Mexiko), 
erklärt sie nur sehr spezifische Formen von Migration - nämlich jene, die Haus- 
halte mit Kapitalbedarf involviert. Der Ansatz ist wenig geeignet, die Migrati- 
on ganzer Haushalte zu erklären (Arango 2004), und er überschätzt die kollek- 
tive Entscheidungsfindung: Migrationsentscheidungen müssen nicht immer 
mit Rücksicht auf den Haushalt, sie können auch konfliktiv getroffen werden. 
Außerdem werden Rimessen häufiger zu konsumtiven Zwecken als für Investi- 
tionen gebraucht, und sie haben oft eher mit stillschweigenden sozialen Ver- 
pflichtungen gegenüber zurückbleibenden Familienmitgliedern zu tun als dass 
sie ein Ausdruck einer Risikominiminierung darstellen würden (Black 2003). 


Theorie des dualen Arbeitsmarktes 


Im Unterschied zu neoklassischen Ansätzen und der New Economics of Mig- 
ration bietet die vom Ökonom Michael J. Piore entwickelte Theorie des dua- 
len Arbeitsmarkts eine nachfrageseitige Erklärung für Zuwanderung an. Arbeits- 
märkte in Staaten mit industrieller Massenproduktion weisen gemäß diesem 
Ansatz ein primäres und ein sekundäres Segment auf, wobei im zweiten die 
schlechten Jobs, charakterisiert durch eine hohe Instabilität, schlechte Arbeits- 
bedingungen, niedrige Löhne und ein geringes Sozialprestige, konzentriert seien. 

Da einheimische Arbeitskräfte das sekundäre Arbeitsmarktsegment meiden, 
entstehe am unteren Ende der Jobhierarchie Arbeitskräftemangel. Dieser lasse 
Unternehmen Arbeitsmarktreserven rekrutieren, wobei ImmigrantInnen eine 
besonders geeignete Gruppe darstellen, weil sie selbst ihr Engagement am Ar- 
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beitsmarkt des Zuwanderungslandes als vorübergehend betrachten und des- 
halb bereit sind, die schlechten Bedingungen zu akzeptieren (ebd.: 33-35). Von 
diesem Arbeitskräftebedarf im sekundären Arbeitsmarktsegment ausgehend, 
sieht Piore in den Unternehmern die eigentliche Triebfedern von Arbeitsmig- 
ration (ebd.: 19), wobei er die zentrale Bedeutung der Anwerbung von Immig- 
rantInnen für das tatsächliche Entstehen von Arbeitsmigrationen unterstreicht 
(ebd.: 24). 

MigrantInnen sind nach Piore deswegen bereit, diese dead-end-jobs im sekun- 
dären Segment des Arbeitsmarktes zu akzeptieren, weil sie im Unterschied zu 
einheimischen Arbeitskräften der Lohnarbeit keine oder wenig identitätsstif- 
tende Funktion beimessen, sondern in dieser ein Mittel zu einem anderen 
Zweck sehen. Sie trennen zwischen ihrer sozialen Rolle und der Selbstwahr- 
nehmung einerseits, der ökonomischen Rolle am Zielpunkt der Migration an- 
dererseits. Dies ist ihnen möglich, weil sie nach Piore ihre Wanderung in der 
Regel als eine vorübergehende konzipieren und das eigentliche Ziel ist, durch 
Migration Status und Prestige in der Herkunftsgesellschaft zu erhöhen. In die- 
ser instrumentellen Einstellung zu Migration sind MigrantInnen nach Piore 
„probably the closest thing in real life to the Homo economicus of economic 
theory“ (ebd.: 54; Hervorhebung im Original). 

Wenn ImmigrantInnen aber beginnen sich niederzulassen, wird dieses System 
brüchig. Mit längerem Aufenthalt im Zuwanderungsland entstehen mehr Bin- 
dungen, und mit dem gewachsenen Zeithorizont ändert sich auch die Perspek- 
tive. Daraus erwachsen Ansprüche an sozialen Status, Arbeitsplatzsicherheit 
und Karrieremöglichkeiten. ImmigrantInnen verlieren, indem sie sich integrie- 
ren, jene „Qualifikation“, die sie ursprünglich so geeignet machte, die schlech- 
ten Jobs zu übernehmen. In dem Maße aber, in dem die Anforderungen an 
den Arbeitsplatz denen der Einheimischen ähnlicher werden, geraten Immig- 
rantInnen und ansässige Arbeitskräfte - insbesondere solche, die potentiell 
dem sekundären Arbeitsmarktsegment zugeordnet werden - in Konkurrenz 
zueinander (ebd.: 59ff). 

Wie zahlreiche empirische Studien seitdem allerdings gezeigt haben, ver- 
schwindet die (mehrfache) ethnische Segmentierung des Arbeitsmarktes nicht 
mit der zunehmenden Orientierung von MigrantInnen hin zur Aufnahmege- 
sellschaft und mit dem Anstreben von sozialer Aufwärtsmobilität. Immigran- 
tInnen geraten auch nicht notwendigerweise in Konkurrenz mit einheimischen 
Arbeitskräften, da verschiedene Ausschlussmechanismen (Diskriminierung und 
strukturelle Schlechterstellung im Bildungssystem und am Arbeitsmarkt) Zu- 
wanderInnen systematisch benachteiligen und berufliche Mobilität behindern. 
Tatsächlich sind es eher Neuzuwanderlnnen, die mit bereits ansässigen Zu- 
wanderInnen in Konkurrenz treten. Für viele MigrantInnen sind daher der 
Gang ins Kleinunternehmertum („ethnische Ökonomien“) sowie informelle Be- 
schäftigung oft die einzigen Möglichkeiten, den Ausschluss vom (insbesondere 
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in Rezessionszeiten) bzw. der systematischen Schlechterstellung am Arbeits- 
markt zu begegnen (Klostermann/Rath 2003; Williams/Windebank 1998). 
Eine der Stärken der Theorie dualer Arbeitsmärkte besteht darin, dass sie die 
Gleichzeitigkeit von hoher Arbeitslosigkeit im primären Arbeitsmarkt und 
starker Zuwanderung bzw. hoher Nachfrage nach niedrigqualifizierten migran- 
tischen Arbeitskräften im Niedriglohnbereich mit der Segmentierung des Ar- 
beitsmarktes plausibel erklären kann. Das Postulat (ethnisch) segmentierter 
Arbeitsmärkte war dann auch einer der Haupterklärungen für das scheinbare 
Paradox massiver Zuwanderung in die von hoher struktureller Arbeitslosigkeit 
gekennzeichneten südeuropäischen „neuen“ Einwanderungsländer (Griechen- 
land, Italien, Portugal und Spanien) in den 90er Jahren (Baldwin-Edwards 
1999; King/Fielding/Black 1997). 


Weltsystemanalyse und Neomarxismus 


Nach Weltsystemanalyse und neomarzistischen Strömungen sind Migrationen 
in der Moderne als Teil der Durchsetzung kapitalistischer Produktionsweisen 
und damit einhergehender globaler Ungleichheits- und Ausbeutungsverhältnis- 
se zu verstehen. 

Einerseits aufgrund der expansiven Natur des Akkumulationsprozesses, ande- 
rerseits wegen des Wunsches, die Arbeitskosten zu senken, stellt der Bedarf 
nach Arbeitskräften eine Konstante der Entwicklung des kapitalistischen Welt- 
systems dar. Ist zu wenig Arbeit verfügbar, oder kann die erhältliche Arbeit 
bestimmte an sie gestellte Anforderungen nicht erfüllen, bietet die Verwen- 
dung von gewanderter Arbeit einen Ausweg. Ob erzwungene oder freiwillige 
Arbeitsmigrationen, die Wanderungen von Arbeitskräften bilden spätestens 
seit Beginn des 18. Jahrhunderts einen wichtigen Teil der sich entwickelnden 
kapitalistischen Weltwirtschaft. Unterstrichen wird in diesem Zusammenhang, 
dass Migrationen aktiv in Gang gesetzt werden müssen, nicht nur in der Form 
von Rekrutierung, sondern auch in dem Sinn, dass die ländliche Bevölkerung 
zum Teil aktiv proletarisiert wird, also aus Bauern ArbeiterInnen und damit 
potentielle MigrantInnen gemacht werden (Portes/Walton 1981; Potts 1988; 
Sassen 1988; Bockhorn/Grau/Schicho 1998). 

Die kapitalistische Durchdringung der Peripherie und ihre untergeordnete 
Eingliederung in das kapitalistische Weltsystem führt demnach zu einer konti- 
nuierlichen Erneuerung von Migrationspotentialen, da Arbeitskräfte in den 
Peripherien „überflüssig“ gemacht werden und traditionelle Formen der Re- 
produktion ge- oder zerstört werden. Im Zuge dieser Prozesse formieren sich 
Pools an wanderungsbereiten Menschen (Portes/Walton 1981; Cohen 1987; 
Sassen 1988; Parnreiter 2004). 

Ein weiterer zentraler Fokus neomarxzistischer Ansätze ist die Rolle des Staates. 
Staaten greifen direkt und indirekt in die Mobilisierung von Migrationen ein: 


Migration Theoretisieren 337 


Religionspolitische Entscheidungen oder Staatenbildung lös(t)en umfangreiche 
Vertreibungen aus, und Arbeitsmigrationen wurden und werden seit den Mo- 
nopolkompanien zur Verschiffung von SklavInnen im späten 17. Jahrhundert 
ganz gezielt in Gang gesetzt (Zolberg 1989: 405f, Massey 1999: 310-312). 
Andererseits führt die Existenz von nationalstaatlichen Grenzen dazu, dass in- 
ternationale Migration mehr ist als eine physische Neuansiedlung. Sie ist für 
die MigrantInnen verbunden mit einem Wechsel ihrer rechtlichen Position (in 
der Regel mit einer Abwertung) und mit staatlich durchgesetzten Ein- und 
Ausschlussmechanismen. Dieser Wandel in der rechtlichen Position ist kein 
Zufalls- oder Nebenprodukt des Weltmarktes für Arbeitskraft, sondern ein ihm 
innewohnendes Instrument der vorsätzlichen politischen Manipulation. Ent- 
scheidend an der Grenzziehung ist nämlich, dass die Mauer und das Loch in 
ihr keinen Gegensatz bilden, sondern einander ergänzen. Ohne Mauer gingen 
institutionalisierte Unterschiede bei der direkten und indirekten Entlohnung 
der Arbeit(skräfte) (zumindest tendenziell) verloren, ohne Löcher fehlte die 
Möglichkeit, Arbeit(skräfte) zu importieren. Erst das Zusammenspiel von In- 
tegration in den Arbeitsmarkt und teilweiser Exklusion von staatsbürgerlichen 
und sozialen Rechten macht internationale Migration zu einem labor supply 
system (Sassen 1988), das sich so gut eignet, zur „Schaffung von Arbeiterschaft 
am rechten Ort und auf dem geringstmöglichen Lohnniveau“ (Wallerstein 
1984: 66) beizutragen. 

Damit wird die Staatsgrenze weniger als Hindernis denn als selektiver Filter 
gesehen, der dazu dient, die rechtliche und politische Position der Immigran- 
tInnen zu schwächen (Sassen 1988: 36f). Tatsächlich erweist sich die Staats- 
grenze als nur bedingt tauglich, Migration zu unterbinden. Zum einen bleibt 
das Pool an Migrationswilligen, die auch erhebliche Risken auf sich nehmen, 
staatliche Migrationskontrollen zu umgehen, groß. Andererseits erlauben es 
demokratische Mindeststandards in den Zuwanderungsstaaten nicht, Immig- 
rantInnen nach Belieben mit polizeistaatlichen Methoden zu jagen und abzu- 
schieben. Die Fähigkeit der Zentrumsstaaten, die Hoheit über ihre Grenze 
auszuüben, ist also in Frage gestellt (Cornelius u.a. 1994; Joppke 1998; Massey 
1999; Parnreiter 2000). 

Der Effekt von Zuwanderungskontrolle besteht nicht so sehr in der Beschrän- 
kung von Einwanderung, als in einer Entrechtung und Prekarisierung von 
ZuwanderInnen, die als Asylsuchende, abhängige Familienmitglieder, oder I- 
legalisierte weitgehend von formaler Lohnarbeit ausgeschlossen und vom Ar- 
beitsmarkt gänzlich oder in Schattenbereiche abgedrängt werden - ein Prozess, 
den Lydia Morris (2002) als „civic stratification“, als staatlich durchgesetzte 
Form der Schichtung bezeichnet. 

Unterschiedlich gestaltete, restriktive Einwanderungspolitiken beeinflussen 
Migrationen aber auch in der Wahl des Ziellandes: irreguläre MigrantInnen, 
besonders jene, die sich Menschenschmuggler bedienen, landen immer häufi- 
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ger mehr oder weniger zufällig in bestimmten Ländern, weil der Zugang zu 
diesen am einfachsten ist, weil die Schlepper aufgrund ihrer Netzwerke dieses 
Land auswählen oder weil sie, bevor sie das eigentliche Zielland erreichen, 
aufgegriffen werden In diesem Sinne sind irreguläre Migrationen, weil ihr we- 
sentliches Definitionsmerkmal ein politisch-rechtliches ist (Legalität/Illegali- 
tät), anderen Dynamiken unterworfen, als legale Einwanderung oder Binnen- 
migration und werden jüngst auch verstärkt als spezifische Kategorie theoreti- 
siert (Doomernik/Gsir/Kraler 2005; Jordan/Düvell 2003). 

Studien, die Migration als Subsystem des Weltmarktes interpretieren, haben 
mit den Prozessen der Globalisierung Auftrieb erhalten. Gestützt auf die rela- 
tive Gleichzeitigkeit der aktuellen Phase globaler Integration mit einer Zu- 
nahme weltweiter Arbeitsmigrationen wird argumentiert, dass die zunehmende 
Mobilität des Kapitals, der wachsende Warenverkehr, die neuen Medien für 
Information und Kommunikation und die Verbilligung der Transportmittel 
das Entstehen von Wanderungen erleichtern und beschleunigen (Sassen 1988; 
Castles/Miller 2003). 

Auf drei Ebenen hängen Globalisierung und Migration zusammen. Erstens 
beschleunigen die Globalisierungsdynamiken die Entwurzelung von Menschen 
in den Peripherien (Parnreiter 2004). Zweitens beseitigt die Formierung eines 
transnationalen Raums, der durch die globalen Bewegungen von Kapital, Gü- 
tern, Dienstleistungen, Informationen etc. geschaffen wird, Mobilitätsbarrie- 
ren. Grundsätzlich bedarf es, damit aus den Entwurzelten auch tatsächliche 
MigrantInnen werden, zusätzlicher intervenierender Faktoren zwischen einer 
Sender- und einer Empfängerregion (Sassen 1988: 9). Solche Verbindungen 
oder „Brücken“ werden im Zeitalter der Globalisierung rasch ausgebaut. So ist 
es ein und derselbe Prozess der Globalisierung, der über Entwurzelung Migra- 
tionspotentiale schafft und zugleich für jene ideologischen, kulturellen und 
materiellen Verbindungen zwischen Zentrum und Peripherie sorgt, welche die 
Basis der tatsächlichen Wanderung bilden. Drittens bringt Globalisierung 
auch einen neuen Bedarf an marginalisierter Arbeitskraft in den Zentren her- 
vor. Allerdings betrifft die Transformation von Arbeit (Flexibilisierung, Zu- 
nahme atypischer Beschäftigungsverhältnisse, informelle Beschäftigung) kei- 
neswegs bloß ZuwanderInnen, diese aber sind (wie schwächere soziale Grup- 
pen im allgemeinen) stärker als der Mainstream der Gesellschaft betroffen 
(Williams/Windebank 1998; Samers 2002). 

Im Kontext der häufig an neomarxistischen, weltsystem- bzw. globalisierungs- 
theoretischen Ansätzen gebrachten Kritik der Überbetonung struktureller Fak- 
toren und der Unterbewertung der Akteursperspektive (siehe Arango 2004) ist 
die aktuelle Diskussion um die „Autonomie der Migration“ zu sehen, die vom 
französischen Ökonomen Yann Mulier Boutang (2002) geprägt und im deut- 
schen Sprachraum unter anderem von der Initative Kanak Attack forciert 
wurde. Das Postulat der Autonomie der Migration wendet sich gegen allzu 
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strukturdeterministische Lesarten und vor allem gegen „Vorstellungen vom 
Elend von Migration“: gegen die Viktimisierung von MigrantInnen, die mit 
einer Negierung jeglichen Handlungsspielraums einhergeht und MigrantInnen 
zu passiven KlientInnen spezialisierter NGOs, Lobby-Organisationen und an- 
derer Fürsprecher degradiert. In der Migration spiegeln sich demnach nicht 
lediglich strukturelle Zwänge und globale Ungleichheit, sondern auch das 
Bestreben von MigrantInnen, ihre Lebenssituation aktiv zu verbessern und 
damit Agency. 

Gleichzeitig richtet sich das Postulat der „Autonomie der Migration“ auch ge- 
gen die Kriminalisierung von (inbesondere irregulären) MigrantInnen und in- 
terpretiert das Umgehen von Migrationskontrollen als aktiven Widerstand mit 
emanzipatorischer Stoßrichtung. Das Konzept ist allerdings heftig umstritten, 
wobei zwei Fragen im Mittelpunkt der Debatte stehen: 1) inwiefern Migrati- 
onsentscheidungen im Kontext vielfältiger gesellschaftlicher Krisen und globa- 
ler Ungleichheitsstrukturen als freiwillig einzustufen sind und 2) inwiefern 
Migrationen als politische Handlung, die gegen neoliberale Formen von Glo- 
balisierung gerichtet sind („Globalisierung von unten“), zu verstehen sind 
(siehe Pech/Samsa 2004). 


Migrationsnetzwerke und Migrationssysteme 


Die Erkenntnis, dass Netwerke eine wichtige Rolle für das Andauern und die 
Selbstreproduktion von Migration spielen, war eine der wichtigsten Neuerun- 
gen der Migrationstheorie in den späten 1980er und 1990er Jahren. Migran- 
tInnennetzwerke üben über die Bereitstellung von Informationen über Wande- 
rungsmöglichkeiten eine doppelte Auswahlfunktion aus. Einerseits werden 
manche der potentiellen MigrantInnen mit mehr Informationen versorgt, was 
als Abwanderungsanreiz wirkt, andererseits wird durch die informationsspen- 
dende Person sowohl räumliche wie berufliche Orientierung vorbestimmt 
(Boyd 1989: 641). Migrantische Netzwerke sind dann auch gerade für die In- 
tegration von MigrantInnen von Bedeutung. 

Entgegen dem von der Stadtsoziologie der 1920er und 1930er Jahre vertrete- 
nen Standpunkt, dass MigrantInnen in der Stadt sich durch eine marginale 
Position auszeichneten, zeigten bereits Tilly/Brown (1967), dass die ländlichen 
Zuwanderer in relativ stabile verwandtschaftliche Netze eingebunden sind, 
welche die Arbeits- und Wohnungssuche und damit auch die Integration er- 
leichtern. Hugo (1981) wiederum unterstreicht die Bedeutung von sozialen 
Netzen für die Migrationsentscheidung: Diese hängt zumeist von bereits er- 
folgter Wanderung von Verwandten oder Bekannten ab (ebd.: 209). 
Massey/Garcia Espaha (1987) argumentieren, dass Migration nicht nur ein 
ökonomischer, sondern im Kern ein sozialer Prozess ist. Das Eingebunden- 
Sein in ein Migrationsnetz reduziert die Kosten der Migration und stimuliert 
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damit Wanderung. Gespart werden können direkte monetäre Ausgaben (z.B. 
Mitfahrgelegenheiten, Bereitstellung einer Wohnmöglichkeit), aber indirekt 
werden die Migrationskosten gesenkt (z.B. durch Informationen über Ar- 
beitsmöglichkeiten, Sicherheitsgefühl durch Bekannte). Weil sie die Kosten für 
eine/n potentielle/n MigrantIn reduzieren, dienen Netzwerke zwischen 
MigrantInnen und (Noch-)Nicht-MigrantInnen als Katalysator für weitere 
Wanderung und tragen so zur Selbstreproduktion der Wanderung bei (Mas- 
sey/Garcia Espaha 1987: 736). 

Im weitesten Sinne können Netzwerke als eine Form sozialen Kapitals inter- 
pretiert werden (Faist 2000). In dieser Perspektive rücken dann nicht nur mehr 
eng geflochtene Netze, die durch gegenseitige Verpflichtungen geprägt sind, 
sondern auch Zufallsbekanntschaften, Gruppen und Organisationen, die im 
Anlassfall kontaktiert werden können und zu denen lediglich eine potentielle 
Verbindung besteht, ins Blickfeld. Weil aber die klassische Netzwerkanalyse 
grundsätzlich eher Methode bzw. Perspektive denn Theorie ist (ebd.: 16), kann 
die Struktur, Entstehung und tatsächliche Funktion von Netzwerken mit ei- 
nem „puristischen“ Netzwerkanalyse selbst nur bedingt erklärt werden und 
muss, wie Faist moniert, durch die Analyse sozialen Kapitals und insbesondere 
der Frage der Transferierbarkeit sozialen Kapitals, einer Berücksichtigung sozi- 
aler Beziehungen sowie symbolischer Beziehungen ergänzt werden. Netzwerke 
sind dabei auf einer Mesoebene angesiedelt, die zwischen der individuellen 
und Haushaltsebene auf der einen Seite und Makrostrukturen (Arbeitsmarkt, 
Migrationsregime), auf der anderen, „vermitteln“. 

Ein vergleichbarer, auf einen programmatischen Artikel des Geographen Akın 
Mabogunje zu Stadt-Land Migration (1969) zurückgehender Ansatz, der von 
Kritz u.a. (1992) auf internationale Migration angewendet wurde, geht von der 
Beobachtung aus, dass Migrationen zwischen zwei oder mehreren Ländern, 
über MigrantInnennetze und andere soziale und wirtschaftliche Beziehungen 
systematisch miteinander verflochten sind und so ein Migrationssystem kon- 
stituieren. Der Anspruch des Ansatzes, Migrationsdynamiken über die Analyse 
von geographisch spezifischen sowie historisch gewachsenen Migrationssyste- 
men besser erklären zu können, ist freilich bislang nicht eingelöst worden, 
sieht man von einer rein deskriptiven Identifizierung von Migrationssystemen 
einmal ab. 


Das Entstehen transnationaler Räume und Identitäten 


Die Studien über Migrationsnetze weiterentwickelnd, ist seit Anfang der 
1990er Jahre ein neues Forschungsthema aufgekommen - das Entstehen 
transnationaler Räume und Identitäten (Basch u.a. 1992; Portes u.a. 1999). 

Internationale Wanderungen sind gemäß diesem Ansatz nicht nur eine Folge 
von Globalisierung, sondern auch eine Triebfeder derselben, weil und indem 
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sie traditionelle Raumvorstellungen, Identitäten und Staatsbürgerschaftskonzep- 
te in Frage stellen. Zugleich entsteht etwas Neues, nämlich transnationale soziale 
Räume und Identitäten. Die quantitative Zunahme der internationalen Wande- 
rungen und die Beobachtung, dass immer mehr MigrantInnen entweder häufig 
zwischen Herkunfts- und Zielort hin und her „pendeln“ oder aber, auch wenn 
sie am Zielort sesshaft werden, starke Verbindungen zum Herkunftsort aufrecht- 
erhalten, lassen immer mehr ForscherInnen vom Entstehen einer „global popula- 
tion“ (Smith 1995) sprechen, von „transmigrants“ (Glick Schiller 1997), „trans- 
national workers“ (Hinojosa Ojeda u.a. 1998) und „transnational communities“ 
(Kearney 1995: 231; Goldring 1997: 183), von „global nations“ (Smith 1997) 
und „deterritorialized nation-states“ (Glick Schiller u.a. 1997). 

Im Kern geht es bei diesen meist anthropologisch orientierten Studien darum, 
dass grenzüberschreitende MigrantInnen ihr Leben zunehmend zwischen meh- 
reren geographischen Räumen aufspannen. Ihre sozialen Räume verlieren also 
die exklusive Bindung an einen Ort (Glick-Schiller u.a. 1997: 121). Die The- 
menpalette der Transnationalismusforschung ist dabei seit den ersten Anfän- 
gen des Ansatzes in den frühen 1990ern beständig gewachsen: neben transna- 
tionalen Praktiken von Haushalten oder Individuen geraten zunehmend auch 
transnationale Unternehmen von MigrantInnen, transnationale religiöse Prak- 
tiken, Entwicklungsinitiativen von MigrantInnen im Heimatland, MigrantIn- 
nenmedien und transnationale politische Mobilisierung in das Blickfeld. 
Allerdings zeichnet sich die derzeitige Diskussion dadurch aus, dass unklar ist, 
was genau unter „Transnationalismus“ verstanden wird; wer in welcher Intensi- 
tät in in transnationalen Praktiken involviert ist und auf welcher Abstraktions- 
ebene der Begriff angesiedelt ist (Portes u.a. 1999). Verschiedene Autoren 
schlagen dann auch vor zwischen einem weiteren und einem engeren Begriff 
von Transnationalismus zu unterscheiden, um unterschiedliche Grade transna- 
tionaler Verflechtungen unterscheiden zu können (z.B. Itzigsohn u.a. 1999). 
Ähnlich wie bei der Diskussion um die „Feminisierung von Migration“ 
herrscht heute weitgehend Konsens darüber, dass transnationale Praktiken an 
sich keineswegs neuartig sind (siehe für historische Beispiele Cohen 1997), 
wenn auch Kommunikationstechnologien sowie billigere Transportkosten und 
schnellere Transportmöglichkeiten weitaus intensivere transnationale Bezie- 
hungen erlauben als in der Vergangenheit (Vertovec 2004). 

Wenn Transnationalismus als solcher auch nicht unbedingt ein neues Phäno- 
men darstellt, stellt er jedenfalls eine neue Perspektive dar, mit Hilfe derer 
Prozesse internationaler Migration beschrieben und erklärt werden können 
(Al-Ali/Khoser 2002). Stellt die Perspektive auf MigrantInnennetzwerke einen 
Brückenschlag zwischen einer Mikro- und Makroebene dar, so vermittelt das 
breite Feld der Transnationalismusforschung zwischen der in traditionellen 
Ansätzen häufig gemachten Dichotomie zwischen Herkunfts- und Zielland 
sowie in zeitlicher Hinsicht, zwischen der Migrationsentscheidung und dem 
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Migrationsprozess einerseits, und der Eingliederung von MigrantInnen im 
Zielland, andererseits (Collyer 2005). 


Schluss 


Die Wissenschaftsgeschichte der Migrationsforschung zeichnet sich v.a. durch 
eine zunehmende interne Differenzierung aus, also durch eine Erweiterung der 
möglichen Perspektiven und Forschungsansätze, denen auch unterschiedliche 
Fragestellungen und Erkenntnisinteressen und disziplinäre Zugänge zugrunde- 
liegen. Die Migrationsforschung ist dabei in bestimmte gesellschaftliche und 
historische Umfelder eingebettet, die Fragestellungen und Sichtweisen wesent- 
lich mitbedingten. Ex post erweisen sich daher viele theoretische Postulate als 
historisch spezifisch, oder als solche, die nur auf bestimmte, aber nicht auf 
MigrantInnen im allgemeinen zutreffen oder, wie viele neoklassischen An- 
nahmen, nur in abstrakter Hinsicht und auf ersten Blick Sinn machen, empi- 
risch aber, wie z.B. die Annahme, dass Armut mit höherer Migrationsneigung 
einhergeht, leicht widerlegt werden können. Heute sind sich aber Migrations- 
forscherInnen zunehmend über die Beschränkungen einzelner Ansätze, den 
Bedingungen der Wissensproduktion sowie der Notwendigkeit, verschiedene 
theoretische, aber auch disziplinäre Ansätze zu kombinieren und den For- 
schungsprozess inter- und transdisziplinär zu gestalten, bewusst. In diesem 
Sinne hat die Migrationstheorie einen klaren Reifungsprozess vollzogen, der 
sich nicht bloß auf die Überwindung reduktionistischer Push- und Pullmodel- 
le beschränkt, sondern in gewisser Weise zu einer neuen Form von Reflexivität 


geführt hat. 
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Rutvica Andrijasevic, Manuela BojadZijev, Sabine Hess, Serhat 
Karakayalı, Efthimia Panagiotidis, Vassilis Tsianos (Transit Migration‘) 


Turbulente Ränder 
Konturen eines neuen Migrationsregimes 
im Südosten Europas 


Im Sommer 2004 brachte es die europäische Migrationspolitik für kurze Zeit 
auf die Titelseiten vieler Tageszeitungen: Auslöser war die gescheiterte Ret- 
tungsaktion von „Cap Anamur“, die darauf einsetzende Debatte um die Fr- 
richtung von Auffanglagern für TransitmigrantInnen in Libyen wie auch die il- 
legale Abschiebung von MigrantInnen aus Lampedusa. Bis weit in die liberale 
Öffentlichkeit hinein wurden diese Ereignisse als Ausbau der „Festung Euro- 
pa“ interpretiert und kritisiert.' Ebenso die Mitteilungen der Regierungschefs 
auf ihrem anschließenden Novembertreffen in Brüssel, die weitere Maßnah- 
men gegen illegale Einwanderung und zur Sicherung der EU-Außengrenzen 
versprachen (FR 6.11.2004). Die angekündigte Maßnahmenpalette, die vom 
besseren Austausch und der Verknüpfung von Datenbanken, über die Har- 
monisierung von Gesetzen und einer besseren Zusammenarbeit mit Transit- 
staaten bis hin zur Forderung nach einer engeren Zusammenarbeit auf opera- 
tiver Ebene wie der Einrichtung einer gemeinschaftlichen Grenzschutztruppe 
reichte, ist dabei nicht neu. Die Ratspapiere und Verlautbarungen der Innen- 
ministertreffen der Europäischen Union der letzten zehn Jahre enthalten im- 
mer wieder die gleichen Satzbausteine. Und immer wieder werden neue magi- 
sche Daten als Deadlines der Vergemeinschaftung der Migrationspolitik der 
EU Mitgliedsstaaten genannt. In Brüssel gilt nun 2010 als finales Datum für 
gemeinsame Asylbestimmungen (vgl. www.euractive.com). 

Im Folgenden wollen wir zunächst die mittlerweile knapp 20jährige Geschich- 
te der Europäisierung der Migrationspolitiken skizzieren und sie in ihren 
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Grundzügen vorstellen. Im zweiten Teil werden wir dann der Frage nachgehen, 
wie man diese Politiken verstehen kann, was ist ihre Funktion? Das seit ge- 
raumer Zeit auch von weiten Kreisen der Migrations- und EU-Forschung ge- 
teilte Erklärungsmuster lautet „Festung Europa“.” Doch liest man beispielswei- 
se das Interview mit dem Präsidenten von „Eurocop“, dem Dachverband der 
europäischen Polizeigewerkschaft, über das fast durchgängige Scheitern der 
Programmatiken in der Praxis der verschiedenen Mitgliedsländer, dann stellt 
sich nicht nur die Frage nach dem Stellenwert der Verlautbarungen (vgl. FR 
6.11.2004). Vor allem fordern derartige Beschreibungen auf, genauer, d.h. em- 
pirisch, sich die konkreten Praktiken der Politiken der Europäisierung der 
Migrationspolitik anzuschauen. Seit einiger Zeit kommen europaweit in der 
antirassistischen Bewegung und Forschung auch Zweifel auf, ob die Metapher 
der „Festung Europa“ als repressiver Abschottungsapparat die europäische 
Migrationspolitik zutreffend beschreiben kann. Was wäre, wenn nicht die 
Schließung der Grenzen, sondern deren relative Durchlässigkeit Funktion des 
Grenzregimes wäre? 

Die seit 1993 ständig sinkenden Asylbewerberzahlen nach der faktischen Ab- 
schaffung des Grundrechts auf Asyl und paralleler Verschärfungen auf EU- 
Ebene gelten weithin als Ausdruck der Effektivität der „Festung Europa“- 
Politiken. Auch die Zahlen des letztjährigen Migrationsberichts der Bundesre- 
gierung - die für das Jahr 2003 mit knapp 50.000 Anträgen auf Asyl den ge- 
ringsten Stand seit Anfang der 1980er Jahre vermelden - scheinen die Ab- 
schottungsziele zu bestätigen (Bundesministerium des Inneren 2004: 35f). 

Wir hingegen verstehen dies nicht als Indiz für einen Politiktypus „Festung 
Europa“, denn wir lesen den Migrationsbericht aufmerksam weiter, der uns 
Hinweise auf soziale, politische Transformationen ganz anderer Art gibt. Un- 
ter der Bezeichnung „unkontrollierte Migration“ werden erste quantitative 
Annäherungen an ein in ganz Europa immer bedeutender werdendes Phäno- 
men versucht. Auch wenn die AutorInnen in ihrer Einleitung selbst davor 
warnen, mit Zahlen zu hantieren, nennen sie doch welche: In den Jahren 1993 
bis 2003 habe es in Europa zwischen 140.000 und 1.000.000 „Illegale“ gege- 
ben. Im gleichen Zeitraum stieg auch die Visavergabe zum Zweck des Famili- 
ennachzugs kontinuierlich an. In den bislang strikt getrennt geführten öffent- 
lichen und wissenschaftlichen Debatten um Asyl und Einwanderung werden 
diese Zahlen jedoch nie in einen Zusammenhang gestellt. Wenn man jedoch 
davon ausgeht, dass Migration kein mechanischer Prozess ist, dem durch das 
Zu- oder Aufdrehen gesetzlicher oder anderer Wasserhähne ein Ende gesetzt 
werden kann, ist das Rekordtief der Asylbewerberzahlen zwar als Ende eines 
bestimmten Typs der Migration, nämlich des Asylregimes, zu verstehen, je- 


2 Vgl. exemplarisch dazu Marischka (2004) und für den Einzug dieses Topos in die etablierte 
Migrationssoziologie siehe Angenendt (1997). 
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doch nicht als Ende der Migrationen. Derartige Eingriffe verändern allerdings 
die Bedingungen, unter denen Migration stattfindet. Damit ist nicht ein radi- 
kaler Wandel in den Migrationsmotiven gemeint. Vielmehr hat die Politik der 
Verschärfung nationaler Gesetze und die Europäisierung der Migrati- 
onskontrollen ein neues Migrationsregime hervorgebracht, für welches die so 
genannte unkontrollierte Migration charakteristisch ist. Dies widerspricht dem 
gängigen Verständnis, nachdem das Hauptziel der Verschärfungen von Ein- 
wanderungskontrollen in der Abschottung vor Migration besteht. Stattdessen 
lässt sich dies als Formwechsel der Migration beschreiben, der auf das ver- 
weist, was wir die Autonomie der Migration nennen, nämlich die These, dass 
Migration ein Moment der Selbstständigkeit gegenüber politischen Maßnah- 
men besitzt, die sie zu kontrollieren beabsichtigen. 

Für unseren Ansatz war es daher entscheidend, nicht - wie es die sozialwissen- 
schaftliche Migrationsforschung gerne tut - an Kategorien anzusetzen, die von 
den Ausländer- und Migrationsgesetzen vorgegeben sind, sondern umgekehrt, 
Strategien in den Blick zu nehmen, die MigrantInnen im Umgang mit migra- 
tionspolitischen Kategorisierungen entwickelt haben. Unsere zweijährige, auf 
mehrere Orte bezogene Forschung in Anlehnung an Georg Marcus „multi- 
sited ethnography“ (1995) zeigt deutlich, dass die neuen MigrantInnen in Eu- 
ropa auf sehr mobile und multidirektionale Strategien zurückgreifen. Die hier- 
über entstehende Migrationslandschaft ist um einiges dezentrierter als klassi- 
sche Vorstellungen von Migration als Einwanderung in das „reiche Zentrum“ 
suggerieren. Darüber hinaus wird deutlich, dass MigrantInnen ihre Entschei- 
dungen angesichts der Ausdehnung der Migrationspolitiken auf die EU, schon 
an den Rändern Europas treffen müssen. Wir sind den Spuren der Migration 
an die süd-ost-europäische Peripherie gefolgt, wo sich in den letzten zwei Jahr- 
zehnten wichtige Migrationsrouten etabliert haben. Länder wie die Türkei, 
Griechenland oder Serbien und Montenegro sind hierauf auch verstärkt ins 
Visier jener Institutionen gerückt, die sich mit der Regulation der Migrations- 
bewegungen auf globaler und europäischer Ebene beschäftigen. Für die Türkei 
stellt der EU-Integrationsprozess den dominanten strukturellen Rahmen für 
die Angleichungspolitiken dar, während für Serbien und Montenegro es der 
sogenannte Stabilitätsprozess ist. Dabei zeigen unsere ethnographischen For- 
schungen zum einen, dass die Rechnung nicht ohne die diversen nationalen 
und lokalen Akteure zu machen ist. Sie sind es, die eine „europäische Migra- 
tionspolitik“ in lokalen Aushandlungen und Umsetzungspraktiken gestalten. 
Zum anderen haben unsere Forschungen auf EU-Ebene eine neue „Kunst, 
Migration zu regieren“ analysieren können - einen neuen gouvernementalen 
Politikstil der Steuerung und Aktivierung statt der durchgehend repressiven 
Kontrolle. Die Außengrenzen der Europäischen Union stellen somit sowohl 
eine Konfliktzone als auch ein migrationspolitisches Laboratorium dar. 

Am Beispiel einzelner Akteure und ihrer Migrationsstrategien werden wir die 
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mehrfach verschlungenen Wege und Irrwege des Aufbaus des europäischen 
Grenzregimes skizzieren. Diese Collage erlaubt uns, zentrale Tendenzen her- 
auszuarbeiten, die entscheidend die Transformation des europäischen Grenz- 
und Migrationsregimes markieren. Bevor wir diese Reisen rekonstruktiv antreten, 
werden wir die Geschichte der Europäisierung kurz Revue passieren lassen. 


1. Europäisierung der Migrationspolitik 


Mit dem Begriff der „Europäisierung der Migrationspolitik“ lassen sich zwei 
unterschiedliche, jedoch miteinander verbundene Prozesse beschreiben. Im of- 
fiziellen Verständnis wird darunter oft die „Harmonisierung“, also Anglei- 
chung der nationalstaatlichen Migrationspolitiken im Rahmen der EU ver- 
standen. Auch politikwissenschaftliche Forschungen betrachten die Fort- 
schreibung der nationalstaatlichen Politik auf multinationaler Ebene als eine 
Art Nullsummenspiel: Mehr EU heißt weniger nationalstaatliche Regulation. 
Wir verstehen unter Europäisierung jedoch nicht nur einen Wechsel der Ak- 
teure, sondern auch eine Transformation im Modus des Politischen. So sind 
neben der EU-Kommission und den Mitgliedsstaaten eine Reihe informeller 
Gremien und intergouvernementaler sowie nicht-staatlicher Institutionen zu 
wichtigen Akteuren der Europäisierungspolitik geworden. Auf einige davon, 
wie den UNHCR, dem Hohen Flüchtlingskommissar der Vereinten Nationen, 
oder die IOM, die Internationale Organisation für Migration, werden wir im 
Weiteren zu sprechen kommen. 

Europäisierung meint zugleich den Prozess der Ausdehnung der europäischen 
Migrationspolitik weit über das formale Territorium der Europäischen Union 
hinaus, sei es durch nationale Strategien einzelner Länder oder der EU. 
Deutschland hat sich beispielsweise mit bilateralen Abkommen beim Ausbau 
des Grenzregimes in Richtung Polen oder der Ukraine hervorgetan (vgl. For- 
schungsgesellschaft für Flucht und Migration 1997). Auch haben nationale 
Strategien zu einem Schub der Extensionspolitik beigetragen, wie insbesondere 
die von Deutschland im Rahmen der Asylrechtsänderung 1992 beschlossene 
Regelung bzgl. „sicherer Herkunftsländer“ oder „sicherer Drittstaaten“. Weil 
mittlerweile alle Nachbarländer als solche gelten, ist die EU mit einem „Cor- 
don Sanitaire“ von Staaten umgeben, in die ankommende MigrantInnen ohne 
Prüfung zurückgeschoben werden können.’ Dieses System erlebt jetzt einen 
Domino-Effekt, weil etwa Polen oder Tschechien nun ihrerseits ihre Nachbarn 
zu sicheren Drittstaaten erklären. Durch die Verkettung von Drittstaatenrege- 
lungen reicht die „police ä distance“ unter Umständen bis nach Asien.’ In 


3 Als „sichere Drittstaaten“ gelten die Länder, die sich an die Regeln des Rückschiebeverbots 
nach der Genfer Flüchtlingskonvention halten, weshalb Flüchtlinge ohne Prüfung ihres Asyl- 
antrags dorthin weitergereicht werden können 

4 Eine neue Kommissionsentscheidung von 1999 sieht vor, dass alle neuen Verträge der EU 
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diesem Sinne ist die Migrationspolitik ein wesentlicher Motor des EU-Erweite- 
rungsprozesses, in dessen Rahmen die Beitrittskandidaten zur Übernahme der 
EU-Migrationspolitik gemäß den Kopenhagener Kriterien verpflichtet sind. Auch 
die Stabilisierungspolitik auf dem Balkan trägt migrationspolitische Züge. 
Zum zentralen, offiziellen Instrument dieser Vereinheitlichungs- und Extensi- 
onspolitik wurde das Schengener-Vertragswerk, wobei „Schengenland“ mit sei- 
nem „Schengenvisum“ nicht identisch mit dem EU-Rechtsraum ist (die EU- 
Länder Großbritannien und Irland gehören nicht dazu). Dabei ist die Ge- 
schichte des Schengener Abkommens exemplarisch für die Europäisierung der 
Migrationspolitik generell. Es geht auf eine informelle Runde von fünf Regie- 
rungschefs zurück, die sich 1985 in dem belgischen Städtchen Schengen tra- 
fen, um Maßnahmen zur Vereinheitlichung des Binnenmarkts und insbeson- 
dere zum Abbau von Grenzkontrollen im Innern zu besprechen. Zu diesem 
Zwecke wollten die fünf Gründerstaaten Deutschland, Frankreich, Belgien, die 
Niederlande und Luxemburg ihre Visa- und Einwanderungspolitiken anglei- 
chen, eine gemeinschaftliche Asylregelung erreichen und den Informations- 
und Datenfluss verbessern. Erst mit dem Vertrag von Amsterdam im Jahre 
1999 wurde das multilaterale Schengener Abkommen Teil der offiziellen EU- 
Politik (vgl. Leuthardt 1999). 

Letztes Jahr mussten die Regierungschefs in Brüssel allerdings eingestehen, 
dass sie ihre Ziele nicht erreicht hatten, wie etwa die Überführung der Migra- 
tionspolitik aus dem Zuständigkeitsbereich der Mitgliedsstaaten in die volle 
Hoheit der Kommission. Dabei ist auffällig, dass alle bislang errichteten und 
bekannten Schengener- bzw. EU-Institutionen abgesehen von Europol als eu- 
ropäischer Polizeitruppe im Bereich der Erhebung, der Koordination und des 
Austauschs von Informationen und Daten tätig sind, wie das Schengener In- 
formations-System (SIS), das Informations-, Reflexions- und Austauschzentrum 
für Asylfragen (CIREA) oder sein Pendant zur illegalen Einwanderung 
(CIREFI). Der Wissensproduktion scheint auf EU-Ebene eine neue entschei- 
dende Rolle zuzukommen. Diese baut auf die Partizipation auch nicht- 
staatlicher Akteure auf und steht im Zentrum eines neuen Politiktypus, wel- 
cher als „Governance“ bezeichnet werden kann. 


2. Asyl-Poker oder „the making of irregular migration” 


2.1. Im Transit 


In einer belebten Fußgängerzone Istanbuls, wo sich viele Menschen entlang 
von kleinen Cafes und teuren Geschäften drängeln, sollen wir Luis treffen. 
Luis ist seit einigen Jahren in der Türkei und erst vor kurzem aus der Haft 


mit Drittstaaten Rückübernahmeabkommen enthalten sollten (siehe Green Paper on a 
Community Return Policy on Illegal Residents 2002). 
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entlassen worden. Wie Tausende andere Transitmigranten wollte er die Türkei 
als Brückenkopf nach Westeuropa nutzen und hatte sich auf den Weg an die 
ägäische Küste gemacht. Von dort ist es nur ein Katzensprung zu einer der 
griechischen Inseln und damit in die EU. Doch Luis ist gar nicht bis an die 
Küste gekommen. Der Minibus, mit dem er aus Istanbul - einem der zentra- 
len Knotenpunkte des illegalen Transportwesens - kam, wurde schon vorher 
abgefangen und die Gruppe in einer leerstehenden Schule gefangen gesetzt. 
Mangels einer funktionierenden staatlichen Migrations- und Asylpolitik und 
entsprechender Einrichtungen nutzen die lokalen Vollzugsorgane auch Hotels 
oder Fabrikgebäude als temporäre Haftanstalten. Für die Versorgung der In- 
haftierten müssen die lokalen Beamten sorgen, meist müssen die Eingesperrten 
allerdings selbst dafür aufkommen. 

Die EU hat in den letzten Jahren mehrfach das Fehlen einer konsistenten 
Migrationspolitik in der Türkei und eine zu laxe Haltung gegenüber den 
Transitbewegungen in den Westen kritisiert. Auf dem Gipfel-Treffen in Sevilla 
im Jahre 2002 wurde gar diskutiert, gegen Länder wie die Türkei Sanktionen 
zu erheben, sollten sie nicht schärfer gegen illegale Migrationsbewegungen und 
Schlepper vorgehen.’ Zwar hatte sich mit dem Start der Vor-Beitrittsgespräche 
2001, in deren Rahmen die Türkei bereits die politischen Beitrittskriterien zu 
übernehmen hatte, dahingehend einiges verändert (vgl. Apap/Carrera/Kirisci 
2004). Während sich jedoch der Aufbau von Gesetzen und Infrastrukturen in 
die Länge zog, sind die Kontrollen und Razzien entlang der Außengrenzen 
und in den Metropolen bereits verschärft worden. 

Luis wurde wieder frei gelassen. Nicht nur sind Abschiebeflüge nach Afrika 
teuer, auch konnte er mit der Schwangerschaft seiner Frau, die mit ihm festge- 
setzt worden war, die Gemüter erweichen. Andere, die aus benachbarten Län- 
der kamen, mussten dagegen mit ihrer Abschiebung rechnen. Nach der Frei- 
lassung war Luis allerdings wieder Single. Die Ehe mit der schwangeren Frau 
aus Nigeria war eine List, mit der beide ihre Entlassung erwirken konnten. 
Luis war mit einem Studienvisum für die Türkei gekommen, das er nur wenige 
Wochen früher als einen Studienplatz in Deutschland zugesagt bekommen 
hatte. In Istanbul musste er jedoch alsbald feststellen, dass er sich die gefor- 
derten Studiengebühren nicht leisten konnte. Sein Visum wurde nicht verlän- 
gert, er „illegal“. Nach einem gescheiterten Weiterwanderungsversuch ist er 
nun gänzlich blank und das wenige Geld, das er durch Gelegenheitsarbeiten 
verdienen kann, reicht gerade für das Essen und die Miete. Seine Optionen 
sieht er so: in der Türkei zu bleiben und in den informellen Arbeitssektoren 
ein mageres Überleben zu versuchen, zurück nach Ghana und von dort erneut 
einen Visumsantrag zu stellen, diesmal für Deutschland, oder noch einmal 


5 Ausähnlichen Gründen droht auch die USA in ihren Trafficking Berichten der Türkei Sank- 


tionen an. 
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probieren, als irregulärer Migrant in den Westen zu kommen. Und was ist mit 
Asyl in der Türkei oder in Deutschland? 

Wie in vielen Ländern, die selbst kein staatliches Asylrecht kennen - die Tür- 
kei schließt bislang aufgrund eines Regionalvorbehalts alle nicht-europäischen 
Flüchtlinge aus ihrem Asylverfahren aus -, führt ın der Türkei der UNHCR 
ein Asylverfahren durch. Ein Freund, selbst langjähriger Transitmigrant, riet 
ihm jedoch davon ab: „Stay away from this system!“ Alle seine Bekannten, 
selbst diejenigen, die aus Bürgerkriegsländern wie Liberia oder Sierra Leone 
kommen, waren skeptisch. Denn was sie von MigrantInnen, die beim 
UNHCR Asyl beantragt hatten, erzählt bekamen, erinnerte sie an die Polizei: 
Unfreundliche Interview-Verhöre, rigide Definition politischer Verfolgung, Be- 
weislast auf der Seite des Flüchtlings, lange Verfahrensdauer und Unsicherheit, 
niedrige Anerkennungsquote, keine finanzielle Unterstützung. 

Doch auch in der Türkei ist Asyl wie generell in EU-Europa - neben dem 
Studienvisum, geringen Kontingenten für saisonale Arbeit und Familienzu- 
sammenführung, oft die einzige Möglichkeit für eine Legalisierung des Auf 
enthalts. Kein Wunder, wenn sich weiterhin viele MigrantInnen vom Asylweg 
einiges versprechen, obwohl er in den letzten zehn Jahren massiv einge- 
schränkt wurde. Manchmal schreiben MigrantInnen zu diesem Anlass ihre 
Geschichten um, fertigen Dokumente an oder produzieren auf die Schnelle 
Beweismaterial, um ihre Sache durchzubringen. 

Mit dem staatlichen Abbau des Asylrechts geriet auch der UNHCR unter 
Druck. Bislang war er im internationalen Kontext die einzige Organisation mit 
einem völkerrechtlichen Mandat, die Umsetzung der Genfer Flüchtlingskon- 
vention zu überwachen, für Flüchtlinge zu sprechen sowie selbst Asylverfahren 
durchzuführen. Doch bereits Mitte der 1990er Jahre sprachen führende migra- 
tionspolitische Think Tanks von einer „Überdehnung“ des Asylrechts und 
plädierten für einen Paradigmenwechsel in der Migrationspolitik. Sie forder- 
ten, Asyl auf die seltenen „echten“ Fälle zu beschränken, Fluchtbewegungen 
schon in den Herkunftsregionen aufzufangen und Möglichkeiten für eine lega- 
le Arbeitsmigration zu schaffen. So auch Sadako Ogata, Chefin des UNHCR 
in den 1990er Jahren, die eine inhaltliche Neuausrichtung der Organisation 
forderte: „Es ist unmissverständlich klar geworden, dass der UNHCR mehr 
sein muss als eine Anwaltschaft für Asylsuchende. Von dem Amt wird erwar- 
tet, als globaler Krisenmanager, think tank und in vielen Fällen Katalysator für 
politisches Handeln aufzutreten“ (Ogata 1997, 239-241). 


2.2 Neue Spieler, neues Glück 


In der Türkei ist der UNHCR seit den 1980er Jahren aktiv (UNHCR 2005). 
Neben der Durchführung von Asylverfahren beteiligt er sich an regionalen 
Kriseneinsätzen wie im Kontext der Kriege im Irak. Auch auf dem Balkan ist 
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der UNHCR in Sachen Management von Fluchtbewegungen und Anerken- 
nungsverfahren tätig. Am Rande Belgrads liegt das Motel 1000 Rosen, dessen 
guten Tage längst der Vergangenheit angehören. Es handelt sich um eine 
„UNHCR Aufnahmeeinrichtung“. Hier werden Asylantragssteller während ih- 
res Verfahrens untergebracht. Einige von ihnen waren auf Transit in Richtung 
Westen oder lebten ohne Papiere in Belgrad, als sie geschnappt wurden. Bis 
ins Motel schafft es jedoch nur, wer sein Asylbegehren den UNHCR- 
Mitarbeitern zu Gehör bringen kann, die die gefangen gesetzten MigrantInnen 
im Abschiebegefängnis Padinska Skela aussieben. Allerdings wollen in Belgrad 
ähnlich wie in der Türkei viele die lange und unbestimmte Wartephase nicht 
hinnehmen und machen sich mit Hilfe von klandestinen Transportunterneh- 
men auf die Weiterreise (Andrijasevi * /Bojad ® ijev 2004). 

Neben diesen konkreten Aufgaben hat der UNHCR eine wichtige Rolle als poli- 
tischer Katalysator im Kontext der Europäisierung der Migrationspolitik über- 
nommen. In der Türkei kommt ıhm im Zusammenhang mit dem Beitrittspro- 
zess vor allem die Funktion zu, das diskursive und politische Terrain zur Ü- 
bernahme der EU-Migrationspolitik zu präparieren sowie „willige Akteure“ zu 
organisieren. Denn Transitmigration wurde in der Türkei bislang nicht als po- 
litisches Problem verhandelt. Nicht nur ließen inländische Probleme wie der 
Kurdenkonflikt oder die Wirtschaftskrisen die Migrationspolitik nachrangig er- 
scheinen. Auch hatte die Türkei kein Interesse an der ihr von der EU zuge- 
dachten Rolle einer Pufferzone, denn dadurch würde sie schleichend zu einem 
Einwanderungsland. Auch rechtspopulistische Kampagnen mit dem Slogan 
„Ivan nimmt Mehmet den Arbeitsplatz weg“ verliefen angesichts der gesell- 
schaftlichen Normalität informalisierter Arbeit im Sande.‘ Transitmigration 
sowie Migration überhaupt musste folglich zunächst einmal als Problem kon- 
struiert werden, um es zu einem Objekt politischer Regulation machen zu kön- 
nen. Wichtig ist aus dieser Perspektive daher Agenda-Setting und das Erzeugen 
zivilgesellschaftlichen Drucks. So meinte ein Mitarbeiter der deutschen Bot- 
schaft in Ankara, dass der Einfluss der EU letztlich eingeschränkt sei. Um Ge- 
setze auch in der Praxis wirken zu lassen, sei „Druck von unten“ notwendig. 
„Governance without Government“ bezeichnet einen Regierungsstil, in dem es 
darauf ankommt, vermittels eines Netzwerks nicht-staatlicher Akteure und 
dem zivilgesellschaftlichen Diskursfeld zu „regieren“ (vgl. Kommission 2001). 
Im Fall des türkischen Beitrittsprozesses konnten wir diesen Politikstil in situ 


6 Gegen welche nun die Internationale Arbeitsorganisation ILO mit einer Anti- 
Schwarzarbeiter-Kampagne im Stile der deutschen Gewerkschaftspolitik vorgehen will. 

7 Das Weißbuch über Europäisches Regieren von 2001, das durch die Debatten um die Euro- 
päische Verfassung stark überlagert wurde, liest sich hierzu wie der Generalplan. Es plädiert 
für eine strategischen Partizipation der Zivilgesellschaft, eine stärke Nutzung von „Experten- 
Wissen“, der Dezentralisierung von Maßnamen in „Agenturen“ oder ein „multi-level gover- 
nance“, um nationale, regionale und lokale Akteure stärker in die EU-Politiken mit einzube- 
ziehen. 
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beobachten. Während im Rahmen der Beitrittsgespräche die Migrationspolitik 
erst im Jahr 2002 angegangen wurde, bringt der UNHCR schon seit 1997 mit 
EU-Geldern mittleren und leitenden türkischen Beamten asylrechtliche Fragen 
näher. Dazu gehört die Organisation von Roundtable-Gesprächen und Semi- 
naren zur Information und Vernetzung zivilgesellschaftlicher Gruppen. Auf 
diesen kleinen, doch relativ etablierten Asyldiskurs konnte später die EU- 
Kommission aufspringen und die Anpassung an ihre Migrationsregularien als 
menschenrechtlich gebotene Maßnahme preisen. Die echten Flüchtlinge seien 
aus der Masse irregulärer MigrantInnen herauszufiltern und entsprechende 
Infrastrukturen zu deren „Schutz“ zu schaffen. Angesichts der Willkür, die das 
derzeitige Verfahren in der Türkei oftmals bedeutet, ist der EU der zivilgesell- 
schaftliche Applaus sicher. Mit der Einrichtung eines derartigen Verfahrens 
wird jedoch „irreguläre Migration“ zu einem real existierenden Objekt, ihre 
Evidenz verdichtet sich in einer gleichsam juridischen Figur. Wer den etablier- 
ten Migrationskategorien nicht entspricht, dem wird amtlich bescheinigt, ein 
Klandestino oder eine Klandestina zu sein. 

In den Prozess der Übertragung der EU-Migrationspolitik auf Staaten wie die 
Türkei oder Serbien und Montenegro spielt neben anderen Institutionen vor 
allem die Internationale Organisation für Migration (IOM) eine wichtige Rol- 
le (vgl. Hess 2004), die sich in den letzten Jahren international mehr und 
mehr als der modernisierte Gegenpart zum UNHCR im Bereich Migrations- 
management ins Spiel bringt. Dabei bietet die 1951 auf Initiative der USA 
noch unter anderem Namen gegründete und nach dem Ende des Kalten Krie- 
ges in TOM umbenannte intergouvernementale Organisation den nationalen 
Regierungen und der EU in diversen Feldern ihre Hilfe an, so etwa im Bereich 
der Entschädigungszahlungen ehemaliger Zwangarbeiter des NS-Regimes, der 
„freiwilligen Rückführung“, dem Aufbau und der Vermittlung von Know How 
in Sachen „border management“, Kriseninterventionen in Konfliktzonen oder 
für kontrollierte Arbeitsmigration (IOM 2003; vgl. zur Geschichte der IOM 
Düvell 2002: 101-107). 

In den vergangenen Jahren hat sie vor allem mit einer Anti-Trafficking Kam- 
pagne auf sich aufmerksam gemacht, die sie breit gestreut in den osteuropäi- 
schen Ländern lancierte. Auf EU-Ebene wurde sie diskursbestimmend und ist 
in die neuesten Gesetzgebungen gegen „Menschenhandel“ eingegangen. In der 
Türkei hat sie mit Studien zur „Transit-“ und „irregulären Migration“, die sie 
bereits Mitte der 1990er Jahre in Auftrag gab, den Anti-Trafficking-Diskurs auf 
der politischen Bühne platziert. Dabei ähnelt ihre Logik der des Flüchtlings- 
schutzes und zeitigt ähnliche diskursive Effekte. Denn so wie die Schutzbe- 
hauptung gegenüber Flüchtlingen erst eine staatliche Migrationspolitik auf 
den Plan ruft, so verhilft der Trafficking-Diskurs dazu, verschärftes Vorgehen 
gegen illegale Migration als menschenrechtliche Schutzmaßnahme gegenüber 
den Opfern von Menschenschmuggel zu legitimieren. Er scheint dabei so er- 
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folgreich zu sein, weil es damit gelingt, das Bild von Frauen in der Migration 
gänzlich mit dem von unfreiwilligen, passiven Opfern von Menschenhändlern 
gleichzusetzen.’ Der finanzstarken IOM kommt darüber hinaus die zentrale 
Rolle zu, national und international über Auftragsforschungen und Kongresse 
die Migrationsforschung zu finanzieren und zu beeinflussen, Gründungspro- 
zesse von NGOs zu fördern und hierüber unter anderem Agenda-Setting zu 
betreiben. 


3. Kontrollierter Transit 
3.1 Warum Apo keinen Asylantrag in Griechenland stellt 


Apo hatte es geschafft ohne Papiere von der Türkei nach Griechenland zu 
kommen. Wir trafen ihn in einem der Lager, die auf den griechischen Inseln 
in den letzten Jahren als Aufnahmezentren errichtet wurden. Zu unserer gro- 
ßen Verwunderung sprach er Deutsch. Er erzählte, dass er aus Stuttgart kom- 
me, wo er seit Anfang der 1980er Jahre mit seinen Verwandten als „Gastarbei- 
ter“ lebe. In den 1990ern ging er zurück in die türkischen Berge, um mit der 
PKK zu kämpfen. Als die PKK ihren Waffenstillstand ausrief, zog er sich in 
den Irak zurück. Seit einigen Monate sei er nun auf seiner Rückreise und habe 
endlich die türkische Küste erreicht, von wo aus er mit einer Gruppe von 
MigrantInnen auf einem Schlauchboot nach Lesbos übersetzte. Denn auf di- 
rektem Wege nach Deutschland einreisen könne er nicht mehr, da sei sein le- 
galer Aufenthalt aufgrund seiner langen Abwesenheit laut dem hiesigen Aus- 
ländergesetz annulliert. Apo würde also, obwohl er schon 25 Jahre in 
Deutschland gelebt hatte, illegal sein. Nun versuchte er mit seinen Verwand- 
ten in Deutschland Kontakt aufzunehmen, damit sie ihm aus dem Lager und 
zurück nach Deutschland holten, egal wie. Obwohl er als politisch Verfolgter 
gelten kann, will er auf Lesbos keinen Asylantrag stellen. Die Prozedur ist ihm 
zu unsicher und es dauert zu lange. Die Anerkennungsquote lag 2004 bei 
0,6% und Wartezeiten bis zu zwei Jahren sind keine Seltenheit (Petracou u.a. 
2005). Hätte Apo einen Asylantrag in Griechenland gestellt, müsste er sich 
zudem in Laurio - ein vor 10 Jahren errichtetes Lager für politisch Verfolgte 
vor allem aus der Türkei - registrieren lassen. Sich als Asylbewerber in Grie- 
chenland registrieren zu lassen, würde vor allem bedeuten, dass seine Erstan- 
kunftsdaten im Schengener Informationssystem (SIS) gespeichert sind. Dies 
wiederum brächte aufgrund der Dubliner First-Country-Regelung mit sich, 


8 In der Türkei ist eine NGO, die „Human Ressource Development Foundation“, in diesem 
Bereich tätig und unterhält ein Frauenhaus. Sie hat mittlerweile mit dem Staat ein Abkom- 
men über bessere Zusammenarbeit getroffen, welches ihr während des letzten Nato-Gipfels 
in Istanbul 2004 vom US-amerikanischen Außenminister überreicht wurde. Diese symboli- 
sche Politik verweist auf den Einsatz der USA, vermittelt über die IOM, in der Antıi- 
Trafficking-Politik. 
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dass er nicht nach Deutschland weiterreisen könnte, ohne bei einem Aufgriff 
mit der Rückführung nach Griechenland rechnen zu müssen. Apo will aber in 
Deutschland leben und er nimmt die Gefahren der illegalen Einreise in Kauf. 
Er setzt darauf, mit Hilfe seiner Familiennetzwerke Griechenland illegal zu ver- 
lassen. In Deutschland will er auch keinen Asylantrag stellen. Denn als Asyl- 
bewerber würde er zwangsläufig einem Asylbewerberheim zugewiesen, in dem 
er weder arbeiten noch aufgrund der Residenzpflicht in der Nähe seiner Fami- 
lienangehörigen wohnen dürfte. 


3.2 Lager sind nicht gleich Lager 


Apo gehört zu denjenigen TransitmigrantInnen, die über die Südrouten 
kommen und fürs Erste in den Lagern auf den Inseln festsitzen, solange nicht 
genau geklärt ist, aus welchen Ländern sie stammen. Doch die Lager entlang 
der Ägäis stellen weniger eine Blockade dar, als vielmehr eine Art Eintrittsti- 
cket zur Weiterwanderung in der Norden. Zwar gibt es ein Rückführungsab- 
kommen mit der Türkei, seine Anwendung wird jedoch faktisch unter ande- 
rem durch das etablierte Menschenrechtsregime außer Kraft gesetzt. 

Die Polizei verordnet bei der Festnahme eine sofortige Verwaltungs- 
Abschiebung wegen illegaler Einreise. Die Staatsanwaltschaft setzt diese aller- 
dings provisorisch außer Kraft, in dem sie keine individuelle Anklage gegen 
die illegal Eingereisten erhebt. Dies ist eine Reaktion auf die Tatsache, dass die 
Polizei die Asylverfahren in den Lagern nicht gewährleisten kann und deshalb 
die illegal Eingereisten aufgrund der Asylvermutung auch nicht direkt zurück- 
weisen darf. In der Regel werden diejenigen, bei denen angenommen wird, 
dass sie über die Türkei kommen und nicht Asyl beantragen können oder 
wollen, so schnell wie möglich nachts über die Gewässer des Grenzflusses Ev- 
ros zurückgeführt. Meistens unter Androhung von Gewalt. 

Diejenigen der LagerbewohnerInnen, die nicht sofort abgeschoben werden, 
verlassen nach einem dreimonatigem Aufenthalt das Lager mit einem Doku- 
ment, das sie auffordert, das Land innerhalb von zwei Wochen „freiwillig“ zu 
verlassen. Dabei ist der Nebensatz interessant, der auf dem „Freilassungsdo- 
kument“ steht: „in einer Richtung ihrer Wahl“. 

Apo könnte also, insofern er es schafft mit dem „Freilassungsdokument“ das 
Lager zu verlassen, auch in den Produktionsstätten der griechischen „Schat- 
tenwirtschaft“ untertauchen, um die Kosten für die Weiterreise zu finanzieren 
und Schulden bei Fluchthelfern abzuarbeiten. In Athen residieren nicht nur 
alle Kontrollinstanzen. Athen ist auch der große urbane Raum, an dem die 
Kontrollzugriffe scheitern. Während die griechische Asyl- bzw. Migrationspoli- 
tik zunächst wie ein unkoordinierter selektiver Zugriff seitens der Grenzpolizei 
erscheint, stellt sie bei genauer Betrachtung eine eigenartige Institutionalisie- 
rung der Transitmigration im Regulationsmodus der griechischen Migrati- 
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onspolitik und ihrer zugrunde liegenden Maxime dar: Griechenland sei ein 
Transit- und Einwanderungsland (vgl. Sitaropoulos 2000; Kostakopoulou 
2002). Die Lager sind ein zentrales Element davon. Man könnte die Lager auf 
der griechischen Seite der Ägäis dann auch als Institutionen beschränkter Haf- 
tung bezeichnen. Denn die Durchsetzung asylrechtlicher Standards vor allem 
durch die Interventionen von NGOs sorgt für eine Eindämmung der Restrik- 
tivität der Grenzkontrollen und verrechtlicht in gewisser Weise die Mobili- 
tätsdynamik der Transitmigration (vgl. Karakayali/Tsianos 2004). 


4. Blok 70 - prekäre Einwanderung 


Die Mobilitätsdynamiken des Transits haben schon lange die Länder des e- 
hemaligen Jugoslawiens erfasst. Während Ex-Jugoslawien in Deutschland bis 
heute vor allem als Auswanderungsregion bekannt ist, ist die Region im Wind- 
schatten der Kriege selbst zum Zielgebiet von Migrationsbewegungen gewor- 
den. So gehören die ehemaligen Staaten Jugoslawiens zum einen immer noch 
zu den Ländern, die die Hitliste für Asylanträge in der EU anführen. Außer- 
dem wurde während der Kriege in den 1990er Jahren Flüchtlingen von den 
EU-Staaten eine befristete Aufenthaltserlaubnis bewilligt. Seit einigen Jahren 
werden allerdings wieder Rückkehrprogramme aufgelegt und Bürgerkriegs- 
flüchtlinge zwangsweise zurückgeführt. Dabei leben bis heute immer noch 
schätzungsweise eine Million Flüchtlinge in der Region, die während der Krie- 
ge in andere Teile des zerbrechenden Staates flohen. 

Die Westlichen Balkanstaaten, so der offizielle Duktus, der Albanien ein- und 
Slowenien ausschließt, sind seit den 1990er Jahren zunehmend als „Einfallstor“ 
für undokumentierte Migration ins Visier der EU-Migrationspolitik geraten. 
Auch viele MigrantInnen, die es von der Türkei nach Griechenland geschafft 
haben, nutzen die so genannte „Balkanroute“ für ihren weiteren Transit ins 
Schengenland. Aus der Perspektive von NGOs, inter- und supragouvernementa- 
len Organisationen sowie der EU verlangt dieses Szenario Maßnahmen. Wäh- 
rend die EU jedoch im Falle der Türkei auf den „legalen Rahmen“ der Vor- 
Beitrittsverhandlungen zurückgreifen konnte, um ihre migrationspolitischen Vor- 
stellungen durchzusetzen, ist es im kriegsgeschüttelten Südosten Europas die 
Konstruktion des so genannten Stabilitätspakts und das CARDS-Programm 
(Community Assistance for Reconstruction, Development and Stabilization 
Programme) (CARDS 2004). Die Stabilitätsabkommen mit Albanien, Kroa- 
tien, Mazedonien, Bosnien und Herzegowina und Serbien und Montenegro 
dienen sozusagen als Vorstufe zur Aufnahme von Beitrittsgespräche mit unter- 
schiedlichen Geschwindigkeiten, wobei die Länder aufgefordert sind, EU- 
kompatible legale und institutionelle Strukturen aufzubauen - u.a. auch im 
Migrationsbereich. Denn, so das Migrationsprogramm des Stabilitätspakts 
(MARR]): „Solche Bevölkerungsbewegungen, sofern sie nicht gemanagt wer- 
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den, könnten die laufende ökonomische und soziale Rekonstitution und 
Transformation unterminieren. ... Zugleich könnte ein konstruktives Manage- 
ment der Bevölkerungsbewegungen zu einem besseren Nutzen der vorhande- 
nen Humanressourcen auf der Basis eines flexiblen Arbeitsmarktes beitragen 
und die Region für formale Verbindlichkeiten, individuell oder kollektiv, mit 
anderen europäischen Staaten besser positionieren, eine bereitere Freizügigkeit 
zu befördern“. 

In diesem Sinne hat die Regierung Serbien und Montenegro gerade ein Asyl- 
gesetz verabschiedet, das die Anerkennung der EU-Richtlinien finden soll. An- 
gesichts der Konstitution der post-Kriegsstaaten sind es wie in der Türkei auch 
in Serbien und Montenegro NGOs, der UNHCR und die IOM, die neben der 
Beratung der Regierungen wesentliche konkrete Maßnahmen durchführen. Die 
IOM erfüllt im Rahmen des zentralen EU-Projekts „Establishment of EU 
compatible legal, regulatory and institutional framework in the field of asy- 
lum, migration and visa matters“ die Rolle des Hauptakteurs im Bereich Rück- 
führung und Abschiebungen. Sie organisiert sowohl die „Rücksiedelung“ abge- 
lehnter Asylbewerber und die Rückführung irregulär sich in den Balkan- 
Ländern aufhaltender MigrantInnen in ihre Herkunftsländer als auch von 
Bürgerkriegsflüchtlingen aus den EU-Ländern in die ehemaligen Staaten Jugos- 
lawiens(IOM 2004). Ferner will sie sich in der Einrichtung und Verbesserung 
der Abschiebe-Infrastruktur betätigen (vgl. auch das EU „Aktionsprogramm 
Rückführung“ 2004). Auf diese Weise agiert die IOM im Auftrag der EU und 
staatlicher Institutionen in einem Bereich, der bislang nationalstaatlicher Sou- 
veränität zufiel. 

Toni, der vierzehn Jahre lang mit seiner Familie in Deutschland mit einem 
Duldungstitel lebte, ist einer der zehntausend Roma-Flüchtlinge, die aus 
Deutschland jährlich von der IOM nach Serbien und Montenegro „freiwillig 
zurückgeführt“ wurden. Die sogenannte freiwillige Rückführung der Bürger- 
kriegsflüchtlinge und insbesondere der Roma ist Teil des „Assisted Voluntary 
Return Programms“ (AVR), in dessen Rahmen sie zwischen 1979 und 2002 
487.000 „Rückführungen“ in über 100 Ländern durchführte. In Deutschland 
hätte Toni in wenigen Monaten sein Abitur gemacht, doch dann wurde die 
dreimonatige Duldung nicht mehr verlängert: Es hieß, sie hätten zwei Wochen 
Zeit, ihr Hab und Gut zu packen. Im Unterschied zu einer erzwungenen Ab- 
schiebung, dürften sie bei einer freiwilligen Rückführung für einen kurzen Be- 
such wieder nach Deutschland kommen. Wenn sie sich allerdings dagegen 
entschieden, würde seiner Familie die Arbeitserlaubnis entzogen und die Sozi- 
alhilfe ausgesetzt. 

Viele, denen ein ähnliches Schicksal drohte, entschieden sich gegen diese frei- 
willige Abschiebung. Sie wurden dann in aller Früh von der Polizei abgeholt, 
aus dem Bett gezerrt ohne Zeit zu haben, die eignen Sachen zu packen. Mit 
Blaulicht wurden sie an den nächsten Flughafen gefahren, wo so genannte 
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Sammelabschiebungen auf sie warteten, manchmal drei Mal wöchentlich nach 
Pristina. Dort gibt es keinerlei finanzielle Unterstützungsprogramme, die Ab- 
geschobenen sind völlig auf private Solidaritäten angewiesen, wenn diese in 
der Zeit der Migration überhaupt aufrechterhalten wurden. Wiederholt haben 
sich Romas gegen ihre Abschiebung kollektiv organisiert. So ging auch im 
April 2002 eine Protestkarawane durch Deutschland und über sechs Monate 
lang wurde ein öffentlicher Platz in Düsseldorf besetzt gehalten. Verschiedene 
Aktionen, Demonstrationen und Hungerstreiks fanden statt. Nach Polizeiraz- 
zien besetzten die Roma die lokalen Büros der PDS und SPD und forderten 
den sofortigen Stopp der Abschiebeflüge und das Bleiberecht in Deutschland 
(vgl. www.fluechtlingsrat-nrw.de/1398/). 

Toni arbeitet inzwischen, wie viele der abgeschobenen Romas, mit seinen 
sechzehn Jahren in Belgrad in Blok 70, um zum Überleben seiner Familie bei- 
zutragen. Er und sein Bruder sind in Serbien Fremde. Sie lesen die kyrillische 
Schrift und sprechen die Sprache nicht so gut und ohne die Sprache gibt es 
keine Ausbildung oder Schule. Wir treffen Toni in Blok 70, eine Shopping- 
mall und ein besonderer Ort der Migration im Stadtteil Novi Beograd. Hier 
kreuzen sich die Wege verschiedener MigrantInnengruppen: neben den abge- 
schobenen Roma, sind es vor allem chinesische EinwandererInnen sowie die 
so genannten Displaced Persons, Flüchtlinge aus den regionalen Kriegen. Ih- 
nen allen ist gemeinsam, dass sie an diesem Ort zusammenkommen, um ihr 
prekäres Leben zu organisieren. Die Shoppingmall ist ein großes, zweigeschos- 
siges Gebäude, in dem vor allem chinesische MigrantInnen in über 300 Läden 
billige Produkte zum Kauf anbieten. Ortsansässige, meist serbische Frauen, ar- 
beiten als Verkäuferinnen in den Läden und Restaurants und liefern das Essen 
an die Geschäfte aus. Sie arbeiten von 9 bis 18 Uhr, jeden Tag der Woche für 
ca. 300 Dinar (Euro 3,70) pro Tag. Viele von ihnen haben ihre früheren Jobs 
verloren und konnten woanders keine Arbeit finden. 

Auch die chinesischen Shopinhaber in Blok 70 leben in Prekarität. Ihre Anwe- 
senheit wird zwar wie auch die anderer de-facto-EinwandererInnen-Gruppen in 
Griechenland oder der Türkei geduldet, doch ohne entsprechende rechtliche 
Absicherung. Auch wenn manche Chinesen in Serbien bereits zehn Jahre und 
länger leben, wird ihnen nur eine Aufenthaltserlaubnis zwischen drei und 
sechs Monaten gewährt, die immer wieder verlängert werden muss. Keinem 
Ausländer wird in Serbien ein längerer Aufenthaltsstatus gegeben, heißt es of- 
fiziell. In der Vergangenheit, vor allem in den Kriegsjahren der 1990er konnten 
die chinesischen EinwandererInnen bis zu zwei Jahre beantragen. Heute ist die 
Verlängerung der Erlaubnis von den Steuern abhängig, die sie zahlen. Visa 
werden für Besuche nur für enge Verwandte erteilt, nicht an Tanten, Brüder 
oder Cousins. Aufgrund dieses prekären Aufenthaltsstatus schicken chinesi- 
sche Eltern auch ihre Kinder, die in Serbien geboren wurden, meist in Schulen 
in China. Nachdem sie auch kein Eigentum besitzen dürfen, müssen sie mit 
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serbischen Eigentümern verhandeln, um ihre Shops zu mieten. Die kleinen 
Läden kosten zwischen 200 und 3000 Euro im Monat. 

An diesem Ort, im Blok 70, ist der Begriff Migrant vorläufig. Weiß der Roma 
Jugendliche mit den Abschiebepapieren, dass die chinesische Ladenbetreibe- 
rin, für die er arbeitet, unter ähnlichem unsicheren Aufenthaltsbedingungen 
lebt wie er zuvor in Deutschland? Weiß die serbische Frau, die dem Krieg aus 
Vukovar entflohen ist und in der Küche des chinesischen Lokals arbeitet, dass 
der Mann im Shop nebenan eine Geschichte des Widerstands gegen Abschie- 
bung hat? Ein chinesischer Händler, der zu uns durch eine Übersetzerin 
spricht, sagt uns, dass es für ihn unmöglich ist, sich als Migrant zu bezeich- 
nen. Ein Migrant, sagt er, ist jemand, der wenigstens einige Rechte hat. Sich 
als Migrant zu bezeichnen ist ein politischer Akt, eine Form von Widerstand, 
eine Forderung, eine Transformation des alltäglichen Lebens. 


5. Turbulenzen an den Rändern Europas 


Die Europäisierung der Migrationskontrollen in der dargestellten Doppelglei- 
sigkeit von Vorverlagerung und Ausbau der Grenzkontrollen zum einen und 
zum anderen der NGOisierung und Transformation der Akteure bremst den 
einen oder die andere an den Rändern und in den Pufferzonen ab und mag 
Wege verlängern und „umleiten“. Sie führt ganz bestimmt zur Illegalisierung 
des Gros der neuen EinwanderInnen in die Europäische Union. Doch vor al- 
lem trägt die Extensionspolitik der Migrationskontrollen dazu bei, die Ränder 
der Europäischen Union zu Hotspots des Migrationsgeschehens zu machen. 

Dabei demonstrieren die Strategien der MigrantInnen, dass der migrationspo- 
litische Mythos der Kontrolle der Migration den Realitätscheck nicht stand- 
hält. Nicht nur zeigen viele Migrationsverläufe, wie pragmatisch verschiedene 
Möglichkeiten probiert werden. Das Wissen, wo und wie der Transit und die 
Einwanderung am besten zu bewerkstelligen seien, kursiert in den Netzwerken 
der Migration. So glaubten viele MigrantInnen im Motel 1000 Rosen, dass 
Ungarn ein guter Ort sei, um Asyl zu beantragen. Dabei kursierte unter den 
MigrantInnen ein Witz, wie sie am besten nach Ungarn - mittlerweile EU- 
Mitgliedsstaat und Schengenland - kommen könnten: Wenn du nach Ungarn 
willst, dann passiere die Grüne Grenze nach Österreich und lass dich fest- 
nehmen. Wenn die Grenzpolizei fragt, durch welche Länder du nach Öster- 
reich kamst, sag ‘über Ungarn’ und du wirst postwendend dort hin gebracht - 
sichere Drittstaatenregelung und first-country-regulation. Es wäre falsch, den 
Prozess der Vorverlagerung der Grenze allein als souveränen Akt einer Kompe- 
tenz- und Machtausweitung zu verstehen, die die Staaten aufgrund eines abs- 
trakten Kontroll- und Herrschaftsanspruchs vornehmen. Vielmehr ist die 
Transformation von Souveränität selbst als Effekt globaler migrantischer Prak- 
tiken zu denken, die die Grundlagen, auf denen Souveränität bislang funktio- 
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nierte, tendenziell unterlaufen. Es geht darum, Migration als eine Bewegung 
zu begreifen, die, wie es Yann Moulier Boutang formuliert hat (2002), „Wissen 
besitzt, eigenen Regeln folgt und ihre Praxis kollektiv organisiert“. Die EU- 
europäischen Migrationspolitiken haben mit einer Autonomie der Migration 
zu rechnen, die gelernt hat, mit ihnen umzugehen, ihnen auszuweichen und 
sie ins Leere laufen zu lassen. Deshalb spricht auch die EU nicht mehr die 
Sprache der Abschottung, sondern des Migrationsmanagements. 

Auch die Politik der Erweiterung und der Vorverlagerung der Grenzen lässt 
sich als eine Reaktion auf diese Selbstbehauptungskräfte der Migration lesen. 
Während die Europäische Union und ihre Mitgliedsstaaten dies im Gestus der 
Integration der angrenzenden Länder in ihr imperiales Grenzregime durchfüh- 
ren, weisen unsere Forschungen auf eine andere Tendenz hin. Es ist nicht nur 
ein weiter Weg von Brüssel über die nationalen Hauptstädte bis hinunter zu den 
konkreten Orten, entlang derer viele Akteure an der Umsetzung der Programma- 
tiken beteiligt sind. Unsere Analyse der konkreten Interaktionen zeigt, dass in 
Südosteuropa entgegen allen offiziellen Absichtsbekundungen, Migration stär- 
ker zu unterbinden, ein Migrationsregime im Begriff ist zu entstehen, welches 
den Transit und eine prekäre Einwanderung mit ihren informalisierten Ökono- 
mien institutionalisiert. Die spezifische Ausrichtung der Lager als Transiträume 
verdeutlicht geradezu exemplarisch diesen Richtungswechsel der Regulation: 
Das Lager ist nicht in erster Linie ein Einschließungsmilieu, sondern der ver- 
räumlichte Versuch, Bewegungen temporär zu beherrschen d.h. Verkehrswege 
und Routen zu verwalten, um die regulierte Mobilität produktiv zu machen. 
Während in den klassischen europäischen Einwanderungsländern die neue 
transnationale Migration in das Prokrustesbett der fordistischen Institutionen 
gezwängt wird, entsteht in Südosteuropa so etwas wie ein Laboratorium zur 
Entwicklung eines postfordistischen Migrationsregimes. Es ist alles andere als das 
Produkt von EU-Migrationsbürokraten und ihren Kontrollphantasien. Vielmehr 
dokumentieren die Grenzen Griechenlands z.B. zu nicht EU-Ländern wie Al- 
banien, Mazedonien, Bulgarien und vor allem zur Türkei, wie eine Geographie 
von Migrationsrouten bereits eine beachtliche Definitionskraft über das Grenz- 
regime etabliert hat. Von einem solchen Standpunkt aus betrachtet, ist die Re- 
gierung der Migration selbst ein Effekt der Bewegungen und Widerstände der 
Migration. 

Es geht also nicht nur um die Tendenz einer Provinzialisierung Kerneuropas 
durch seine Peripherie: Die Verlagerung der Politik an die Aufßengrenzen 
bringt zugleich die MigrantInnen in eine Position innerhalb des Migrationsre- 
gimes, die ihre Taktiken und Bewegungen zum Element der Steuerung von 
Migrationsbewegungen macht. Diese „Turbulence of Migration“ (Papastergia- 
dis 2000) ist vielleicht einer der entscheidenden Auslöser für den Paradigmen- 
wechsel der Migrationspolitiken von einer Praxis des „Government“ zur „Go- 
vernance of Migration“. 
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Ob sich dies auch auf EU-Ebene zukünftig in veränderten Kräfteverhältnissen 
und Machtkonstellationen niederschlagen wird, in dem sich die Südländer ge- 
gen das Diktat „Kerneuropas“ stellen, ist noch nicht abzusehen. Auf der Ebene 
der Lebensrealitäten führt es allemal zu transnationalen Lebensprojekten quer 
durch Europa und quer zu den gängigen Zentrum-Peripherie-Vorstellungen. So 
trafen wir auch auf MigrantInnen wie die chinesischen EinwandererInnen in 
Serbien oder MoldawierInnen in der Türkei, die aus jeweiligen Gründen kein 
Interesse an einer Einwanderung nach Deutschland und in die Zentrumslän- 
der der Europäischen Union haben. Nicht selten sind auch Transitsituationen 
und Einwanderungen auf Zeit von dauerhaften Einwanderungswünschen nur 
noch schwer zu unterscheiden. Nicht nur die Grenzräume und Transitstre- 
cken, die nahezu rechtsfreie Räume darstellen, auch die prekäre chinesische 
Einwanderung nach Serbien, die den Staaten ihre Anwesenheit abtrotzen und 
mal mehr mal weniger geduldet sind, machen deutlich, dass die Frage nach 
Bürgerrechten im turbulenten Europa neu gestellt werden muss. Angesichts 
der Mobilitäten ist die Koppelung von Rechten an Staatsbürgerschaft und Na- 
tionalstaat absurd. 


Literatur 


Andrijasevic, Rutvica/ Bojadzijev, Manuela (2005): Notes Towards Migration Management and 
Citizenship in the area of Ex-Yugoslavia. www.transitmigration.org, Stand 05.2005. 

Angenendt, Steffen (Hg.) (1997): Migration und Flucht, München. 

Apap, Joanna/ Carrera, Sergio/ Kirisci, Kemal (2004): Turkey in the European Area of Freedom, 
Security and Justice. In: Centre for European Policy Studies (CEP). EU-Turkey Working Pa- 
pers. No3/August 2004. www.ceps.be 

CARDS (2004): Regional Strategy Paper 2002-2006. European Commission, External relations 
Directorate General, Directorate Western Balkans. 

Boutang, Yann Moulier (2004): Nicht länger Reservearmee. Thesen zur Autonomie der Migration 
und zum notwendigen Ende des Regimes der Arbeitsmigration. In: Subtropen 12/2004. 

Brüsseler Programm (2004): www.euroactice.com 

Bundesministerium des Inneren (Hg.) (2004): Migrationsbericht. Im Auftrag der Bundesregie- 
rung. Aktualisierte Ausgabe 2004. www.bmi.bund.de 

Düvell, Frank (2002): Die Globalisierung des Migrationsregimes. Berlin/Göttingen. 

Forschungsgesellschaft für Flucht und Migration (Hg.) (1997): Ukraine, vor den Toren der Fes- 
tung Europa. Berlin/Göttingen. 

Georg, Marcus (1995): Ethnography in/of the World System: the Emergence of Multi-sited Eth- 
nography. In: Annual Review of Anthropology. 1995/ 24, S. 95-117. 

Green Paper on a Community Return Policy on Illegal Residents (2002), Quelle unbekannt. 
Hess, Sabine (2004): We help Migrants and Governments alike. Zur Rolle der IOM beim Aufbau 
des europäischen Grenzregimes in der Türkei. In: www.contrast.org/borders/kein/iom.html. 
IOM: International Organization for Migration (2003): World Migration. Managing Migration. 

Challenges and Responses for People on the Move. Genf. 

IOM: International Organization for Migration (2004): Migration Management in Southeast Eu- 
rope. Objectives for 2005. Wien. 

Karakaylı, Serhat/ Tsianos, Vassilis (2004): Wilde Schafsjagd in der Ägäis und die transnationalen 
„mujahideen“ von Rastanski Lojia: Über Grenzregime an der Südostgrenze Europas. In: sprin- 
gerin, Band X, Heft 3, S. 28-31. 

Kommission der Europäischen Gemeinschaft (2001): Europäisches Regieren. Ein Weissbuch. 
Kom (2001) 428 endgültig. http;//europa.eu.int/comm/governance 


362 Andrijasevic/BojadZijev/Hess/Karakayalı/Panagiotidis/Tsianos 


Kommission der Europäischen Gemeinschaft (2004): Aktionsprogramm Rückführung, COM 
(2004) 713, 23. November. 

Kostakopoulou, Thalia (2002): Long-term resident third-country nationals in the European 
Union: normative expectations and institutional openings. Journal of Ethnic and Migration 
Studies, 28: 3, S. 443-462. 

Leuthardt, Beat (1999): An den Rändern Europas. Zürich. 

Marischka, Christoph (2004): Festung Europa? In: AUSDRUCK- Das IMI-Magazin. Juni. 

Marischka, Christoph.(2004): Inszenierter Alltag. In: Ausdruck - Das IMI- Magazin. August. 

Ogata, Sadako (1997): Flüchtlinge und Migranten. Möglichkeiten der Steuerung von Wan- 
derungsbewegungen. In: Angenendt, Steffen (Hg.): Migration und Flucht. Aufgaben und Stra- 
tegien für Deutschland, Europa und die internationale Gemeinschaft. München, $. 239-248. 

Papastergiadis, Nikos (2000): The Turbulence of Migration. Globalization, Deterritorialization, 
and Hybridity, Cambridge. 

Petracou, Electra (2005): The socioeconomic situation of rejected asylum seekers in Greece’. In: 
Tatsis, Nikolaos/ Kontis, Athanasios u.a. (Hg.): Aspects of asylum policy in EU and Greece, 
IMMEDIA, EQUAL PROGRAM, THEMATIC FIELD 5, ANADRASI - ISTOS. 

PRO ASYL (2004): Mit neokolonialer Attitüde an den Problemen der Flüchtlinge und der Staa- 
ten Afrikas vorbei. In: www.proasyl.de/presse04/aug02.htm, Stand: 2. August. 

Sitaropoulos, Nicos (2000): Modern Greek Asylum Policy and Practice in the Context of the Re- 
levant European Developments. Journal of Refugee Studies, 13: 1, S. 105-117 

UNHCR (2005): http;//www.unher.ch/cgi-bin/texis/vtx/country?iso=tur, Stand: 05.2005. 


Martina Benz, Helen Schwenken 


Jenseits von Autonomie und Kontrolle: 
Migration als eigensinnige Praxis’ 


„Warum lässt man uns nicht einfach reisen? Wir sind weder Banditen noch 
Diebe noch Dealer. Reisen existiert solange die Menschheit existiert. [...] Sie 
können nicht alles kontrollieren. Dazu haben sie keine Zeit“ (Yusuf, Sangatte/ 
Frankreich). Diese Aussage eines irregulären Migranten aus dem Nordirak, der 
sich wie mehrere zehntausend weitere zu Beginn dieses Jahrtausends auf dem 
Weg nach Großbritannien im Durchgangslager Sangatte in der Nähe des Eu- 
rotunnels in Frankreich aufhielt, kann wie folgt interpretiert werden: Aus der 
Perspektive der neueren theoretischen und antirassistischen Diskussion um die 
„Autonomie der Migration“ wird an Yusufs Statement deutlich, dass sich an 
der grenzüberschreitenden Praxis der MigrantInnen die Staaten die Zähne 
ausbeißen, da Migration strukturell nicht steuerbar sei. Auch die politikwis- 
senschaftliche Migrationsforschung erkennt die Zunahme irregulärer Migrati- 
on als Problem an, folglich stelle irreguläre Migration eine der zentralen ge- 
genwärtigen Herausforderungen für staatliche Souveränität dar; es wird vom 
„Scheitern“ der Migrationskontrollpolitik gesprochen. Die erste Position fo- 
kussiert auf die autonomen Praxen der MigrantInnen, die zweite auf den (über- 
forderten) Staat. Diese beiden Pole beschreiben die gegenwärtige theoretische 
Diskussion um Migration und Migrationskontrolle, mit der wir uns im Fol- 
genden auseinandersetzen. Wir zeigen auf, inwiefern beide Pole einer theoreti- 
schen Revision bzw. Reformulierung bedürfen. Im Unterschied zu den beiden 
Positionen schlagen wir den Begriff der Eigensinnigkeit der Migration vor. 
Diese Perspektive fängt den überschüssigen und nicht staatlich zu regulieren- 
den Anteil von Migrationsbewegungen ein, ohne eine Autonomie zu behaup- 
ten, die wir, gerade vor dem Hintergrund einer feministischen Konzeptionali- 
sierung von Ökonomie und Subjektivität, für einen Mythos bzw. zumindest 
für missverständlich halten. 

Zunächst gehen wir auf die politikwissenschaftliche Migrationsforschung und 
ihre Defizite ein. Anschließend nehmen wir die Diskussion um die „Autono- 
mie der Migration“ und die Frage der Migrationskontrolle auf. Mit Bezug auf 


1 Für wertvolle Hinweise und Diskussionen danken wir Olaf Berg und Ulrich Brand. 
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ein Konzept zur vergeschlechtlichten globalen Restrukturierung von Politik 
und Ökonomie und konkreten Beispielen stellen wir dar, warum wir den Beg- 
riff der Eigensinnigkeit dem der Autonomie vorziehen. 


1. Staatlicher Kontrollverlust: Migrationskontrolle 
im politikwissenschaftlichen Blick 


Obgleich internationale Migrationsbewegungen ein genuin internationales 
Thema sind, beschäftigte sich lange Zeit weder die Politikwissenschaft allge- 
mein noch die Subdisziplin der Internationalen Beziehungen ernsthaft damit. 
Migrationspolitik galt als innenpolitisches Thema. Mit der Zunahme weltwei- 
ter Wanderungsbewegungen im Kontext der Globalisierung erwacht in der Po- 
litikwissenschaft seit einigen Jahren jedoch ein Interesse an Migrationspolitik. 
Im Zentrum der Thematisierung stehen dabei Steuerungs- und Kontrollmög- 
lichkeiten, die Nationalstaaten gegenüber Aus-, aber vor allem Einwande- 
rungsbewegungen haben. So ist in nahezu allen Einwanderungsstaaten eine 
signifikante Lücke zwischen programmatischen Zielen und tatsächlichen Fol- 
gen der Migrationspolitiken feststellbar (vgl. die Länderstudien in Cornelius et 
al. 2004). Diese Diskrepanz wird auf verschiedene Faktoren zurückgeführt: Der 
politische Wille fehle den Staaten (Weiner 1995); es herrschten divergierende 
innenpolitische Interessen (Freeman 1998); die Nachfrage nach billigen und 
rechtlosen Arbeitskräften bestehe fort und werde durch internationale Ver- 
flechtungen begünstigt (Cornelius et al. 1994); einmal in Gang gesetzte Migra- 
tion lasse sich nicht wie ein Wasserhahn abdrehen und setze sich in Ketten- 
und Familienmigration fort (Massey et al. 1998); die Verankerung liberaler 
Rechte in den Einwanderungsländern (Hollifield 2003, Freeman 1995, Joppke 
1998) bzw. internationale Menschenrechtsregime (Sassen 1996) beschränkten 
die Handlungsfähigkeit und ein härteres Durchgreifen der Staaten. Bei diesen 
Erklärungsmustern für das Scheitern von Migrationskontrollpolitiken steht 
zumeist ein behaupteter und als bedrohlich empfundener staatlicher Souverä- 
nitätsverlust im Mittelpunkt. Daraus leiten Autoren wie der aus der realisti- 
schen Denktradition der Internationalen Beziehungen kommende Myron 
Weiner außenpolitische Sicherheitsrisiken und gesellschaftliche Bedrohungs- 
szenarien ab: „Staaten sind in der Lage, sich gegen Raketen, Panzer und Infan- 
terieattacken zur Wehr zu setzen, sind aber oft unfähig, sich gegen das Ein- 
dringen von illegalen Migranten zu verteidigen“ (Weiner 1995: 134). Auf poli- 
tischer Ebene äußert sich diese Position in der verschärften Absicherung von 
Grenzen und Überlegungen militärische Interventionen zur Verhinderung von 
Migrationsbewegungen zu benutzen. 

Wir sehen folgende Defizite in der politikwissenschaftlichen Diskussion: a) ein 
eingeschränktes Verständnis von Migrationskontrolle, b) die Fixierung auf den 
Staat als Akteur, c) die Trennung von Staat und Ökonomie und damit ver- 
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bunden ein statisches Staatsverständnis sowie d) die Nichtberücksichtigung 
des Wandels von Staatlichkeit. 

a) Die Analyse staatlicher Migrationskontrollpolitiken und ihr „Scheitern“ ist 
wichtig, aber verstellt aufgrund der Fixierung auf die repressiven Maßnahmen 
der Staatsapparate zur Verhinderung von Einwanderung den Blick auf Berei- 
che, in denen Migrationspolitiken nichtsdestotrotz ihre Wirkung zeigen. Was 
ist unter Politiken der Migrationskontrolle zu verstehen? Migrations(konttroll)- 
politik ist zunächst einmal die Einwanderungsgesetzgebung eines Landes. Die- 
se setzt Regeln der Ein- und Ausreise in und aus einem staatlichen Territorium 
in ein anderes. Es gibt ein menschenrechtlich verbrieftes Recht auf Ausreise, 
nicht aber auf Einreise in einen anderen Staat (vgl. Benhabib 1999: 104-108). 
Internationale und regionale (z.B. EU, NAFTA) Abkommen und Migrations- 
regime fallen ebenfalls unter diese Kategorie. Auch die Konditionen des Auf 
enthalts von „AusländerInnen“ werden migrationspolitisch geregelt. Des weite- 
ren wird der Zugang von Nicht-Staatsangehörigen zu sozialen und politischen 
Rechten bestimmt. Zu ersteren zählt etwa der Zugang zu sozialen Sicherungs- 
systemen, zu letzteren das passive und aktive Wahlrecht. Inwiefern ein legaler 
Aufenthalt auch das Recht von Familienangehörigen auf Einwanderung nach 
sich zieht und wie weit „Familie“ gefasst wird, wird ebenfalls durch die Migra- 
tionspolitik geregelt. Darunter fallen auch die unter dem Schlagwort der Integ- 
ration zu subsumierenden Maßnahmen. Dabei geht es um Fragen der multi- 
kulturellen Gesellschaft, der Minderheitenrechte und der Antidiskriminierung. 
Betrachtet man den Geltungsbereich all dessen, was Migrationspolitik umfasst, 
so wird deutlich, dass es bei Migrationspolitiken darum geht, wie sich ein Na- 
tionalstaat selbst definiert. Mit der politikwissenschaftlichen Diagnose des 
Scheiterns von Migrationskontrolle ist jedoch meistens allein die mangelnde 
Kontrolle über die Einreise in das staatliche Territorium und damit das schlichte 
Faktum der physischen Einwanderung gemeint. Nicht beachtet wird dabei, 
dass die (Ausländer-)Gesetze jenseits der Grenzüberschreitung fortbestehen 
und sich MigrantInnen, auch die mit einem mehr oder weniger gesicherten 
Aufenthaltsstatus, in einem ständig prekären politischen und sozialen Raum 
bewegen. Dies wurde Anfang 2005 deutlich als in Deutschland allein rund 
50.000 Deutschen türkischer Herkunft die deutsche Staatsangehörigkeit aber- 
kannt wurde, da sie ihre türkische Staatsangehörigkeit wiederbeantragt hatten. 
b) Charakteristisch für die politikwissenschaftliche Diskussion ist die Fokus- 
sierung auf den Nationalstaat als Akteur. Diese Perspektive ist u.E. nicht nur 
aus politischer, sondern auch aus wissenschaftstheoretischer Sicht problema- 
tisch, da die Politikwissenschaft nicht ihre eigene Positioniertheit reflektiert 
und damit erstens an einem „methodologischen Nationalismus“ (Wimmer, 
Glick Schiller 2002) festhält. Zweitens sind MigrantInnen in diesem Diskurs 
vom souveränen Staat - gegebenenfalls unter Zuhilfenahme internationaler 
Abkommen - zu steuernde Objekte. Aufgrund der Organisation des Wissens 
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und der Analyseperspektive stellt die Politikwissenschaft sich dabei nicht nur 
auf die Seite des Staates, sondern reproduziert die Entsubjektivierung von 
MigrantInnen. Mit dem so generierten Wissen werden neue Formen des 
Migrationsmanagements als scheinbar progressive Politiken im Stil einer 
„problem solving theory“ (Cox 1986) empfohlen. Eine grundlegende Proble- 
matisierung von Migrationskontrolle bleibt aus. Die politikwissenschaftliche 
Debatte ist ein gutes Beispiel für die Reproduktion von Herrschaftswissen. 

c) Ein weiteres Kennzeichen ist die Gegenüberstellung von (staatlicher) Politik 
und Gesellschaft/Ökonomie als zwei voneinander getrennte Bereiche, wobei 
letzterer durch ersteren kontrolliert werden soll. Die Ursache für das „Schei- 
tern“ wird folgerichtig entweder in einer mangelhaften staatlichen Implemen- 
tierung oder im Wirken von Marktkräften gesehen. Demgegenüber begreifen 
wir Migration und Versuche ihrer staatlichen Regulierung als ein gesellschaftli- 
ches Aushandlungsfeld, auf dem verschiedene Akteure wirken. Dem Staat 
kommt dabei weiterhin eine wichtige Rolle zu, insbesondere das Gewaltmo- 
nopol und die letztendliche Kontrolle über den Gewaltapparat, jedoch fassen 
wir ihn mit Nicos Poulantzas „als strategisches Feld und strategischen Prozess 
[...]; in dem sich Machtknoten und Machtnetze kreuzen, die sich sowohl ver- 
binden als auch Widersprüche und Abstufungen zeigen“ (Poulantzas 2002 
[1977]: 167). Diese Perspektive erlaubt staatliche Migrationskontrolle kontex- 
tualisierter zu denken. So ist die lange Zeit geringere Kontrolldichte an Mon- 
tagen entlang der US-amerikanisch-mexikanischen Grenze oder die relative 
Durchlässigkeit von südeuropäischen Grenzen „kein Symptom südländischer 
Mentalität, sondern Ausdruck von Lücken, die durch Kräfteverhältnisse ent- 
stehen“ (Karakayalı/Tsianos 2005: 50). 

d) Auch das Verhältnis von Migration, Staat und Nation sowie der Wandel 
von Staatlichkeit müssen mit in die Analyse von Migrationskontrollpolitiken 
einbezogen werden. Für die Problematik von Migration und Nationalstaat 
stellt Etienne Balibar - ebenfalls mit Bezug auf Poulantzas - die Kopplung 
von sozialen Rechten und Staatsbürgerschaft als zentrale gesellschaftliche Kon- 
fliktlinie heraus. Die politische Form desjenigen Nationalstaates, in dem sozia- 
le Rechte „national-sozial“ (Balibar 2001) organisiert sind, ist als historischer 
Kompromiss zu verstehen, der angesichts der postfordistischen Transformati- 
on von Staatlichkeit brüchig wird. Soziale Rechte gewinnen angesichts eines 
Wandels hin zum „nationalen Wettbewerbsstaat“ (Hirsch 1995) auch für die 
breite Masse der nationalen StaatsbürgerInnen den Anschein von zu verteidi- 
genden Privilegien, die staatlich verfasste “‘Volkssouveränität’ erscheint im 
Globalisierungsdiskurs prekär. Neoliberale Politiken verändern den Gehalt der 
Staatsbürgerschaft weg von einer sozialen Absicherung hin zu einem Leitbild 
der BürgerInnen als KonsumentInnen und SteuerzahlerInnen. Die soziale Si- 
cherung wird damit mehr und mehr zur Aufgabe des Individuums. Flexibilität 
und Autonomie werden im neoliberalen Diskurs zu bürgerschaftlichen Tu- 
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genden; soziale Ungleichheiten werden entpolitisiert (und damit privatisiert) 
indem sie mehr und mehr als individuelles Scheitern gelten (vgl. Bakker 2004). 
Angesichts dessen können sich die „nationalen Staatsbürger davon überzeu- 
gen, dass ihre Rechte nicht nichtig sind, wenn sie sehen, dass die Rechte der 
Ausländer geringer, gefährdeter oder von ständig wiederholten Loyalitätsbe- 
kundungen (sogenannten ‘Zeichen der Integration’) abhängig sind“ (Balibar 
2003: 81). Migrationskontrolle - nicht zuletzt Versuche der Global Governan- 
ce im Zuge der „Internationalisierung des Staates“ (vgl. Hirsch 2002: 131-141) 
- avancierte in dieser gesellschaftlichen Konstellation zu einem zentralen 
Thema des politischen Diskurses in den Einwanderungsgesellschaften. Denn 
Migrationspolitik erweist sich als Feld, auf dem der sich transformierende Na- 
tionalstaat Handlungs- und Durchsetzungsfähigkeit populistisch unter Beweis 
stellen kann (vgl. Balıbar 2003: 80; Sassen 1996: 59#f.). 


2. Perspektivwechsel: Die „Autonomie der Migration” 


In den letzten Jahren gab es vor allem aus der italienischen und französischen 
Linken wichtige Beiträge unter dem Schlagwort „Autonomie der Migration“ 
(z.B. Moulier Boutang 1993, 2002). Diese sind insofern ein Gegenentwurf zu 
den oben diskutierten politikwissenschaftlichen Ansätzen als dass sie dem 
staatsfixierten und objektivierenden Blick auf Migration widersprechen und 
statt dessen die Subjektivität und das Handeln von MigrantInnen in den Mit- 
telpunkt ihrer Analyse stellen. Die Praxen der MigrantInnen werden einer 
staatlichen (Ohn-)Macht gegenübergestellt, wie das Zitat von Yann Moulier 
Boutang veranschaulicht: „Auch wenn sich Myriaden von Experten und Be- 
amten in den Behörden und staatlichen und internationalen Einrichtungen 
mit der Emigration beschäftigen, haben sie keine Ahnung von dieser Selb- 
ständigkeit, dieser Autonomie der Migrationsflüsse. [...| Man kann zwar der 
Emigration mit repressiven Mitteln begegnen, die Rückkehr der Immigranten 
‘fördern’, aber man kann nicht die Flüsse nach Programmierung und Dafür- 
halten öffnen und sperren“ (Moulier Boutang 1993: 38f£.). Das Handeln und 
Begehren der MigrantInnen wird als gesellschaftliche und damit politische 
Praxis erachtet, die Grenzen überwindet und Staaten herausfordert (vgl. Bo- 
jadZijev, et al. 2003, Karakayalı/Tsianos 2005). 

Die Perspektive der Autonomie der Migration hat ihren theoretischen Ur- 
sprung im italienischen Operaismus (vgl. zur Theoriegeschichte Wright 2005), 
darin liegen zugleich ihre Stärken und Probleme. Operaismus bedeutet soviel 
wie „Arbeiterismus“ oder „Arbeiterwissenschaft“ und entwickelte sich vor al- 
lem in den 1960er und 1970er Jahren in der italienischen Linken aus und in 
Abgrenzung zu gewerkschaftlichen und parteipolitischen Kontexten. Wichtige 
Protagonisten waren und sind Sergio Bologna und Antonio Negri. Der Ope- 
raismus wurde in anderen Ländern rezipiert und weiterentwickelt, in Deutsch- 
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land etwa um die Gruppen „Revolutionärer Kampf“ aus Frankfurt oder „Pro- 
letarische Front“ aus Hamburg und in Zeitschriften wie der „Autonomie“ 
bzw. „Autonomie. Neue Folge“. „Verkürzt könnte man den Operaismus als 
eine subjektive - im Sinne von die Einflußmöglichkeiten des Subjekts auf die 
kapitalistische Entwicklung berücksichtigende - metropolitane Krisen- und 
Revolutionstheorie bezeichnen, in der vorrangig der Einfluß und die Konstitu- 
tionsbedingungen und -formen der Arbeiterklasse als kollektivem Subjekt auf 
den kapitalistischen Krisenzyklus untersucht wird“ (Roth 1993: 31), so Karl 
Heinz Roth, der in Deutschland die Diskussion um den Operaismus wesent- 
lich mitprägte. Autonomie wird in mehrerer Hinsicht verstanden, erstens als 
Autonomie der Arbeiterklasse gegenüber dem Kapital und zweitens als Auto- 
nomie der ArbeiterInnen gegenüber „ihren“ offiziellen Organisationen, d.h. 
Gewerkschaften und Parteien (Wright 2005: 13). 

Wichtige Annahmen des Operaismus sind die der „kontinuierlichen Neuzu- 
sammensetzung des Proletariats“ und die These des „Massenarbeiters“. Inso- 
fern fand die Thematik der Gastarbeitermigration und ihre Arbeit in rationali- 
sierten Großfabriken etwa seit 1970 Eingang in die theoretischen Überlegun- 
gen und politischen Mobilisierungen. „1970/71 haben wir unsere ganze prak- 
tische Arbeit auf die Agitation und Mobilisierung ausländischer Arbeiter um- 
gestellt. [...] Wir haben beispielsweise die Pfingst- und Osterzüge, die bis nach 
Zagreb oder Spanien fuhren, begleitet und haben dort agitiert und mehrspra- 
chige Flugblätter verteilt“ (Frombeloff 1993a: 295). Im Laufe der Zeit gab es 
eine Ablösung von einem Verständnis der Autonomie, das an die Fabrik und 
kapitalistische Produktionsweise gebunden ist, und eine Übertragung auf alle 
Lebens- und Arbeitsbereiche. Antirassistische TheoretikerInnen wie der franzö- 
sische Ökonom Yann Moulier Boutang begannen ihre Perspektive ausdrück- 
lich als „Autonomie der Migration“ zu bezeichnen (vgl. Moulier Boutang 
1993). Auch Michael Hardt und Antonio Negri heben in „Empire“ die Rolle 
und Bedeutung der neuen, irregulären MigrantInnen heraus: „Ein Gespenst 
geht um in der Welt, und sein Name ist Migration. Alle Mächte der alten 
Welt haben sich vereint und kämpfen gnadenlos dagegen an, aber die Bewe- 
gung ist nicht aufzuhalten. [...] [Jeder Versuch, die Migrationsbewegungen 
vollständig zu regulieren, scheitert am gewaltsamen Druck. Wirtschaftsexper- 
ten versuchen dieses Phänomen zu erklären, [...] doch auch die liefern [...] 
keine Erklärung für dieses unstillbare Verlangen nach Bewegungsfreiheit. [...] 
Desertion und Exodus sind eine machtvolle Form des Klassenkampfs in der 
imperialen Postmoderne und zugleich gegen sie“ (Hardt/Negri 2002: 225). 

In letzter Zeit hat es einige interessante Innovationen und Reformulierungen 
des Konzeptes der Autonomie der Migration gegeben. So integriert Manuela 
BojadZijev Rassismus als konstitutive Komponente kapitalistischer Vergesell- 
schaftung in das Konzept (Bojad?ijev 2002). Für die stärkere Berücksichtigung 
der Verbundenheit von staatlichem Handeln und Migrationsbewegungen so- 
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wie einer Perspektive der Analyse von Kräfteverhältnissen machen sich Serhat 
Karakayali und Vassilis Tsianos stark. Sie schlagen vor, einige Aspekte aus der 
politikwissenschaftlichen Regimetheorie’ in eine Theorie der Autonomie der 
Migration zu übernehmen, um „eine ökonomistische oder systemische He- 
rangehensweise zu vermeiden“ (Karakayali/Tsianos 2005: 46). 

Eine Analyse derzeitiger Migrationskontrollpolitiken aus einer Perspektive der 
Autonomie der Migration kann unseres Erachtens einige der Blindstellen der 
politikwissenschaftlichen Debatte erhellen. Der Aspekt der Arbeit und soziale 
Auseinandersetzungen und Kämpfe treten wieder mehr in den Vordergrund. 
Migrantische Arbeit ist und war ein zentraler Faktor der kapitalistischen Ent- 
wicklung (vgl. Potts 1988). In der aktuellen Phase ist gerade die illegalisierte 
Arbeit von MigrantInnen in allen Industrieländern ein entscheidender Wirt- 
schaftsfaktor. Es sind die Mobilität und Flexibilität dieser Menschen, die ihre 
Attraktivität auf den informellen Arbeitsmärkten ausmachen. Karakayali und 
Tsianos argumentieren, dass die derzeitigen Grenzregime die Funktion ein- 
nehmen, die grenzüberschreitende Arbeitsmobilität zu regulieren (Karakayalı/ 
Tsianos 2005: 49). Die Spezifik der gegenwärtigen Regulation bestehe in der 
„flexible[n] Abkopplung der Arbeit von ihren Reproduktionsorten, Ressourcen 
und Rechten“ (ebd.). In der Rede über Migration werde jedoch durch die Be- 
nennung als „Einwanderer“ oder „Migranten“ der Begriff des „Arbeiters“ ver- 
deckt und aus der Repräsentation ausgeschlossen (ebd.: 59). So seien die 
„klandestinen MigrantInnen die Vagabunden des 21. Jahrhunderts, eine Bewe- 
gung der Arbeit, also eine Bewegung der ArbeiterInnen“ (ebd.: 60, Hervorh. 
im Original). Indem sich die irregulären MigrantInnen der staatlichen Kon- 
trolle entziehen und sich in ihren Lebens- und Arbeitsbereichen autonome 
Räume und Netzwerke herausbilden, entfalten sie, mit dem Konzept der „Au- 
tonomie der Migration“ gesprochen, widerständiges Potential. Die aufgerüste- 
ten Grenzen und intensivierten Migrationskontrollen werden dementspre- 
chend als Reaktion auf die Autonomie der Migration und den damit verbun- 
denen Anstieg illegalisierter Migration gewertet. 


3. „Autonomie der Migration” - ein brauchbares Konzept? 


Trotz der wichtigen Perspektivverschiebungen und theoretischen Erweiterun- 
gen vertreten wir bezüglich des Konzeptes der Autonomie der Migration eine 
skeptische Position. Denn gerade weil wir den Standpunkt teilen, dass der Ob- 
jektivierung und Viktimisierung der MigrantInnen im Diskurs um Migrati- 


2 Als Regime wird „ein institutionalisiertes Set von Prinzipien, Normen und Regeln, das die 
Umgangsweise der Akteure in einem gegebenen Handlungszusammenhang grundlegend re- 
gelt“ (Zürn 1998: 548) verstanden. Neben dem Staat werden andere Akteure wie Nichtregie- 
rungsorganisationen und multinationale Konzerne als relevante Akteure ernstgenommen, die 
gemeinsam, aber auch in Konkurrenz zueinander, Konflikte bearbeiten. Zur Kritik der Re- 
gimeanalyse vgl. Strange (1982), Missbach (1999). 


370 Martina Benz, Helen Schwenken 


onskontrolle entgegenzutreten ist, plädieren wir dafür, die verschiedenen Posi- 
tionen von MigrantInnen nicht vorschnell unter dem Schlagwort der Auto- 
nomie zu subsumieren. Auch wenn es nicht die Absicht des Konzeptes ist‘, 
sehen wir, auch aus feministischer Perspektive, aufgrund der Theorietradition 
und Begrifflichkeit vor allem die Gefahr, das komplexe Verhältnis von Staat, 
Migration und Gesellschaft als eine schlichte Gegenüberstellung Staat versus 
MigrantIn als autonomem (Kollektiv-)JSubjekt zu konzeptionalisieren und ge- 
sellschaftliche Konflikte auf einen Hauptwiderspruch zwischen Kapital und 
Arbeit zu reduzieren, ohne dass die viel weitreichenderen Rahmenbedingungen 
und Reproduktionskontexte problematisiert würden. Im Folgenden leiten wir 
unsere Einwände gegen das Konzept der „Autonomie der Migration“ ausführ- 
licher her und schlagen eine veränderte Begrifflichkeit vor. 


3.1 Feministische Interventionen - 
Globalisierung und ihr „Intimate Other” 


Die theoretischen Probleme aus feministischer Sicht sınd auch den Vertrete- 
tInnen des Autonomiekonzepts nicht neu: „In ihrem ökonomistischen Kern 
liegt aber auch die Begrenztheit, denn selbst wenn von Kämpfen von Frauen 
oder ‘Fremdarbeitern’ die Rede ist, verkürzt sich der Blickwinkel auf die öko- 
nomischen Bestandteile (und Motivationen) dieser Kämpfe. Sexismus, Rassis- 
mus (Patriarchat schon gar nicht) tauchen in der Theorie nicht auf“ (Frombe- 
loff 1993b: 325). Um diese zu fassen wurde mit dem Konzept der „dreifachen 
Unterdrückung“ (triple oppression) gearbeitet, das aber auch die Verhältnisse 
nur unzureichend erfasst und von theoretischen Verkürzungen gekennzeichnet 
ist. Eine angemessen komplexe Beschreibung, die nicht auf eine Addition von 
Unterdrückungsverhältnissen hinausläuft, versteht gesellschaftliche Kategorisie- 
rungen als relational und in ihrem Zusammenwirken. Eine einseitige Perspek- 
tive, d.h. allein der Klassenunterschiede oder der ethnischen oder geschlechtli- 
chen Zuschreibung ist unzureichend, da sich gesellschaftliche Machtbezie- 
hungen und ihre Transformation aus dem Zusammenspiel dieser (und ande- 
rer) Kategorisierungen ergeben (vgl. Knapp 2005). Das ist nicht zuletzt vor 
dem Hintergrund aktueller gesellschaftlicher Veränderungen relevant, in denen 
sich traditionelle Rollenstereotype offensichtlich wandeln ohne dass sich zent- 
rale gesellschaftliche Antagonismen aufheben würden. Fin Gewinn einer sol- 


3 So versuchen Karakayalı/Tsianos (vermeintliche) Fehlinterpretationen zu entkräften: „Wenn 
wir von Autonomie der Migration reden, dann plädieren wir damit nicht für eine von sozia- 
len und ökonomischen Strukturen losgelöste Betrachtung von Migrationen. Vielmehr geht 
es zunächst darum, eine andere Perspektive einzunehmen“ (Karakayalı/Tsianos 2005: 51). Al- 
lerdings setzen sie ihrer Position eine Gegenposition entgegen, die Migration als individuelle 
Strategie und MigrantInnen als „ökonomische StatistInnen“ (ebd.) begreift. Insofern setzt 
unsere Kritik am Konzept der Autonomie der Migration an einem anderen Punkt an, da wir 
in weiten Teilen mit Karakayalı/Tsianos u.a. übereinstimmen. 
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chen Perspektive der Intersektionalität ist die Möglichkeit, gesellschaftliche 
Antagonismen denken zu können, ohne Herrschaftsverhältnisse in Opfer- und 
Täterfiguren zu personalisieren. Jenseits von Viktimisierung und Heroisierung 
geht es um verschiedene Felder von Möglichkeiten, in denen die Subjekte - 
weder beliebig noch schicksalhaft - agieren. Im Folgenden stellen wir Aspekte 
eines solchen analytischen Modells vor, in dem der strategische Stellenwert 
von Geschlechterverhältnissen und ethnischen Zuschreibungen und Diskrimi- 
nierungen für die globale politische Ökonomie ebenso im Zentrum steht wie 
die Möglichkeiten widerständiger Subjektivität. Kimberley A. Chang und 
L.H.M. Ling analysieren die Ambivalenzen der postfordistischen Geschlech- 
terordnung (2000). Sie entwerfen ein Modell zweier aufeinander bezogener 
Formen globaler Restrukturierung: „Global Restructuring I and II“, die sie als 
„Techno-Muscular Capitalism“ und „Regime of Labor Intimacy“ bezeichnen.' 
Der dominante Diskurs von Globalisierung, Techno-Muscular-Capitalism, 
umfasst die „glitzernde, Internet-surfende, strukturell integrierte Welt der glo- 
balen Finanzen, Produktion, Handel und Telekommunikation“ (ebd.: 27). Mit 
dieser Form globaler Restrukturierung verbunden sind Normen und Praktiken 
der „westlich-kapitalistischen Männlichkeit“ (ebd.), die allerdings als global 
und universal scheinen. Die Eliten-Transnationalisierung benötigt auf ökono- 
mischer wie auf symbolischer Ebene ein Gegenüber, welches im Mainstream- 
diskurs verschwiegen wird. Dieser parallel verlaufende zweite Restrukturie- 
rungsprozess, das Regime of Labor Intimacy, wird repräsentiert von Frauen 
und Migrantinnen, die in der schlecht bezahlten und oft informalisierten 
Dienstleistungs- und Reproduktionsökonomie tätig sind. Der postfordistische 
Staat, der sich aus vielen öffentlichen Bereichen zurückzieht, übernimmt für 
die Regulierung dieses Regimes eine wichtige Rolle, etwa durch Migrati- 
onskontrollpolitiken mit ihren intendierten und unintendierten Folgen. Das 
Regime of Labor Intimacy stellt „in jeder Hinsicht das intime Andere zum 
Techno-Muscular-Capitalism“ (ebd.) dar. Chang und Ling argumentieren, dass 
das Ausblenden von Körperlichkeit und Herkunft und die Entwicklung eines 
„reflexiven Individualismus“ ein umkämpftes Privileg des Techno-Muscular- 
Capitalism ist. 

Vergleicht man den Ansatz von Chang und Ling mit dem der Autonomie der 
Migration fällt auf, dass erstere die Arbeitsverhältnisse nicht als Ausgangs- 
punkt begreifen. Diese sind selbstverständlich Teil der gesellschaftlichen Ver- 


4 Diese Begriffe sind u.E. als ironische Überzeichnungen zu verstehen. Es geht Chang und 
Ling nicht darum, eine Dichotomie zweier sich gegenüberstehender tatsächlicher „Welten“ 
zu behaupten (wie etwa „High-Tech-Kapitalismus“ versus „unterentwickelte Dritte Welt“). 
Global Restructuring I und II sind dagegen als Benennungen zweier auf einander bezogener 
symbolischer Ebenen zu verstehen, die trotz allem Anschein gerade nicht unabhängig von 
einander existieren. Statt dessen geht es darum, welche „Images“ sichtbar sind und repräsen- 
tiert werden und welche nicht. Die diskursiv gezogene Trennung stellt ein wichtiges Mo- 
ment der Stabilisierung weltweiter Ungleichheitsverhältnisse dar. 
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hältnisse, aus ihnen allein ergibt sich jedoch zunächst nicht viel außer einer 
zunehmenden Prekarisierung für bestimmte Personengruppen. Das Konzept 
von Chang und Ling geht über die banale Feststellung, dass Migrantinnen oft 
in schlecht bezahlten Jobs arbeiten insofern hinaus, als dass sie thematisieren, 
wie von Seiten der Migrantinnen die Subjektkonstitution zwischen Struktur/ 
Zwang und Handlung/Wunsch zu denken ist. In ihrer Untersuchung der Le- 
bensverhältnisse von Arbeitsmigrantinnen in Hong Kong kommen sie zu dem 
Ergebnis, dass Migrantinnen, herausgelöst aus ihren traditionellen Umgebun- 
gen und damit Geschlechterrollen, ein gewisses Maß an Freiheit bei einer 
gleichzeitigen Reduktion auf ihre Ethnizität und Geschlechtlichkeit erfahren. 
Angesichts dessen suchen sie nach Möglichkeiten, mit dieser Situation, die 
sich auf individueller Ebene als moralisches Dilemma beschreiben lässt, um- 
zugehen. Dies kann ebenso gut eine Zuwendung zu konservativen Werten 
(z.B. Katholizismus) wie die Erprobung neuer Geschlechterrollen (z.B. „Tom 
Boyism“) bedeuten. Es ist abhängig von den individuellen Ressourcen und 
Netzwerken, in wie weit emanzipative Auswege realisierbar sind. Subjektives 
Handeln ist somit nicht ausgeschlossen, sondern ein Arrangement mit den 
Bedingungen zwischen angestrebter Autonomie und realen Dilemmata, das 
heißt eine Kombination aus Global Restructuring I und II. Analytisch beab- 
sichtigen Chang und Ling damit der Romantisierung widerständiger Subjekte 
zu entgehen (ebd.: 33), wie es trotz aller Dementi bei der Autonomie der Mig- 
ration der Fall ist. Im Gegensatz dazu gilt es, die komplexen gesellschaftlichen 
Strukturen, in denen sich Widerstand artikuliert, ernst zu nehmen. Insofern 
bietet die Gedankenfigur von Chang und Ling auf der Ebene der Subjekte ei- 
nen differenzierteren Zugang als der Ansatz der Autonomie der Migration und 
öffnet den Blick für die Bedingungen, unter denen Subjekte trotz der Diskri- 
minierungen, denen sie ausgesetzt sind, einen emanzipativen Umgang finden 
können. Allerdings bleibt bei Chang und Ling unklar, inwiefern diese Prakti- 
ken über die individuelle Ebene hinaus wirken, also beispielsweise eine Kraft 
entfalten, Institutionen zu verändern. Dies wäre weiter zu untersuchen. 


3.2 Die Verknüpfung von Produktion und Reproduktion 


Obgleich Migrationspolitiken zweifellos auf die Kontrolle der Mobilität von 
Arbeitskraft abzielen, halten wir es gerade aus feministischer Perspektive für 
wichtig, Migration nicht auf eine Bewegung von ErwerbsarbeiterInnen zu re- 
duzieren, deren Reproduktionskontexte nicht ebenso Teil der Analyse sind. 
Die Relevanz der vor allem von Frauen geleisteten emotionalen und reproduk- 
tiven Arbeit brachte die operaistische Perspektive bei der Analyse der Kämpfe 
von ArbeitsmigrantInnen zu Beginn der 1970er Jahre in Erklärungsnöte. So 
waren die Operaisten zunächst von den wilden Streiks der migrantischen 
Fordarbeiter 1973 in Deutschland beeindruckt. Die Streiks ließen aber nach 
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1973 deutlich nach. Die Gründe lagen in der Wirkung von Repression, dem 
starken Korporatismus in Deutschland, nicht zuletzt aber auch in der staatli- 
chen Politik, die die Reproduktionsbedingungen der „GastarbeiterInnen“ we- 
sentlich veränderte. Vor dem Anwerbestopp 1973 waren die meisten der Ar- 
beiterInnen ohne Familie nach Deutschland gekommen, nach 1973 kam es 
zum verstärkten Familiennachzug, wenn die „GastarbeiterInnen“ im Land 
bleiben wollten, da sie nicht mehr hin- und hermigrieren konnten. Im Nach- 
hinein wird der Konfliktverlauf aus operaistischer Perspektive wie folgt selbst- 
kritisch interpretiert: „Daß der Konflikt damals mit einer ungeheuren Militanz 
ausbrach, hatte u.a. aber auch damit zu tun, daß es den Massenarbeitern nicht 
möglich war, die erlittenen Arbeitsqualen auf dem Rücken ihrer Frauen auszu- 
tragen. Nachdem dies wieder möglich war, als nämlich die Arbeitsmigranten 
ihre Familien nachziehen ließen, ging es mit der damaligen Bewegung rapide 
bergab. Die Bedeutung patriarchaler Unterdrückung in diesem Zusammen- 
hang wurde nicht (hinreichend) erkannt“ (Frombeloff 1993b: 326). Die Spal- 
tung von Produktion und Reproduktion stellt insbesondere für Migrantinnen 
die Basis ihrer Prekarisierung dar. Dass die (Re-)Privatisierung der Reprodukti- 
onsarbeiten ein zentrales Moment postfordistischer Produktionsverhältnisse 
und globalisierter Restrukturierung im Zuge des Regime of Labor Intimacy 
und damit Gesellschaftlichkeit sind, zeigt nicht zuletzt die immense Bedeu- 
tung der ethnischen Neuorganisierung der geschlechtshierarchischen Arbeits- 
teilung. Ein Ausdruck davon ist die Entstehung globaler Reproduktions- und 
Pflegeketten (global care chains) analog zu globalen Produktionsketten oder 
die transnationale Familienführung vieler MigrantInnen und den damit ver- 
bundenen geschlechtsspezifischen Verantwortlichkeiten (vgl. Yeates 2004, Shi- 
nozakı 2003). Die Aufrechterhaltung der Trennung von Reproduktion und 
Produktion, produziert durch Gender- und Migrationsregime, ist eine Grund- 
lage der globalen politischen Ökonomie. Ohne die vielzitierte Feminisierung 
der Migration ist die Feminisierung der Lohnarbeit - wesentliche Grundlage 
der globalen Restrukturierungsprozesse - nicht zu denken. Lohnarbeitsverhält- 
nisse (und damit Klassenverhältnisse) sind deshalb eben nicht abzukoppeln 
von den sozialen Bedingungen, in die sie eingebettet sind (vgl. Peterson 2003). 


3.3 Problematische Gegenüberstellung von Staat 
und Migrantinnen 


Der Begriff der „Autonomie“ legt ein Verständnis nahe, welches MigrantInnen 
tatsächlich als Gegenüber des Staates oder des Migrationsregimes konzipiert. 
Nicht berücksichtigt werden dabei das Moment, das Chang und Ling als 
„moralisches Dilemma“ und die widersprüchliche Gleichzeitigkeit von Global 
Restructuring I und II beschreiben. Auch wenn Karakayali/Tsianos betonen, 
dass „die Vorstellung von Migration als eine ökonomische Robinsonade nicht 
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haltbar ist“ (Karakayalı/Tsianos 2005: 56), verweist der Begriff der Autonomie 
auf ein anderes Verständnis. Und selbst wenn Autonomie nicht als formale 
Unabhängigkeit zu verstehen wäre, sondern als subjektive Haltung, erachten 
wir es für problematisch, mit Subjektvorstellungen zu operieren, die den tat- 
sächlich komplexeren Positioniertheiten ebenso wenig gerecht werden wie ei- 
nen emanzipatorischen Ausweg weisen. Autonomie kann in dem Moment 
kein Widerstandsideal sein, in dem Autonomienormen disziplinierend wirken. 
So ist Autonomie Teil eines Ideals normativer Maskulinität, die zur Verleug- 
nung manifester sozialer Abhängigkeiten beiträgt. Diese Verleugnung ist fester 
Bestandteil patriarchaler Genderregime. 

Unserer Ansicht nach müsste es auch um eine Anerkennung der Nicht- 
Autonomie und damit Solidarität gehen. Dies würde beides zulassen: zum ei- 
nen die Aufwertung sozialer Beziehungen als Ressource, andererseits aber auch 
die Problematik von Abhängigkeit. Denn in der Rede von der Autonomie der 
Migration geht ebenfalls schmerzlich verloren, dass auch migrantische Netz- 
werke hierarchische Machtstrukturen und damit Abhängigkeitsverhältnisse 
aufweisen, die auf Ungleichheit basieren und sie reproduzieren. 


3.4 Auf alten und neuen Pfaden: 
Von der „Eigensinnigkeit der Migration” 


Vor diesem Hintergrund der Kritik am Konzept der Autonomie der Migration 
möchten wir den Begriff der Eigensinnigkeit von Migration zur Diskussion 
stellen. Dieser führt sicherlich nicht aus allen theoretischen Problemen, ent- 
hält unseres Erachtens aber einige interessante Konnotationen, die den gegen- 
wärtigen Charakter von (illegalisierten) Migrationsbewegungen und der Sub- 
jektivität der MigrantInnen treffen. Ein Ausschnitt aus dem Werk Geschichte 
und Eigensinn von Alexander Kluge und Oskar Negt veranschaulicht diese 
sehr schön: „In einer zerstörten Stadt sind nach kurzer Frist über die Trüm- 
mer Trampelpfade gelegt, die in gewisser Weise die alten Wegeverhältnisse, be- 
sonders der Zeit vor der Zerstörung, wiederherstellen, zugleich aber Abkür- 
zungen und Umwege beschreiben, die offensichtlich neu sind“ (Negt/Kluge 
2001 [1981]: 66). Die Subjekte handeln und bewegen sich nicht unabhängig 
von der Geschichte, den Strukturen und den damit verbundenen „eingeübten“ 
Wegen, dennoch entsteht etwas Neues, etwas Eigen-Sinniges. Dieses Eigensin- 
nige ist weder von einer Autonomie noch von Determinismen bestimmt, 
vielmehr nicht-linear, aber auch nicht beliebig. 

Ein Verständnis der Eigensinnigkeit von Migration umfasst somit jene Aspek- 
te, denen wir uns bei der Lesart der Autonomie der Migration von Karakayalı, 
Tsianos u.a. anschließen und die den Kontrast zu den eingangs kritisierten po- 
litikwissenschaftlichen Konzepten ausmachen: die Bedeutung von (illegalisier- 
ter) Migration im Kontext postfordistischer Produktionsverhältnisse und der 
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Transformation von Staatlichkeit sowie dem Blick auf die MigrantInnen als 
AkteurInnen im Migrationsregime. Vermieden werden soll mit dem Begriff der 
Eigensinnigkeit eine normative Aufladung und drohende Vereinheitlichung 
ebenso wie eine Dichotomisierung Staat versus MigrantIn. Im Unterschied zu 
Konzepten wie dem der „Migrationssysteme“ oder dem der „Migrations- 
netzwerke“ werden die Migration ermöglichenden und in gewisse Bahnen len- 
kenden Faktoren mitgedacht, aber nicht deterministisch. Gerade in geschlech- 
terpolitischer Hinsicht eröffnet das Konzept der Eigensinnigkeit den Blick auf 
die ermöglichenden und beschränkenden Faktoren und deren Kombination - 
wie wır mit Bezug auf Chang/Ling zuvor ausgeführt haben. 


4. Ausblick: Jenseits von Autonomie und Kontrolle 


Die Auseinandersetzung sowohl mit den politikwissenschaftlichen Ansätzen 
zur Migrationskontrolle als auch dem der Autonomie der Migration hat die 
Notwendigkeit verdeutlicht, Politiken der Migrationskontrolle in ihrer Wech- 
selwirkung mit Dynamiken der Migration zu analysieren. Eine einseitige Fixie- 
rung auf den Staat oder eine Idealisierung der Migration, noch dazu unter 
dem Schlagwort der Autonomie, rechtfertigt das allerdings nicht. Das Gegen- 
satzpaar Autonomie versus Kontrolle droht komplexere Prozesse zu vereinfa- 
chen. Dies wird an der gleichzeitigen und doppelten globalen Restrukturie- 
rung mit ihren ethnischen und gender-Effekten deutlich. Gesellschaftliche 
Entwicklungen, deren Ausdruck transnationale Migrationsbewegungen sind, 
halten wir daher nicht für eine Einbahnstraße in Richtung sozialen Fort- 
schritts. Gerade da sie ebenso offensichtlich Tendenzen der Barbarei in sich 
tragen halten wir es für notwendig, die Möglichkeiten emanzipatorischen 
Handelns genauer zu untersuchen. Autonomie - ohne die Thematisierung ih- 
rer Bedingungen - scheint dabei kein geeignetes theoretisches und emanzipa- 
torisches Konzept zu sein. Jenseits aller Innovation sollte das Konzept deshalb 
vor allen auf androzentrische Verkürzungen sowie auf seine Tendenz hin zu 
einer Romantisierung gesellschaftlicher Konflikte hin überprüft werden. 

Vor dem Hintergrund unserer Kritik und dem vorgeschlagenen Konzept der 
Eigensinnigkeit lässt sich das Eingangszitat des irakisch-kurdischen Migranten 
Yusuf anders betrachten: Yusuf könnte idealtypisch die „Autonomie der Mig- 
ration“ verkörpern, dennoch wird gerade an seinem Beispiel deutlich, wie vor- 
aussetzungsreich seine Aussage „Warum lässt man uns nicht einfach reisen?“ 
und seine Praxis der illegalen Grenzüberschreitung ist. Yusufs Aussage handelt 
von dem moralischen Dilemma, in dem er sich befindet: denn obwohl er im 
Rekurs auf sein ‘universelles Menschsein’ die Normalität des Reisens für sich 
einfordert, wird ihm dieses Menschenrecht aufgrund seines Passes aus einem 
nicht-privilegierten Staat verweigert. Statt dessen wird er als männlicher 
Migrant als Drogendealer, Dieb und Bandit stigmatisiert. Yusufs moralisches 
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Dilemma besteht aus der Spannung zwischen Selbstbewusstsein und einer Zu- 
schreibung, mit der er sich auseinander muss. Er reagiert auf diese Situation 
mit dem Entschluss, sich sein „Recht“ zu Reisen nötigenfalls illegal zu neh- 
men. Dies lässt sich als Eigensinnigkeit bezeichnen. Ihm hilft dabei das Wis- 
sen um die Unmöglichkeit einer lückenlosen Kontrolle der Grenze: „Sie kön- 
nen nicht alles kontrollieren. Dazu haben sie keine Zeit“. Im Gegensatz zu 
„ihnen“ hat Yusuf Zeit - Zeit eine günstige Gelegenheit abzuwarten, um durch 
den Eurotunnel illegal nach Großbritannien einzureisen. Yusuf handelt 
eigensinnig: er handelt auf der Grundlage seiner Möglichkeiten und lässt sich 
nicht durch Grenzen aufhalten. Aber handelt er auch autonom? - Wie ist 
Yusuf bis nach Sangatte gekommen? Warum ist er und nicht seine jüngere 
Schwester aufgebrochen? Woher hat er die finanziellen Ressourcen und das 
Wissen um Möglichkeiten der irregulären Reise? Sein Selbstbewusstsein? Auch 
wenn eine solche Beachtung der Bedingtheit von Yusufs Eigensinnigkeit banal 
erscheint - sie ist es unseres Erachtens nicht. 
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Helmut Dietrich 


Polen: Flüchtlingsnotstand - 
aber wo sind die Flüchtlinge? 


1. Migrationsgesellschaft und so genannte Organisierte Kriminalität 


Über Jahrzehnte war Polen ein Land, in dem man deutlich die DDR, die BRD 
und andere Länder kritisiert hat, als diese die Einwanderungs- und Reisemög- 
lichkeiten eingeschränkt haben. Trotz offiziell geschlossener Grenzen gab es 
seit Ende der 1970er Jahre einen regen Kleinhandel zwischen Odessa, Lviv, 
Kiew, Frankfurt (Oder), Westberlin und Hamburg, den polnische MigrantlIn- 
nen aufrecht erhielten. Es war eine Überlebenswirtschaft, an der sich alternati- 
ve Freaks, ehemalige Stahlarbeiter und entlassene Textilarbeiterinnen beteilig- 
ten. Ob man als TouristIn, Asylflüchtling oder undokumentiert über die Gren- 
zen kam, hing von den Umständen ab. Die allmählich errungene „heimliche“ 
Reisefreiheit widersprach dem Grenzregime der Ost-West-Konfrontation wie 
auch dem Grenzregime der Schengener Vertragsstaaten. Seit Ende der 1970er 
Jahre nutzen diesen riskanten und kriminalisierten Weg zudem Flüchtlinge 
und MigrantInnen aus Sri Lanka, Indien oder Pakistan, die damit nach West- 
europa gelangen. 

Selbst Lech Walesa, dem man manche Servilität gegenüber den westlichen Re- 
gierungen nachsagen kann, entgegnete 1992 der bundesdeutschen Forderung 
nach Abschottung: „Wir werden diese Menschen [aus Osteuropa und Asien] 
nicht aufhalten, dazu sind wir gar nicht imstande. Wir werden ihnen ein Eh- 
renspalier aufstellen und sie zu Ihnen schicken“ (Der Spiegel 27.01.1992). Aus 
dem Ehrenspalier wurde nichts, aber der erste Satz des Zitats behielt in gewis- 
sem Maß seine Gültigkeit: Der gesamte Cordon Sanitaire, den sich Westeuro- 
pa in den 1990er Jahren zulegte, erwies sich als porös. Hat sich daran etwas 
geändert, seit Polen der Europäischen Union (EU) beigetreten ist? Wie Polen 
in die Festung Europa eingegliedert wird, wie derzeit die Behördenwillkür 
wächst und nur noch manche heimliche Tür offen bleibt - davon handelt die- 
ser Aufsatz. 

Doch zunächst ein kurzer historischer Rückblick: Mobile Migrationsnetzwer- 
ke und eine Selbsttätigkeit jenseits des Staats haben die polnische Gesellschaft 
mehr geprägt als die deutsche oder französische mit ihren etatistischen Tradi- 
tionen. In besonderen Weise gilt das für Westpolen: es erlebte in der Nach- 
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kriegszeit, angesichts der Neuziehung der Grenzen, eine stürmische Immigra- 
tion aus ganz Polen, aus dem Exil wie auch aus der Sowjetunion. Unterschied- 
liche Dialekte, Konfessionen und Umgangsformen kamen zusammen. Die Rei- 
seschilderungen aus dem polnischen Wilden Westen, die Sozialforscher ver- 
fassten, lesen sich wie die Eindrücke eines Alexander de Tocqueville in Ameri- 
ka (Dulczewski/Kwilecki 1963; Dulczewski 1964). Man war sich darüber einig, 
dass eine positive gesellschaftliche Neubildung im Gange war, an der sich die 
Sozialforschung unterstützend beteiligen konnte, und genoss wissenschaftliche 
Möglichkeiten in Westpolen, die in der Volksrepublik Polen einmalig blieben. 
Die frühen Veröffentlichungen des Westinstituts (Instytut Zachodny) in Poz- 
nan sind als Fundus der Migrationsforschung international allerdings unbe- 
kannt geblieben. 

Delinquenz, abweichendes Verhalten und „ungeordnete“ Sozialverhältnisse in 
Westpolen galten vor diesem Hintergrund nicht als Alarmzeichen für unzurei- 
chende Strafsysteme, sondern als ungelöste Fragen einer offenen Gesellschafts- 
entwicklung, die mehr Chancen als Gefahren barg. Ein solches Verständnis 
scheint vergangen und vergessen zu sein. Nach 1990 gewannen Sozialdiagno- 
sen an Bedeutung, in denen die westpolnische und überhaupt Migrationsge- 
sellschaften als pathogen gelten (Kurzepa 1996). Unkontrollierte Einwande- 
rung zerstöre die Familienstruktur und die tradierte Ordnung. Die Grenze an 
sich sei ein Gefahrenherd. Die transnationale Migration, die aus dem Osten 
kommt, sei auf das Engste mit der russischen „Mafia“ verbunden. Das ist die 
legitimatorische Begleitmusik für die zahlreichen deutsch-polnischen Koopera- 
tionen gegen die Migrations- und Flüchtlingsbewegungen aus Osteuropa und 
Asien sowie gegen die so genannte Organisierte Kriminalität. Die gesamte De- 
kade der 1990er Jahre sah sich die polnische „Sicherheitspolitik“ von einer 
migrierenden exsowjetischen Massenarmut einerseits und angeblich übermäch- 
tigen kriminellen Kartellen aus dem Osten andererseits bedroht. 

Doch gleichzeitig begann man vor allem die ukrainische undokumentierte 
Immigration auf dem Bau und im Haushalt in großem Maßstab zu nutzen. In 
politischer Hinsicht interessierte sich die polnische Gesellschaft nach wie vor 
mehr für die eigene Emigration als für die Immigration Anderer. Für die pol- 
nische Regierung blieb über viele Jahre der Brennpunkt die polnische West- 
grenze. Sie versuchte den dortigen grenzüberschreitenden Kleinhandel in lega- 
le Bahnen zu lenken, übernahm viele repressive Instrumentarien gegenüber 
Flüchtlingen, aber sah sich in den 1990er Jahren noch nicht zu einer umfas- 
senden Flüchtlings- und Migrationspolitik imstande. Wenn man den interna- 
tionalen Vergleichsrahmen aufruft, so sollte man daran erinnern, mit welch 
enormer Energie die Bonner Regierung damals den Bundesgrenzschutz an die 
Ostgrenze der untergegangenen DDR verlegte und zugleich die Asylpolitik 
von Grund auf veränderte. 
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Erste Abkommen und Protokolle der grenzüberschreitenden Zusammenarbeit: 


e  Rückübernahmeabkommen mit den Schengener Staaten vom 29.03.1991, in Kraft seit 
01.05.1991. 

e Vertrag über gute Nachbarschaft und freundschaftliche Zusammenarbeit vom 17.06.1991. 

e _Notenwechsel über die Einrichtung einer Regierungskommission für regionale und grenzna- 
he Zusammenarbeit, ebenfalls vom 17.06.1991. 

© Abkommen über die Zusammenarbeit bei der Bekämpfung der organisierten Kriminalität 
vom 01.11.1991, in Kraft seit 14.08.1992. 

e Abkommen über die Zusammenarbeit hinsichtlich der Auswirkungen von Wanderungsbe- 
wegungen (Bilaterales Rückübernahmeabkommen) vom 07.05.1993, in Kraft seit 01.06.1993. 

© Staatsvertrag über die Zusammenarbeit der Polizeibehörden und der Grenzschutzbehörden 
in den Grenzgebieten vom 05.04.1995. 


Die Funktion der Abkommen bestand in erster Linie darin, dass sie einen un- 
kontrollierten Spielraum für die informelle Ausgestaltung durch die Polizeien 
selbst eröffneten. Die vertraglichen Fixierungen mit Polen „gestatten somit - 
kurioserweise - mehr in der polizeilichen Zusammenarbeit als die seit Jahr- 
zehnten gewachsenen Verbindungen mit den meisten westeuropäischen Staa- 
ten“, so bekannte 1997 J. Wolters, Kriminaldirektor des Bundeskriminalamts 
(BKA) (Wolters 1997: 33). Auch J. Albrecht, Direktor des Landeskriminalamts 
(LKA) Brandenburg bestätigte 1996: „Der spontane polizeiliche Austausch 
von Informationen zwischen Brandenburg und dem polnischen Grenzbereich 
funktioniert teilweise besser als zwischen Brandenburg und den Schengen- 
Mitgliedsländern“ (Albrecht 1996: 13). 


2. Grenze, Abschiebeknäste, Flüchtlingslager 


Als kleine Berliner Forschungsgruppe haben wir seit 1996 versucht, die Aus- 
wirkungen der deutschen und westeuropäischen Flüchtlings- und Migrations- 
politik auf Polen empirisch zu untersuchen. Wir sind in die Grenzregionen ge- 
fahren und haben die Verhältnisse auf beiden Seiten der Grenze miteinander 
verglichen. Mithilfe unserer Aktionsforschung wollten wir die Unterstützung 
von Sans-Papiers dort gesellschaftlich akzeptabel machen und damit ihre Wei- 
terflucht nach Berlin, Hamburg oder Paris erleichtern. 1993 hatte die deutsche 
Regierung das Asylrecht einschneidend eingeschränkt und Polen wie alle 
Nachbarstaaten zu so genannten Sicheren Drittstaaten erklärt. Die Schengener 
Vertragsstaaten hatten mit Polen zwar schon 1991 ein Rückübernahmeab- 
kommen abgeschlossen, aber erst das deutsch-polnische Rückübernahmeab- 
kommen von 1993 ermöglichte es, dass Flüchtlinge und MigrantInnen aus 
den ostdeutschen Grenzregionen innerhalb von 48 Stunden nach Polen abge- 
schoben wurden. In den 1990er Jahren betrafen diese Rückschiebungen Tau- 
sende von Personen pro Jahr - bis zu 10.000 Rückübernahmen jährlich waren 
mit Polen verabredet, tatsächlich lagen dann die Jahreszahlen meist zwischen 
3.000 bis 5.000 Rückübernahmen. Diese deutsch-polnische Praxis wurde schnell 
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zum Modellfall erklärt. Nicht nur die westeuropäischen Staaten schlossen 
nach diesem Vorbild Rückübernahmeabkommen mit einer Vielzahl von Staa- 
ten ab, es wurde auch zu einem „Dominostein“, mit dem sich die Abschot- 
tungspraxis nach Osten fortpflanzte. Polen begann nämlich unverzüglich, 
Sans-Papiers weiter nach Osten, vor allem in die Ukraine, abzuschieben. 
Unsere Forschungsergebnisse ergaben: Im deutschen borderland trug die loka- 
le Bevölkerung aktiv zur Festnahme von durchreisenden Sans-Papiers bei. Die 
Denunziation lag nach offiziellen Angaben 50 bis 75 Prozent aller Festnah- 
men im Grenzgebiet zugrunde. Auf polnischer Seite funktionierte dieses Sys- 
tem aber nicht. Der polnische Grenzschutz hatte zwar mit deutschen Geldern 
die deutschen Vorgaben bis in alle technischen Einzelheiten übernommen, 
aber die Denunziationsquote blieb auf polnischer Seite völlig unbedeutend 
(FFM 1998; Dietrich 1998). Stattdessen leisteten Arbeitslose und Geringver- 
dienende auf beiden Seiten der Grenze häufig kommerzielle Fluchthilfe, wie 
aus unseren Prozessbeobachtungen vor allem in Frankfurt (Oder) hervorging. 
Die Statistik der Verurteilten in Deutschland bestätigte schließlich unseren 
Eindruck, dass es in der Regel nicht ominöse kriminelle Großorganisationen, 
sondern kleinteilige, armutsgeprägte Netzwerke waren, mit denen die Sans- 
Papiers ın dieser schwerbewachten Region vorankamen (Kriminologische Zent- 
ralstelle 2002). 

In den letzten Jahren hat sich die deutsch-polnische Grenze zu einer ruhigeren 
Region entwickelt. Die deutsche Grenzpolizei nimmt inzwischen viel mehr 
einreisende Sans-Papiers an den Grenzen zu Österreich, Frankreich, den Bene- 
lux-Ländern und Dänemark fest (2002: 15.991 Personen) als an der Schenge- 
ner Außengrenze zu Polen (2002: 1.974 Personen) (BGS 2003: 4). Ob die Zahl 
der „Aufgriffe“ einen tatsächlichen Rückgang der heimlichen Einreise an der 
deutsch-polnischen Grenze entspricht oder nur ein verändertes polizeiliches 
Kontrollverhalten widerspiegelt, ist schwer zu sagen. Möglicherweise macht 
sich die Vorverlagerung der Abschiebung bemerkbar. 

Polen hat Rückübernahmeabkommen abgeschlossen mit Bulgarien (24.08. 
1993), der Tschechischen Republik (10.05.1993), Kroatien (08.11.1994), Mol- 
dawien (21.11.1994), Rumänien (24.07.1993), der Slowakei (08.07.1993), Slo- 
wenien (28.08.1996), der Ukraine (24.05.1993), Ungarn (26.11.1994), Litauen 
(13.07.1998, in Kraft getreten am 09.01.2000). Die Rückübernahme bei Vi- 
safreiheit wurde mit Lettland (17.12.1992) und Estland (26.02.1993) beschlos- 
sen. In Verhandlung sind Rückübernahmeabkommen mit Armenien, Kasachs- 
tan und Vietnam. Mit Belarus und der Russischen Föderation hat Polen nach 
wie vor kein Rückübernahmeabkommen abgeschlossen (Iglicka; Rybicki 2003: 
8). Nach Angaben der polnischen Grenzpolizei werden illegale Grenzgänge- 
tInnen auch ohne Rückübernahmeabkommen nach Belarus und in die Russi- 
sche Föderation abgeschoben (Adamczyk 2003: 10). Betrifft diese Praxis 
TschetschenInnen, so stellt das einen eklatanten Bruch der Genfer Konvention 
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und der Europäischen Menschenrechtskonvention dar. Die „wilden“ Abschie- 
beaktionen werden leider selten kritisiert. Die meisten Menschenrechtsorgani- 
sationen konzentrieren ihre Arbeit auf die verrechtlichten Formen, die sich 
mithilfe von Monitoring überprüfen lassen. 

Das Rückübernahmeabkommen mit Litauen (1998) beinhaltet auch die Rück- 
überstellung von DrittstaatlerInnen einschließlich AsylbewerberInnen, es be- 
zieht sich aber in keiner Weise auf die Genfer Konvention und sieht keinen 
garantierten Zugang zu einem Asylverfahren vor (Phuong 2003: 17). 

Mit dem EU-Beitritt Polens ist an die Stelle des deutsch-polnischen Rück- 
übernahmeabkommens die Dublin II-Verordnung getreten.’ Die Akteure der 
Abschiebung sind nicht mehr die Grenzpolizeien, sondern die asylentschei- 
denden Behörden - auf der deutschen Seite das BAMF (Bundesamt für Migra- 
tion und Flüchtlinge) und auf der polnischen Seite das URiC (Amt für Repat- 
rıierung und Ausländer - Urzqd do Spraw Repatriacji i Cudzoziemcöw). An 
die Stelle zufälliger oder vermuteter Nachweise über die polnische Reiseroute 
tritt nun Eurodac: Polen erhielt bislang 13 Geräte zur Abnahme und Einspei- 
sung von Fingerabdrücken aller AsylbewerberInnen und illegal Eingereisten in 
das Eurodac-System. Ein erneuter Asylantrag in einem anderen EU-Land kann 
damit nachgewiesen werden. In der zweiten Jahreshälfte 2004 erhielt Polen 
1.320 Wiederaufnahmeanträge im Dublin-Verfahren aus anderen EU-Ländern - 
vor allem aus Deutschland c, von denen 1.182 positiv beantwortet wurden (E- 
ßer; Gladysch; Suwelack 2005). Das Erstaunliche war - so meinte Andrzej Pi- 
laszkiewicz, der Leiter der Asylbehörde des URiC, am 20.05.2005 im Interview 
gegenüber dem Autor -, dass von diesen 1.182 positiv beschiedenen Antwor- 
ten dann nur 356 tatsächlich umgesetzt wurden. Für das erste Quartal 2005 
ergeben sich folgende Zahlen: 811 Anträge an Polen, 701 davon positiv be- 
schieden, davon umgesetzt 507. Die meisten Dublin I-Abschiebungen nach 
Polen betreffen TschetschenInnen. Diese waren zuvor beispielsweise in 
Deutschland wegen vermuteter Dublin II-Abschiebbarkeit oft schon nach ih- 
rer Asylantragstellung in Abschiebelager genommen worden. Berüchtigt ist 
insbesondere die ZAB Eisenhüttenstadt, die an der brandenburgisch-polni- 
schen Grenze liegt. Eine unabhängige Verfahrensberatung ist kaum möglich. 
Dublin I führt zu einem Drehtür-Effekt. Wer zu seinen Verwandten und Be- 
kannten in Westeuropa will, lässt sich nicht abhalten und wird immer aufs 
Neue in die Beitrittsländer zurückgebracht. Jüngst wurde jemand laut Pilasz- 
kiewicz zum 15. Mal rücküberstellt. Menschenrechtsgruppen konzentrieren 
sich inzwischen darauf, einzelne Flüchtlinge über humanitäre Ausnahmeklau- 
seln von Dublin II nach Westeuropa zu bringen. 


1. VOJEG Nr. 343/2003 des Rates der Europäischen Union vom 18.02.2003 zur Festlegung der 
Kriterien und Verfahren zur Bestimmung des Mitgliedstaats, der für die Prüfung eines von 
einem Drittstaatsangehörigen in einem Mitgliedstaat gestellten Asylantrags zuständig ist 


(ABl. L 50 vom 25.02.2003, S. 1). 
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Ein zweiter Forschungsschwerpunkt unserer Arbeit war es, in Kontakt mit Ab- 
schiebehäftlingen in Polen zu kommen. Abschiebegefängnisse mit 400 Plätzen 
waren nach Abschluss des deutsch-polnischen Rückübernahmeabkommens 
mit deutschen Geldern eingerichtet worden. Es handelt sich dabei in der Regel 
um Gebäudetrakte in größeren Stützpunkten der Bezirks- und der Grenzpoli- 
zei. In Anlehnung an die damalige polnische Verwaltungsbezeichnung können 
wir sie Arrestzentren nennen. Zwei Dutzend dieser Einrichtungen gibt es. Vor 
allem Männer werden hier inhaftiert. 

Außerdem entstand mit deutschen Geldern das Geschlossene Zentrum Lesz- 
nowola auf einem ehemaligen Militärgelände in der Nähe des Warschauer 
Flughafens, in dem auch Frauen und Kinder festgehalten werden. Es hat eine 
Kapazität von 131 Personen und verzeichnet eine durchschnittliche Aufent- 
haltszeit von vier bis fünf Monaten (CPT 2002; FFM 1997; Eßer; Gladysch; 
Suwelack 2005). 

Diese Abschiebeknäste wurden erst ab 1996 belegt, weil das polnische Verfas- 
sungsgericht Einspruch eingelegt hatte. Am 16. und 17.10.1996 konnten wir 
von den damals schätzungsweise 500 in Polen einsitzenden Abschiebehäftlin- 
gen 122 Pakistaner, Bangladeschi, Inder, Afghanen und Tamilen in den polizeili- 
chen Arrestzentren Konin, Pila und Elblag aufsuchen und 17 Stunden lang mit 
ihnen sprechen. 21 von ihnen waren vom deutschen Bundesgrenzschutz (BGS) 
nach Polen zurück geschoben worden, 101 waren bei einer Razzia am 18./19. 
September 1996 in der Nähe von Warschau festgenommen worden. Sie wuss- 
ten weder, wo sie waren, noch kannten sie den Grund ihrer Haft, und alle hat- 
ten vergeblich versucht, Asylanträge zu stellen. Wir konnten die Details unse- 
rer Recherche veröffentlichen und damit die Freilassung dieser Häftlinge be- 
wirken - denn AsylbewerberInnen durften damals nicht in den Arrestzentren 
und Geschlossenen Zentren festgehalten werden (FFM 1996a; FFM 1996b). 
Zum größten Teil verfolgten sie später ihr Asylbegehren nicht in Polen weiter, 
sondern machten sich anscheinend zu ihren Verwandten und Bekannten in 
Westeuropa auf. Ein Jahr später gelangten wir in das Geschlossene Zentrum 
Lesznowola, für das wir ähnliche Verhältnisse dokumentieren konnten. 

Als das Europäische Anti-Folter-Komitee (CPT) im Jahr 2000 das Geschlosse- 
ne Zentrum Lesznowola besuchte, waren 65 Prozent der Insassen Asylbewer- 
berInnen, die Übrigen anscheinend Statuslose. Dieser Fakt galt nicht mehr als 
Eklat. Kritisch wurde im Wesentlichen festgehalten, dass es keine kindgerechte 
und psychosoziale Versorgung gab. 

Zwischen 1996 und 2000 war mithin eine gesellschaftliche Entwicklung abge- 
laufen, über welche die ausländerpolitische Gesetzentwicklung nur unzurei- 
chend Auskunft gibt: Die Arrestzentren und das Geschlossene Zentrum galten 
bislang als Endpunkt des Aufenthalts, darauf sollte die Abschiebung folgen - 
oft kommt es dennoch zur Freilassung, da die maximale Haftzeit erreicht ist. 
So hat sich zumindest Lesznowola in ein geschlossenes Aufnahmezentrum 
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verwandelt, also in den Anfangspunkt des Asylverfahrens. Da gleichzeitig die 
Asyl-Verfahrensdauer gestrafft wurde, vermischen sich mehr und mehr Auf 
nahme- und Abschiebehaftfunktionen. 

Familien, die einen Asylantrag stellen, werden seit Mitte der 1990er Jahre ın 
das Offene Zentrum Debak eingewiesen. Es entspricht den Wohnheim-Lagern, 
in die auch in Westeuropa Asylflüchtlinge kommen: Im Wald gelegen, mit 
Zaun und Kontrolle, kann man es doch noch verlassen. Manche Männer aus 
Debak arbeiten zum Beispiel auf Baustellen in Warschau. Aus dieser Erstauf- 
nahmeeinrichtung, wie sie heutzutage auf Bürokratendeutsch benannt werden, 
also aus Debak bei Warschau werden die Familien nach und nach in Wohn- 
heime nahe der ostpolnischen Grenze verlegt oder in die Armut und Obdach- 
losigkeit entlassen. Alleinstehende Männer werden in der Regel nicht in die 
Wohnheim-Lager eingewiesen. Diese klare Trennung zwischen Wohnheim für 
Asylfamilien und Abschiebehaft weicht jetzt allmählich auf. Es gibt Asyl- 
flüchtlinge in den Arrestzentren und im Geschlossenen Zentrum, und manche 
neue Wohnheime werden in ehemaligen Militärbasen eingerichtet. Welche 
Folgen diese gesellschaftliche Entwicklung für die solidarische Arbeit mit Sans- 
Papiers hat, wird zum Abschluss zu diskutieren sein. 

Im Juli 1997 begann Polen, den EU- und Schengen-Acquis zu übernehmen, 
im Juli 2002 wurden die Beitrittsverhandlungen im Kapitel der Zusammenar- 
beit in den Bereichen Justiz und Inneres abgeschlossen. Damit hatte eine 
zweite Phase des West-Ost-Transfers von Verwaltungsmethoden und Kontroll- 
technologien im Rahmen der Beitrittsstrategie begonnen. Ein Schwerpunkt, 
der hier nicht weiter dargestellt werden kann, ist die Aufrüstung der polni- 
schen Ostgrenze und die Verlegung der polnischen Grenzpolizei dorthin 
(Dietrich 2003; Iglicka 2004b). 

Hier soll es im Folgenden um die neue Visa- und Einlasspolitik an der Ost- 
grenze gehen, sowie um die Politik der Lager und Zwangsmaßnahmen gegen- 
über der inzwischen größten Flüchtlingsgruppe, den TschetschenInnen. 
Entsprechend der Verordnung der Regierung vom 11.01.2000 über die Anpas- 
sung der Visapolitik an die Standards der EU führte Polen die Visapflicht ein 
und zwar gegenüber: Aserbaidschan (14.08.2000), Georgien (14.08.2000), Ta- 
dschikistan (17.10.2000), Kirgisien (19.11.2000), Turkmenistan (21.10.2000), 
Kasachstan (12.01.2001), Moldawien (11.02.2001), Mongolei (05.05.2001), 
Cuba (03.02.2002) (Iglicka; Rybicki 2003: 4). Die Einführung der Visapflicht 
gegenüber der Ukraine, der Russischen Föderation und Belarus traf auf offe- 
nen Widerstand der ostpolnischen Bevölkerung, es gab Straßenblockaden. Des- 
wegen zögerte die polnische Regierung diesen Schritt auf den 01.10.2003 hin- 
aus, also bis wenige Monate vor dem EU-Beitritt. Im März 2005 haben die Be- 
sucherzahlen aus der Ukraine, der Russischen Föderation und aus Belarus wieder 
die Höhe erreicht, die sie vor Einführung der Visapflicht hatten. Es werden kos- 
tenlose, billige und Mehrfachvisa ausgestellt, und polnische Konsulate schät- 
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zen, dass nur ein Prozent der Visa-Anträge abgelehnt werden (Iglicka 2005). 
Nach wie vor gibt es kein nationales Visa-Register nach EU-Normen, und die 
polnischen Konsulate und Botschaften, die wegen der veränderten Visapolitik 
Polens mehr Aufgaben erhalten haben, sind noch nicht mit dem Equipment 
ausgerüstet, mit dem gefälschte Pässe aufgespürt werden können (Iglicka 
2004b). 

Mit der veränderten Visapolitik gewann die polnische Ostgrenze als EU- 
Außengrenze schlagartig an Bedeutung, denn spätestens hier sollen uner- 
wünschte Flüchtlinge und MigrantInnen gestoppt werden.’ Dieser Effekt wird 
von der neuen Gesetzeslage unterstützt. Das Ausländerschutzgesetz (2003) 
sieht nach Art. 19.1. vor, dass jemand, der über keine Einreisepapiere verfügt, 
aber in Polen einen Asylantrag stellen will, den Antrag schon an der Grenze 
bei der Grenzpolizei einreichen und die wesentlichen Fluchtgründe darlegen 
muss. Wenn man nicht wegen offensichtlicher Unbegründetheit des Antrags 
oder wegen der Sicheren Drittstaat- oder Sicheren Herkunftslandregelung (Art. 
14.1) gleich zurückgewiesen wird, wird man in eine einmonatige Haft in ein 
Geschlossenes Zentrum genommen, die bis auf ein Jahr verlängert werden 
kann. (Das Gesetz erlaubt nur wenige Ausnahmen, etwa bei schwerer Krank- 
heit. Flüchtlinge sollten sich aber auf jeden Fall bei Asylantragstellung auf Art. 
44, Abs. 1 des Ausländerschutzgesetzes in Verbindung mit der Genfer Flücht- 
lingskonvention berufen und Haftentlassung beantragen).‘ Die Wirklichkeit 
sah in den vergangenen Jahren so aus, dass die Grenzpolizei Asylanträge oft 
nicht angenommen und die AntragstellerInnen nicht hat einreisen lassen; bis 
zu sieben Tage dauerte manchmal die Warterei an den Kontrollpunkten. 

Legal Eingereiste stellen ihren Asylantrag nach wie vor direkt in Warschau bei 
der asylentscheidenden Behörde, dem Amt für Repatriierung und Ausländer 
(Urzqd do Spraw Repatriacji i Cudzoziemcöw - URiC), ın der Straße Koszy- 
kowa 16. In der unteren Etage herrscht Gedränge bei der Antragsabgabe, in 
den oberen Etagen sitzt die nationale Asylverwaltung, mit ihren Entscheidern, 
EU-Beratern und Migrationsplanern. Das URiC stellt die erste Asyl-Entschei- 
dungsinstanz stellt dar.’ 


2 2001 hat die polnische Grenzpolizei 54.798 Personen an den Grenzen abgewiesen, davon 
41.182 an der Ostgrenze. 22 Prozent von ihnen wurden abgewiesen, weil sie nicht das nötige 
Geld für einen Aufenthalt in Polen vorweisen konnten. Von den Abgewiesenen kamen 
16.074 aus der Ukraine, 13.031 aus Belarus und 8.531 aus Russland (Adamczyk 2003: 8). 

3 Art. 40-44 des Ausländerschutzgesetzes (2003) bestimmt, dass das URiC, der Grenzschutz 
oder die Polizei bei dem Amtsgericht einen Antrag auf Einweisung in das Arrestzentrum für 
30 Tage stellt. Der Arrest kann per Gerichtsbeschluss um 90 Tage verlängert werden, längs- 
tens darf die Haft ein Jahr dauern. Eine vorzeitige Entlassung ist nicht möglich, wenn Staats- 
sicherheitsgründe geltend gemacht werden. Siehe auch das Ausländergesetz (2003) Art. 106. 

4 Die zweite Instanz bildet der Rat für Flüchtlingsfragen (Rada do Spraw Uchodzcöw), er hebt 
aber äußerst selten eine negative Entscheidung des URiC auf. Die anschließende gerichtliche 
dritte Instanz, das Verwaltungsgericht in Warschau, hat 2001 und 2003 lediglich jeweils vier 
negative Entscheidungen aufgehoben. 
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Neben Lesznowola entstehen derzeit vier weitere Geschlossene Zentren an der 
polnischen Ostgrenze, finanziert von der EU. Damit ergeben sich große Ver- 
änderungen für das Asylwesen. Denn bislang konnte das URiC in Warschau, 
das die Asylverfahren führt, nur besuchsweise Botschaftsvorführungen und 
Anhörungen in Lesznowola organisieren. Direkt in den Geschlossenen Zent- 
ren an der Ostgrenze wird das URiC dann Außenstellen eröffnen. Wie der Lei- 
ter der URiC-Asylabteilung, Andrzej Pilaszkiewicz, dem Autor in einem Inter- 
view am 20.05.2005 erläuterte, werden diese neuen Lager dem Grenzschutz 
unterstehen, der auch für die Haftanlagen innerhalb dieser Lager zuständig 
sein wird. Das URiC wird die Lager mitverwalten. Als Standorte sind Ketrzyn, 
Bialystok, Biala Podlaska und Przemysl ausgewiesen. 

Es ist davon auszugehen, dass derzeit das Geschlossenen Zentrum Lesznowola 
sowie die zwei Dutzend polizeilichen und grenzpolizeilichen Arrestzentren (ü- 
ber 700 Plätze) und möglicherweise einige der 500 Zellenplätze bei den Grenz- 
polizeistellen, die ursprünglich direkt an der Grenze nur zur kurzfristigen Si- 
cherung der Abschiebung und Rückschiebung genutzt werden sollten, mit A- 
sylflüchtlingen belegt sind.” Der gesetzlichen Vorschrift, visa- oder papierlose 
AsylbewerberInnen in Gewahrsam zu nehmen, können die polnischen Behör- 
den kaum noch nachkommen, da die Kapazitäten nicht reichen. Im Zuge des 
EU-Beitritts ist eine minimale Sozialversorgung für Flüchtlinge zur gesetzli- 
chen Norm geworden. So werden offensichtlich manche Flüchtlinge direkt in 
das Erstaufnahmelager Debak südlich von Warschau oder in eines der 16 
Wohnheime für Asylbewerberlnnen geleitet, die sich überwiegend an der Ost- 
grenze des Landes befinden. Und die Wohnheime drohen sich unter diesen Um- 
ständen mancherorts in „wilde“ Lager zu verwandeln. Betten, die aus Platznot 
in den Kantinen aufgestellt werden müssen, fehlende medizinische und soziale 
Versorgung, ein Verwaltungspersonal, das zu Schließern mutiert, ausfallende 
Heizung, fehlendes Warmwasser, keine Bereitstellung warmer Kleidung und zu 
knappe Lebensmittelversorgung vervollständigen das Bild hybrider und über- 
füllter Lager in Polen. 2003 und 2004 kam es zu langanhaltenden Hunger- 
streiks in den meisten Lagern und vereinzelt zu Revolten und Ausbrüchen. Es 
klingt geradezu unglaublich: Nicht angesichts von Hunderttausenden Flücht- 
lingen, sondern von derzeit 3.500 Personen in Abschiebe- und Wohnlagern 
praktizieren die polnischen Behörden einen selektiven Notstand. 

Auch wenn die Abschiebungen aus Polen erschreckende Ausmaße angenom- 
men haben, so muss man doch im Vergleich konstatieren, dass Deutschland, 


5 Der polnische Grenzschutz verfügt über 5 Langzeit-Abschiebegefängnisse und 120 temporäre 
Abschiebezentren mit 500 Plätzen (Adamczyk 2003: 13). 

6 „Während im Mai 2004 im Durchschnitt etwa 1.500 Asylsuchende in den staatlichen Auf- 
nahmeeinrichtungen untergebracht waren, hat sich die Zahl bis Anfang 2005 mit 3.132 be- 
reits verdoppelt“ (Eßer; Gladysch; Suwelack, Benita 2005: 4) - Zum Begriff des hybriden La- 
gers siehe Wöste (2004). 
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Italien, Spanien oder jetzt auch Libyen noch sehr viel höhere Zahlen vorwei- 
sen.’ Wie in Westeuropa wächst in Polen die Gruppe derjenigen, die uner- 
wünscht sind, aber nicht abgeschoben werden können. Zwar stellt diese 
Gruppe im Vergleich zur gesamten Immigration nach Polen nur eine quantita- 
tiv unbedeutende Größe dar, aber sie zieht offensichtlich, wie überall in der 
EU, die Wut der Bürokratie auf sich. Vor diesem Hintergrund ist die grund- 
sätzliche Ingewahrsamnahme visaloser AsylbewerberInnen zu betrachten. Die 
verschiedenen staatlichen Maßnahmen zielen offensichtlich darauf ab, den 
Ruheraum zu zerstören, den die TransitmigrantInnen früher in Polen vorge- 
funden hatten. 


3. Tschetschenische Flüchtlinge 


Wer sind die Asylsuchenden in Polen? In den 1990er Jahren waren es - bei 
Zahlen zunächst von wenigen hundert, dann von einigen tausend Anträgen 
jährlich - zum großen Teil rückübernommene Flüchtlinge aus Deutschland, 
die in Polen Asyl stellten. Sie kamen aus der südosteuropäischen Roma- 
Bevölkerung, aus den Kriegen des zerfallenden Jugoslawiens, aus Armenien, 
Afghanistan und Südasien. Über die Hälfte der Asylflüchtlinge verschwand vor 
Ablauf des Asylverfahrens nach Westen. Die Anerkennungsquote liegt in Po- 
len nach wie vor niedriger als in den meisten EU-Staaten. 

Damit ist die Pufferfunktion eindeutig, die Polen asyl- wie migrationspolitisch 
übernommen hat: Es gibt eine Rücküberstellung von West nach Ost und 
nicht umgekehrt, das System hat vor allem für Deutschland eine kurzfristige 
Entlastungsfunktion (Lavenex 1998: 132-33). Inzwischen sind die Rücküber- 
nahmen und die damit verbundenen Asylbegehren gesunken. Auch Dublin II, 
auf das weiter unten zurückzukommen ist, ändert bislang noch nicht viel dar- 
an. Die legale Einreise ist für Staatsangehörige aus Zentral- und Südasien in- 
zwischen so gut wie unmöglich. Die einzigen, die meist einfach mit der Bahn 
Osteuropa durchqueren, an die polnische Grenze fahren und dort vehement 
Asyl einfordern, sind tschetschenische Flüchtlinge. Im Jahr 2004 waren von den 
insgesamt 8.058 neu angekommenen AsylbewerberInnen in Polen 7.182 Tsche- 
tschenInnen; die Hälfte der tschetschenischen Flüchtlinge sind unter 18 Jahre 
(URiC 2005; UNHCR 2005). Drei Viertel aller tschetschenischen Asylbewer- 
berInnen sollen sich aus Polen in die Tschechische Republik oder nach West- 
europa abgesetzt haben, so zumindest die Angaben für 2003 laut URiC (Esser/ 
Gladysch/Suwelack 2005; siehe auch Dietrich 2004). Die Anerkennungsquote 
bei TschetschenInnen als Flüchtlinge entsprechend der Genfer Flüchtlingskon- 
vention ist gering. Von 1994 bis 1999 erhielten lediglich vier AntragstellerInnen 


7 Zwischen 1998 und 2001 wurden 26.200 Personen aus Polen abgeschoben, davon 16.000 
über die Ostgrenze, 5.000 über die Grenze zur Tschechischen Republik und der Slowakei, 
und 5.000 auf dem Luftweg (Adamczyk 2003: 12). 
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den Flüchtlingsstatus, 2002 waren es 209, und aktuell liegt die Anerkennungs- 
quote bei etwa neun Prozent (URiC, nach Esser/Gladysch/uwelack 2005: 14). 
Das polnische Asylsystem wurde angesichts dieses Funktionswandels während 
des Beitrittsprozesses maßgeblich nach Vorgaben Deutschlands und der EU 
umgebaut (Anagnost 2000). Nach mehreren gesetzlichen Neufassungen und 
Novellierungen im Laufe der letzten 14 Jahre gelten seit dem 01.09.2003 ein 
Ausländergesetz® und ein Ausländerschutzgesetz’, das Flüchtlinge von Migran- 
tInnen klar voneinander zu trennen vorgibt und bis ins Kleinste die Schenge- 
ner Vorgaben reproduziert. Damit ist die Gesetzeslage detaillierter als bei- 
spielsweise in Italien. Artikel 3 des Ausländerschutzgesetzes sieht neben (1) 
dem Flüchtlingsstatus nach Genfer Konvention, der einen einjährigen Bezug 
von Sozialleistungen ermöglicht, (2) das Asyl aufgrund polnischer Interessen, 
(3) den zeitweiligen Schutz bei Massenfluchten, und (4) den Status der Dul- 
dung (pobyt tolerowany) vor, der jeweils für ein Jahr erteilt werden kann. Die- 
ser ist auf die tschetschenischen Flüchtlinge geradezu zugeschnitten: Sie kön- 
nen nach Ablehnung ihres Asylantrags nicht abgeschoben und sollen an der 
Weiterflucht zu ihren Familienangehörigen in Westeuropa gehindert werden. 
Die Behörden vermitteln ihnen eine Perspektive der Aussichtslosigkeit. Das 
Instrument der Duldung ermöglicht es dem polnischen Staat, Kontrolle und 
Druck auf diese Gruppe auszuüben, die sonst in die Illegalität abtauchen 
würde. Da sich die Geduldeten in der Regel dennoch nicht polizeilich anmel- 
den können, erhalten sie keinerlei Rechte auf soziale, medizinische und alters- 
gerechte Unterstützung. 

Der polnische Staat eskaliert derzeit die Flüchtlingssituation, aber bislang sind 
Pogrome wie seinerzeit in Hoyerswerda oder Rostock-Lichtenhagen in Polen 
undenkbar. Es gibt offensichtlich eine breite Interessensübereinkunft, die vom 
polnischen Staat bis zu den EU-Think Tanks und den maßgeblichen Interna- 
tionalen Organisationen reicht: man will die Flüchtlings- und Migrationssitua- 
tion nicht zu einem allgemeinpolitischen Hetzthema machen, sondern prakti- 
ziert eine selektive Zuspitzung der Situation (Korys 2003). Ähnliches gilt für 
die Visapolitik: man ist bestrebt, das Verhältnis zu den östlichen Nicht-EU- 
Ländern so spannungsfrei wie möglich zu gestalten. Ein neuer Euphemismus 
wurde für diese abgestufte östliche EU-Peripherie kreiert: die „freundliche 
Schengen-Politik“ (Boratynski 2001; CEPS 2001). Visa an die unmittelbaren 
„Nachbarn“ werden umstandslos und günstig ausgeteilt, bei gleichzeitiger Ein- 
führung der Visapflicht für die kaukasischen und zentralasiatischen GUS- 
Staaten. Das alte Feindbild - die russische Mafia, das übermächtige Ex- 
Sowjetreich, die östliche Massenarmut - scheint verdrängt zu sein von der 


8  Gesetze-Journal 2003, Nr. 128, Punkt 1175 <http://www.uric.gov.pl/auths/113/files/ 
40335c46b7306_Act%200n%20Aliens.htm> 

9  Gesetze-Journal 2003, Nr. 128, Punkt 1176 <http://www.uric.gov.pl/auths/113/files/ 
40335c46b7306_ACT_granting_protection.htm>. 
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neuen internationalen Bedrohung, dem globalen Terrorismus. Unter diesem 
Vorzeichen konzentrieren sich die polnischen Behörden auf die Tschetsche- 
nInnen (Iglicka 2004a: 3). 

Nachdem die polnische Regierung über lange Zeit den kerneuropäischen Vor- 
schlag eines Europäischen Grenzschutzes abgelehnt hat - und offensichtlich 
keine deutschen Bundesgrenzschutz-Truppen am Bug wollte -, so ist wohl un- 
ter dem Eindruck der polnischen Partizipationsmöglichkeiten am EU-Anti- 
terrorismus ein Umschwung eingetreten: In der neuen EU-Terminologie gilt 
Polen nun als „Frontstaat“ und wird mit Kompensationen rechnen können 
(Podolski 2004: 7). Am 14.04.2005 hat der EU-Ratspräsident Luc Frieden be- 
kannt gegeben, dass die „Europäische Agentur für das Management der opera- 
tionellen Zusammenarbeit an den Außengrenzen“ - der Kern des Europäischen 
Grenzschutzes - am 01.05.2005 sein festes Quartier in Warschau nimmt. 
Angesichts der gegenwärtigen Lage in Polen sind TschetschenInnen sicher gut 
beraten, wenn sie die Nachteile einer Asylantragstellung in Polen mitbeden- 
ken. Aber gerade für Familien ist es nicht so einfach, vorübergehend in die 
Migrationsgesellschaft der Sans Papiers im Lande einzutauchen und die Wei- 
terflucht vorzubereiten. Zwar gibt es einen Ruhe-Raum Polen nach wie vor, 
aber er ist kleiner geworden. Die ukrainische Arbeitskräfte und die gut veran- 
kerten vietnamesischen, chinesischen sowie armenischen Communities verfü- 
gen kaum über reguläre Existenzrechte in Polen. Ein Legalisierungsvorhaben, 
das mit den ausländerpolitischen Gesetzen (2003) verbunden war, ist geschei- 
tert.'' Trotz des selektiven Notstands gegenüber Asylflüchtlingen gilt: die 
Migrationsgesellschaften Polens sind nach wie vor nicht so stark bürokratisch 
eingekreist wie in Westeuropa. 

Fazit: Wesentliche Momente der Abschottung sind in den letzten Jahren 600 
Kilometer weiter ostwärts verlegt worden. Die Grenzaufrüstung stützt sich in 
diesen neuen EU-Gebieten aber nicht auf dieselbe Denunziations- und Mobili- 
sierungsbereitschaft der Bevölkerung wie vordem an der ostdeutschen Grenze. 
Die Art des Filters verändert sich: Osteuropäische, vornehmlich ukrainische 
und russische Reisende haben es heutzutage leichter, an ein Visum zu gelan- 
gen. Selbst als Sans-Papiers sind sie nicht mehr das vorrangige Ziel von Raz- 
zien und Kontrolle. Stattdessen konzentrieren sich die Strafverfolgungsbehör- 
den auf bestimmte Gruppen nach dem pauschalen Raster der neuen antiterro- 
ristischen Feindbilder. In Polen sind es die TschetschenInnen, die als Familien 
in wachsendem Maße auf die Asylverwaltung im Transit angewiesen sind. 

Der Asylzugang scheint süd- und fernasiatischen Flüchtlingen in Polen de fac- 
to versperrt zu sein. Dazu trägt sowohl die Grenz- und Inhaftierungspolitik 


10 Von bis zu 50.000 erwarteten Personen haben nur 3.508 Personen - 1.626 ArmenierInnen 
und 1.341 VietnamesInnen - einen Antrag auf Legalisierung gestellt. Bis November 2004 
wurden 2.413 Anträge (69 Prozent) positiv beschieden, mit 1.052 ArmenierIlnnen und 1.001 
VietnamesInnen (Iglicka 2005). 
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Polens wie auch die Dublin-II-Verordnung bei. Ihnen bleibt nur noch der 
heimliche Zwischenaufenthalt in diesem Transitland. 

Die TschetschenInnen, die inzwischen die weitaus größte Asylgruppe in Polen 
stellen, sehen sich sowohl aufgrund der Lagerpolitik gegenüber Asylflüchtlin- 
gen wie auch aufgrund der antiterroristischen Pauschalmaßnahmen einer un- 
haltbaren Situation ausgesetzt. Hungerstreiks, Lagerausbrüche und heimliche 
Weiterflucht bestimmen das Bild. 

Einige Flüchtlingsorganisationen in Europa wenden sich dem notstandsähnli- 
chen Szenarium zu, mit der solche Gruppen unter Druck genommen werden. 
Zum einen gibt es in Deutschland bereits Flüchtlingsräte, die die familiären 
und humanitären Härtefälle bei der Dublin II-Praxis bearbeiten - für die es 
Ausnahmeregelungen gibt! -, um damit die individuelle Rückfahrt nach West- 
europa zu ermöglichen. Zum anderen hat man sich mit der EU-Lagerpolitik 
auseinander zu setzen. Sie erhält in Polen - wie auch in den anderen Beitritts- 
ländern an der neuen EU-Außengrenze - einen generellen und scharfen Zu- 
schnitt gegenüber Asylflüchtlingen. Deren regelmäßige Inhaftierung und die 
Errichtung der „Außenlager“ an der EU-Außengrenze dienen dem Ziel, ein 
Europa ohne unerwünschte Flüchtlinge zu schaffen. Um flüchtlingssolidarisch 
dagegen anzuarbeiten, braucht es nicht nur eine länderübergreifende Aktions- 
forschung, sondern vermehrt eine Zusammenarbeit mit den Flüchtlingen 
selbst. Verwandte und Bekannte derjenigen, die am Rande der EU in Haft ge- 
raten, wohnen womöglich direkt neben uns, im selben Stadtteil, in derselben 
Großstadt. Und nur die Diskussion über die Grenzen der Communities hin- 
weg wird einer transnationalen Flüchtlingsarbeit den Weg bereiten können. 
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Helen Rupp 


Migration als Wirtschaftsmodell: 
Die remittances in El Salvador 


„Remittances' brechen Rekord 2004“, „Rekordziffer der Familienüberweisun- 
gen“, „Rekordzufluss an remesas ins Land im Januar“ (La Prensa Gräfica 2004a; 
2004b; 2005) - die Geldsendungen der salvadorianischen Migrantinnen und 
Migranten an ihre in El Salvador lebenden Angehörigen sorgen regelmäßig für 
Schlagzeilen in dem kleinen mittelamerikanischen Land. Entgegen Analysen, 
die noch vor fünf Jahren einen Rückgang der internationalen Migration und 
damit der remittance-Ströme voraussagten (vgl. Dalton 2005; Orellana Merlos 
1992; Rivera Campos 1996) haben auch in den ersten Monaten dieses Jahres 
die Rimessen wieder zugenommen. Allein zwischen Januar und Mai 2005 sind 
weit über eine Milliarde US-Dollar nach EI Salvador geflossen, was eine Stei- 
gerung von mehr als 15 Prozent gegenüber dem Vorjahreszeitraum bedeutet. 
Monat für Monat verkündet die salvadorianische Zentralbank die Höhe der 
Einkünfte aus remesas wie wirtschaftliche Erfolgsmeldungen (Dalton 2005). 

Tatsächlich sind die Zahlen beeindruckend. Von weniger als 30 Millionen US- 
Dollar Mitte der 1970er Jahre sind die remittances auf über 2,5 Milliarden US- 
Dollar im letzten Jahr gewachsen. Und dies sind nur die vom formellen Ban- 
kensystem erfassten Überweisungen, zu denen schätzungsweise noch mehr als 
140 bis 200 Millionen US-Dollar hinzukommen, die von Kurieren persönlich 
überbracht werden (Gammage 2004: 11-12; Gutierrez 2003)” Damit ist die 


1 Unter remittances, remesas oder Rimessen werden die Überweisungen in Geld- oder Waren- 
form von Migranten aus dem Land, in dem sie sich aufhalten, in ihr Herkunftsland verstan- 
den (Zärate Hoyos 2004b: 12, Fn. 3). Trotz dieser Definition beziehen sich die verfügbaren 
Daten lediglich auf die formell erfassten Geldsendungen. Jüngere Studien, die sich mit den 
identitären und kulturellen Aspekten der Rimessen beschäftigen, beziehen mit dem von Peg- 
gy Levitt entwickelten Begriff der social remittances auch die Verbreitung von sozialen Prak- 
tiken, Ideen und Identitäten zwischen Ankunfts- und Herkunftsland in ihre Definition von 
remittances ein (Gammage/ Burton 2004: 13). 

2 Die ökonomischen Daten in diesem Artikel stammen, falls nicht anders angegeben, von der 
salvadorianischen Zentralbank, Banco Central de Reserva (BCR), www.bcr.gob.sv. 

3 Zu der wichtigen Rolle, die diese persönlichen Kuriere für die transnationalen Bindungen 
zwischen Salvadorianern der Diaspora und ihren Herkunftsfamilien und -gemeinden spielen, 
sowie geschlechtsspezifischen Unterschieden bei der Wahl der verschiedenen Arten, remit- 
tances zu schicken und beim Sendeverhalten allgemein vgl. Gammage (2004); Gammage/ 
Burton 2004. 
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Menge der Familienüberweisungen in EI Salvador in absoluten Zahlen immer 
noch weit entfernt vom Hauptempfängerland in der Region, Mexiko. Relativ 
gesehen gehört El Salvador jedoch zu den Ländern Lateinamerikas und der 
Karibik, in denen die remittances das höchste Gewicht haben (Terry 2004: 9).' 
2004 stellten die Überweisungen der Migranten 16 Prozent des Bruttoinlands- 
produkts (BIP) dar und haben längst Agrar- oder Manufakturexporte als 
Haupteinnahmequelle für Devisen abgelöst. Dieser „Goldfluss“ (Bate 2001) 
hält nicht nur die salvadorianische Wirtschaft am Laufen, er sichert auch das 
Überleben zahlreicher Familien in EI Salvador. 

Angesichts der euphorischen Rekordmeldungen weisen Kritiker jedoch auf das 
hinter den steigenden Dollareinnahmen stehende Drama der massiven Aus- 
wanderung aus El Salvador hin: die Migration sei schlicht der Versuch eines 
individuellen Auswegs angesichts der gesellschaftlichen Auswegslosigkeit (Ar- 
näiz 2004). Diese Kontroverse ist nicht nur Ausdruck unterschiedlicher politi- 
scher Standpunkte sondern reflektiert auch die Begrenztheit wissenschaftlich 
fundierter Kenntnisse über die Implikationen der Geldüberweisungen von 
Migranten (Zärate Hoyos 2004b: 13). Trotz der enormen Bedeutung der re- 
mittances für die salvadorianische Wirtschaft und Gesellschaft gibt es bisher 
nur wenige Studien über das Thema, die teilweise sehr unterschiedliche Inter- 
pretationen zulassen. Bietet der enorme Geldzufluss Chancen für die wirt- 
schaftliche und soziale Entwicklung EI Salvadors? Oder reflektieren die remit- 
tances im Gegenteil das Scheitern des vorherrschenden Wachstumsmodells, 
das stetig neu „überflüssige“ Bevölkerung schafft? Auf den folgenden Seiten 
soll am Beispiel der salvadorianischen Migration in die USA das Phänomen 
der remittances als eine der wichtigsten Quellen der wirtschaftlichen Auswir- 
kungen internationaler Migration auf das Herkunftsland untersucht werden. 


Transnationalismus als Überlebensstrategie 


El Salvador ist das kleinste und am dichtesten bevölkerte Land in Zentralame- 
rika mit knapp über 6,2 Millionen Einwohnern, wobei schätzungsweise mehr 
als ein Fünftel ausgewandert oder vor dem Bürgerkrieg geflohen ist (Andrade- 
Eekhoff 2003: 9). Manche gehen sogar von einem Viertel der salvadoriani- 
schen Bevölkerung aus, die sich im Ausland aufhält (eca 2002: 857). Hauptziel 


4 Weltweit sind Lateinamerika und die Karibik die Hauptempfängerregion für Rimessen. Sie 
konnten in den letzten Jahren auch den größten Zuwachs verzeichnen. Nicaragua, Haiti, 
Jamaica und Ecuador sind die anderen vier Länder in der Region, in denen die remittances 
mindestens 10 Prozent des BIP ausmachen (Terry 2004: 8-9). 

5 Es gibt keine genauen Daten über die internationale Migration aus El Salvador. Mögliche 
Quellen für ein Messen der Migrationsströme sind die Nettomigration, die an der salvadori- 
anischen Grenze registriert wird, Zensusdaten der Hauptempfängerländer sowie Angaben aus 
den Haushaltsbefragungen in El Salvador über migrierte Familienmitglieder (Funkhouser 
1997: 45-47). 
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der Migrationsströme aus EI Salvador sind seit den 1970er Jahren die USA 
(Lungo 1997: 23).* Mindestens eine Million’ salvadorianischer Migrantinnen 
und Migranten lebt und arbeitet in dem nordamerikanischen Land. 
Internationale Migration stellt in El Salvador somit kein neues Phänomen dar. 
Seit Mitte der 1990er Jahre ist jedoch nicht nur das Volumen der Migrati- 
onsströme erneut konstant gewachsen (UNDP 2003: 68). Auch haben die in- 
ternationale Migration aus EI Salvador sowie die Beziehungen zwischen salva- 
dorianischer Diaspora und Herkunftsland im letzten Jahrzehnt eine neue Qua- 
lität gewonnen (Lungo 1997: 30-35; Popkin 1997: 229).° Die Verbesserung ih- 
res Aufenthaltsstatus in den USA, das Friedensabkommen in El Salvador 1992 
sowie die technische Entwicklung und Verbreitung von Kommunikations- und 
Transportmitteln haben es den salvadorianischen Migranten in den USA er- 
leichtert, enge Verbindungen nach EI Salvador zu halten (Gammage 2004: 2; 
Gammage/Burton 2004: 14; Orozco 2003: 3). Die salvadorianische Gesell- 
schaft hat einen tiefen Wandel erfahren, der sich mit dem Begriff „Transnatio- 
nalisierung“ fassen lässt (Andrade-Eekhoff 2003: 17). Geldüberweisungen sind 
dabei eines der offensichtlichsten Anzeichen der sich zwischen nordamerikani- 
schen Großstädten und salvadorianischen Gemeinden aufspannenden Netz- 
werke.” Wer in einem Dorf Angehörige im Ausland hat und remesas erhält, 
lässt sich oft schon auf den ersten Blick am Material und der Größe des Hau- 
ses sowie der Menge der vorhandenen elektrischen Geräte erkennen (vgl. 
Andrade-Eekhoff 2003). 

Die internationale Migration hat darüber hinaus ein breites Spektrum von Ge- 
schäftsmöglichkeiten für große und kleine Unternehmen eröffnet: Ob Schlep- 
per, die zwischen anderen Zeitungsanzeigen in der Rubrik „Reisen und Aus- 
flüge“ ihre Dienste anbieten; Kurierdienste, die Geld und Waren verschicken; 
Firmen, die die salvadorianische community in den USA mit heimischen Pro- 
dukten versorgen’, oder Tourismusdienstleister für Migranten auf Urlaub in 


6 Vor den 1970er Jahren waren in Zentralamerika neben der traditionell großen Binnenmigration 
internationale Migrationsströme vorrangig auf die Nachbarländer gerichtet (Lungo 1997: 22). 

7 Bei der Zahl von ungefähr 1,1 Millionen Salvadorıanern in den Vereinigten Staaten handelt 
es sich um eine vom Mundford Institute angepasste Ziffer der US-Zensusdaten, die für 2000 
weniger als 660 000 Salvadorianern in den USA angeben. Die salvadorianische Regierung 
hingegen geht von über 2,5 Millionen in den Vereingten Staaten lebenden Salvadorianern 
aus (Andrade-Eekhoff 2003: 9). 

8 Auch die schwierige Anpassung und Marginalisierung der Salvadorianer in den Vereinigten 
Staaten trägt offensichtlich dazu bei, dass diese enge Kontakte zu ihren Herkunftsfamilien 
und -gemeinden halten (Gammage 2004: 8-9). 

9 Die geographische Konzentration der salvadorianischen Migranten vor allem in Los Angeles 
aber auch in anderen Großstädten wie Houston, New York, Washington D.C. und San 
Fransisco belegt die Bedeutung von Netzwerken im salvadorianischen Migrationsprozess 
(Andrade-Eekhoff 2003: 13; Funkhouser 1997: 60-63, 69). Die sozialen Netzwerke, die viele 
salvadorianischen Migranten in die USA brachten, unterliegen aber Spannungen und garan- 
tieren keine dauerhafte oder stabile Unterstützung (Menjivar 2000). 

10 Der Wert der aus El Salvador ausgeführten so genannten „ethnischen“ oder „nostalgischen“ 
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El Salvador'', „Transnationalismus als Überlebensstrategie“ fällt einem überall 
ins Auge (vgl. Gutierrez 2003; Zilberg 1997: 132). 

Dabei lässt sich ein Zusammenhang zwischen Rückgang der Beschäftigung vor 
allem im Agrarsektor und der wachsenden internationalen Migration erkennen 
(vgl. UNDP 2003). Immer mehr sind es Angehörige armer Haushalte aus länd- 
lichen Gegenden, die auswandern (Gammage 2004: 8; UNDP 2003: 68). Eine 
Forschungsarbeit über drei salvadorianische Gemeinden stellte eine direkte 
Beziehung zwischen Niedergang der landwirtschaftlichen Produktion und re- 
mesas fest (Hecht u.a. 2002). Die Entwicklung der Beschäftigungs- und Ein- 
kommensstruktur in der Kleinstadt Intipucä im Departement La Uniön im 
Osten kann als exemplarisch für das ganze Land gelten (vgl. Pedersen 2004: 
245-246). Laut einer Studie war Ende der 1990er Jahre die Agrarproduktion in 
der Gemeinde seit Anfang des vorrangehenden Jahrzehnts um 70 Prozent ge- 
sunken: „Die Bevölkerung widmet sich hauptsächlich dem Handel und dem 
Warten auf die Familienüberweisungen“ (Ticas 1998: 86, eigene Übersetzung). 
Die Vorstellung, durch die Geldsendungen hätten die Angehörigen von 
Migranten schlicht keinen Anreiz mehr, selbst zu arbeiten, erweist sich jedoch 
als Mythos (Andrade-Eekhoff 2003). Remittance-Empfänger sind nicht „faul“, 
wie eine Studie über jugendliche Salvadorianer belegt (Zilberg/Lungo 1999). 
Die remesas und die transnationalen Verbindungen beeinflussen aber sehr 
wohl die Erwartungen bezüglich der gewünschten Jobs und Arbeitsverhältnisse 
bei den im Land gebliebenen Familienmitgliedern (Andrade-Eekhoff 2003). 
Dass sich durch die Möglichkeiten, die die internationale Migration eröffnet, 
gerade die Landwirtschaft oft als unattraktive Alternative darstellt, liegt letzt- 
endlich nicht nur am „Amerikanischen Traum“ sondern auch an der salvado- 
rianischen Realität." 

Insgesamt spielen wirtschaftliche Faktoren eine wichtige Rolle im salvadoriani- 
schen Migrationsprozess (Funkhouser 1997: 69). Nach den vorwiegend durch 
politische Gewalt verursachten Flüchtlingsströmen während des zwölfjährigen 
Bürgerkriegs (1980-1992)"” steht die internationale Migration aus EI Salvador 
in den letzten Jahren zunehmend im Zusammenhang mit einer Prekarisierung 
der Situation großer Teile der Bevölkerung (Andrade-Eekhoff 2001). Als 


Produkte stieg 2001 auf 240 Millionen US-Dollar an, zehn Prozent des Gesamtwerts aller 
Exporte (Orozco 2003: 3). 

11 Über 30 Prozent der Touristen, die ins Land kommen, sind Salvadorianer oder ehemalige 
salvadorianische Staatsangehörige, die im Ausland leben, vorwiegend in den USA. Ihre 
durchschnittlich Aufenthaltsdauer ist mehr als zwei Wochen und sie geben über 50 US- 
Dollar am Tag aus (Orozco 2003: 3). 

12 Zu den Bedingungen kleinbäuerlicher Produktion in El Salvador unter der zunehmenden 
Liberalisierung des Agrarhandels vgl. Rupp (2005). 

13 Neben der politischen Gewalt scheinen auch während des Bürgerkriegs wirtschaftliche Fak- 
toren - teilweise durch den Konflikt verursacht - wichtige Migrationsursachen gewesen zu 
sein. (Funkhouser 1997: 49-50). 

14 Auch geschlechtsspezifische Migrationsgründe wie beschränkter Landzugang, fehlende Be- 
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Hauptmotivation für den Beschluss, El Salvador zu verlassen, gilt, eine Arbeit 
zu finden und Geld nach Hause schicken zu können (Destination DC 2004: 
1). Für den Migranten oder die Migrantin können die remittances die Ver- 
pflichtung, eine Familie zu ernähren, den Zwang, eine Schuld zu begleichen, 
oder den Wunsch, mit dem Herkunftsland in Kontakt zu bleiben, repräsentie- 
ren (Destination DC 2004: 1). Für die Familienangehörigen stellen die remit- 
tances oft das erhoffte Produkt einer extrem teuren Investition dar (Destinati- 
on DC 2004: 1). 


Die Bedeutung der remittances für die salvadorianischen Haushalte 


Viele salvadorianische Familien, besonders in den ländlichen Gegenden, sind 
inzwischen auf die dringend benötigten Ressourcen angewiesen. Sowohl die 
Zahl der Empfängerhaushalte (mehr als ein Fünftel aller Haushalte 2002) hat 
in den letzten Jahren zugenommen als auch das relative Gewicht, das die re- 
mesas im Haushaltseinkommen ausmachen (in armen Haushalten mehr als 
die Hälfte des Gesamteinkommens) (UNDP 2003: 105-106). Verschiedene 
Studien zeigen, dass die Geldsendungen den remittance-Empfängern oftmals 
erlauben, die Armutsgrenze zu überwinden, und somit zu mehr Konsum und 
Investitionen in die Verbesserung des Wohnraums führen, eine ausreichende 
Ernährung sicherstellen und den Zugang zu Bildung erleichtern (Andrade- 
Eekhoff 2003; Andrade-Eekhoff 2001; Gammage 2004: 8; Kandel 2002). Selbst 
der amtierende salvadorianısche Präsident Elias Antonio Saca, stets nur Tony 
Saca genannt, ging mit Hilfe des Geldes, das sein älterer Bruder als „illegaler“ 
Einwanderer aus Los Angeles schickte, zur Schule (Salinas 2004). 

Angesichts der Tatsache, dass es in El Salvador weder ein progressives Steuer- 
system noch eine auf bedürftige Bevölkerungsgruppen zielende Ausgabenpoli- 
tik des Staates gibt (Vega 2002: 909), übernehmen die Rimessen die wichtige 
Funktion einer „de facto Sozialpolitik“ (Acevedo 2004: 20). Da vor allem 
Haushalte mit geringen Ressourcen remittances erhalten, tragen diese erheb- 
lich dazu bei, die hohen Armutszahlen zu reduzieren und helfen, die extrem 
ungleiche Einkommensverteilung in El Salvador abzuschwächen (UNDP 2003: 
68). Dies erklärt auch, weshalb die Empfängerhaushalte die remesas zum 
Großteil konsumieren und nicht, wie so oft gefordert, „produktiv“ verwenden 
(Rodas-Martini 2000: 39).' 


schäftigungsmöglichkeiten für Frauen und die bestehenden Geschlechterverhältnisse sind 
wichtig um den salvadorianischen Migrationsprozess zu verstehen (Repak 1995). 

15 Allein die Reisekosten als Person ohne Dokumente in die USA betragen zwischen 5.000 und 
9.000 US-Dollar, ein Betrag, den die wenigsten Haushalte aufbringen können, ohne einen 
Teil ihres Besitzes zu verkaufen oder sich zu verschulden (Gammage 2004: 8). 

16 Aus Sicht der Empfängerhaushalte stellt dieses Geld schlicht einen Teil des Arbeitseinkom- 
mens und keine zusätzlichen Ersparnis dar, womit keine spezielle Veranlassung besteht, es in 
kommerzielle Aktivitäten zu investieren (Canales Cerön 2004). Andererseits zeigt ein Ver- 
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Während Studien über den Zusammenhang zwischen internationaler Migrati- 
on und lokaler Entwicklung noch vor einigen Jahren vor allem Empfehlungen 
formulierten, wie der Anteil der in Unternehmen investierten oder angesparten 
Rimessen erhöht werden könnte (Baires 1997; Orellana Merlos 1992; Rivera 
Campos 1996)", zeigt sich heute, dass die Beziehungen komplexer sind. Auch 
wenn die Empfängerhaushalte das erhaltene Geld nicht selbst investieren, so 
kurbelt doch die erhöhte Kaufkraft und die daraus resultierende Nachfrage die 
lokale Wirtschaft an (Bate 2001; Vega 2002: 907; Zärate Hoyos 2004a).'* Ne- 
ben diesem Multiplikatoreffekt der remittances können verstärkte Ausgaben 
der Empfängerfamilien für Bildung und Gesundheit außerdem langfristig zur 
sozialen und wirtschaftlichen Entwicklung beitragen (Andrade-Eekhoff 2003). 
Darüber hinaus sind die im Ausland lebenden und arbeitenden Salvadorianer 
durch so genannte kollektive Rimessen zunehmend direkt an der Finanzierung 
von kleinen Infrastrukturprojekten in ihren jeweiligen „Heimatdörfern“!” betei- 
ligt. Vereinigungen salvadorianischer Migranten in den USA sammeln durch 
Aktivitäten, die oft kulturelle Ereignisse der Herkunftsgemeinden reproduzie- 
ren, Geld, um in El Salvador Schulen, Wasserleitungen oder Gesundheitszent- 
ren zu finanzieren (Gammage 2005; Gammage/Burton 2004: 11-12; Popkin 
1997: 209-210; Sanabria 2003: 34-35). 


Folklore für Infrastruktur: Die Rolle salvadorianischer 
Migrantenvereinigungen 


Das 2002 von der salvadorianischen Regierung eingeführte Programm Unidos 
por la Solidaridad des Sozialen Investitionsfonds für Lokale Entwicklung 
(Fondo de Inversiön Social para el Desarrollo Local, FISDL) soll ähnlich dem 
mexikanischen Modell durch eine staatliche Ergänzungsfinanzierung die Betei- 
ligung salvadorianischer Migrantenvereinigungen an Infrastrukturprojekten in 
ihren Herkunftsgemeinden fördern (Gammage 2005: 6; Lungo 2002: 875; Oroz- 


gleich mexikanischer Haushalte, dass Empfänger von remittances bei gleicher Einkommens- 
höhe nicht notwendigerweise mehr von ihren Einnahmen ausgeben als der Rest der Bevölke- 
rung. Dies widerlegt die Vorstellung, remittance-Empfänger würden aus „Angeberei“ unver- 
hältnismäßig viel Geld für Konsumgüter ausgeben (Corona Väzquez / Santibänez Romellön 
2004). Diese Ergebnisse stellen zumindest in Frage, Unterstützungsprogramme für eine pro- 
duktivere Verwendung der Rimessen ausschließlich an Haushalte mit Migranten zu richten. 

17 Die Notwendigkeit die remittances „produktiv“ z.B. in ein Kleinunternehmen zu investieren, 
wurde von den genannten Studien vor allem damit begründet, dass die internationale Migra- 
tion mittelfristig abnehmen und eine Rückkehrmigration nach EI Salvador einsetzen würde. 

18 Zwar gibt es für El Salvador keine genauen Berechnungen der nachfragesteigernden Wirkung 
der remittances (Sanabria 2003: 37), jedoch geht der Multilaterale Investitionsfonds (MIF) 
allgemein von einem Multiplikatoreffekt von 3 zu 1 aus (Terry 2004: 9). 

19 Auch wenn viele Mitglieder nicht direkt aus der betreffenden Gemeinde stammen oder Fa- 
milienangehörige haben, die aktuell dort leben, wird über die imaginierte Verbundenheit mit 
dem jeweiligen „Heimatdorf“ Zugehörigkeit zu einer Gemeinschaft konstruiert (Gammage/ 
Burton 2004: 17; Popkin 1997: 214). 
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co 2003: 5-6; Sanabria 2003: 36-37). Die verschiedenen Projekte bedeuten für 
die jeweiligen Gemeinden oft erhebliche positive Veränderungen. Auch wenn 
die lokale Infrastruktur durch solche Projekte verbessert wird und sich der Le- 
bensstandard der Bevölkerung erhöht, können die Organisationen der salva- 
dorianischen Diaspora doch nicht die strukturellen Probleme der Armut und 
Exklusion lösen. Die Zusammenarbeit zwischen Migrantenorganisationen und 
Herkunftsdörfern stellt sich oft sehr hierarchisch und wenig partizipativ dar 
(Eekhoff 1997: 41; Gammage 2005: 11-14). Darüber hinaus wird vor allem kri- 
tisiert, dass die Art der Projekte eher die fehlende Grundversorgung in vielen 
ländlichen Gegenden kompensiere (Alarcön 2004) und keine nachhaltige Ver- 
besserung der Beschäftigungsmöglichkeiten der Bevölkerung vor Ort mit sich 
bringe (vgl. Lungo 2002: 877). 

Auch wenn Mitglieder von Migrantenvereinigungen ın den USA den Wunsch 
äußern durch ihre Hilfe dazu beizutragen, die Notwendigkeit zur Migration 
zu reduzieren (vgl. Gammage/Burton 2004: 19), ist die langfristige Wirkung 
der remesas auf die lokale Entwicklung und weitere Abwanderung aus den 
Herkunftsdörfern unsicher. Ob die remesas vor Ort die Wirtschaft stimulieren 
und für neue Beschäftigungsmöglichkeiten sorgen oder im Gegenteil die Mig- 
ration weiterer Arbeitskräfte fördern” - und damit die lokale wirtschaftliche 
Aktivität noch mehr schwächen - hängt vom lokalen Kontext ab und kann 
sich im Laufe der Zeit ändern (Andrade-Eekhoff 2003; vgl. Orozco u.a. 1997: 
60; Vega Briones 2004). 

Was sıch aber jetzt schon feststellen lässt, ist, dass durch die kollektiven Ri- 
messen die Verantwortlichkeiten des Staates zu Lasten der ärmsten Bevölke- 
rungsgruppen des Landes reduziert werden (Lungo 2002: 877). Oft sind es ge- 
trade Personen mit geringer Bildung, die in der meist illegalen und damit ge- 
fährlichen Emigration den einzigen Ausweg sehen und in den USA schlecht 
bezahlte Jobs im niederen Dienstleistungssektor oder Baugewerbe übernehmen 
(Gammage 2004: 7; Rodas-Martini 2000: 38-39; Vega 2002: 909). Ersparnisse 
an die Familien und Herkunftsgemeinden zu schicken bedeutet in vielen Fäl- 
len, auf Konsum im Ankunftsland zu verzichten, das heißt auch auf Investiti- 
onen ın Gesundheit und Bildung, die die eigene Situation und Position auf 
dem Arbeitsmarkt verbessern könnten (Gammage/Burton 2004: 14; Menendez 
Quintero 2004; Vega 2002: 910). Andererseits sind es die eher kleinen Beiträge 
Hunderttausender Salvadorianer, die am Ende ein enormes ökonomisches 
Gewicht haben. Dass diese Wirtschaftsmacht äußerst fragmentiert und nicht 
in den Händen weniger konzentriert ist, impliziert einen demokratischen As- 
pekt der remittances (eca 2002: 868). 


20 Durch die Bereitstellung von Finanzierungsmöglichkeiten oder durch die relative Deprivati- 
on der Haushalte, die bisher keine remittances empfangen. 
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Die Migrationspolitik der salvadorianischen Regierung 


Durch Maßnahmen wie das FISDL-Programm versucht die salvadorianische 
Regierung dieses ökonomische Potential der Diaspora für die Finanzierung 
von Projekten in EI Salvador nutzbar zu machen. Solche Aktivitäten stellen 
ein wichtiges Element einer seit 1999 verfolgten kohärenten „Migrationspoli- 
tik“ der rechtskonservativen ARENA-Regierungen dar. Diese zielt darauf, die 
Bedingungen der salvadorianischen Migranten im Ausland zu verbessern, ihre 
Rechte in den Transitländern, vor allem in Mexiko, zu sichern und ihre Ver- 
bindungen zu El Salvador zu stärken (Lungo 2002; Vega 2002: 902). Eine 
Verlängerung des temporären Aufenthaltsstatus (Temporary Protectionary Sta- 
tus, TPS), unter dem zur Zeit ungefähr 250 000 Salvadorianer in den USA le- 
ben und arbeiten, ist eines der wichtigsten Lobbythemen für salvadorianische 
Politiker (vgl. Gammage 2005: 18).”” Als Präsident Saca im August letzten Jah- 
res auf einer seiner ersten Dienstreisen das Weiße Haus um eine erneute Ver- 
längerung des TPS ersuchte, stellte er im Gegenzug die Entsendung eines drit- 
ten Kontingents von fast 400 salvadorianischen Soldaten in den Irak in Aus- 
sicht (Salinas 2004). Die Einrichtung einer Generaldirektion für die Betreuung 
der Gemeinschaft im Ausland unter seinem Vorgänger Präsident Flores (1999- 
2004) sowie die Schaffung eines Vizeaußenministeriums für die Salvadorianer 
im Ausland im Juni 2004 zeigt die große Bedeutung, die die salvadorianische 
Regierung der Diaspora beimisst (www.rree.gob.sv). Zu Wahlkampfzeiten rei- 
sen Bürgermeisterkandidaten und Delegierte der verschiedenen Parteien in die 
USA und werben um die Gunst der salvadorianischen community (eca 2002: 
864; Gammage 2005: 18).Trotz der eindeutig positiven Tendenzen der gegen- 
wärtigen Migrationspolitik, betont diese doch vorrangig ökonomische Aspekte 
(eca 2002: 861; Lungo 2002: 876). „Politisches Engagement und Diaspora- 
Staatsbürgerschaft wird wirksam auf die Ko-Finanzierung von öffentlichen Ar- 
beitsprogrammen und das Bauen kleiner Infrastruktur reduziert“ (Gammage 
2005: 3, eigene Übersetzung). 


21 Schon in ihrem Sozioökonomischen Entwicklungsplan 1989-1994 sah die salvadorianische 
Regierung Programme vor, um einerseits die Migranten dazu zu bringen, mehr Geld zu schi- 
cken, und andererseits die Empfängerhaushalte zu motivieren, dieses Geld „produktiv“ zu 
verwenden (Orellana Merlos 1992: 18). Seit Ende der 80er Jahre bietet die Regierung Salva- 
dorianern in den USA Dienstleistungen an und setzt Maßnahmen ein, um den Fluss der 
remittances zu beeinflussen (Autler 1997: 129). 

22 Aus politischen Gründen wurden die Bürgerkriegsflüchtlinge aus EI Salvador anders als die 
aus Nicaragua nicht als solche anerkannt. Nach mehrjähriger Debatte erhielten die salvado- 
rianischen Migranten 1990 als erste Gruppe in den USA die Möglichkeit, TPS-Visa zu bean- 
tragen. Diese stellen eine temporäre Aufenthalts- und Arbeitserlaubnis zwischen sechs und 
18 Monaten dar, die jedoch keine Rechte auf öffentliche Sozialleistungen oder medizinische 
Versorgung einschließt. Während der 90er Jahre wurde der TPS-Status für die salvadoriani- 
schen Migranten regelmäßig verlängert, in jüngerer Zeit als Antwort auf eine Serie von Na- 
turkatastrophen wie den Hurricane Mitch 1998 und die schweren Erdbeben 2001 in EI Sal- 
vador (Gammage 2004: 5). 
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Die Diaspora als 15. Departement 


Begleitet werden die verschiedenen Aktivitäten der Regierung von einer gut 
gestalteten Öffentlichkeitsstrategie. Spezielle Fernseh- und Radioprogramme 
heben nicht nur die Migrationspolitik der gegenwärtigen Regierung sondern 
auch die Verdienste der „fernen Brüder und Schwestern“ für die Entwicklung 
in EI Salvador hervor (Lungo 2002: 875). Die große Tageszeitung Prensa 
Gräfica berichtet in ihrer Sektion Departamento 15 über die Salvadorianer im 
Ausland, wobei der Name impliziert, dass neben den bestehenden 14 Depar- 
tements die Diaspora ein Teil der salvadorianischen Nation ist 
(www.laprensagrafica.com/dpt15) (vgl. Gammage 2005: 18). Bezüglich der 
Schattenseiten der Migration scheint in der salvadorianischen Gesellschaft ein 
„kollektives Redeverbot“ (Haas 2005) zu herrschen. Weder die, die mit der 
Migration ihr Geschäft machen, noch die Migranten selbst oder ihre Angehö- 
rigen haben ein Interesse daran, die negativen Aspekte der Migration und des 
Migrantendaseins hervorzuheben.” Statt dessen, werden die hermanos lejanos 
gefeiert, wenn sie auf ihrer „jährlichen Pilgerfahrt“ (Zilberg 1997: 133) nach EI 
Salvador kommen. Der internationale Flughafen ist besonders an Feiertagen 
wie Ostern oder Weihnachten von Salvadorianerinnen und Salvadorianern ü- 
berlaufen, die auf Angehörige warten, die aus den USA auf Urlaub kommen 
(Gutierrez 2003). Auch die Feierlichkeiten zu Ehren des jeweiligen Dorfheili- 
gen, die fiestas patronales, sind ein wichtiger Termin, an dem viele Migranten 
ihre Herkunftsdörfer besuchen und dort Anerkennung und Prestige genießen 
(Popkin 1997: 215; Ticas 1998: 98-99). 

Die Betonung der positiven Aspekte sowie die Alltäglichkeit des Phänomens 
verdrängt beinahe die Frage, warum die Migration aus EI Salvador so groß ist 
und gewissermaßen Gegenstand einer aktiven Politik der Regierung darstellt 
(Vega 2002: 902). Die remittance-Ströme scheinen in Ländern wie El Salvador 
inzwischen so üblich geworden zu sein, dass die sie verursachende prekäre so- 
ziale und wirtschaftliche Lage großer Bevölkerungsgruppen kaum noch disku- 
tiert wird (Menendez Quintero 2004). Zwar betont auch der Leiter des Multi- 
lateralen Investitionsfonds (MIF) der Interamerikanischen Entwicklungsbank, 
dass die Millionen an US-Dollar, die als remittances fließen, kein Grund zum 
Feiern sei (vgl. Quesada 2004). Trotzdem streben Internationale Finanzinstitu- 
tionen wie der MIF oder auch der Internationale Währungsfonds (IWF) in ers- 
ter Linie eine Senkung der Kosten für die Geldüberweisungen durch eine Stär- 
kung des Wettbewerbs auf dem remittance-Markt an, so wie eine größere Ein- 
bindung der remittance-Empfänger in das formale Bankensystem (IMF 2005; 
Quesada 2004; Terry 2004: 8-9). Auch die salvadorianische Regierung zeigt 


23 Die Strapazen und Gefahren, die die Migration von EI Salvador in die USA auf dem Land- 
weg bedeuten können, wurden von Escobar Parada (2002) in seinem Roman EI viaje a la 
tierra prometida beschrieben. 
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wenig Interesse daran, etwas an den Ursachen, die jedes Jahr zigtausend Salva- 
dorianer dazu bewegen, ihr Land zu verlassen, zu ändern. Es wird deutlich, 
dass die auf die Migration gerichtete Politik der letzten Jahre eng mit dem 
wirtschaftlichen Wachstumsmodell verbunden ist. Das Phänomen der remit- 
tances lässt sich letztlich nur im Zusammenhang mit der grundlegenden Um- 
strukturierung der salvadorianischen Wirtschaft in den letzten 15 Jahren ver- 
stehen (Lungo 1997: 29). 


Die Restrukturierung der salvadorianischen Wirtschaft vom 
Agrar- zum Menschenexporteur 


Im Kontext eines aggressiven Strukturanpassungsprogramms unter der Ägide 
von Weltbank und Internationalem Währungsfonds (IWF) sowie dem Verfall 
der Kaffee-, Baumwoll- und Zuckerpreise auf dem Weltmarkt hat sich EI Sal- 
vador von einem auf der Ausfuhr landwirtschaftlicher Produkte beruhenden 
Modell zu einer Volkswirtschaft gewandelt, die vorrangig Arbeitskraft, sprich 
Menschen, „exportiert“ (Acevedo 2004: 20; Andrade-Eekhoff 2003: 17; Funk- 
houser 1997: 65; Orozco 2003). 

Seit der Liberalisierung des Wechselkursregimes in El Salvador 1990 werden 
die remittance-Ströme von den formellen Devisenmärkten erfasst (Segovia/ 
Larde 2000: 39).”* 1990 überstiegen die remittances erstmals die Einnahmen 
aus dem wichtigsten Exportgut Kaffee, 1996 erreichten sie den dreifachen 
Wert. Anders als bei Deviseneinnahmen aus Exporten oder durch Kredite, ver- 
langen die US-Dollar, die in der Form von remittances ins Land fließen weder 
Gegenleistung noch Rückzahlung. Diese „Geschenke, die von den salvadoria- 
nischen Arbeitern geschickt werden“ (Vega 2002: 902) haben entscheidend da- 
zu beigetragen, das stetig wachsende Handelsdefizit El Salvadors zu finanzie- 
ren” und für makroökonomische Stabilität gesorgt (Vega 2002: 903). 

Der konstante Devisenfluss hat der Regierung außerdem erlaubt, über Jahre 
den Wechselkurs des Colön stabil zu halten und schließlich als offizielle 
Währung durch den US-Dollar zu ersetzen, das heißt die Wirtschaft formal zu 
dollarisieren (Rivera Funes 2005: 9; Senciön Villalona 2001; Vega 2002: 903).* 
Durch die Dollarisierung ist die salvadorianische Wirtschaft andererseits noch 
stärker vom Zustrom der Familienüberweisungen abhängig geworden. Falls die 


24 Vor der rechtlichen Autorisierung der Banken und privaten Agenturen, Wechselstuben zu 
betreiben, wurde der größte Teil der remesa-Dollars auf dem Schwarzmarkt getauscht (Autler 
1997: 129). 

25 Der stetige Dollarzufluss und die damit verknüpfte monetäre Stabilität haben andererseits 
die Importe gefördert und somit selbst zum wachsendend Handelsdefizit beigetragen (Sen- 
cıön Villalona 2004; Vega 2002: 903-904). 

26 Durch den Wegfall der Verluste beim Wechselkurs, zeichnen sich die Familienüberweisun- 
gen nach EI Salvador im internationalen Vergleich durch die geringsten Sendungskosten aus 
(durchschnittlich 4,39%) (Orozco 2003: 5). 
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US-Dollar aufhörten zu fließen oder sich reduzierten, wären die Auswirkungen 
direkt zu spüren: die Fähigkeit zu importieren, zu konsumieren sowie zu pro- 
duzieren - da der Produktivapparat stark auf importierte Rohstoffe und inter- 
mediäre Güter angewiesen ist - fiel sofort (Vega 2002: 904-905). 

Der Zufluss der remesas wurde durch die Restrukturierung der salvadoriani- 
schen Wirtschaft nicht nur zum Grundpfeiler makroökonomischer Stabilität. 
Auch wird durch die Abwanderung von Bevölkerung, die das System struktu- 
rell nicht aufnehmen kann, der Druck auf die Arbeitsmärkte gesenkt. Weiter- 
hin helfen die Familienüberweisungen und kollektiven Rimessen die sozialen 
Folgen der Anpassung abzuschwächen und ersetzen eine öffentliche Sozialpo- 
litik (Vega 2002: 908-909). Auch die entgegen der Erwartungen weitere Zu- 
nahme des Migrationsflusses ins Ausland nach Ende des bewaffneten Kon- 
flikts und trotz steigender Restriktionen in den Vereinigten Staaten, deutet 
darauf hin, dass „der Prozess erzwungener Migration von Salvadorianern dem 
herrschenden Wirtschaftsmodell eigen ist“ (Lungo 2002: 874, eigene Überset- 
zung). 

Aus dieser Perspektive ist die steigende Migration kein Beweis für das Schei- 
tern oder ein unintendiertes Ergebnis des salvadorianischen Wirtschaftsmo- 
dells (Vega 2002). Fernando Gonzälez, Abgeordneter der gemäßigten Partei 
Cambio Democrätico (CD) äußert die Einschätzung, dass seit Jahren eine ge- 
zielte Politik betrieben werde, um das Land in einem Zustand der Krise zu 
halten. Hohe Gewaltraten und die Krise der Landwirtschaft zwängen die Men- 
schen auszuwandern und aus den USA remesas zu schicken (vgl. Dalton 
2005). Denn auch wenn die salvadorianischen Migrantinnen und Migranten 
heute sowohl im Vergleich zu früheren Rimessen als auch zu Migranten aus 
anderen Ländern einen größeren Teil ihres Einkommens schicken (Funkhou- 
ser 1995; Menjivaru.a. 1998; Orozco 2003: 5; Orozco u.a. 1997: 46-50), so 
nimmt doch mit der Aufenthaltsdauer und Eingewöhnung in den USA, die 
Wahrscheinlichkeit ab, Geld ins Herkunftsland zu überweisen (DeSipio 2000; 
Funkhouser 1995; Menjivaru.a. 1998). Vor allem, wenn die direkten Angehöri- 
gen wie Ehepartner und Kinder auch in den USA leben, gehen die remittances 
zurück (DeSipio 2000). 

Um auch in Zukunft Rekorde bei den Dollareinkünften aus Familienüberwei- 
sungen vermelden zu können, ist es daher nötig, dass neue Migranten diejeni- 
gen ersetzen, die schon länger in den USA leben und weniger remittances 
schicken (vgl. DeSipio 2000). Die aus EI Salvador ausgestoßene Bevölkerung 
ist nicht überflüssig, sondern grundlegend wichtig für das Funktionieren des 
aktuellen Wirtschaftsmodells. Paradoxerweise stützen die salvadorianischen 
Migrantinnen und Migranten durch die remittances das System, das ihnen 
selbst nicht ermöglichte, ihren Lebensunterhalt zu sichern (Vega 2002: 910). 
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Julia Bernstein 


Transmigration und Kapitalismus 
Migranten und Migrantinnen aus der ehemaligen 
Sowjetunion und ihre Erfahrungen in Deutschland’ 


Der folgende Artikel untersucht Wahrnehmungsformen des Kapitalismus bei 
ex-sowjetischen Migranten nach ihrer Auswanderung nach Deutschland. Dabei 
konzentriere ich mich auf ihre Erfahrungen mit materiellen Gütern im allge- 
meinen und mit Konsum von Nahrung im besonderen. In dieser ethnographi- 
schen Studie stütze ich mich auf Interviews und teilnehmende Beobachtung, 
die ich zwischen 2002 und 2004 mit 45-60jährigen Migranten durchgeführt 
haben, die im Zeitraum zwischen 1990 - 1995 ausgewandert sind. Alle Befrag- 
ten kommen aus zwei der europäischen Republiken der ehemaligen SU: Russ- 
land und der Ukraine. Es handelt sich bei ihnen um eine Gruppe hochqualifi- 
zierter jüdischer Migranten.” Da sie allerdings nicht religiös gebunden sind, 
spielt ihre Zugehörigkeit zum Judentum eine viel geringere Rolle als ihre sow- 
jetische Erfahrung und ihre Zugehörigkeit zu den gebildeten Schichten der 
sowjetischen Intelligenz. Wahrscheinlich gilt das hier beobachtete Phänomen 
ganz allgemein für die ex-sowjetischen Migrantengruppen. 

Es ist wichtig, den besonderen Migrationshintergrund zu berücksichtigen. 
Denn es handelt sich um eine beispiellose Periode der Perestroika oder der 


1 Ich möchte mich für ihre Unterstützung bei Lena Inowlocki, Alex Demirovic und vor allem 
meinem Mann Costa Bernstein bedanken. 

2 Menschen „tragen“ keine abgeschlossene Kultur mit sich, sondern benützen kulturelle 
Elemente, die sie den bestimmten Zuständen ihrer Existenz gemäß integrieren. Das heißt, 
die Kultur wird mehr durch dynamischen Dialog und permanente Veränderung der Aktivitä- 
ten geschaffen, als dass durch Festhalten an Gewohnheiten Praktiken begrenzt werden. 
Identitäten sind multipel, und selbstverständlich hat niemand nur eine „eigene“ Identität 
(Gitelman 1995: 29). Vor dem Hintergrund dieser Annahme versuche ich hier zu verstehen, 
wie verschiedene Identitäten dieser Gruppe von Migranten (also die kulturelle russische, die 

kulturelle europäische, die ethnisch jüdische im Sinne der sowjetischen Definition, die 

atheistische und die gesellschaftlich sowjetische Identität) in Deutschland konstruiert, modi- 
fiziert und dargestellt werden. Ich stimme der Überlegung von Inowlocki (2000: 175) zu, 
dass das Individuum nicht als „jüdisch“, „sowjetisch“, „russisch“ oder „deutsch“ anzusehen 
sei, sondern eher als „doing being jüdisch“, „russisch“ oder „deutsch“. Die vielfältigen 

Identitäten koexistieren nicht nur, nicht selten widersprechen sie einander. Menschen 

können Russisch sprechen, russische Kulturpraktiken verfolgen, wären aber - wie die 

Interviewten - beleidigt, würde man sie als ‘Russen’ bezeichnen, sie können Schweinefleisch 

konsumieren, aber sich dennoch als Juden fühlen. 
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sog. „wilden Neunziger“, in denen das Land quasi keinem gehörte (vgl. 
Gustafson 1999). In dieser Zeit waren die späteren Migranten mit einer be- 
sonderen ökonomischen Krise konfrontiert, die das erste Stadium der kapita- 
listischen Entwicklung in den GUS-Staaten bestimmte und die Vorstellungen 
der Migranten vom freien Markt prägte. 

Der materielle Überfluss, die Konsumkultur im allgemeinen, die eines der 
wichtigsten Merkmale der modernen westlichen Welt ist (vgl. Miller 1989; 
Appadurai 1996), stellt für die neuangekommenen Migranten aus den GUS 
ein bis dahin nicht erfahrenes Phänomen dar, das sie nachhaltig bewältigen 
müssen. Wie sucht man einen Artikel aus der unendlichen Menge der Güter 
aus - zumal wenn die Artikel in der Wahrnehmung der Migranten keine ihnen 
erschließbare „Geschichte“ haben oder Assoziationen hervorrufen, die zu den 
allgemein geteilten Wissensbeständen gehören? Wie schätzt man die materiel- 
len Güter im Westen nach der lebenslangen sozialistischen Erfahrung ein, und 
wie „dechiffriert“ man ihre Bedeutung? Diese neue Erfahrung geht mit ande- 
ren einher (wie z.B. die Wichtigkeit der individuellen Interessen, das Verständ- 
nis der Freiheit und Demokratie, die Einstellung zu Geld und materieller Kul- 
tur, Kindererziehung und Entscheidungsfindungsprozesse im kapitalistischen 
System), mit denen die Migranten nach der Auswanderung in den Westen be- 
wusst oder unbewusst zum ersten Mal so intensiv konfrontiert sind. Verlockt 
von den Verheißungen eines schnell zu erlangenden besseren Lebens und einer 
besseren Zukunft im „Westen“ (vgl. Golden 2002), setzten sich die Migranten 
mit den unterschiedlichsten Wirkungen des Übergangs ebenso wie mit den 
Vorstellungen vom „Westen“ auseinander, die sie in der Vergangenheit erwor- 
ben hatten, die sich aber nicht immer als gültig erwiesen. Mit der Aufforde- 
rung der neuen, anonymen Aufnahmegesellschaft konfrontiert, ihre Positio- 
nen, Vorstellungen, Deutungsschemata, Verhaltensmuster, Normen und Werte 
zu überdenken und die Erwartungen der Aufnahmegesellschaft an die „moral 
regulation and inner transformation“ (ebd.) zu erfüllen, suchen die Migranten 
aktiv nach dem neuen, gültigen „Wissen“, das sie auf eigenartige Weise für 
sich definieren und in die Praxis umsetzen. Die Interviews zeigen, dass viele 
Migranten annehmen, es existiere ein solches monolithisches „kapitalistisches“ 
Wissen, das dann eine Orientierung geben könne. 

Wie ex-sowjetische Migranten den Kapitalismus verstehen und die entspre- 
chenden Erfahrungen verarbeiten, ist bislang kaum erforscht worden. Obwohl 
sich Millionen ehemaliger sowjetischer Staatsbürger nach der Perestroika in 
den Westen begaben, wird das Thema ihrer Migration oft nur in allgemeinen 
theoretischen Begriffen wie dem der Resozialisierung, der Mehrfachzugehörig- 
keit oder des Entstehens von Enklaven gefasst, die Binnensicht der Migranten 
auf die Erfahrung des Übergangs in den „Kapitalismus“ wird jedoch nicht in 
den Blick genommen. Im vorliegenden Artikel möchte ich deswegen darlegen, 
wie die Migration auf das Wissen und insbesondere auf das „kapitalistische“ 
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Wissen als ein integrales Moment und Instrumentarium mündiger sozialer Ak- 
teure wirkt, oder was mit dem Wissen der Migranten geschieht, das im Migra- 
tionzusammenhang plötzlich überflüssig und entwertet wird, während es sich 
doch ansonsten im Gegensatz zu den anderen Gebrauchsgütern durch den 
Gebrauch nicht vernutzt, sondern reproduziert und kristallisiert (vgl. Demiro- 
vie 2004: 259). Es scheint, dass die Migration für die Migranten eine besonde- 
re Chance darstellt, sich ihres für selbstverständlich gehaltenen Wissens be- 
wusst zu werden und darüber zu reflektieren. 

Wie gelangen Migranten zu einem solchen „kapitalistisches Wissen“ von der 
neuen Gesellschaft und der neuen sozialen Welt, wie erzeugen sie es; und mit 
welchen konkreten Inhalten verbinden sie die Illusion von einem monbolithi- 
schen kulturellen, ökonomischen und politischen Kapital, die Illusion, die ei- 
gentlich zur Bildung der Gruppe beiträgt und als Handlungsorientierung 
dient. Die Sicht der Migranten auf den „Kapitalismus“ zu erforschen ist von 
aktueller Bedeutung nicht nur, weil sie von der sowjetischen Erfahrung be- 
stimmt wird, sondern auch, weil sie von der Erfahrung seines gegenwärtigem 
Zustands (wie Arbeitslosigkeit, ökonomische Schwierigkeiten, „soziale Brenn- 
punkte“ in Wohnvierteln, Sprachprobleme und häufig anzutreffende Indiffe- 
renz der Aufnahmegesellschaft) beeinflusst ist (vgl. Golden 2002). So sehen die 
Migranten den „Kapitalismus“ durch mindestens zwei Prismen, einmal als 
hochausgebildete ehemalige Sowjetbürger, zum zweiten als Migranten, die sich 
an der Basis der sozialen und ökonomischen Pyramide des Einwanderungs- 
landes befinden. 

Die in der Literatur oft beschriebenen Phänomene wie Stress, Krise, Desorien- 
tierung, die normalerweise die ersten Phasen des Migrationprozesses charakte- 
risieren, sollten meiner Meinung nach mehr aus der Binnenperspektive der 
Migranten als aktiv denkende, als handelnde und interpretierende Mitglieder 
der neuen Gesellschaft analysiert werden (vgl. Kivisto 1990). Dementsprechend 
räumt der vorliegende Artikel den Erzählungen der Migranten selbst viel 
Raum ein; es wird versucht, ihnen ın der Forschung eine Stimme zu geben. 
Wie transformieren sie in den Erzählungen ihre Kenntnisse über die „sozialen 
Welten“ (Schütze 2002), und wie die Erinnerungen an die „sozialen Welten“ 
der Vergangenheit in die im „Hier und Jetzt“ inkorporierten Bilder (vgl. Boya- 
rin 1994). Einerseits ist die Sowjetunion in der Wahrnehmung der Migranten 
zum imaginary space geworden (Dolve-Gandelman 1990: 255), der entspre- 
chend der Situation ausgestattet wird. Anderseits kann man das Immigrations- 
phänomen in neuer Weise als Transmigration (vgl. Glick Schiller/Basch/Blanc- 
Szanton 1997) betrachten, da die physischen Barrieren jeder Gesellschaft dank 
der Medien und Verkehrsmittel aufgeweicht wurden. Diese neue globalisierte 
Realität ermöglicht durch einen konstanten Zugang zu Informationen über 
und aus der Herkunftsgesellschaft, dass alte Bilder aufgefrischt, erneuert und 
modifiziert werden, dass die Migranten am Leben in mehr als einer Gesell- 
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schaft teilnehmen können. Beide Praxisformen werden hier berücksichtigt: die 
Praktiken, die sich auf die SU als einem imaginary space beziehen ebenso wie 
die grenzüberschreitenden transnationalen Praktiken. 


1. „Kapitalismus“ nach sowjetischer Art: 
„Geistig”-sowjetisch vs. „materiell”-westlich 


Die Vorstellung von der sozialen Wirklichkeit des kapitalistischen Westens 
stammt im Fall der ex-sowjetischen Migranten vor allem aus dem vorherigen 
politischen Kontext. In ihm wurde nicht nur alles, was als kapitalistisch be- 
zeichnet wurde, sofort aus ideologischen Gründen abgelehnt; vielmehr gab es 
zahlreiche Mythen über das unbekannte, aber begehrte Paradies, die als Vor- 
stellungen nach Deutschland als dem Land, das den Kapitalismus symbolisch 
in besonderem Maße repräsentiert, mitgebracht wurden. Diese Vorstellungen 
werden dann reaktiviert, geändert und manchmal kritisiert und verworfen. 

Das Bild vom Ausland, das wie ein Jenseits, als ein unbekannter, weit entfern- 
ter Planet auf der anderen Seite des dicht geschlossenen „Eisernen Vorhangs“ 
erschien (Dovlatov 1995), wurde durch mündliche Geschichten oder zufällige 
Episoden aus gut gefilterten Fernsehsendungen (z.B. über Weltreisen oder ver- 
schiedene Weltvölker oder eine Reportage über die Delegationen aus dem 
Ausland) wie ein Puzzle ergänzt. Das Wissen über die soziale Welt im Kapita- 
lismus enthielt Komponenten der sowjetischen Mythologie über den Westen, 
die von den nach der Revolution 1917 in den Westen emigrierten russischen 
Schriftstellern entwickelt wurden und in der SU Verbreitung fanden (Yelenevs- 
kaya 2005). Vor allem gab es eine tiefe heimliche Bewunderung für den Westen. 
Seiner übermäßigen Rationalität, Ordentlichkeit und seinem maschinenhaften 
kapitalistischen System wurden das „spontane Leben nach den Eingebungen 
des Herzens“, die Impulsivität und Menschlichkeit der sowjetischen Staats- 
bürger, die andere, nicht-kapitalistische „Mentalität“ gegenübergestellt (ebd.). 
Auch die mit negativer Bedeutung erwähnten materiellen Güter trugen noch 
unbeabsichtigt zum Bild vom Kapitalismus bei, wie z.B. die bekannten Stro- 
phen von Wladimir Majakowski: „Eat your pineapple, chew your hazel grou- 
se, your final day has arrived bourgeois.“ Dies führte dazu, dass die Ananas, 
als eines der bekanntesten Symbole für die Fülle in der kapitalistischen Gesell- 
schaft, zu einem festen Bestandteil des Festtisches von sowjetischen Immigran- 
ten in Deutschland geworden ist. Diese Frucht symbolisiert gegenüber den in 
der GUS gebliebenen Freunden und Verwandten, dass man nun auch aktiv 
„Kapitalismus“ praktiziert und seine ökonomische Möglichkeiten nutzt. 

Das Bild von der kapitalistischen Welt blieb in der SU insgesamt ziemlich ne- 
belhaft, gleichzeitig trug es zu ihrer Verzauberung und dazu bei, dass sie Ge- 
genstand heimlicher Wünsche wurde. Dies änderte sich seit Ende der achtziger 
Jahre, als Menschen in den Westen migrieren konnten. Allerdings erkennen 
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die meisten befragten Immigranten auch nach der Emigration die Wichtigkeit 
des materiellen Wohlstands als einen wesentlichen Grund für die Entschei- 
dung, die SU zu verlassen, nicht an. Verbal jedenfalls halten die Befragten dar- 
an fest, dass sie wie zu Zeiten der Sowjetunion das Streben nach materiellem 
Wohlstand als einen Wert verpönen. Eher wird in den Interviews die Tatsache, 
dass man sich in der SU ständig mit dem „Beschaffen“ des für die Befriedi- 
gung der elementaren materiellen Bedürfnisse Notwendigen (insbesondere der 
Lebensmittel) beschäftigen musste, als Erniedrigung der hochqualifizierten In- 
tellektuellen präsentiert. Irina: „Ich hatte kein Lust mehr, die Bücher in der 
Schlange für den Waschmittelverkauf zu lesen.“ 

Die kollektive Kultur des sowjetischen Volkes, nämlich kostenlose Ausbildung 
für alle Mitglieder der Gesellschaft und der Wert des Geistes, der dem verpön- 
ten Reichtum, dem Wert materieller Güter oder kapitalistischen Komforts ent- 
gegengestellt wird, hatte im sowjetischen Kontext eine ausgesprochen politi- 
sche Bedeutung. Die Wortverbindung „materielle Kultur“ wird auf Russisch 
immer noch kaum verstanden. Als eine Form des Surrogats oder des Spagats 
zwischen dem Geistigem und den ökonomischen Beschränkungen und lang- 
fristigen Defiziten oder der „aufgezwungenen Askese“ (wie es Roesler 2005 be- 
züglich des Massenkonsums in der DDR formuliert) ist der Begriff des „intel- 
lektuellen Essens“ entstanden, der eine große Popularität unter den sowjeti- 
schen Intellektuellen gewonnen hatte. Die Historikerin Glants, die die Bedeu- 
tung der Lebensmittel in der sowjetischen Kunst analysiert, behauptet, dass 
die Kultur des „intellektuellen Essens“ in diesem Kontext als ein Mittel der 
Verteidigung gegen die und der symbolischen Flucht vor der Schwere der Rea- 
lität diente (Glants 1997). 

Auch in den von mir geführten Interviews stellen die Immigranten den Be- 
reich des „Essens“ immer als Unterschied oder Gegensatz zu „Kultur“ dar. 
Obwohl sie sehr viel Zeit mit der Vorbereitung der Mahlzeiten und des Ti- 
sches und beim Treffen mit ihren Freunden verbringen, das unbedingt mit ei- 
nem üppig gedeckten Tisch verbunden sein muss, betonen sie ständig, dass 
Essen für sie keine Bedeutung hat: „Es ist ja lediglich Essen“. Die häufig aus- 
gedrückte Ablehnung der Wichtigkeit des Essens bei den Immigranten, die 
mit den bei jeder Gelegenheit überreichlich aufgetragenen Mahlzeiten schwer 
zu vereinbaren ist, führt zu der Überlegung, dass die Aussage als Art der 
Selbstpräsentation zu verstehen ist. Den Migranten ist es ausgesprochen wich- 
tig, sich als hochausgebildete intellektuelle Gruppe zu präsentieren, die ver- 
sucht, mittels der in der Sowjetunion geläufigen und politisch aufgeladenen 
Dichotomie zwischen dem Geistigen (und Sozialistischen) und dem Materiel- 
lem (dem „dekadent Kapitalistischen“), ihre Würde und den verlorenen sozia- 
len Status zu bewahren und wiederzubeleben. 
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2. „Die Ankunft auf einem neuen Planeten”. Der Fall von Mischa 


Ich möchte hier zunächst über ein Interview berichten, in dem ein Hochqua- 
lifizierter, der nicht mehr in seinem ursprünglichen Beruf beschäftigt ist, über 
den Kapitalismus reflektiert. Diese Reflexionen können als Grundlage für die 
weitere Darstellung der Bewältigungsstrategien in der kapitalistischen Gesell- 
schaft dienen. Die Geschichte wurde auf Russisch erzählt und von mir so eng 
wie möglich ins Deutsche übersetzt. Eigennamen wurden geändert. Mischa ist 
Maschinenbauingenieur und Wissenschaftler, 53 Jahre alt, er ist mit seiner 
Frau und Tochter aus Odessa (Ukraine) 1991 nach Deutschland eingewandert. 
Er hat sich scheiden lassen und später eine deutsche Frau geheiratet, mit ihr 
hat er einen neunjährigen Sohn. Mischa konnte in Deutschland mit einem 
Stipendium der DFG sieben Jahre als Wissenschaftler arbeiten, doch wurde er 
2004 Jahr aufgrund von Kürzungen entlassen und ist momentan arbeitslos. 


Mischa: „Für mich war Deutschland mein erstes Ausland. Es war der Schock eines 
Menschen, der vorher in seinem Leben nichts Ähnliches gesehen hat. Unsere Ankunft 
war wie die Ankunft auf einem neuen Planeten. Man konnte sich früher kaum was 
vorstellen: ich hatte einige Informationen über Geographie, kannte berühmte Namen, 
hatte was gelesen, natürlich klassische Musik gehört, eine ironische Einstellung zur 
süßlichen deutschen Lyrik... (Pause) Am meisten war ich über die Bahn und diesen 
Strom von Autos erstaunt. Natürlich habe ich in Filmchroniken aus dem Westen so 
was gesehen, aber in Wirklichkeit... Diese technische Macht, das Niveau, sie bauen 
einzigartige Maschinen, ich als Maschinenbau-Ingenieur kann es bestätigen. Da bist 
du von der Organisation des Menschen, von seinen Möglichkeiten und Errungen- 
schaften stolz und begeistert... (Pause) 

Der erste Zusammenstoß mit dem Leben, Eintritt in die unbekannte Erde: wir hatten 
einen Hund, Gabochka, und jetzt wurde uns gesagt, dass man ihn nicht mit ins 
Wohnheim nehmen darf - es gibt angeblich ein Tierasyl. Später hat sich geklärt, dass 
es da im Wohnheim doch auch andere Familien mit Tieren gab... 

Auch ein ökonomischer Schock, bei mir nämlich der Lebensmittelschock: Verrücktes 
Lebensmittelgeschäft „Rewe“ in Unna. Massen - diese Joghurte, wir haben ja den 
Staat verlassen, als es da nichts gab; und hier nicht weniger als hundert Dosen von 
Joghurten für einen Menschen, der nur eine Sorte kennt, oder saure Sahne oder 
Wurst. Ich war von dieser Vielfalt der Käse und verschiedenen Verpackungsmaterialien 
abgestumpft und verwirrt. Natürlich hing mein Kiefer vor Verblüffung herab... Es ist 
kein Wunder, dass ich danach zehn Kilo zugenommen habe. Denn du weißt nicht, 
was wie viel Kalorien enthält. Z.B. Joghurt - du denkst, es ist kein Essen und isst un- 
geheure Mengen... Als ich in den Supermarkt eintrat, habe ich mich sofort an die Ge- 
schichte einer Bekannten erinnert: Sie war als Mathematikerin aus Moskau zum ersten 
Mal in Boston zu Besuch. Es waren die 60er Jahre. Und es ist wichtig zu sagen, dass 
sie ein nüchtern denkender Mensch ist, für den materieller Stoff und Essen nicht die 
Bedeutung des Lebens definiert haben. Als sie zum ersten Mal in einen Supermarkt 
eintrat, ist mit ihr buchstäblich eine Hysterie geschehen. Als sie sich wieder beruhigt 
hatte, sagte sie: ‘Wie wurden wir das ganze Leben belogen, unendliche Lügen!” Diese 
Geschichte stand in meinem Kopf, als ich ins Geschäft trat. Das Schaufenster ist mit 
Licht überflutet, ein System mit Spiegeln, durch das alles verdoppelt wird. Jetzt nimmt 
das Auge dieses ‘Flimmern’ normal wahr, aber damals, zum ersten Mal, die ersten 
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Monate... (Pause) Wie ein Freund von mir gesagt hat: ‘Wurst ist mir überdrüssig ge- 
worden, und nun muss man sich in dem Leben zurechtfinden.’ [Mischa lacht; für ihn 
symbolisiert hier die Wurst den neuen materiellen Überfluss]. Und von der anderen 
Seite versuche ich bis heute, um die Geschäfte herumzugehen [er meint: er vermeidet 
einzutreten] oder schnell durchzugehen. Es macht mir Wut, dass man suchen und su- 
chen muss, und ich fange an, mich zu ärgern. Bisher habe ich mich nicht daran ge- 
wöhnt und wahrscheinlich werde ich mich nie daran gewöhnen. Ich bin sehr schnell 
müde von dieser Vielfalt. Z.B. möchte ich Pfeffer kaufen und da gibt es 500 Päckchen, 
und ich fange an, die Päckchen mit einfachem Pfeffer auszusuchen. Alles dringt in 
meine Augen, und ich ärgere mich. Ich hätte nichts dagegen, wenn es da zehn Mal 
weniger gäbe. Ich habe kein Bedürfnis für all diese Gewürze... (Pause) Man muss sich 
vielleicht davon erholen, aber es nimmt dir so viel Zeit!... (Pause) 

Ich denke, ich bin ein sozusagen durchschnittlicher Mensch von denen, die ange- 
kommen sind [aus der Sowjetunion]. Was wussten wir vorher? Null. Erst hier in 
Deutschland habe ich entdeckt, das dieses Land ein ausdrucksvolles malerisches Land 
ist. Wenn man sagt: ‘deutsche Lyrik’, was verstehe ich darunter? Seit meiner Kinderzeit 
wurde mir gesagt: süßliche Lyrik. Das Wort ‘Bürger’ [das Wort sagt er auf Deutsch, 
hier wichtig wegen der politischen Anspielung auf Bourgeois] hatte keine Verbindung 
zu dem Wort Grazhdanin [russ.: Staatsbürger], wenn jemand als ‘gewissenhafter und 
ordentlicher deutscher Bürger’ [dobroporyadochnii nemezkii grazhdanin] bezeichnet 
wurde, wurde es immer mit Arroganz von oben, immer negativ gesagt, und es war 
klar, dass dieser Mensch Scheisse ist... [Auf meine Frage nach dem Grund dafür ant- 
wortet Mischa:] Er ist zu gut, er ist ein solcher Roboter, der nur nach Gesetzen und 
aufgeschriebenen Regeln lebt, er ist nicht menschlich. Dabei hat er unbedingt rosa 
Wangen, ist dick und lebt in München, er isst und trinkt üppig, und das sind seine 
einzigen Interessen. Und niemand hat jemals erwähnt, dass er als freier Mensch in ei- 
ner dynamisch entwickelten Gesellschaft lebt und seine Pflichten und Rechte kennt. 
Es ist sehr bequem in der Politik, die Realität einseitig zu zeigen... Es gab sprachliche 
und begriffliche Schwierigkeiten. Alle ersten Schwierigkeiten sind auch die letzten (sie 
bleiben seitdem und bisher dieselben). Die Schwierigkeit des Lebens auf dem neuen 
Planeten - wohin sollen wir fahren, wie soll man die Stadt auswählen? Die Auswahl 
hat unser Hund für uns gemacht: nur ins Wohnheim in D. durfte man den Hund 
mitnehmen. (Pause) 

Alles war unklar: Damals, 91, wusste der offizielle Dienst nicht, was sie mit uns ma- 
chen sollen, sie haben unseren Status als Kontingentflüchtlinge nicht verstanden. Es 
gab damals auch keine russische Infrastruktur. Auch die sprachlichen Probleme. Alles 
war ein Fragezeichen. Die ganze Zeit musste man lernen, um sich zurecht zu finden, 
genau wie ein Kind - wenig Kenntnisse, psychologische Labilität... Um auf dem neuen 
Planeten die Regeln kennen zu lernen, braucht man eine Weise. Diese Weise heißt 
Sprache. Das ist das Schlüsselelement. Am Anfang fühlst du dich wie ein Idiot. Die 
Hilflosigkeit hat mich unterdrückt, obwohl die Sprache sich objektiv weiter entwickelt 
hat... (Pause) Du lernst auch andere Sachen dabei: Im Kapitalismus - ich habe mir 
über seine Haifische viel angehört - muss man nicht seine Persönlichkeit verkaufen, 
sondern sich seine Idee ganz schnell patentieren lassen, solange sie noch nicht gestoh- 
len worden ist... [Zwischenfrage nach weiteren Beispielen für die begrifflichen Schwie- 
rigkeiten] Ja, z.B. will man in diesem neuen System Schuhe kaufen, man findet welche, 
die kosten 10 DM und sehen Klasse aus. Dabei kennt man die Aussage: ‘Ich bin nicht 
so reich, um billige Sachen zu kaufen.’ Aber man kauft trotzdem. Nach zwei Wochen 
zerfallen sie, und man ist ganz stark unzufrieden und formuliert für sich selbst, dass 
im Kapitalismus nicht nur qualitativ gute Produkte hergestellt, sondern auch viele sol- 
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che produziert werden, die absichtlich nur ein kurzes Leben haben, um noch mehr zu 
verdienen. Dabei muss man sagen, dass 10 DM für diesen Mensch damals ganz viel 
Geld war, weil er ständig das Geld in Rubel umrechnete, und er für diese Summe in 
Russland sehr gute italienische Schuhe kaufen konnte. Er versteht nicht, warum hier 
die guten Schuhe 100 Euro kosten sollen und wie kann es sein, dass dort solche 
Schuhe nur 10 DM gekostet haben. Die Preise, an die er sich gewöhnt hatte, waren 
festgesetzte, „kranke“ Preise, die nicht mit dem Arbeitsaufwand verbunden waren. A- 
ber jetzt sitzen sie in meinem Kopf, und ich war oft vom Kapitalismus beleidigt... 
(Pause) 

Immigration bringt für Menschen im reifen Alter einen ewigen Stress, vielleicht nicht 
so großen wie am Anfang, aber eben permanent. Sie werden sich nie zu Hause fühlen. 
Der Mensch ist so stark geprägt durch seine Kindheit, Erziehung und Umgebung und 
dadurch definiert, dass man ihn nicht beschuldigen kann...“ Frage: „Wer beschuldigt 
ihn?“ Mischa: „Na ja, oder von ihm erwarten kann, dass er sich verändern soll. Alles 
sind unsere sowjetischen Überreste. Z.B. ein konkreter Überrest: jetzt muss ich die Ar- 
beit wechseln. Da, in Odessa war die kapitalistische Situation undenkbar - nirgends 
musste man die Arbeit wechseln, jeder ging zur selben Arbeit sein ganzes Leben. Hier 
brauche ich geistige Anstrengungen, um nachzuvollziehen, dass ich nach sieben Jah- 
ren aus der Forschung entlassen bin, nicht deswegen, weil man mich nicht liebt oder 
ich nicht geeignet bin, sondern weil jetzt genau die Zeit ist, eine feste Stelle in meiner 
Abteilung ist ökonomisch nicht mehr möglich. Es fällt mir schwer, es nicht persön- 
lich zu nehmen und zu verstehen, dass auch da ökonomische Umstände bestimmen.“ 


Wie die Geschichte von Mischa zeigt, weisen die sehr persönlich und offen- 
herzig erzählten Erfahrungen, die zynischen Anmerkungen, die erwähnten ab- 
surden Situationen, die auftauchenden Assoziationen, die Entdeckung der po- 
litischen Manipulationen in der Sowjetunion, die alltäglichen Beobachtungen, 
der Vergleich zwischen den Lehren der früher angekommenen Immigranten 
und den eigenen Erfahrungen auf eine aktive Auseinandersetzung mit dem 
Begriff „Kapitalismus“ und auf Selbstreflexionen auf die eigene Stellung im 
neuen System der freien Marktwirtschaft hin. Das Bewusstsein für und die ak- 
tive Beschäftigung nicht nur mit den sprachlichen, sondern auch mit - wie 
Mischa es ausdrückt - den begrifflichen Schwierigkeiten, die mit dem Über- 
gang in den kapitalistischen Westen verbunden sind, ist, wie der Vergleich mit 
anderen Erzählungen von Migranten erkennen lässt, durchaus charakteristisch. 

Die Überlegungen von Mischa sind auf die neue Umgebung (z.B. die begriff- 
liche Bewältigung der Vielzahl von Joghurts, von „Bürger“ oder von Arbeitslo- 
sigkeit) gerichtet, lassen aber auch seine Deutung der Immigrantenstellung 
und seine persönliche Stellung „auf einem anderen Planeten“ erkennen. Die 
erste Begeisterung von Mischa verwandelt sich ganz schnell durch den ersten 
„Zusammenstoß mit dem Leben“ in Hilflosigkeit und „psychologische Labili- 
tät“. Doch schon bald nach der Ankunft unternimmt er aus eigener Initiative 
weitere starke Veränderungen in seinem Leben: Mischa lässt sich scheiden und 
heiratet eine deutsche Frau. Trotz seiner Arbeitslosigkeit zum Zeitpunkt des 
Interviews präsentiert sich Mischa als aktiv durchsetzende und denkende Per- 
son, der es mit großen Anstrengungen gelingt, ihre Würde und Persönlichkeit 
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zu bewahren und sich nicht für das zu schämen, was er seine ganze Persön- 
lichkeit prägende „sowjetischen Überreste“ nennt. Dieser Versuch, die Würde 
zu bewahren, verbindet sich mit der Verwirrung über die intuitiv gespürte, von 
der Aufnahmegesellschaft gestellte Forderung, sich nach der Migration nun 
unbedingt in eine „passende“, „einfügende“, in der neuen Gesellschaft „ange- 
sehene“ Person zu verwandeln. Trotz der inneren Veränderungen bleiben viele 
sowjetische Erfahrungen, für die sich Mischa rechtfertigt, damit man ihn nicht 
beschuldigen kann. Es ist der innere Dialog mit diesen Erfahrungen und die 
Reflexion auf die Möglichkeit, die Vergangenheit mit den Ereignissen im Hier 
und Jetzt zu verflechten und sich als erwachsene Person und als sozial Han- 


delnder damit wohl zu fühlen. 


2. Die Wiederbelebung sowjetisches Wissens über die 
soziale Welt im Kapitalismus 


Wie gestaltet sich die Symbiose der „mitgebrachten“, politisch aufgeladenen 
sowjetischen Vorstellungen vom Kapitalismus mit den aufgrund der alltägli- 
chen Erfahrungen im neuen Kontext entstandenen Bildern vom Kapitalismus? 
Wie die Untersuchung zeigt, versuchen die MigrantInnen, vieles abzuwerten, 
was ihnen in der Sowjetunion als angemessen und normativ richtig erschien; 
sie handeln nun nach den Kategorien, die im vorherigem Kontext als amora- 
lisch und „kapitalistisch“ interpretiert wurden. Ohne genaue Kenntnisse der 
Verhaltenskodes, Normen und Werte der neuen Gesellschaft, orientieren sich 
viele Immigranten an dem Gegenteil dessen, was im von ihnen nun verlasse- 
nen sozialistischen System als moralisch „gut“ galt. Diese These will ich auf 
das Beispiel von drei in den Interviews beobachtbaren Tendenzen oder Stereo- 
type stützen. Es muss allerdings betont werden, dass die Beispiele für die ver- 
breiteten Stereotype in der Feldforschung in Deutschland gesammelt wurden. 
Für die Immigranten, die nach Deutschland kommen, bildet der Begriff „Ka- 
pitalismus“ in ihrer symbolischen Konstruktionsarbeit das wesentliche Merk- 
mal. Zudem muss man auch anmerken, dass die russischsprachigen Immigran- 
ten in Deutschland viel intensiver als die entsprechende Gruppe in Israel z.B. 
den Kontakt mit Freunden in den GUS pflegen, der durch billige Reisen mit 
dem Bus nach Russland oder in die Ukraine ermöglicht wird. Auch spielt die 
Tatsache eine wichtige Rolle, dass sie sieben Jahre auf ihre deutsche Staatsbür- 
gerschaft warten und dafür auch Prüfungen in der deutschen Sprache bestehen 
müssen. Auch später noch behalten die meisten ihre GUS-Pässe. Der Status 
eines Kontingentflüchtlings ermöglicht es ihnen, ständig zwischen zwei Gesell- 
schaften hin und her zu pendeln, „soziale Welten“ (Schütze 2002) in beiden 
Kontexten zu konstituieren und in jedem Kontext als Transmigranten eine Ni- 
sche zu finden und zu modifizieren. Nun handeln sie als Transmigranten, die 
sich durch und in den intensiven Interaktionen mit den „dagebliebenen“ Ver- 
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wandten und Freunden als Kapitalisten aus den „Westen“ definieren. 

Das erste Stereotyp lautet: „Wir dachten immer, dass Kapitalisten (Bourgeois) 
reich sind“. Für die MigrantInnen selbst zerbricht die sowjetische Vorstellung 
von den unbedingt reichen „Kapitalisten“, da sie selbst nun einen Teil der ka- 
pitalistischen Gesellschaft darstellen und dabei als MigrantInnen meistens den 
niedrigsten ökonomischen Status haben. Gleichzeitig erlangen sie für die „da- 
gebliebenen“ Freunde und Verwandten, durch die sie ein intensives soziales 
Netzwerk mit der Herkunftsgesellschaft pflegen, mit der Abreise in den „Wes- 
ten“ den Status Bourgeois. Entsprechend wird von ihnen erwartet, dass sie 
sich auch so verhalten. In diesem Augenblick entsteht allerdings in ihrer en- 
gen Freundschaft mit den „Dagebliebenen“ ein großes und sich ständig ver- 
größerndes Missverständnis, über das sie sich oft frustriert äußern. 


Natascha: „Alle unsere Verwandte und Freunde, die dageblieben sind, denken, dass wir 
unheimlich reich sind. Wenn du im Westen lebst, bist du reich. In dem Moment, 
wenn wir die Grenze überquert haben, sind wir für sie Kapitalisten, Inostranzi gewor- 
den [russ. „Ausländer“ wurde oft als Synonym für Kapitalisten benutzt], und niemand 
möchte etwas über deine Probleme hören, du bist nur verpflichtet, jedem Freund dort 
Geschenke zu schicken.“ 


Doch trotz der Klagen erhalten sie als Transmigranten die einzigartige Chan- 
ce, ihren niedrigen Status in der neuen Gesellschaft zu bekämpfen, indem sie 
diese Kapitalistenrolle als Reiche oder als Bourgeois zumindest für eine kurze 
Weile bei ihrem Besuch in den GUS und durch zahlreiche mitgebrachte Ge- 
schenke spielen. 

Um diese Rolle der „Kapitalisten“ herum hat sich eine Reihe transnationaler 
grenzenüberschreitender Aktivitäten unter dem Titel „Hilfe für die Armen“ 
entwickelt. Die Transmigranten können nicht nur in russischen Lebensmittel- 
geschäften in Deutschland die gewünschten Artikel erwerben, die sie in der 
Werbung der aus GUS übertragenen russischen Fernsehkanäle sehen, und die 
sich ihre Freunde dort nicht leisten können, sondern auch den ökonomischen 
Markt erweitern und eine materielle Unterstützung für die „Dagebliebenen“ 
leisten. So schicken viele MigrantInnen, vor allem Frauen, Pakete mit auf dem 
Flohmarkt gekauften Sachen (meistens Kleidung, Haushaltsinventar, Kinder- 
spielzeug) an ihre Verwandten und Freunde in der GUS. Sie bringen auch so 
viel Kleidung wie sie können nach Russland oder in die Ukraine mit, wenn sie 
dorthin zu Besuch fahren. Das Thema der Dutzenden von Kilos, die möglichst 
an jeden der dortigen Bekannten geschickt werden, wird sehr oft und detail- 
liert mit anderen ImmigrantInnen erörtert: wo was für wie viel gekauft, wie 
fleißig und gut gewaschen, gebügelt und schön eingepackt wurde. Dabei wird 
oft ergänzt, dass die Menschen dort keine Ahnung haben, wie schwer es ist, es 
sich zu leisten, all diese Sachen zu beschaffen, und dann jemanden zu finden, 
der bereit ist, das Paket nach Russland oder in die Ukraine mitzunehmen. 
Gleichzeitig und paradoxerweise wird die alte sowjetische Vorstellung über 
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„Kapitalisten“ wiederbelebt, indem die Deutschen als Reiche betrachtet wer- 
den. So werden auch die Stereotype wiederhergestellt, die darauf hinweisen, 
dass die Beteiligten nur wenige Erfahrungen mit informellen Interaktionen mit 
Deutschen gemacht haben: 


Olesia: „Die Deutschen schenken dir gern die alten Sachen von ihren reichen Schul- 
tern, es ist auf jeden Fall besser als sie wegzuwerfen - solche Tugend... Hier kämpft je- 
der für sich selbst, wir sind in den entwickelten Kapitalismus hineingeplumpst...“ 

Mila: „Die Hauptsache, die uns von den Deutschen unterscheidet, ist das materielle 
Niveau. Sie sitzen jeden Tag ab acht Uhr morgens im Cafe und wir können uns es 
nicht leisten. Darum können wir einander nie verstehen...“ 


Aus beiden Beispielen kann man schließen, dass es neben den Stereotypen 
auch um die inneren Konflikte und Widersprüche geht, mit denen die Trans- 
migrantInnen konfrontiert sind. Als hochqualifizierte Professionelle haben sie 
den größten Teil ihres Lebens und ihrer Arbeitskraft der Sowjetunion „gewid- 
met“. Doch diese hat sie, wie sie nach der Perestroika erfahren haben, betro- 
gen und kann ihnen nun lediglich 15 Euro im Monat als Rente bieten. Es be- 
schämt sie, dass sie in Deutschland von sozialer Unterstützung abhängig sind, 
und als ehemals angesehene hochqualifizierte Menschen nun alte Kleidung 
annehmen müssen und sich nicht auch ins Cafe setzen können. 

Das zweite Stereotyp lautet: „Im Kapitalismus kostet alles Geld“ oder „Jeder 
ist für sich“. Dieses Stereotyp betrifft die veränderte Bedeutung des Geldes 
und die damit verbundene Auswirkung auf die Vorstellungen von den morali- 
schen Werten und freundschaftlichen Beziehungen unter Immigranten. Es 
kommt zu Auseinandersetzungen und einer gewissen Verwirrung über das 
Geld. Bei einem der Interviews streiten sich zwei Freundinnen über die Not- 
wendigkeit, sich der inneren moralischen Transformation im Verhältnis zum 
Geld zu unterziehen. Sie einigen darauf, dass alles im Kapitalismus Geld kos- 
tet. Allerdings kann eine von den Frauen dieses Prinzip für sich und ihre en- 
gen Freunde nicht akzeptieren, weil es sich mit ihrer Vorstellung von Freund- 
schaft und Hilfsbereitschaft nicht verträgt. Das Bedürfnis nach kollektiver So- 
lidarität, Reziprozität und gegenseitiger Unterstützung in Not wird oft als Ü- 
berrest der sozialistischen Vergangenheit gesehen, für den kein Platz in der 
neuen Realität bleibt. 


Olga: „Hier kostet alles Geld. Wir sind im Kapitalismus, weißt du. Man beginnt seine 
Arbeit hoch einzuschätzen, wobei alle sich plötzlich daran erinnern, dass sie hochqua- 
lifizierte Berufe haben, das heißt, wenn sie einfach helfen, kostet es ihre Zeit und des- 
halb sollen sie dafür bezahlt werden.“ 

Tania sitzt dabei, unterbricht sie: „Ja, genau so nach dem Prinzip: Time is money. A- 
ber Olga schämt sich, von ihren guten Freunden Geld für den Russischunterricht ihrer 
Kinder zu nehmen. Ich erkläre es ihr, aber sie hat immer noch jene damaligen Vorstel- 
lungen und die nützen es aus.“ 

Olga winkt mit der Hand ab („Lass es, es ist nicht wichtig“) und erzählt weiter: „Z.B. 
hilfst du jemandem bei der Renovierung, er bezahlt dich dafür. Niemand von den 
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Unseren [sie meint russische Immigranten] möchte was umsonst machen. Meine 
Freundin ist für zwei Wochen nach Spanien in Urlaub gefahren. Und ich habe von 
ihr die Monatskarte für diese zwei Wochen gekauft. Ich konnte die nicht umsonst 
nehmen, denn sie hätte die Karte jemandem anderen verkaufen können... In Russland 
wäre es unvorstellbar und absolut verpönt gewesen, aber hier... Ich kann es nicht, aber 
alle um mich herum machen solche Sachen, und mir fällt es schwer.“ 


Die Interviews lassen erkennen, dass die allgemeine symbolische Bedeutung 
des Geldes noch sehr durch den vorherigen Kontext des Auswanderungslandes 
Sowjetunion geprägt ist. Auch nach den persönlichen Erfahrungen im „Kapi- 
talismus“ bleibt jene Bedeutung selbst noch in den Klischees „Alles wird in 
Geld gemessen“ oder „Alles wird nur für Geld gemacht“ erhalten. Manche ak- 
zeptieren dies als fatale Gegebenheit, andere haben Angst, sich mit der Zeit in 
einer dementsprechenden Weise zu verwandeln. 


Ira: „Alles wird hier nur für Geld gemacht. Unser Fernseher ist kaputt gegangen und 
wir haben einen Meister bestellt, einen von den Unseren [sie meint damit, dass er 
Russisch spricht]. Er ist gekommen, hat in fünf Minuten ein Teil ersetzt, ist bei uns 
noch drei Stunden geblieben, hat zu Mittag gegessen, getrunken, uns über das Leben 
hier gelehrt und dann 25 Euro genommen und ist nach Hause gegangen. Wir waren 
vollkommen schockiert... Für fünf Minuten Arbeit 25 Euro! Und er hat sich nicht ge- 
schämt, so wie ein Kumpel zu sitzen, sich zu unterhalten und zu essen... Es ist furcht- 
bar, wenn wir hier mit der Zeit so werden.“ 


Allerdings können die Fehlinterpretationen oder Klischees vom normativ rich- 
tigen Verhalten im „Kapitalismus“ zum Mittel des Handelns oder zum Erzie- 
hungsziel werden, die den in Deutschland aufgewachsenen Menschen unvor- 
stellbar vorkommen würden. Solche Fehldeutungen veranlassen Individuen 
dann dazu, in der Weise experimentell zu handeln, in der in ihrer Sicht in 
Deutschland normativ gehandelt wird. Dies bringt sie zu einer Handlungswei- 
se, die sie früher verpönt hätten und teilweise immer noch verpönen. 


Ludmila erzählt: „Wir zahlen unserem Sohn Lohn.“ Ihr Sohn ist 6 Jahre alt, deswegen 
frage ich: „Lohn?“ Ludmila: „Ja, 10 Euro pro Monat, weißt du, alle Eltern bezahlen 
hier ihre Kinder.“ Ich: „Du meinst Taschengeld?“ Ludmila: „Ja, aber es ist Lohn, für 
den man nichts macht. Deshalb haben wir uns solch ein System ausgedacht: Wir ha- 
ben für ihn einen Tagesplan aufgebaut. Wenn er etwas davon nicht erfüllt, ziehen wir 
von dem Lohn 1 Euro ab, für jeden Punkt auf dem Plan 1 Euro. Ich weiß noch nicht, 
wie es funktionieren wird, wie haben es erst neulich vor ein paar Tagen eingeführt.“ 


Das dritte Stereotyp lautet: „Im Kapitalismus führt man Prozesse vor Gericht.“ 
Auch hier beobachtet man oft absurde Situationen, die nicht nur auf Hilflo- 
sigkeit der Migranten und der MigrantInnen, sondern auf Fehlinterpretationen 
und Missverständnisse der vielfältigen Aspekte des für sie neuen kapitalisti- 
schen Systems hinweisen oder auf eigenartige Fehldeutungen der Verhaltens- 
muster, Normen und Werte der einheimischen dominanten Gruppe schließen 
lassen, die sich auf Grund oberflächlicher Interaktionen, fehlender Sprach- 
kenntnisse und Sprachkodes bilden. In diesem Fall wird die Fähigkeit, jeman- 
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den vor Gericht zu verklagen, als eine Machtform interpretiert, die jeder An- 
gehörige der dominanten Gruppe besitzt und mit der er die Ordnung kontrol- 
lieren kann. Obwohl die Interviewten selbst nie einen Prozess vor Gericht ge- 
führt haben, beziehen sie sich oft darauf, dass Gerichtsprozesse ihre Rechte 
schützen könnten. Diese Möglichkeit scheint eine besondere Bedeutung für 
die Migranten darzustellen, die sich häufig als machtlose und schutzbedürftige 
Gruppe fühlen, die keine klare Vorstellung von ihren Rechten und den sozia- 
len Strukturen in der Aufnahmegesellschaft haben. 


Tania: „Die Deutschen verklagen einander ständig vor Gericht! Sogar die Verwandten, 
Freunde, das ist hier so angemessen, und es gibt in dieser Sache nichts Verpöntes.“ 
Roman: „Man muss das Sozialamt verklagen, sie verstoßen gegen die grundsätzlichen 
Menschenrechte, sie zwingen mich, jedes Mal wegen der Sozialhilfe zu ihnen zu 
kommen, und ich bin alt... Die ersten drei Jahre hätte man ein Mal pro Monat kom- 
men müssen, um das Geld zu bekommen. Oder es ist festgesetzt, alle 2 Jahre Geld für 
neue Bettwäsche an sozial Unterstützte zu geben. Ich komme und bitte um neue 
Bettwäsche. Und sie fragen mich: „Und was ist mit ihrer alten Bettwäsche? Sind sie ...“ 
hmmm, wie heißt das Wort, nu was ist mit Hitler, wie heißt noch mal das Wort?“ Ich: 
„Kaputt?“ [auf Deutsch] Roman: „Genau, ich sage, sie [die Bettwäsche] ist alt, aber sie 
fragt „Kaputt oder nicht kaputt?“ Ich bin einfach weggegangen. Sie müssen das Geld 
geben und nicht fragen, kaputt oder nicht. Was für eine Gemeinheit!... Sie spotten 
über uns, man muss sie verklagen!“ 


4. „Als ob es das Russland wäre, von dem wir immer 
geträumt hatten!” 


Auf der einen Seite ist nun die Hauptbeschränkung, der ökonomische Man- 
gel, der das sozialistische System charakterisiert und die engen sozialen Kon- 
takte und die Netzwerke für das „Überleben“ bedingt hatte (vgl. Markowitch 
1993), aus dem Leben der Migranten verschwunden. Trotz ihrer gegenwärtigen 
ökonomischen Schwierigkeiten können sie jetzt zum ersten Mal bei Tisch so 
auftragen, wie sie es seit langem wollten. Die Freiheit der Auswahl weist für sie 
eine neue soziale und existenzielle Bedingung auf. Die erste Begeisterung über 
die unendlichen und zum ersten Mal zugänglichen Güter wurde in mehreren 
Erzählungen auch im Zusammenhang mit dem Begriff „Kapitalismus“ wieder- 


holt. 


Lidia: „Als wir angekommen sind, sind wir in die Geschäfte gegangen: „Wie schön ver- 
faulen sie hier.“ [Lidia zitiert hier den in der SU oft wiederholten Satz über das verfau- 
lende Leben im Kapitalismus]. Für Kohlrouladen werden besondere Klammern beige- 
legt, damit sie sich nicht aufrollen - das ist Kapitalismus!“ 


Andererseits führt die Erfahrung des Überflusses zu einem Schock, wie zum 
Beispiel die von Mischa erwähnte Abstumpfung gegenüber dem Flimmern der 
Schaufenster, der Verwirrung angesichts von Hunderten von Joghurtbechern, 
Sauerrahm oder Wurst. Es ist der Schock eines Menschen, der „nichts dagegen 


420 Julia Bernstein 


hätte, wenn es 10 Mal weniger Gewürze gäbe“. Die unbekannte anonyme Wa- 
renmenge ohne eine damit persönlich assoziierte Geschichte veranschaulicht 
für viele Immigranten ihre Fremdheit in dem neuen Land. Der Überfluss wirkt 
gesichtslos. Die „Flucht“ in die russische Enklave ist natürlich in diesem Zu- 
sammenhang kein Zufall. Eigentlich wird der Inhalt des Begriffes „Kapitalis- 
mus“ in der sowjetischen Vorstellung paradoxerweise oft durch einen Mythos 
vom sowjetischen Wohlstand, und die materielle Fülle in der russischsprachi- 
gen Migrantenenklave und insbesondere in den russischen Lebensmittelge- 
schäften durch eine Form von - mythischer - Transnationalität ersetzt. 
Manchmal wird das „ideelle Russland in deutscher Umgebung“ auch themati- 
siert. 


Inna: „Jetzt gibt es fast alles auf Russisch hier: TV, Zeitungen, permanente Besucher 
aus Russland, Kontakte, mögliche Reisen dorthin - als ob es das Russland wäre, von 
dem wir immer geträumt hatten! Ein russisch sprechendes Deutschland ist ein Russ- 
land, in dem es gut ist; wenn es nur möglich gewesen wäre, so in Russland zu leben, 
würde niemand es verlassen.“ Ein anderer Interviewter, Vladik, zeigt ein Photo von 
sich in der SU, das eine Losung im Hintergrund erkennen lässt, und lacht: „Wir ha- 
ben den Kommunismus da aufgebaut. Und wo ist er? Bisher wird weiter gemacht - 
schau dich um in der Wohnung [zeigt auf das Zimmer mit technischen Geräten und 
voll gedecktem Tisch, um den herum wir sitzen] - alles genau so, wie es uns verspro- 
chen wurde [lacht].“ 


Der Traum vom verfügbaren Überfluss in der Sowjetunion ging erst im übertra- 
genen Sinn und durch die Auswanderung in den Westen in Erfüllung. Durch 
die Fülle der kulinarischen Genüsse verwirklichte sich hier das Märchen vom 
Tischlein-deck-dich auf dem Tisch der Immigranten. Werden beim Besuch der 
Gäste aus den GUS, die sich meist einen solchen Tisch nicht leisten können, 
die angesehensten Lebensmitteln aufgetischt, dann ist dies vermutlich mit der 
besonderen Absicht verbunden, den Lebensstil der Immigranten in der kapita- 
listischen Welt, ihren ökonomischen Status, den Aufstieg und die neuen Mög- 
lichkeiten zu präsentieren. Die globalisierte postmoderne Welt, die durch Ge- 
richte aus der französischen, italienischen, mexikanischen oder türkischen Kü- 
che repräsentiert wird, wird in diesem speziellen Fall mit der Idee eines sowje- 
tischen Imperiums verflochten, indem Gerichte aus verschiedenen sowjeti- 
schen Republiken wie Plov aus Usbekistan, Leche aus Georgien, Borschtsch 
aus der Ukraine oder Wein aus Moldawien angeboten werden. Das ist die Ge- 
legenheit zu zeigen, dass man sich alle möglichen (globalen oder ex- 
sowjetischen) Gerichte leisten kann. Gleichzeitig setzt man aber auch die Zei- 
chen, die die Zugehörigkeit zum „globalem Dorf“ und zu einem mächtigen 
Staat bedeuten sollen, der allerdings mittlerweile zu einem imaginary space 
geworden ist und eigentlich physisch nirgendwo mehr existiert. 

Während der teilnehmenden Beobachtungen wurde ständig das Thema des 
nicht „richtigen“, nicht authentischen unwiederbringlichen Geschmacks er- 
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wähnt, und es wurden Erinnerungen an die alltäglichen Abenteuer der „Le- 
bensmittelbeschaffung“ und an die Fähigkeiten, die damit verbunden waren, 
beschworen. In manchen Fällen thematisierten die Immigranten die Frustrati- 
on durch den Konsum und seine Sinnlosigkeit in der westlichen Überflußge- 
sellschaft. Dies geht häufig viel weiter als die Bemerkung über „eine langweili- 
ge Wurst“ in der neuen Gesellschaft und eher um die Herstellung einer ihnen 
vertrauten sozialen Welt und sozialen Kontakte, die in der neuen Gesellschaft 
lebensnotwendig werden. Im Gegensatz zu den Forschern, die behaupten, dass 
die sozialen Netzwerke ihre existenziell wichtige Bedeutung nach der Migrati- 
on verlieren (Markowitz 1993), möchte ich aufgrund der von mir durchge- 
führten Interviews behaupten, dass bei manchen Migranten gerade die intensiv 
gepflegten sozialen Netzwerke mit anderen Russisch sprechenden Menschen 
eine Form der Bewältigung und des Erlernens der neuen sozialen Wirklichkeit 
darstellen. Rechzeitig über das billigste Angebot, über die neuen Behörden-, 
Sozial- oder Arbeitsamtsregelungen, über neue Busstrecken oder die Neueröff- 
nung russischer Lebensmittelgeschäfte informiert zu sein, in der Not sprachli- 
che, sachliche, psychologische oder emotionale Hilfe und Unterstützung er- 
warten zu können, setzt ein festes soziales Gewebe voraus. Wird berücksich- 
tigt, dass die meisten der Befragten viele Schwierigkeiten mit der deutschen 
Sprache haben, ist diese Gruppe weiterhin von der russischen Sprache abhän- 
gig und auf ihren Migrationszusammenhang verwiesen. In diesem Sinne halte 
ich die sozialen Netzwerke vor wie nach der Migration für existenziell not- 
wendig. Allerdings kann man nicht feststellen, dass die sozialen Kontakte un- 
ter den Migranten zu absolut neuen Formen des Verhältnisses zwischen ihnen 
führen. Die gemeinsame kollektive Bewältigung der Schwierigkeiten im Ein- 
wanderungsland bringt auch ein Bedürfnis nach der künstlichen Wiederbele- 
bung des alten Systems mit sich, das nicht nur zeigt, wie die Familie ernährt 
werden kann, sondern ein für alle verständliches Symbolsystem anbietet, in 
dem sie sich - im Unterschied zur symbolischen Ordnung des Einwande- 
rungslandes - gut auskennen und das ihnen Vertrauen gewährt. Sowohl dieses 
Bedürfnis als auch die gesellschaftliche Legitimation der multikulturellen Ge- 
sellschaft, ihren eigenen Gewohnheiten weiterhin nachzugehen, münden in die 
Entstehung der riesigen russischsprachigen Enklave und in die fragmenthafte 
Wiederherstellung der alten sowjetischen Welt. Jedoch befindet sich die rus- 
sischsprachige Enklave im allgemeinen und der imaginierte Raum einer Sow- 
jetunion im besonderen nicht in dem Vakuum von aus der Vergangenheit 
mitgebrachten „staubigen“ Erinnerungen, sondern ist transnational grenzüber- 
schreitend gebunden und korrespondiert mit den gegenwärtigen Prozessen der 
heutigen GUS und dem Leben der „dagebliebenen“ Freunde und Verwandte, 
mit denen die Migranten intensive soziale Netzwerke pflegen. 
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Vergessene Auswanderer 
Die Migration von Deutschen nach Australien 
in den 1950er Jahren 


1. Einleitung 


Zu Beginn des 21. Jahrhunderts ist vielfach in Vergessenheit geraten, dass 
Deutschland einst ein Auswanderungsland war. Nicht nur im 19. Jahrhundert, 
sondern auch im 20. Jahrhundert - vor allem nach dem Zweiten Weltkrieg - 
wanderte eine große Zahl von Menschen aus Deutschland nach Übersee aus. 
Die Vereinigten Staaten von Amerika nahmen die größte Zahl von Auswande- 
rern auf, aber Australien und Kanada waren ebenfalls begehrte Ziele. Etwa 
770.000 Deutsche wanderten von 1948 bis 1961 nach Übersee aus, davon 
rund 80.500 nach Australien. 

Die Auswanderung von Deutschen nach Australien in den 1950er Jahren un- 
terscheidet sich allerdings von der Migration in andere Länder und in anderen 
Epochen: Nur mit einem einzigen Land, Australien, hat die Bundesrepublik 
Deutschland nach dem Zweiten Weltkrieg einen Vertrag zur Regulierung der 
Auswanderung abgeschlossen. Durch das erste deutsch-australische Wande- 
rungsabkommen im Jahr 1952 wuchs die Zahl deutscher Auswanderer, die mit 
einer „unterstützten Wanderung“ (Assisted Passage Scheme) nach Australien 
ausgewandert sind, stark an. Die Entscheidung und die Möglichkeit für eine 
Auswanderung wurden also maßgeblich von staatlicher Regulierung beein- 
flusst. Ohne diese staatliche Unterstützung wäre es für die meisten Migranten 
unmöglich gewesen, die Kosten der Passage aufzubringen. Selbst für zahlungs- 
kräftige Deutsche gab es Anfang der 1950er Jahre keine Möglichkeit auszu- 
wandern, da die damals geltenden umfassenden Kapitalverkehrsbeschränkun- 
gen nicht zuließen, zum Erwerb einer Schiffspassage D-Mark in Devisen zu 
wechseln (Steinert 1995: 115). 

Sowohl die australische als auch die deutsche Regierung verfolgten mit der 
Migration spezifische Interessen, die bei der Untersuchung der heute zugäng- 
lichen Akten deutlich zu Tage treten. Die Bundesregierung wollte insbesonde- 
re gering qualifizierte Flüchtlinge bei der Auswanderung unterstützen. Austra- 
lien dagegen hatte nach dem Zweiten Weltkrieg ein großes Einwanderungs- 
programm begonnen, mit dessen Hilfe die Industrialisierung des Landes vo- 
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rangetrieben werden sollte. Das Interesse der australischen Regierung galt da- 
her weniger Landarbeitern und anderen gering qualifizierten Arbeitnehmern, 
sondern jungen, qualifizierten Auswanderern. 


Tabelle 1: Die Auswanderung von Deutschen aus den Westzonen 
bzw. der Bundesrepublik 1946 - 1961 


Jahr Australien Kanada USA Andere Gesamtzahl 
Länder 
1946 0 0 1800 400 2200 
1947 0 0 3700 500 4200 
1948 200 5000 18000 4200 27400 
1949 900 5700 8300 9900 24800 
1950 600 4600 17600 8500 31300 
1951 2300 28000 25500 9200 65000 
1952 4800 24400 53200 8000 90400 
1953 7500 32500 27900 8000 75900 
1954 14200 27800 28900 5400 76300 
1955 6300 16600 33100 4500 60500 
1956 7000 24400 47200 3600 82200 
1957 5300 27000 35300 3300 70900 
1958 5600 12900 23700 3900 46100 
1959 8600 9800 23900 3700 46000 
1960 12000 10000 19600 3600 45200 
1961 5200 5600 17000 3500 31300 
Gesamtzahl | 80500 234300 384700 80200 779700 


Hunderterstellen gerundet. Quelle: Wirtschaft und Statistik (1963/64: 191), zitiert 
nach Bade/Oltmer (2004: 70). 


Die Welle der Auswanderung von Deutschen nach Australien begann im Jahr 
1950. Damals wurde das Verbot der Westalliierten, die Bundesrepublik zu ver- 
lassen, aufgehoben. Zugleich ließen einige überseeische Länder Deutsche wie- 
der als Einwanderer zu.' Ab den 1960er Jahren nahmen sowohl das Interesse, 
Deutschland in Richtung Australien verlassen zu wollen, als auch die Auf 
nahmebereitschaft Australiens rasch ab. Die in Tabelle 1 aufgeführten Daten 
belegen, dass Kanada und die USA rund 80 Prozent der deutschen Auswande- 
rer aufnahmen. 

Indes zeigen die Daten noch eine Reihe weiterer Trends. Erstens begann die 
Nachkriegsauswanderung bereits 1946, insbesondere in die USA. Schon 1948 
wanderten 18.000 Deutsche in die USA aus. Die Regierung der Vereinigten 


1 Interessant ist, dass vor Aufhebung des Verbots schon zahlreiche Deutsche ausgewandert 
sind. Die Grundlage dafür bildete die Proklamation Nr. 2 des Alliierten Kontrollrats vom 
September 1945, in der festgehalten wurde, dass die deutschen Behörden den Alliierten - 
neben Sachleistungen aller Art - auch Arbeitskräfte zum Gebrauch innerhalb und außerhalb 
Deutschlands zur Verfügung stellen mussten (Friedlaender 1947). 
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Staaten zeigte sich vor allem an der Einwanderung von Spitzenkräften aus der 
Wissenschaft interessiert, und diesem Personenkreis wurde schon unmittelbar 
nach dem Krieg eine Auswanderung ermöglicht - trotz der Verstrickung vieler 
dieser Wissenschaftler in die nationalsozialistische Kriegsmaschinerie. Die USA 
setzten mit der Übernahme dieser Vorreiterrolle aber auch ein Signal für ande- 
re Länder, vor allem für Kanada und Australien. Die Vorbehalte gegenüber der 
Einwanderung von Menschen aus dem „Feindstaat“ Deutschland wurden 
durch das massive Anwerben von Deutschen in die USA rasch geschwächt. 
Die Auswanderung prominenter Deutscher und die Anwerbeprogramme setz- 
ten Migration auf die Tagesordnung. In der bundesdeutschen Nachkriegsge- 
sellschaft - insbesondere in den 50er Jahren - war Auswanderung ein wichtiges 
Thema. Dies galt für die Individuen, aber auch für die Politik. Millionen von 
Deutschen interessierten sich für eine Auswanderung. Zu fragen ist, mit wel- 
chen Methoden das Phänomen der Massenauswanderung analysiert werden 
kann. 

Für die Untersuchung von Wanderungsbewegungen können mehrere Zugänge 
gewählt werden. In der Migrationsforschung werden in erster Linie sog. push- 
oder pull-Faktoren untersucht: Dabei stehen ökonomische, politische, kultu- 
relle und umweltbedingte Anziehungs- bzw. Abstoßungskräfte im Aus- und 
Einwanderungsland im Vordergrund. Die Untersuchung der politischen Regu- 
lierung wird dabei oft vernachlässigt. Doch sämtliche soziokulturellen und 
ökonomischen Bestimmungsfaktoren werden lediglich unter zwei Bedingun- 
gen wirksam: Erstens müssen Migranten eine entsprechende individuelle Dis- 
position aufweisen. Zweitens müssen die Herkunftsstaaten die Auswanderung 
zulassen und die Zielländer die Möglichkeit der Einreise und des Aufenthalts 
bieten (Angenendt 1997: 38). Dies bestätigt sich bei der Untersuchung der Wan- 
derung von Deutschen nach Australien. Die politische Regulierung war der zent- 
tale Faktor: Eine Auswanderung ohne staatliche Unterstützung wäre in den 
1950er Jahren für den größten Teil der Auswanderer nicht möglich gewesen. 
Dennoch spielten push- und pull-Faktoren bei der individuellen Disposition 
für eine Auswanderungsentscheidung eine wichtige Rolle. In diesem Aufsatz 
wird deshalb zunächst die Lage im Nachkriegsdeutschland - vor allem in 
Hinblick auf Wanderungsentscheidungen beeinflussende Faktoren - darge- 
stellt. Im nächsten Abschnitt wird vor allem die australische Migrationspoli- 
tik, die nach dem Zweiten Weltkrieg einen strukturellen Wandel durchlief, un- 
tersucht. Daran schließt sich eine kurze Betrachtung der Verhandlungen zum 
Wanderungsabkommen von 1952 und die Analyse der Interessen Australiens 
und Deutschlands hinsichtlich dieses Abkommens an. Im fünften Abschnitt 
wird die Assimilierungspolitik der australischen Regierung untersucht und ım 
Anschluss werden in knapper Form die Ergebnisse von Interviews mit deut- 
schen Auswanderern vorgestellt. 
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2. Die ökonomische und soziale Lage im Nachkriegsdeutschland 


Schon bevor das Auswanderungsverbot für die Deutschen von den Alliierten 
offiziell aufgehoben worden war, wurde das Thema Auswanderung als mögli- 
che Lösung für die Versorgungsprobleme und vor allem für die Lösung der 
Flüchtlingsproblematik im Nachkriegsdeutschland in der Öffentlichkeit und 
in der Politik diskutiert. Zahlreiche Zeitungsartikel spiegeln diese Diskussion 
wider.” Diese Debatte belegt, wie verbreitet der Gedanke an eine Auswande- 
rung in der deutschen Nachkriegsbevölkerung war.’ Die Statistiken des Bun- 
desamtes für Auswanderung haben den sogenannten Auswanderungsdrang der 
Bevölkerung jedes Jahr neu erhoben. Allein zwischen 1950 und 1956 haben 
sich mehr als zwei Millionen Menschen (einschließlich der Angehörigen) über 
die Möglichkeit einer Auswanderung informiert. 

Hohe Arbeitslosigkeit- bis 1955 waren es über eine Million Menschen - sowie 
niedrige Löhne und lange Wochenarbeitszeiten prägten die Ökonomie in der 
Bundesrepublik Anfang der 1950er Jahre (Altvater et al. 1982: 100). Die 
schwierige wirtschaftliche Lage regte das Interesse an einer Auswanderung an. 
Erst Ende der 50er Jahre begann der Lebensstandard der Bevölkerung deutlich 
zu steigen, und damit korreliert der in Tabelle 1 gezeigte Rückgang der Aus- 
wandererzahlen. 

Im Vergleich zur Bundesrepublik war Australien wohlhabend: Die Pro-Kopf- 
Wirtschaftsleistung war 1950 doppelt so hoch. Die Löhne waren Anfang der 
50er Jahre ebenfalls fast doppelt so hoch wie in der Bundesrepublik. Schon 
1948 war in Australien die 40-Stunden-Woche eingeführt worden. Ökonomi- 
sche Anreize haben fraglos eine erhebliche Rolle bei der Entscheidung für eine 
Migration nach Australien, Kanada und die USA gespielt. 

Einhellig war die Meinung darüber, dass, wenn die Alliierten die Auswande- 
rung der Deutschen nach dem Krieg nicht verboten hätten, eine große Anzahl 
Deutscher das Land verlassen hätte. Der Auswanderungsdrang unter den 
Deutschen wird als extrem groß beschrieben. „Deutschland wäre menschen- 
leer“ hatten einige Beobachter geschrieben, und auch der Direktor des Bun- 
desamtes für Auswanderung, Dr. Franz Wolff, bemerkte in einem Artikel zur 
„Entwicklung der deutschen Auswanderung in den Nachkriegsjahren“: 

Nach dem Zusammenbruch des Deutschen Reiches würden die Jahre 1945 
und 1946 als Katastrophenjahre in die Geschichte der deutschen Auswande- 
rung eingegangen sein, wenn die Besatzungsmächte nicht zunächst jede Aus- 
wanderung aus Deutschland verboten hätten. Eine Unzahl von Menschen war 


2 Vgl. u.a. Rheinischer Merkur vom 14.1.1950 „Das deutsche Auswanderungs-Problem“ oder 
Neue Zürcher Zeitung vom 17.12.1948 „Die Auswanderungsfrage als internationales Prob- 
lem“. 

3 Am 27.10.1949 begann beispielsweise die Wochenzeitung „Die Zeit“ eine mehrteilige Arti- 
kelserie über die Auswanderung eines Mitarbeiters nach Australien. Das Thema wurde in den 
gesamten 50er Jahren in den Medien diskutiert. 
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damals allein von dem Gedanken beherrscht, jenseits der Meere in Frieden 
und Freiheit ein auskömmliches Dasein zu finden (Wolff o. J.: 25). 

Im Juli 1949 gaben die britischen und amerikanischen Besatzungsmächte eine 
zweisprachige Presseerklärung mit dem Titel „Aufhebung der Reisebeschrän- 
kungen für Westdeutschland“ heraus (Steinert 1995: 41). Zwar sollte die Aus- 
wanderung noch überwacht und beobachtet werden, aber grundsätzlich waren 
Beschränkungen der Reisefreiheit in diesen Besatzungszonen nicht mehr vor- 
gesehen. Damit war die Grundlage einer eigenen westdeutschen Auswande- 
rungspolitik geschaffen worden.‘ 

Nach der Gründung der Bundesrepublik Deutschland wurde das „Ständige 
Sekretariat für das Auswanderungswesen“ in eine Bundesstelle umgewandelt. 
Mit einem Gesetz vom 8. Mai 1952 wurde schließlich das „Bundesamt für 
Auswanderung“ mit Sitz in Koblenz errichtet. Neben den staatlichen Organi- 
sationen existierten in der Bundesrepublik etwa 75 gemeinnützige Beratungs- 
stellen für Auswanderer, die in der Hauptsache von den großen kirchlichen 
Verbänden, dem Diakonischen Werk der evangelischen Kirche und vom St. 
Raphaelswerk der katholischen Kirche unterhalten wurden. Das Bundesamt für 
Auswanderung, das selbst keine Auskünfte an Auswanderungswillige erteilte, 
versorgte die Auswandererberatungsstellen mit Beratungsunterlagen. Die aust- 
ralische Botschaft unterhielt in Bremen, Hamburg, Frankfurt, München Aus- 
wanderungsbüros. Das Hauptbüro war ın Köln ansässig. 

Von Beginn der Auswanderungswelle an zeigte sich, dass die meisten Auswan- 
derungswilligen jung und männlich waren. In einem Sonderheft des Statisti- 
schen Bundesamtes von 1960 „Statistische Umschau - Bevölkerung - Die 
Auswanderung 1946 bis 1959“ wurden die Personengruppen, die auswander- 
ten, genau untersucht. So betrug beispielsweise der Anteil der Flüchtlinge und 
Vertriebenen bei den Auswanderern um 30 Prozent. Vergleicht man diese Zahl 
mit dem Anteil an der Wohnbevölkerung, der Mitte 1957 und 1958 bei etwa 
18 Prozent lag, so war dieser Personenkreis in sehr viel stärkerem Maße an der 
Auswanderung beteiligt, als es seiner Bevölkerungsquote entspricht. Der Be- 
richt sieht die Gründe dafür folgendermaßen: 

Die Gründe dürften vor allen in der noch nicht restlos erfolgten wirtschaftli- 
chen und sozialen Eingliederung sowie in den geringen Bindungen an das 
Bundesgebiet nach Verlust der angestammten Heimat zu suchen sein. Ferner 
spielt eine Rolle, dass ihnen durch eine Reihe von Auswanderungsländern und 
internationalen Organisationen besondere Erleichterungen gewährt wurden 
(Wirtschaft und Statistik 1960: 588). 

Das hohe Interesse von Vertriebenen und Flüchtlingen an einer Auswanderung 
war durch die problematischen Lebensverhältnisse dieser Personengruppe er- 


4 Allerdings besaß die Bundesrepublik erst vom Februar 1951 an wieder die Souveränität zur 
Ausstellung von Reisepässen. 
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klärbar. Millionen Flüchtlinge und Vertriebene waren in die vier Besatzungs- 
zonen geströmt. Der Zuzug dieser Personengruppe wurde durch sog. Einquar- 
tierungen ın Privathäuser, Wohnungen und Bauernhöfe geregelt. Die Flücht- 
linge fühlten sich in vielen Fällen nicht sehr willkommen, und das enge Zu- 
sammenleben bei den Einquartierungen brachte erhebliche Konflikte mit sich. 
Die Wohnraumsituation blieb während der gesamten 1950er Jahre angespannt.’ 
Vor allem junge Menschen wanderten aus. Im Jahr 1955 machte die Gruppe 
der 20- bis 30jährigen 34,4 Prozent aller Auswanderer aus, während diese 
Gruppe nur einen Anteil an der Gesamtbevölkerung von 14,4 Prozent hatte 
(Wirtschaft und Statistik 1960: 588). Dies zeigt, dass die jüngere Generation 
eine Alternative zum Leben im Nachkriegsdeutschland suchte und sich den 
Einstieg in ein neues Leben in einem fremden Land zutraute. Darüber hinaus 
aber liegt der Anteil der jungen Bevölkerungsgruppen deshalb bei der Aus- 
wanderung so hoch, weil diese Gruppe von den Einwanderungsländern favori- 
siert wurde. So hatten die australischen Behörden - wie viele andere Einwan- 
derungsländer - für eine unterstützte Auswanderung eine Altersgrenze festge- 
setzt, die beispielsweise für ledige junge Männer bei 35 Jahren lag. 
Zusammenfassend lässt sich festhalten, dass der Auswanderungsdrang unmit- 
telbar nach dem Krieg besonders hoch war und im Laufe der 1950er Jahre 
deutlich nachließ. Heimatvertriebene, Flüchtlinge und junge Männer hatten 
einen überproportional hohen Anteil sowohl bei den Anfragenden als auch 
bei den Auswanderern. 


3. Die Wahl des Auswanderungslandes und 
Australiens Migrationspolitik 


Die Einwanderung von Deutschen nach Australien war in den 50er Jahren 
deshalb möglich, weil die dortige Regierung die Zuwanderung drastisch erhö- 
hen wollte und um Einwanderer aus Europa warb. Einwanderungs- und In- 
dustrialisierungspolitik waren unmittelbar miteinander verbunden. Nach dem 
Zweiten Weltkrieg beschloss zuerst die Labor-Regierungen des Premierminis- 
ters Ben Chifley (1945-1949) ein bedeutsames Einwanderungsprogramm. Die 
konservative Regierung von Robert Menzies (1949-1966) setzte dieses Pro- 
gramm fort. Verfolgt wurde eine Wirtschaftspolitik, die eine importsubstituie- 
rende Industrialisierung zum Ziel hatte. Dabei war klar, dass die Entwicklung 
eines Binnenmarktes mit ausreichender Nachfrage notwendig war und dass 
dies nur durch massive Einwanderung erreicht werden konnte. 1947 begannen 
die Programme, die auf 150.000 Einwanderer pro Jahr ausgelegt waren (Dieter 
1990: 299). 

Zum ersten Mal wurde nicht-britischen Einwanderern die Möglichkeit einer 
„unterstützten Einwanderung“, gegeben, die bis dahin allein britischen Staats- 


5 Vgl. zur Situation der Flüchtlinge im Nachkriegsdeutschland u.a. Lehmann (1991), Benz (1992). 
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bürgern vorbehalten gewesen war. Bevorzugte Einwanderer blieben britische 
Staatsbürger, allerdings gab es bei weitem nicht genug Einwanderer aus Groß- 
britannien. Die australische Regierung musste die Bevölkerung auf Einwande- 
rer aus anderen Ländern vorbereiten. 

Der durch die große Depression ausgelöste Geburtenrückgang der 1930er Jah- 
re und der hohe Anteil im Krieg gefallener junger Männer waren für einen 
drohenden Mangel an Arbeitskräften verantwortlich. Einwanderer sollten hel- 
fen, diese Engpässe zu überwinden (Maaß 1991: 74). Das Problem fehlender 
Arbeitskräfte wurde als äußerst dramatisch betrachtet. Arthur Calwell, von 
1945 bis 1949 erster Einwanderungsminister von Australien und Initiator der 
groß angelegten nicht-britischen Masseneinwanderung, prägte die Parole: „We 
must populate or perish“, bevölkern oder zugrunde gehen. Damit wurde ein 
Slogan, der sich auf die Wehrhaftigkeit des Landes bezog und mit den Ängs- 
ten der Bevölkerung vor einer japanischen Invasion des Landes spielte, wieder 
aufgegriffen (Castles et al. 1995: 23). 

Nur in wenigen Ländern der Welt ist Einwanderung so systematisch geplant 
worden wie in Australien. Dabei stand seit Beginn der Unabhängigkeit des 
Landes im Jahre 1901 nicht Qualifikation, sondern die ethnische Herkunft im 
Vordergrund. Die australischen Regierungen haben bis in die 1970er Jahre 
hinein versucht, nicht-weiße Einwanderer aus Australien fernzuhalten. Diese 
sogenannte White-Australia-Policy sah Rassendiskriminierung als das entschei- 
dende Auswahlprinzip für die Einwanderung nach Australien vor (Jasch- 
ke/Verellen 1989: 16). Der Immigration Restriction Act von 1901 enthielt die 
Vorschrift, ein Diktat in einer europäischen Sprache erfolgreich zu schreiben. 
Damit waren Nicht-Europäer von der Einwanderung nach Australien praktisch 
ausgeschlossen (Dawson 1990: 515). Allein weiße Europäer, möglichst Nord- 
europäer sollten ins Land gebracht werden. Insbesondere die asiatischen 
Nachbarn sollten von einer Einwanderung nach Australien ausgeschlossen 
werden (O’Rourke/Wiliamson 1999: 190). Dies änderte sich erst 1972 mit der 
Wahl Gough Whitlams zum Premierminister. Nach 23 Jahren Opposition ü- 
bernahm die Labor Party wieder die Regierungsverantwortung. Erst von da an 
öffnete sich Australien für Einwanderer aus Asien, aber auch für Migranten 
aus dem Mittleren Osten und Lateinamerika. 

Die White Australia Policy war zwar offen rassistisch, wurde aber mit angeblı- 
chen ökonomischen und sozialen Motiven begründet. Die Einwanderung von 
Nichteuropäern könnte zu einem Sinken des Lohnniveaus führen. Deshalb 
und zur Vermeidung von sozialen Konflikten solle auf die Einwanderung von 
Nicht-Europäern verzichtet werden (Dawson 1990: 515). Zudem verstand sich 
Australien in den 1950er Jahren als eine britische Gesellschaft, die es zu erhal- 
ten galt. Gesichert wurde dies durch eine 50 Prozent-Klausel als Kernstück der 
australischen Einwanderungspolitik: Die Hälfte der Bruttoeinwanderung muss- 
te aus britischen Einwanderern bestehen. 
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Australien verstand sich sehr lange als europäische Nation am falschen Platz 
(misplaced continent) und versuchte, durch die Einwanderung von Europäern 
und durch die außenwirtschaftliche Konzentration auf Europa und die USA 
die Bindungen zu diesen Teilen der Welt zu stärken. Das Konzept der White 
Australia Policy ging mit der Vorstellung der raschen Assımilierung der Ein- 
wanderer einher. Die kulturelle Homogenität der australischen Gesellschaft 
basierte auf den Werten und Institutionen der britischen Gesellschaft. Den 
Ängsten der Bevölkerung vor den „Fremden“ sollte durch die gesetzten Be- 
dingungen für die Einwanderung begegnet werden. Die für den Arbeitsmarkt 
dringend nötigen Migranten würden sich - so die Erwartung - reibungslos in 
„Neu-Australier“ verwandeln. Die Homogenität der Gesellschaft und die nati- 
onale, britische geprägte Identität würden damit von der Masseneinwanderung 
unberührt bleiben. 

Das Nachkriegseinwanderungsprogramm war erfolgreich: 1945 hatte Austra- 
lien sieben Millionen Einwohner, 1961 bereits zehn Millionen. Eingewandert 
sind in diesem Zeitraum 1,1 Mio. Menschen. 80 Prozent aller zwischen 1947 
und 1961 für Männer neu geschaffenen Arbeitsplätze wurden mit männlichen 
Migranten besetzt. Die Hälfte aller neuen Arbeitsplätze für Frauen wurde von 
Migrantinnen eingenommen. Hier zeigt sich die starke Abhängigkeit der aust- 
ralischen Wirtschaft von Migration (Collins 1984: 5). 

Die Regierung bestimmte die Verwendung von Einwanderern zumeist in Ent- 
wicklungsprojekten, beim Straßen- und Eisenbahnbau oder als Arbeiter in der 
Industrie (Maaß 1991: 74). Viele Einwanderer arbeiteten zunächst in Positio- 
nen unterhalb ihrer Qualifikation. Die Arbeitsplätze der Frauen lagen häufig 
in den klassischen Arbeitsbereichen von Migrantinnen: Gesucht wurden Haus- 
angestellte oder Angestellte für den sozialen Bereich wie beispielsweise Kran- 
kenschwestern. 

Mitte der 1960er Jahre wurde das Konzept der White Australia Policy und der 
damit verbundene Assimilierungsdruck aus der offiziellen australischen Politik 
verbannt. Der wichtigste Grund dafür war, dass die bevorzugten Nordeuropäer 
nicht mehr in großer Zahl nach Australien einwandern wollten. Der Vor- 
sprung Australiens gegenüber europäischen Ländern hinsichtlich des Lebens- 
standards war verschwunden. Potentielle andere Einwanderungsgruppen, wie 
beispielsweise Griechen oder Italiener, bevorzugten europäische Länder oder 
andere Destinationen (Castles et al. 1995: 53). Faktisch wurde die Politik noch 
bis in die 1970er Jahre hinein angewandt. Zugleich sollte der damit einher ge- 
hende Rassismus überwunden werden. Castles et al. sehen allerdings wirt- 
schaftliche Überlegungen als den wahren Grund für die beginnende Öffnung 
der australischen Migrationspolitik ihren asiatischen Nachbarn gegenüber. 
Schon in den 1960er Jahren war die wirtschaftliche Macht Japans nicht mehr 
zu übersehen (Castles et al. 1995: 53). 

Die Diskussion über die Einwanderung von Deutschen nach Australien gibt 
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beispielhaft die Sichtweisen der „White Australia Policy“ wieder. Seit 1947 
hatten die australischen Behörden sogenannte Displaced Persons aus Europa 
ins Land geholt. Nachdem die Displaced Persons als wichtige Migrantengrup- 
pe Anfang der 50er Jahre nicht mehr zur Verfügung standen, gab es für die 
australische Regierung nur wenige Länder, von denen die benötigten großen 
Zahlen von Einwanderern angeworben werden konnten. 

Die australischen Behörden sahen Italien und andere Mittelmeerländer als po- 
tentielle Anwerbeländer an, zumal es dort tatsächlich einen großen Migrati- 
onswunsch innerhalb der Bevölkerung gab. Allerdings bestanden in Australien 
große Vorbehalte gegenüber Südeuropäern, die nicht den australischen Vor- 
stellungen von einem vergleichbaren kulturellen Hintergrund entsprachen, der 
nur bei den Nordeuropäern gegeben wäre. Da Migranten aus den bevorzugten 
Ländern, etwa Holland und Skandinavien, nicht in ausreichender Zahl zur 
Verfügung standen, blieb nur noch die Möglichkeit, deutsche Einwanderer ins 
Land zu holen. 

Um die Akzeptanz der Einwanderung von Deutschen zu steigern, musste das 
Misstrauen gegenüber deutschen Einwanderern abgebaut werden. Deutschland 
war Kriegsgegner Australiens gewesen und wenige Jahre nach dem Krieg waren 
die Vorbehalte gegenüber Deutschen sehr groß. Zur Implementierung des 
großen Einwanderungsprogramms musste die australische Regierung zunächst 
diese Widerstände im eigenen Land überwinden. Gegen deutsche Einwanderer 
gab es 1951 große Proteste. Die oppositionelle Labor Party, aber auch jüdi- 
sche Gruppen kritisierten das Vorhaben der Regierung. Doch auch große Pro- 
testveranstaltungen in mehreren australischen Städten konnten die konservati- 
ve Regierung nicht von ihrem Vorhaben abbringen, zumal Umfragen ergeben 
hatten, dass die Einwanderung sorgfältig ausgewählter Deutscher von 65 Pro- 
zent der australischen Bevölkerung befürwortet wurden. 

Besonders wichtig war es für die australische Regierung die einflussreichen, 
australischen Veteranenverbände von der Notwendigkeit der Einwanderung 
Deutscher zu überzeugen. Nachdem diese der Regierung ihre Unterstützung 
zugesagt hatten, war der Weg für eine Anwerbung von deutschen Einwande- 
rern frei. Mit der Zustimmung der Veteranenverbände konnten 1951 die ersten 
sog. special workers von privaten australischen Firmen in Deutschland ange- 
worben werden. Die ersten deutschen Einwanderer trafen 1951 in Australien 
ein. Damit stellte sich für die deutsche Bundesregierung die Frage nach Ein- 
flussmöglichkeiten auf den Wanderungsprozess deutscher Auswanderer. 


4. Das Wanderungsabkommen mit Australien 


Die Bundesregierung hatte mehrere Gründe für den Abschluss eines Wande- 
rungsabkommens mit Australien. Ein wichtiges Motiv für das Zustandekom- 
men des Abkommens war, dass die Bundesregierung Kontrolle und Einfluss- 
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möglichkeiten auf das Wanderungsgeschehen von deutschen Migranten nach 
Australien erlangen wollte. Anders verhielt es sich bei der Auswanderung von 
deutschen Bürgern nach den USA und Kanada. Dort hatten deutsche Behör- 
den nicht den geringsten Einfluss auf die Auswahl der Migranten. Daneben 
erhoffte sich die Bundesregierung durch die Auswanderung Hilfe bei der Be- 
wältigung der Flüchtlings- und Vertriebenenproblematik. Und schließlich 
wollte die Bundesregierung mit dem Wanderungsabkommen die unkontrol- 
lierte Anwerbung durch private Firmen in Deutschland unterbinden. 

Am 29. August 1952 wurde das Wanderungsabkommen zwischen der Regie- 
rung der Bundesrepublik Deutschland und der Regierung des Commonwealth 
von Australien abgeschlossen. Der Vertrag legte sehr detailliert das Prozedere 
für eine Auswanderung (Auswahlverfahren, den Transport, die Unterbringung 
sowie die Sozialleistungen) und die Leistungen der beiden Vertragspartner fest. 
Der wichtigste Punkt des Vertrags für die Auswanderer war, dass Auswanderer 
sich vertraglich verpflichten mussten, zwei Jahre im Land zu bleiben und an 
einem von der australischen Regierung zugewiesenen Arbeitsplatz zu arbeiten. 
Im Gegenzug wurde den Auswanderern eine nahezu kostenlose Überfahrt 
nach Australien gewährt. Eine Garantie auf einen Arbeitsplatz war allerdings 
mit dem Vertrag nicht verbunden. Wollte ein Auswanderer das Land vor Ab- 
lauf der vertraglich vereinbarten Frist verlassen, so musste er den vollen Betrag 
für die Überfahrt zurückerstatten. Erst nach Ablauf der Zweijahresfrist konn- 
ten Arbeitsplatz und Aufenthaltsort frei gewählt werden. 

Um für eine unterstützte Überfahrt nominiert werden zu können, mussten die 
Antragsteller bestimmte Voraussetzungen erfüllen. Festgelegt wurden u.a. Al- 
tersbegrenzungen für Einwanderer: 

- ledige Männer nicht über 35 Jahre, 

- ledige Frauen nicht über 30 Jahre, 

- kinderlose Ehepaare nicht älter als 35 Jahre, 

- bei Familien durfte der Ernährer nicht über 45 Jahre alt sein. 


Die Kosten der Überfahrt wurden von Deutschland und Australien gemein- 
sam getragen. Ohne die Übernahme der Kosten der Schiffsreise wäre es für die 
meisten Auswanderer unmöglich gewesen, das Land zu verlassen. Die Schiffs- 
passage kostete Anfang der 50er Jahre etwa 1.500 DM pro Person. Bei Mo- 
natslöhnen um 300 DM entsprachen die Kosten der Reise einer vierköpfigen 
Familie nach Australien 20 Monatslöhnen - eine kaum zu meisternde Hürde. 
Hinzu kam, dass Devisen in nennenswertem Umfang nicht ausgeführt werden 
durften, eine Konsequenz der Kapitalverkehrsbeschränkungen in Deutschland. 
Die Passage musste aber in Devisen, nicht in D-Mark, bezahlt werden. 

Der Transport der Auswanderer wurde durch das Provisional Intergovernmen- 
tal Committee for the Movements of Migrants from Europe (PICMME) or- 
ganisiert. Das Komitee war 1951 in Brüssel gegründet worden. Die Bundesre- 
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publik Deutschland schloss 1952 ein Abkommen mit dem Komitee. Auch 
Australien waren seit Anfang 1952 Mitgliedsstaat. Das PICMME war zustän- 
dig für den Seetransport und für die Bereitstellung von geeignetem Schiffs- 
raum. 

Durch den Abschluss dieses Abkommens zur Übernahme der Transportkosten 
wurde die Auswanderung erheblich erleichtert. Die Bundesregierung verpflich- 
tete sich in dem Abkommen, für jeden Auswanderer einen Zuschuss zu den 
Reisekosten zu leisten. Im Abkommen wurde festgelegt, dass die Bundesregie- 
rung nur solche Personen finanziell unterstützen wird, die von ihr bestimmt 
worden waren. Die Bundesrepublik Deutschland zahlte 60 US-Dollar für die 
Überfahrt eines Auswanderers und die australische Regierung 85 US-Dollar 
(Steinert 1995: 153). 

Der Wanderungsvertrag mit der australischen Regierung war für eine Laufzeit 
von fünf Jahren abgeschlossen worden. Allerdings mussten jedes Jahr die zur 
Auswanderung zugelassenen Berufsgruppen festgelegt werden. Diese Verhand- 
lungen über die Zusammensetzung der jährlichen Auswandererkontingente 
erwiesen sich als äußerst schwierig. Es zeigte sich, dass die Interessen beider 
Länder sehr unterschiedlich waren. Vor allem das Beharren der Bundesregie- 
rung auf der Auswanderung einer möglichst großen Zahl von Landarbeitern 
sorgte für zähe Verhandlungen. 

Australien verlangte Fachkräfte, während die Bundesregierung gering qualifi- 
zierte Bauern auswandern lassen wollte. Die australische Regierung hat für die 
Verhandlungen sog. shopping-lists anfertigen lassen, die eine genaue Auflis- 
tung der benötigten Berufsgruppen beinhalteten. Im Grunde verliefen die Ver- 
handlungen wie ein Koppelgeschäft: Facharbeiter im Gegenzug zur Aufnahme 
gering qualifizierter Flüchtlinge. 

Die australische Regierung versuchte, die Einwanderung direkt mit den Be- 
dürfnissen des Arbeitsmarkts zu koppeln. Allerdings zeigte sich, dass diese 
Steuerungsversuche nicht immer erfolgreich waren, denn es gab immer wieder 
Phasen der Arbeitslosigkeit unter den Einwanderern. In den Archiven des 
Auswärtigen Amts finden sich zahlreiche Protestbriefe von Auswanderern, de- 
nen kein Arbeitsplatz vermittelt werden konnte. Gleichzeitig mussten viele der 
Einwanderer Arbeitsstellen annehmen, die unterhalb ihrer Qualifizierung la- 
gen, obwohl das Interesse insbesondere an Facharbeitern aus Deutschland be- 
sonders hoch gewesen war. 

Zur Vorbereitung des Wanderungsabkommens hatte die Bundesregierung eine 
Regierungsdelegation nach Australien gesandt. Der Bericht der deutschen De- 
legation bringt die Interessen beider Länder auf die folgende kurze Formel: 
Das Interesse Australiens besteht - überspitzt ausgedrückt - darin, einen 
24jährigen, hochqualifizierten Facharbeiter ohne Familienangehörige als Ein- 
wanderer aufzunehmen; das Interesse Deutschlands dagegen empfiehlt die 
Auswanderung eines 50jährigen Bauern mit zahlreichen Familienangehörigen. 
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In den Verhandlungen wurde versucht, zwischen diesen beiden Auffassungen 
eine Synthese zu finden (Kommissionsbericht 1952: 23). 

An den Beratungen zu Auswanderungsfragen waren die Vertreter unterschied- 
licher Ressorts beteiligt: vom Bundesministerium des Innern, des Auswärtigen 
Amts, des Bundesministeriums für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten, 
des Bundesministeriums für Vertriebene, des Bundesministeriums für Wirt- 
schaft, für Arbeit und der Bundesstelle für das Auswanderungswesen. Inner- 
halb der Bundesregierung gab es keine einheitliche Linie. Von fast allen Minis- 
terien wurden Bedenken, Skepsis oder auch Ablehnung gegenüber dem Wan- 
derungsabkommen vorgetragen. Denn die von Australien bevorzugten Alters- 
und Berufsgruppen waren genau diejenigen, die zum Aufbau der Bundesrepu- 
blik gebraucht wurden. Durchgesetzt hat sich die Auffassung des Auswärtigen 
Amts. Weil es keine Möglichkeit gäbe, die direkte Anwerbung von Fachkräf- 
ten durch die Australier zu verhindern, sei es vorteilhafter, durch den Ab- 
schluss eines Wanderungsabkommens auf die Anwerbung unmittelbaren Ein- 
fluss und Kontrolle zu behalten. 

Die Verhandlungen um eine Verlängerung des Abkommens nach fünf Jahren - 
im Jahr 1957 - standen unter veränderten Vorzeichen. Die Lage der deutschen 
Wirtschaft hatte sich gegenüber 1952 deutlich verbessert. Damit ging ein Ar- 
beitskräftemangel einher. Die deutsche Regierung schloss 1955 das erste An- 
werbeabkommen mit Italien ab. Innerhalb der Bundesregierung war die Hal- 
tung - wie schon bei den vorherigen Verhandlungen - uneinheitlich und teil- 
weise von deutlicher Ablehnung der Auswanderung von Deutschen geprägt. 
Die Wandlung Deutschlands vom Auswanderungs- zum Einwanderungsland 
in der zweiten Hälfte der 1950er Jahre hat diese Skepsis einiger Ressorts der 
Bundesregierung verschärft. 

Gleichwohl konnte sich die befürwortende Haltung des Auswärtigen Amts er- 
neut durchsetzen, wobei sich die Argumente der Befürworter gegenüber 1952 
kaum geändert hatten. Trotz erheblicher Bedenken innerhalb der Bundesregie- 
rung wurde das zweite Wanderungsabkommen am 27.8.1958 in Canberra un- 
terzeichnet und trat rückwirkend zum 29.8.1957 in Kraft. Allerdings war im 
Verlaufe der Verhandlungen der Personenkreis, der für eine Nominierung für 
das Auswanderungsprogramm in Frage kam, in erheblichem Maße einge- 
schränkt worden. Diese Strategie der deutschen Regierung - Unterzeichnung 
des Folgeabkommens bei gleichzeitiger Verschärfung der Kriterien für die Be- 
willigung eines Zuschusses - zeigte rasch Wirkung. Die vertraglich vereinbar- 
ten Einwandererzahlen kamen aufgrund der Einschränkungen nicht mehr zu- 
stande. 

Die Analyse des Wanderungsabkommens und der Vertragsverhandlungen 
bestätigt die These des hohen Maßes staatlicher Regulierung bei der 
Auswanderung. Beide staatlichen Akteure haben ihre Interessen definiert und 
in zähen Verhandlungen einen Konsens bei der Umsetzung dieser Interessen 
gesucht. Die Auswanderer waren die Objekte staatlicher Migrationsplanung. 
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Die Auswanderer waren die Objekte staatlicher Migrationsplanung. Nach der 
Ankunft in Australien ging die Einflussnahme öffentlicher Stellen weiter: Bei 
der Integration in die australische Gesellschaft wurde von den Zuwanderern 
die Übernahme bestimmter Normen erwartet, und die australische Regierung 
nahm hierauf direkten Einfluss. 


5. Die Integration der deutschen Einwanderer 
in die australische Gesellschaft 


In den 50er Jahren strebte die australische Regierung eine rasche Assimilierung 
der Einwanderer an. Kulturell und sozial sollten die Einwanderer schnell ab- 
sorbiert und in die angelsächsisch geprägte australische Gesellschaft eingeglie- 
dert werden (Castles 1996: 260). Nachbarschaftsvereinigungen, eine mögliche 
Beantragung der australischen Staatsbürgerschaft nach fünf Jahren Aufenthalt 
im Land sowie die Integration in die australische Arbeitswelt sollten dazu bei- 
tragen, aus den Einwanderern schnell Australier zu machen. 

Ausgehend von der bereits beschriebenen White Australia Policy sollte der 
Einwanderer sich möglichst nicht von Australiern unterscheiden, seine Ver- 
gangenheit hinter sich lassen und rasch ein „echter“ Australier werden. Im 
Rahmen der frühen Nachkriegsdiskussion über Einwanderung wurde von ei- 
nem Mitarbeiter des Labor-Einwanderungsministers Calwell die Forderung 
nach Assimilierung sehr explizit ausgesprochen: 


„We do not want anybody who looks, speaks or thinks very differently from ourselves. In fact ... 
we want people who are almost if not quite indistinguishable from ourselves or will rapidly be- 
come so“ (zit. nach: Wilton/Bosworth 1984: 11). 

Gleichzeitig versuchte das Immigration Advisory Council die latent rassisti- 
sche und fremdenfeindliche Bevölkerung Australiens durch eine mit moder- 
nen Mitteln gestalteten Kampagne zu erziehen. Durch ihre Werbekampagne 
konnte die australische Regierung die Bevölkerung von der Notwendigkeit die- 
ses umfangreichen Einwanderungsprogramms im abgeschiedenen, alles Fremde 
fürchtenden und ablehnenden Australien der 50er Jahre überzeugen. In seiner 
Mitte der 60er Jahre erschienenen berühmten Studie Arrivals and Departures 
über die Nachkriegseinwanderer in Australien schreibt James Jupp, dass die 
Haltung gegenüber Einwanderern nicht mehr durch offene Vorurteile gekenn- 
zeichnet war: „One of the achievements of the post-war immigration pro- 
gramme has been to reduce overt hostility to a minimum“ (Jupp 1966: 102). 
An Schulen und Universitäten wurde über die Einwanderung informiert, und 
mit Hilfe von Filmen, die auf den Versammlungen des Good Neighbourhood 
Councils und in Kinos gezeigt wurden, sollten Vorurteile abgebaut werden 
(Cope/Castles/Kalantzis 1991: 7). Darüber hinaus wurde von der australi- 
schen Regierung die veröffentlichte Meinung in den Medien aufmerksam be- 
obachtet, und es wurde verfolgt, wie die Medien über die Einwanderungspro- 
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gramme der Regierung berichteten. Kritisch berichtenden Journalisten wurde 
eine gesonderte Unterrichtung vom Ministerium für Einwanderung zuteil. 
Obwohl die Politik weiterhin die Idee verfolgte, dass Australien kulturell ho- 
mogen bleiben sollte, um seine Einheit und seinen Zusammenhalt zu bewah- 
ren, haben Cope, Castles und Kalantzis darauf hingewiesen, dass die Regie- 
rung durch ihre Interventionen schon den Grundstein für die spätere Revision 
der Integrationspolitik legte. Durch die Übernahme einer Führungsrolle schuf 
die Regierung, die aktiv in den Prozess der Integration der Migranten eingriff, 
einen neuen Pfeiler für die Stabilisierung der Beziehung zwischen Einwande- 
rung und sozialem Zusammenhalt in der australischen Gesellschaft. 

In einer undatierten Broschüre des Einwanderungsministeriums für das Emp- 
fangslager Bonegilla wurden die Erwartungen an die Einwanderer deutlich ge- 
nannt.° Diese als „Richtlinien“ bezeichnete Broschüre benannte - nach den 
Erläuterungen zum Leben im Lager - in den „Schlussbemerkungen“, die Er- 
wartungen, die die australische Regierung an die Einwanderer stellte: 


„Vor allem aber sind sie selbst ihr bester Verbündeter - lernen Sie Englisch, arbeiten Sie tüchtig, 
schließen Sie Freundschaften mit Australiern, und eine frohe Zukunft ist Ihnen gesichert“ (Richt- 
linien Bonegilla: 13). 

Die zentralen Elemente der Assimilierungspolitik der 50er Jahre werden hier 
erneut deutlich. An erster Stelle stand das Erlernen der englischen Sprache. 
Die Eingliederung in den Arbeitsprozess war ohne Frage von zentraler Bedeu- 
tung. Ebenso wichtig war die Eingliederung in die australische Gesellschaft, in 
die sich der Einwanderer einfügen sollte: Er sollte Freundschaften mit Austra- 
liern, nicht mit anderen Einwanderern schließen. Die Einwanderer sollten sich 
in die angelsächsisch geprägte Gesellschaft einfügen, ohne Spuren der eigenen 
Identität zu hinterlassen. 

Die Regierung versuchte den Nutzen der Einwanderer für die australische Ge- 
sellschaft zu betonen, vor allem mit dem Hinweis auf die Arbeitsleistungen, 
die die Migranten erbrachten. Sie verwies auf die großen Infrastrukturprojekte, 
den Eisenbahnbau sowie den Bau von Stahlwerken, die nur mit Hilfe der 
Einwanderer verwirklicht werden konnten. Trotz aller Bemühungen, die austra- 
lische Bevölkerung von der Notwendigkeit einer Masseneinwanderung nach 
Australien zu überzeugen, blieben viele Australier in den ersten Jahrzehnten 
des Nachkriegsprogramms den Einwanderern gegenüber misstrauisch oder 
auch offen rassistisch. Viele Australier fühlten sich schon durch den Klang ei- 
ner unbekannten Sprache auf der Straße gestört oder verunsichert: 


„Up to the 1960s, many Australians were highly suspicious of foreigners. In everyday terms this 
meant reluctance to rent to migrants or to have them as neighbours, hostility towards anyone 
speaking a foreign language in public, mistrust of visible foreign groups and resentment towards 
foreign children at school“ (Castles/Miller 1993: 119). 


6 Die Broschüre stammt vermutlich aus den 50er Jahren, in jedem Fall aber aus der Zeit vor 
der Einführung des australischen Dollar im Jahr 1966. 
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Jock Collins betont in seiner Studie „Migrant hands in a distant land“, dass 
die Nachkriegseinwanderer in ein von Briten dominiertes Land kamen. 1947 
sollen Schätzungen zufolge neunzig Prozent der Australier britischer Herkunft 
gewesen sein. Die Zuwanderer sahen sich mit Vorurteilen und Unkenntnis in 
Hinblick auf ihre Herkunft, ihre Vergangenheit und ihre Kultur konfrontiert 
(Collins 1991: 207). Allerdings beschreibt Collins ein Paradox: Offizielle Um- 
fragen der australischen Behörden haben immer wieder ergeben, dass die 
Mehrheit der Bevölkerung den Einwanderern gegenüber eine ablehnende bis 
feindselige Haltung einnahm, doch diese Haltung äußerte sich nicht im direk- 
ten Kontakt mit den Einwanderern. Zwar sprach man über die Einwanderer 
oftmals in indifferenter und abweisender Form. Die direkte Interaktion war 
aber in sehr vielen Fällen von Freundlichkeit und Hilfsbereitschaft gekenn- 
zeichnet, und die Ausübung physischer Gewalt gegenüber Einwanderern blieb 
sehr selten (Collins 1991: 210). Dies hat sich in den von mir geführten Gesprä- 
chen bestätigt: Viele Interviewpartner beschrieben ihre australischen Nachbarn 
oder Arbeitskollegen - nach anfänglicher Antipathie oder Reserviertheit - als 
gute, hilfsbereite mates (Kumpel, Kameraden). Voraussetzung dafür war aller- 
dings, dass sich der Einwanderer ebenfalls darum bemüht hatte, ein guter Ka- 
merad zu sein. Wenn der Zuwanderer die australische Norm des mateship er- 
füllte, trat die Ablehnung den Fremden gegenüber in den Hintergrund. 

Die australische Bevölkerung hat die Nachkriegseinwanderer nur mit Mühe in 
die Gesellschaft aufgenommen. Die Regierung hat die Assimilierung und In- 
tegration der Einwanderer zwar unterstützt. Letztlich hing aber der Erfolg der 
Eingliederung in die australische Gesellschaft sehr stark von der Integrations- 
fähigkeit und -bereitschaft der einzelnen Zuwanderer ab. Erfolgreiche Integra- 
tion bedeutete in den 50er Jahren allerdings die weitgehende Aufgabe der ei- 
genen Sprache und Kultur, zumindest im öffentlichen Raum. 

Es zeigte sich hingegen rasch, dass die Assimilierungspolitik nicht erfolgreich 
war. Anfang der 60er Jahre wurde deutlich, dass das Konzept der völligen As- 
similierung nicht aufging und von den Einwanderern Unmögliches verlangt 
wurde. Die australische Regierung änderte ihr Konzept hin zu einer neuen 
Strategie, die nun auf Integration setzte. Integration hieß, dass die Einwande- 
rer sich in das australische Leben einfügen sollten, vor allem die englische 
Sprache beherrschen mussten, aber sie sollten nun ihre Herkunft nicht mehr 
gänzlich ablegen, sondern konnten ihre eigene Geschichte und eigenen Ge- 
wohnheiten in Australien leben.” Nicht mehr die vollständige Aufgabe der al- 
ten Identität, sondern die Integration bei gleichzeitiger Wahrung spezifischer 
kultureller Merkmale wurde angestrebt. 


7 Die politische Wendung zeigte sich auch in der Forschung in Australien. Hatten die For- 
scher in den 50er Jahren die Assimilierung der Einwanderer untersucht, so gab es nun Stu- 
dien über die Integration der Einwanderer, beispielsweise Benyei (1962). 
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Die Nachkriegseinwanderer kamen der Forderung nach Assimilierung in un- 
terschiedlichem Maße nach. Die statistischen Erhebungen besagen, dass deut- 
sche Einwanderer gemeinsam mit den holländischen Einwanderern zu der 
Gruppe derjenigen gehörten, die am raschesten einen Wechsel in der Sprache 
(language shift) vornahmen: Englisch wurde zur hauptsächlich gesprochenen 
Sprache zu Hause und außerhalb des Zuhauses (Bureau of Immigration 1994: 6). 
Darüber hinaus zeigte die Gruppe der deutschen Nachkriegseinwanderer keine 
Tendenz zu ethnischen Gruppenbildungen innerhalb der großen Städte. 
Allerdings sind vergleichsweise viele Auswanderer wieder nach Deutschland 
zurückgekehrt. Die deutschen Einwanderer wiesen - gemeinsam mit den Hol- 
ländern - die höchste Rückwandererquote auf. Bis 1974 sind fast 40.000 Deut- 
sche, d.h. etwa 30 Prozent der Nachkriegsauswanderer, wieder nach Deutsch- 
land zurückgegangen. Charles Price sieht den wirtschaftlichen Aufschwung 
und das hochentwickelte System der sozialen Sicherung in Deutschland, ins- 
besondere bei den Renten, als Ursache für diesen hohen Anteil von Rückwan- 
derern (Price 1975: 11). Price nennt die Zahl von 139.529 Deutschen, die von 
1947 bis 1980 eingewandert waren, von denen 44.447 wieder auf Dauer nach 
Deutschland zurückkehrten. 

Trotz der gründlichen Organisation der Einwanderung und der detaillierten 
Auswahl der Migranten durch die australische Regierung ließen sich der Ar- 
beitsmarkt und der Bedarf an Arbeitskräften - wie bereits erwähnt - nicht prä- 
zise planen. Immer wieder waren Einwanderer von Arbeitslosigkeit betroffen. 
Insbesondere während der Verhandlungen zur Verlängerung des Wanderungs- 
abkommens - also um 1957 - erreichten die deutsche Regierung Berichte und 
Briefe von Auswanderern, die in den Auswandererlagern zur Untätigkeit ge- 
zwungen waren, aber trotzdem das Lager nicht verlassen durften. Die Verträge 
mit der australischen Regierung verpflichteten zwar den Einwanderer, an ei- 
nem ihm zugewiesenen Arbeitsplatz zu arbeiten, boten allerdings keinen 
Schutz vor Entlassungen und Arbeitslosigkeit oder gar den Anspruch auf ei- 
nen Arbeitsplatz (Steinert 1995:148). Besonders problematisch war das Leben 
für arbeitslose Zuwanderer in den Aufnahmelagern, in die alle Einwanderer 
zunächst aufgenommen wurden. 

Eines der größten Aufnahmelager, Bonegilla, war ein früheres Militärlager, das 
als Unterkunft für Soldaten gedient hatte. Das Lager hatte eine Unterbrin- 
gungskapazität von etwa 8.000 Menschen. Das Durchgangslager in Bonegilla 
hatte in der Zeit von 1947 bis zu seiner Schließung im Jahr 1971 mehr als 
300.000 nicht-britische Einwanderer aufgenommen. Die ersten Einwanderer, 
die das Lager bewohnt hatten, waren Displaced Persons gewesen, die 1947 
nach Australien gekommen waren. Untergebracht wurden die Einwanderer in 
sogenannten Nissenhütten, die äußerst spartanisch eingerichtet waren. 
Bonegilla liegt etwa 13 Kilometer von der nächstgelegenen Stadt Albury an 
der Grenze der Bundesstaaten Neu-Südwales und Viktoria entfernt. Die Ent- 
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fernung nach Melbourne beträgt etwa 300 Kilometer. Das Lager befindet sich 
im Landesinneren, fernab von größeren Städten. Für die Einwanderer bestand 
nicht einmal die Möglichkeit, die Kleinstadt Albury zu erreichen, da dies hin 
und zurück einen Fußweg von mehr als 25 Kilometern bedeutet hätte. Bei den 
im australischen Landesinnern häufig herrschenden hohen Temperaturen ist 
eine solche Entfernung zu Fuß nicht leicht zu bewältigen. Die nächste große 
Stadt, Melbourne, war nur mit einer sechsstündigen Zugfahrt zu erreichen. 
Ohnehin durften die Einwanderer das Lager Bonegilla ohne behördliche Er- 
laubnis nicht verlassen. Diese wurde nur erteilt, wenn Auswanderer einen Ar- 
beitsplatz nachweisen konnte. 

Eine wohlwollende Aufnahme in Australien war für viele Zuwanderer - nicht 
nur aus Deutschland - in den 1950er Jahren also nicht gegeben. Die Fremden- 
feindlichkeit der australischen Gesellschaft machte die Integration nicht leicht. 
Vielen Deutschen war zwar daran gelegen, die schwere Bürde der Vergangen- 
heit abzustreifen und eine neue, australische Identität anzunehmen, aber der 
Alltag in Australien war für viele Einwanderer doch unerwartet hart. Dies zeig- 
te sich deutlich in den von mir geführten Interviews. 


6. Die ersten Jahre in der neuen Heimat: 
Ergebnisse der Interviews mit Auswanderern 


Die Untersuchung der Migration von Deutschen nach Australien wird durch 
die Befragung der Auswanderer selbst profunder. Die Einbeziehung der per- 
sönlichen Erlebnisse lässt - bei aller zu erwartenden Subjektivität - den Pro- 
zess der Eingliederung in die australische Gesellschaft deutlicher werden. Des- 
halb habe ich während mehrerer Forschungsaufenthalte in Australien eine 
nicht-repräsentative Gruppe von Auswanderern in narrativen Interviews be- 
fragt.’ 

Den konkreten Wunsch, nach Australien zu gehen, hatten nur wenige der In- 
terviewpartner. Vielmehr stand das Weggehen im Vordergrund. Dabei war das 
Wohin nicht von vorrangiger Bedeutung, die Aussicht auf ein besseres Leben 
mit besseren Verdienstmöglichkeiten reichte aus. Deshalb verwundert es auch 
nicht, dass viele erzählten, fast nichts über das Land, in das sie ausgewandert 
sind, gewusst zu haben. Einige haben in den Interviews angegeben, dass sie 
das auch nicht interessiert hätte. Die Tatsache, dass vor der Auswanderung 
nur ein sehr kleiner Teil der Auswanderer eine Beratungsstelle aufgesucht hat, 
unterstreichen diese Aussagen. Darüber hinaus konnten sehr wenige der inter- 


8 Mithilfe dieser Methode der qualitativen Sozialforschung soll die subjektive Sichtweise der 
Auswanderer herausgearbeitet werden. Narrative Interviews lassen dem Interviewten einen 
möglichst großen Freiraum zur eigenen Gestaltung des Gesprächs. Zugrundegelegt wurde le- 
diglich ein Gesprächsleitfaden, kein standardisierter Fragebogen. In diesem Leitfaden wurden 
einige wichtige Themen, die unbedingt behandelt werden sollten, festgehalten. 
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viewten Personen zum Zeitpunkt ihrer Auswanderung Englisch sprechen. Die 
Mehrzahl betonte, bei der Abreise kein Wort Englisch verstanden zu haben. 
Bei dem größten Teil der befragten Auswanderer bestand der Wunsch, in ein 
reiches Land auszuwandern. Viele hatten sich für eine Auswanderung bei meh- 
reren überseeischen Ländern beworben. Nur das Vorhandensein von Einwan- 
derungsprogrammen - wie es die USA und Kanada eingerichtet hatten - oder 
das deutsch-australische Wanderungsabkommen ermöglichte es diesen aus- 
wanderungswilligen Deutschen, nach Übersee auszuwandern. 

Die These, dass die Auswahl des Landes für die Auswanderer von nachrangiger 
Bedeutung war, wurde in den Interviews bestätigt. Keine der befragten Perso- 
nen hat angegeben, dass Australien ihr „Wunschziel“ gewesen sei. Die Ent- 
scheidungsfindung für eine Auswanderung und für das Aufnahmeland „Aus- 
tralien“ wurde von den befragten Personen als eher spontan und zufällig be- 
schrieben.” Die Einschätzung der deutschen Behörden, dass die Anwerbepro- 
gramme der Aufnahmeländer die Auswanderung in ein bestimmtes Land lenk- 
ten, konnte durch die Aussagen der Auswanderer belegt werden. 

Dazu passte die Aussage der meisten befragten Auswanderer, sie hätten keine 
großen Kenntnisse über Australien gehabt.'’ Allerdings ist dieser Sachverhalt 
ebenso der Tatsache geschuldet, dass in den 50er Jahren in der deutschen Öf 
fentlichkeit nicht sehr viele Informationen über Australien vorhanden und zu- 
gänglich waren. Auffallend waren die Aussagen über die Gründe für die Aus- 
wanderung. Der überwiegende Teil beschrieb die Auswanderung als eine Bege- 
benheit, die einerseits von Abenteuerlust und andererseits durch eine Bin- 
dungslosigkeit, die durch das Erlebnis des Krieges und der Flucht bedingt war, 
begünstigt worden war. Angesichts der Tragweite ihres Entschlusses ist dies ein 
überraschender Befund. Nur eine Person nannte wirtschaftliche Gründe, also 
den Wunsch nach einem sozialen Aufstieg durch im Ausland erworbenen 
Reichtum." 

Die Ankunft in Australien war für beinahe alle befragten Personen mit einer 
Desillusionierung verbunden: Das Leben im Auffanglager, die Wohnungsnot 
und das zum Teil als sehr rückständig empfundene soziale und kulturelle Le- 
ben in Australien entsprachen nicht den Vorstellungen von einem reichen über- 


9 Neuere Forschungen haben ergeben, dass Entscheidungen, je wichtiger sie sind, desto weni- 
ger von rationalen Überlegungen getragen werden. Entscheidungen über wichtige Ereignisse 
im Leben überfordern den Entscheidungsträger. Entschieden wird aufgrund unbewusster 
Motive (Freund 2004: 267%). 

10 Auch Lüthke stellte in seiner Untersuchung fest, dass das allgemeine Informationsniveau der 
Auswanderer über das Aufnahmeland angesichts der Bedeutung ihres Vorhabens sehr gering 
war (Lüthke 1989: 59). 

11 Zu ähnlichen Ergebnissen kommt Lüthke. In einer von der holländischen Regierung in den 
1950er Jahren in Auftrag gegebenen Studie gaben über 80 Prozent der Auswanderungswilli- 
gen an, dass sie ihren Entschluss auch bei einem lukrativen Stellenangebot nicht mehr rück- 
gängig gemacht hätten (Lüthke 1989: 49). 
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seeischen Land. Zwar waren die Kenntnisse, die die Auswanderer von Austra- 
lien hatten, im großen und ganzen nur vage, aber die rauhen und einfachen 
Lebensverhältnisse haben die deutschen Finwanderer doch unangenehm über- 
rascht. 

Die Interviews bestätigen darüber hinaus die Ergebnisse von australischen 
Studien über den hohen Grad der Assimilierung der deutschen Einwanderer. 
Diese schnelle Integration wurde getragen vom großen Willen der Einwande- 
rer, sich an die neuen Lebensverhältnisse anzupassen. Diese Ergebnisse bele- 
gen darüber hinaus die These, dass sich die deutschen Auswanderer dem von 
der australischen Regierung in den 50er Jahren erhobenen Assimilierungsdruck 
„über Nacht Australier zu werden“ in besonderer Weise beugten. Ihnen bot 
sich hier die Möglichkeit der Schaffung einer zweiten Identität. 

Begünstigt wurde dieses Konzept davon, dass sich ein großer Teil der Aus- 
wanderer aufgrund von Kriegserlebnissen und der Flucht in Deutschland nicht 
zu Hause fühlte. Die australische Gesellschaft forderte, dass sich der Einwan- 
derer von seinen alten Bindungen lossagen sollte. Dieser Erwartung kamen die 
deutschen Einwanderer, die ihre deutsche Herkunft nur selten herausstellten 
oder sogar zu verheimlichen suchten, in der Regel rasch und gerne nach. 

Die in den 50er Jahren Eingewanderten sind zum überwiegenden Teil australi- 
sche Staatsbürger geworden. Allerdings haben sie die australische Staatsbürger- 
schaft oft erst nach sehr vielen Jahren Aufenthalt im Land beantragt. Die 
Auswanderer haben sich für diesen Entschluss Zeit gelassen. Verbunden war 
die Entscheidung meist mit einem vorherigen Besuch in Deutschland, oftmals 
dem ersten nach vielen Jahren. 

Bezüglich der Aufnahme der deutschen Migranten im Einwanderungsland 
bleibt ein ambivalentes Bild zurück: Im persönlichen Gespräch haben die be- 
fragten Einwanderer nur sehr wenig von fremdenfeindlichen oder gar ableh- 
nenden Verhalten ihnen gegenüber gesprochen. Im Gegenteil: Die Aufnahme 
von australischen Arbeitskollegen oder Nachbarn wurde als äußerst freundlich, 
tolerant und von Hilfsbereitschaft geprägt beschrieben. Zugleich wurde immer 
wieder erwähnt, dass die australische Gesellschaft in den 50er Jahren weit da- 
von entfernt war, am kulturellen Hintergrund der Einwanderer interessiert zu 
sein. Dies konnte sich in einzelnen Fällen zur Fremdenfeindlichkeit steigern, 
wobei spezifische Ressentiments Deutschen gegenüber die Ausnahme gewesen 
sein sollen. 


7. Schlussbemerkungen 


Mehr als fünfzig Jahre nach dem Beginn der Massenauswanderung aus 
Deutschland bleibt dieses Kapitel der deutschen Geschichte lehrreich. Im Ge- 
gensatz zur aktuellen politischen Diskussion, in der Migration oft als Bedro- 
hung wahrgenommen wird und in der die Auswanderung von Deutschen na- 
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hezu keine Rolle spielt, gab es damals eine völlig andere Debatte. In Deutsch- 
land war das Interesse an einer Auswanderung in den 1950er Jahren sehr groß. 
Die Erfahrungen des Krieges, die Zerstörung es Landes, die wirtschaftliche La- 
ge und persönliche Traumata waren dafür die Hauptgründe. Möglich wurde 
die Auswanderung, weil sich sowohl die deutsche als auch die australische Re- 
gierung von dieser Wanderungsbewegung Nutzen versprachen. 

Die Untersuchung der damaligen Migrationswelle hat gezeigt, dass der Prozess 
der Auswanderung von Deutschen nach Australien in den 1950er Jahren ein 
von staatlicher Seite extrem stark regulierter Prozess war. Sowohl die australi- 
sche als auch die deutsche Regierung haben in intensiven Verhandlungen über 
die Zusammensetzung der Auswanderergruppen gestritten. Die Auswanderung 
nach Australien war das Ergebnis staatlichen Handelns. Andere Faktoren - die 
psychologische Dimension und ökonomische Aspekte - konnten nur deshalb 
Wirkung entfalten, weil staatliche Regulierungen dafür einen Rahmen geschaf- 
fen hatten. 

Für die aktuelle Diskussion in Deutschland zu Migration ist die Erinnerung 
daran, dass Deutschland vor nur wenigen Jahrzehnten ein Auswanderungsland 
war, von großer Bedeutung. Die Analyse dieser historischen Ereignisse ist für 
die heutige Debatte hilfreich: Deutlich wurde die Rolle der Regierungen von 
Ein- und Auswanderungsland für die Entscheidung und die Möglichkeit zur 
Migration sowie für die Integration in die Gesellschaft des Ziellandes. Mit die- 
sem Wissen lässt sich die aktuelle Diskussion um Zuwanderung und Integrati- 
on in einen historischen Kontext stellen. Die Entwicklung einer Konzeption 
zur Integration von Zuwanderern ist - zieht man die Erfahrungen des Ein- 
wanderungslandes Australien heran - von zentraler Bedeutung für eine erfolg- 
reiche Migrationspolitik. 


Literatur 


Altvater, Elmar/Hoffmann, Jürgen/Semmler, Willi (1982): Vom Wirtschaftswunder zur Wirt- 
schaftskrise. Ökonomie und Politik in der Bundesrepublik, 2 Bd., Berlin. 

Angenendt, Steffen (1997): Deutsche Migrationspolitik im neuen Europa, Opladen. 

Bade, Klaus J. (2004): Sozialhistorische Migrationsforschung, Göttingen. 

Bade, Klaus/Oltmer, Jochen (2004): Normalfall Migration, Bonn. 

Benyei, Laszlo (1962): An Integration Study of Migrants in Australia, Appendesto Commonwealth 
Immigration Advisory Council, Forty-sixth Meeting, 17. August 1962, information item. 

Benz, Wolfgang (1992): Fremde in der Heimat: Flucht-Vertreibung-Integration, in: Bade, Klaus 
(Hg.): Deutsche im Ausland - Fremde in Deutschland. Migration in Geschichte und Gegen- 
wart, München, $. 374-386. 

Bundesamt für Auswanderung (1953): Rundschreiben Nr.20/ 1953, Archiv des Diakonischen 
Werkes, HGSt 2502. 

Bureau of Immigration and Population Research (1994) (Hg.): Community Profiles 1991 Census 
Germany born, Canberra. 

Castles, Stephen/Miller, Mark J. (1993): The Age of Migration. International Population Move- 
ments ın the Modern World, London. 

Castles, Stephen (1996): Immigration and Multiculturalism in Australia, in: Klaus J. Bade (Hg.): 
Migration - Ethnizität - Konflikt: Systemfragen und Fallstudien, Osnabrück, $. 251-271. 


Vergessene Auswanderer 443 


Castles, Stephen/Cope, Bill/Kalantzis, Mary/Morrissey, Michael (1995): Mistaken Identity. Mul- 
ticulturalism and the Demise of Nationalism in Australia, Sydney 3. Auflage. 

Collins, Jock (1991): Migrant Hands in a Distant Land: Australia’s Post-War Immigration, Sydney. 

Collins, Jock (1984): Immigration and Class: the Australian Experience, in: Bottomley/De Leper- 
vanche: Ethnicity, Class and Gender in Australia, Sydney, London, Boston. 

Cope, Bill/Castles, Stephen/Kalantzis, Mary (1991): Immigration, Ethnic Conflicts and Social 
Cohesion, published by the Bureau of Immigration Research, Canberra. 

Dawson, Sarah (1990)(Hg.): The Penguin Australian Encyclopaedia, Ringwood (Victoria). 

Dieter, Heribert (1990): Außenwirtschaftsbeziehungen, Verschuldung und strukturelle Anpassung 
in Australien, Hamburg. 

Freund, Alexander (2004): Aufbrüche nach dem Zusammenbruch. Die deutsche Nordamerika- 
Auswanderung nach dem Zweiten Weltkrieg, Göttingen. 

Friedlaender, Ernst (1947): Bleibe im Landel, in: Die Zeit, Nr. 34 vom 21.8. 1947. 

Jaschke, Dieter/ Verellen, Franziskus (1989): Australien, in: Werner Draguhn/Rolf Hofmeier/ 
Mathias Schönborn (Hg.): Politisches Lexikon Asien, Australien, Pazifik, München, S. 11-20. 

Jupp, James (1966): Arrivals and Departures, Melbourne. 

Kommissionsbericht (1952): Bericht über die Reise der deutschen Studienkommission für Aus- 
wanderungsfragen nach Australien vom 8. April bis 8. Juni 1952, Politisches Archiv des Aus- 
wärtigen Amts, Bonn, Akte „Verträge der Bundesrepublik“, Ref. 500 Bd. 59. 

Lehmann, Albrecht (1991): Im Fremden ungewollt zuhaus. Flüchtlinge und Vertriebene in West- 
deutschland 1945-1990, München. 

Lüthke, Folkert (1989): Psychologie der Auswanderung, Weinheim. 

Maaß, Karsten (1991): Einwanderung als Instrument der Bevölkerungs- und Wirtschaftspolitik 
seit 1945, in: Heinrich Lamping/Birgit Hain (Hg): Australien. Beiträge zur Wirtschaftsge- 
ographie (=Frankfurter Wirtschafts- und Sozialgeographische Schriften. Hrsg. V. G. Gruber, H. 
Lamping, W. Lutz, J. Matznetter, Heft 59), Frankfurt a. M., S. 65-87. 

Maddock, Rodney/lan W. McLean (1987)(Hg.): The Australian Economy in the Long Run, Cam- 
bridge und Sydney. 

O’Rourke Kevin H./Williamson Jeffrey G. (1999): Globalization and History. The Evolution of a 
Nineteenth-Century Atlantic Economy, Cambridge (Mass.) und London. 

Price, Charles A. (1975): Australian Immigration, Report No. 2, Canberra. 

Price, Charles A. (1968): Migrants in Australian Society, Paper prepared for the 3rd Common- 
wealth Study Conference, Australia. 

Richtlinien Bonnegilla: Commonwealth of Australia, Einwanderungsministerrum der Bundesre- 
gierung, Empfangslager Bonegilla - Richtlinien, ohne Jahr, Archiv des Diakonischen Werkes, 
HGsSt 2572. 

Steinert, Johannes-Dieter (1995): Migration und Politik. Westdeutschland-Europa-Übersee 1945- 
1961, Osnabrück. 

Wirtschaft und Statistik (1956): 8. Jg. NF., Heft 7 (Juli 1956). 

Wirtschaft und Statistik (1960): 12. Jg. NF., Heft 10 (Oktober 1960), Statistische Umschau- 
Bevölkerung-Die Auswanderung 1946 bis 1959. 

Wolff, Franz (o. J.): Entwicklung der deutschen Auswanderung in den Nachkriegsjahren, Archiv 
des Diakonischen Werkes, HGSt Allg. Sig. C.10.22.1 

Wolton, Janis/Bosworth, Richard (1984): Old World and New Australia: The Post-War-Migrant 
Experience, Ringwood. 


Stephan Kaufmann 


Ökonomische Krise als Charakterfrage: 


die Manager-Schelte 


Im Allgemeinen sind die Deutschen öf- 
fentliche Kritik gewohnt. Als Arbeitneh- 
mer arbeiten sie zu wenig, heißt es von 
Politik und Unternehmerverbänden. Als 
Arbeitslose, Beamte und Ostdeutsche 
sind sie zu faul, als Rentner zu langlebig, 
als Verbraucher zu sparsam, als Schüler 
zu dumm, als Liebespaare zu unfrucht- 
bar, als Kranke zu krank - kurz, sie sind 
zu teuer und zu arm und verursachen 
Wirtschaft und Politik dadurch lauter 
Probleme, deren Lösung sie durch An- 
spruchsdenken auch noch behindern. 
Seit das Wirtschaftswachstum in Deutsch- 
land den Erwartungen hinterher hinkt, 
also etwa seit den frühen 90er Jahren, ist 
schrittweise jede gesellschaftliche Gruppe 
in den Verdacht geraten, zu wenig für den 
Standort zu geben und zu viel zu neh- 
men. 

Meist beschränkt sich die Kritik auf die 
vom Lohneinkommen abhängigen Men- 
schen - Arbeitnehmer, Arbeitslose, Kran- 
ke, Rentner - und auch auf Politiker, de- 
nen als Regierende meist pauschale „Un- 
fähigkeit“ attestiert wird - „handwerkli- 
che Fehler“ heißt der Vorwurf in dieser 
Saison. Doch sind in jüngster Zeit auch 
die so genannten Leistungsträger ins Vi- 
sier geraten: Manager, Arbeitgeber, Un- 
ternehmer, die normalerweise als Opfer 
des Reformstaus gelten. Sie verdienen zu 
viel, heißt es, und streichen zu viele Ar- 
beitsplätze. Sie machen zu viel Gewinn 
oder zu wenig. Sie entziehen sich ihrer 
Verantwortung für die hiesige Konjunk- 
tur und veruntreuen das Geld der 
Aktionäre. Manager-Schelte ist en vogue. 


Ein genauerer Blick auf die geäußerten 
Vorwürfe jedoch erhellt nicht so sehr die 
Leistungen, Unterlassungen oder Verfeh- 
lungen in deutschen Vorstandsetagen. 
Vielmehr zeigt er das verzerrte Bild, das 
diejenigen, die solche Kritik üben, von 
einer kapitalistischen Wirtschaft haben. 
Ihre Beschwerden offenbaren das Ideal 
einer Ökonomie, in der Erfolg planbar 
ist, in der Einkommen gerecht die Leis- 
tung vergütet und in der jeder ein gutes 
Leben führen könnte, würden sich alle 
gemäß Sitte und Moral verhalten. 

Grob lassen sich bei der Manager-Schelte 
drei verschiedene Vorwürfe unterschei- 
den; in der Reihenfolge ihrer Häufigkeit: 
Unfähigkeit, Maßlosigkeit und - damit 
verwandt - Gewissenlosigkeit. Diese sei 
bebildert an drei Persönlichkeiten, die per- 
manent am nationalen Pranger stehen: 
Ex-DaimlerChrysler-Chef Jürgen Schrempp, 
Deutsche-Bank-Chef Josef Ackermann 
und Ex-Mannesmann-Chef Klaus Esser. 
Dabei geht es mir im folgenden um eine 
Kritik an der in der Öffentlichkeit ver- 
breiteten Methode, für ökonomische 
Missstände und Schäden nicht das Wirt- 
schaftssystem verantwortlich zu machen, 
sondern Schuldige zu finden - in diesem 
Fall die Manager. Umgekehrt will ich 
damit keinesfalls die Manager entschul- 
digen - etwa mit dem Hinweis, die Kon- 
kurrenz um Profit ließe ihnen keine an- 
deren Möglichkeiten. Als diejenigen Per- 
sonen, welche die Profitmaximierung als 
Zweck des Wirtschaftens durchsetzen, 
verdienen sie nicht mehr Nachsicht als 
eben dieser Zweck. 
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Jürgen Schrempp oder: 
Erfolg ist machbar 


Den Vorwurf der Unfähigkeit hat Schrempp 
während seiner Zeit als Vorstandsvorsit- 
zender von Daimler und DaimlerChrys- 
ler von 1995 bis 2005 nie abstreifen 
können. Wurde zu Beginn an ihm kriti- 
siert, er „kennt nur ein Ziel: steigende 
Aktienkurse und Profit, Profit, Profit“ 
(ZEIT), so stellte die Öffentlichkeit zu 
seinem Abgang enttäuscht fest, dass bei- 
des nur leere Versprechungen waren: „In 
seiner Amtszeit ist der Börsenwert von 
DaimlerChrysler um 50 Milliarden Euro 
gesunken“ (ZEIT). Nach seinem Rück- 
tritt im vergangenen Juli brachten sämt- 
liche Medien Rückblicke auf die Ära des 
„Minus-Manns“ (Spiegel-Online), des 
„Herrn der Sterne“ der zum „Herrn der 
Scherben“ (Tagesschau) geworden war. 
Vorgeworfen wurde ihm vor allem: der 
Kauf des US-Autobauers Chrysler, der nach 
der Übernahme hohe Verluste einfuhr; die 
Entwicklung des defizitären „Smart“; der 
Einstieg wie auch der Ausstieg beim ja- 
panischen Auto-Konzern Mitsubishi, der 
DaimlerChrysler Milliarden kostete; und 
schließlich die Verluste und Qualitäts- 
mängel (Elchtest) bei Mercedes. 

Vom ökonomischen Gesichtspunkt sind 
die Probleme des Daimler-Konzerns we- 
der überraschend noch einzigartig. Denn 
auf dem Welt-Automarkt herrscht seit 
zehn Jahren Krise. Laut Wirtschaftsbera- 
tungsgesellschaft KPMG leidet die Bran- 
che vor allem an einem: Es gibt zu viele 
Autos auf der Welt. Die Konsumenten 
können nicht so viele kaufen, wie die 
Hersteller produzieren lassen. Für etwa 
ein Viertel aller produzierten Pkw oder 
Lkw gebe es keine zahlungsfähige Nach- 
frage, so KPMG. Ein Abbau der Ferti- 
gungskapazitäten in großem Stil sei nicht 
geplant. Denn jeder Konzern versucht, 
seinen Marktanteil auszubauen und die 
Krise auf die Konkurrenten abzuwälzen. 
Das drückt die Rendite und zwar schon 
lange. Wie das britische Wirtschaftsma- 
gazın Economist schreibt, fiel die durch- 
schnittliche Umsatzrendite der Autoin- 
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dustrie von mehr als 20 Prozent in den 
zwanziger Jahren auf rund 10 Prozent in 
den sechziger Jahren und weniger als 5 
Prozent heute. Immer erbitterter kämp- 
fen die Firmen heute um die bestehenden 
Absatzmärkte, mit immer weniger Arbei- 
tern, höheren Rabatten und sinkenden 
Verkaufspreisen. Dazu kommen immer 
schnellere Entwicklungs- und Produkt- 
zyklen, die zu den beklagten Qualitäts- 
problemen bei den Fahrzeugen führen. 
Das halten immer weniger Konzerne aus. 
Die Folge sind Pleiten und Übernahmen. 
Die Konzentration des Kapitals schreitet 
voran. Gab es in den zwanziger Jahren 
allein in den USA noch rund 270 Firmen, 
die Autos produzierten, so sind heute 
weltweit nur noch 13 eigenständige Kon- 
zerne am Markt. Einer davon ist Daim- 
lerChrysler - doch erhielt Schrempp da- 
für nicht Lob', sondern Kritik, dass sein 
Konzern nicht besser dasteht. 
Aufschlussreich ist zunächst, was 
Schrempp nicht zur Last gelegt wurde: 
zum Beispiel seine engen Beziehungen 
zum Apartheid-Regime, die seine Erfolge 
als Chef von Mercedes in Südafrika in 
den achtziger Jahren ermöglichten; oder 
sein Sparprogramm „Dolores“ bei der 
Dasa, das 16.000 Stellen kostete; oder die 
Sanierung von Chrysler, die rund 30.000 
Stellen und 6 Fabriken kostete - in den 
USA. Zufrieden nahm man auch das 
jüngste Effizienzprogramm „Core“ bei 
Mercedes zur Kenntnis, bei dem durch 
zahlreiche Verschlechterungen für Ar- 
beitnehmer wie die Abschaffung von 
Kurzpausen und der Spätschichtzulage 
sowie Mehrarbeit 500 Mio. Euro gespart 
werden sollen - inzwischen macht Mer- 
cedes wieder Gewinn. 

Das alles waren nach kapitalistischen 
Maßstäben erfolgreiche Sanierungen. Was 
nicht gebilligt wurde, das waren die 
Misserfolge des DaimlerChrysler-Kon- 
zerns - und die gingen wiederum nach 
Ansicht der Presse nicht auf das Konto 
einer kapitalistischen Krise, sondern auf 


1 Womit nicht gesagt werden soll, dass er 
Lob verdient hätte. 
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das von Schrempps Charakter. Der „e- 
hemalige Kraftfahrzeug-Mechaniker“ ha- 
be einen überspannten „Traum einer 
Welt AG“ (SWR) geträumt. „JES, wie er 
intern genannt wird“ galt als „ehrgeizig“ 
und „großspurig“, als „egomanischer Ma- 
nager des Misserfolgs“ (Spiegel), als „töl- 
peliger Rambo“ mit „Wild-West-Manie- 
ren“ (ZEIT) und Hang zum Alkohol. 
Die Probleme bei Mercedes habe er „zu 
spät erkannt“ (Thomas Meier von Union 
Investment). Statt dass Schrempp wie der 
„knallharte Sanierer Carlos Ghosn“ bei 
Nissan agiert habe, habe er einen 
„Schmusekurs mit den Gewerkschaften“ 
(Spiegel) gefahren. Die „milliardenschwe- 
ren Fehler“ (SWR) seien „unverzeihlich“ 
und „rechtfertigten die Höchststrafe“ 
(ZEIT). Im Gegensatz zu ihm verfüge der 
neue Chef Dieter Zetsche über ein „Ge- 
spür für neue gute Autos“ (Tagesschau) 
und „über die nötige Unternehmerhärte“ 
(ZEIT). Zetsche sei „freundlich“, ein 
„Kommunikationstalent“ (Berliner Zei- 
tung) und zudem wisse „der Vater von 
drei Kindern“, dass „Arbeit im Leben 
nicht alles ist“ (ZEIT). 

Auch in der profanen Welt der Zahlen 
huldigt man gerne dem Personenkult, der 
Gründe für Erfolg und Misserfolg von 
Managern in den Tiefen ihres Charakters 
sucht. Als wäre ein Konzerngewinn nicht 
abhängig von vielen Variablen, die ein 
Vorstand gar nicht beeinflussen kann - 
vor allem von der Strategie der Konkur- 
renten - verfährt man streng nach der 
Regel: Wer erfolglos ist, der muss unfähig 
sein. Diese Suche nach „Fehlentscheidun- 
gen“ funktioniert immer. Denn es gibt 
immer einen erfolgreicheren Konkurren- 
ten. Im Falle Mercedes waren es Toyota 
und BMW. Ausgeblendet wurde, dass de- 
ren Erfolg für den Misserfolg von Mer- 
cedes mit verantwortlich war. Stattdessen 
wurde gefragt, warum Mercedes nicht die 
gleiche Strategie verfolgt hat - eben die 
Strategie des Erfolgs. 

Vor diesem permanenten Gerichtshof 
war Schrempp lange schuldig - schuldig, 
sich am Recht der Nation auf Erfolg 
vergangen zu haben. Nach allgemeiner 


Meinung hätte er doch wissen müssen, dass 
der Kauf des Flugzeugbauers Fokker ein 
Milliardengrab für Daimler werden wür- 
de; dass die Beteiligung an Mitsubishi 
sinnlos ist; dass sich der „Smart“ nicht 
über die „Smart-Türme“ vertreiben lässt. 
Und auch dass Chrysler nach der Über- 
nahme durch Daimler nur Verluste ma- 
chen würde, war hinterher allen klar ge- 
wesen. Nur offensichtlich dem Daimler- 
Chef nicht, dem Kurzsichtigkeit attestiert 
wurde, weil er die kommende Auto-Krise 
nicht vorhergesehen hatte. Wenig glück- 
lich agiere Schrempp, rügte man und fiel 
damit zurück auf den Kenntnisstand der 
Wikinger, die Glück für eine - gottgege- 
bene - Charaktereigenschaft hielten. 
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Manager-Schelte, die moderne Form des 
negativen Personenkults, ist ein beliebter 
Sport. Denn die Personifizierung von 
Schäden reduziert Komplexität. Befreit 
von schwierigen Sachthemen wie Markt- 
lage, Modellpolitik, Vertrieb oder Ra- 
battsystemen vertieft man sich in die 
Psyche derjenigen, die verantwortlich, al- 
so auch schuldig für Verluste sein müs- 
sen. Man findet Defizite - und eine Lö- 
sung der Krise: Rücktritt! Zugleich be- 
weist so auch der Laie seinen Sachver- 
stand und kann sich dem Trost hinge- 
ben, die Sache mit der Wirtschaft wenn 
schon nicht praktisch, so doch zumin- 
dest theoretisch im Griff zu haben. 

Die Kritik an den Nieten in Nadelstrei- 
fen hat eine wichtige Funktion für den 
sozialen Frieden. Die Verweise auf un- 
ternehmerische Fehler nähren den Glau- 
ben an die prinzipielle Arbeiternehmer- 
freundlichkeit eines guten, nämlich er- 
folgreich gemanagten Kapitalismus. Ma- 
nagerschelte basiert auf dem Ideal des 
planbaren Erfolgs: Wenn man nur genau 
überlegt und der Manager fähig ist, dann 
geht alles gut. Geht es schief, dann ste- 
hen die Arbeitnehmer und Entlassenen 
ausgerechnet mit den Eigentümern (Ak- 
tionären) geschlossen in einer Front und 
schütteln den Kopf über den schwachen 
Aktienkurs. 
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Mit den Verfehlungen des Managers rü- 
cken natürlich auch seine Bezüge in den 
Fokus: Verdient der Manager auch, was 
er verdient? 


Josef Ackermann oder: 
Das rechte Maß 


Auch Josef Ackermann, hatte das Pech, 
in einer ökonomisch schlechten Zeit den 
Vorstandsvorsitz bei der Deutschen Bank 
zu übernehmen. Es herrschte Bankenkri- 
se in Deutschland. Auch hier interessier- 
te die Öffentlichkeit weniger die gesamt- 
ökonomische Situation von niedrigen 
Zinsen, schwachen Aktienmärkten und 
flauer Konjunktur, die die Erträge aller 
Kreditinstitute einbrechen ließ. Ins Visier 
geriet Ackermann wegen seiner „Maßlo- 
sigkeit“, und dies gleich in zwei Fällen. 


Ackermann 1: Der gerechte Lohn 
Zunächst wurde das hohe Gehalt Acker- 


manns von geschätzten 10 Millionen 
Euro pro Jahr als zu hoch moniert - zu 
hoch gemessen an den schwachen Erträ- 
gen, die Ackermann die Deutsche-Bank- 
Angestellten erwirtschaften ließ; und zu 
hoch gemessen an den Opfern, die er die 
Belegschaft für die Bank bringen ließ. Im 
Zentrum der Argumentation standen al- 
so Gerechtigkeit und Leistungsgerechtig- 
keit. 

Zunächst zur Leistungsgerechtigkeit: 
Keine Frage war, ob ein Gehalt von 10 
Millionen Euro überhaupt „leistungsge- 
recht“ sein kann. Denn für Wirtschafts- 
journalisten ist es durchaus denkbar, dass 
ein Manager jeden Arbeitstag an seinem 
Schreibtisch 300 Mal mehr „leistet“ und 
daher 300 Mal mehr Geld erhält als ein 
Arbeitnehmer, den er dirigiert. Bezweifelt 
wurde nur, ob Ackermann sein Geld 
auch wert war. Dem zu Grunde liegt die 
Vorstellung vom Lohn als Bezahlung für 
erbrachte Leistung. Das trifft nebenbei 
gesagt schon beim einfachen Arbeitneh- 
mer nicht zu. Dieser wird dafür bezahlt, 
seine Arbeitskraft zur Verfügung zu stel- 
len und dabei mehr Ertrag zu schaffen, 
als er Lohn erhält. Diese Differenz ist die 
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eigentliche „Leistung“ des Arbeitnehmers 
für das profitmaximierende Unterneh- 
men, und genau sie wird nicht entgolten, 
sondern ist ihrerseits abhängig vom Ver- 
hältnis Lohn und der tatsächlichen 
„Leistung“. Wie groß beides jeweils ist, 
ist Ergebnis verschiedener Kämpfe - zwi- 
schen Arbeitnehmern und Arbeitgebern 
um das Lohn-Leistungs-Verhältnis; zwi- 
schen den Arbeitgebern um Arbeitskräf- 
te, und zwischen Arbeitnehmern um 
Lohneinkommen. Deswegen kann zum 
Beispiel ein steigendes Angebot von 
Computerprogrammierern auf dem Ar- 
beitsmarkt binnen weniger Jahre zu einer 
Halbierung ihres Gehalts führen, obwohl 
ihre tatsächliche „Leistung“ gleich ge- 
blieben oder sich erhöht hat. Das ist 
auch gerecht - eben marktgerecht. 

Die eigentliche Leistung des Arbeitneh- 
mers besteht also darin, unbezahlte Leis- 
tung zu erbringen. Sein Lohn ist abhän- 
gig von den Machtverhältnissen auf dem 
Arbeitsmarkt.” „Leistungsgerechtigkeit“ 
ist lediglich der nachträgliche Schluss von 
der Bezahlung auf die Leistung: Wenn 
einer so viel kriegt, dann ist er wohl so 
viel wert, andererseits würde er ja weniger 
oder mehr bekommen. Mit diesem Zir- 
kelschluss wird das Problem umgangen, 
wie die „Leistung“ des Arbeitnehmers 


2 Außerhalb der ideologischen Debatte um 
Leistungsgerechtigkeit von Löhnen wird das 
auch zugestanden: „Die moderate Lohnent- 
wicklung [in Deutschland in den vergangenen 
zehn Jahren, S.K.] kann zum einen auf den 
zunehmenden Beschäftigungsabbau zurückge- 
führt werden, der die relative Verhandlungs- 
position zu Ungunsten der Gewerkschaften 
verschob. So nahm die Zahl der sozialversi- 
cherungspflichtig Beschäftigten seit 2001 um 
knapp 1,3 Mio. bzw. 4,6% ab. Zum anderen 
geht seit Beginn der 90er Jahre der Organisa- 
tionsgrad (Gewerkschaftsmitglieder in Relation 
zu den unselbständig Beschäftigten) sowohl in 
Ost- als auch in Westdeutschland stetig zu- 
rück.“ (Deutsche Bank: Höhere Tariflöhne: 
Kein Instrument zur Belebung der Binnen- 
nachfrage, 16.8.2005, www.dbresearch.de/ 
PROD/DBR_INTERNET_DE-PROD/PROD 
0000000000190165.pdf) 
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überhaupt zu messen wäre? Ganz ein- 
fach, wird gesagt: im Lohn. 

Das ist im Prinzip bei Managern nichts 
anderes. Nur kennt ihre „Leistung“ im 
Unternehmensgewinn einen allgemein 
anerkannten Maßstab. Als Geschäftsfüh- 
rer zählt bei ihnen nicht ihre unbezahlte 
Arbeitszeit (die Differenz von Ertrag und 
Lohn), sondern inwieweit es ihnen ge- 
lingt, die Produktion so zu organisieren, 
dass die Belegschaft möglichst viel unbe- 
zahlte Arbeit leistet. Im Fall Ackermann 
war es also verfehlt, sein hohes Gehalt zu 
beklagen angesichts der Opfer, die er der 
Belegschaft zumutete. Umgekehrt wird 
ein Schuh daraus: Je größer die Opfer 
der Belegschaft, desto höher der Gewinn 
und damit die „Leistung“ des Managers, 
die sein Millionengehalt ökonomisch 
rechtfertigt, moralisch allerdings ins Un- 
recht setzt. 

Dass der Gewinn von der Öffentlichkeit 
umstandslos gleichgesetzt wird mit der 
„Leistung“ des Managers, ist nicht fair. 
Schließlich kann der beste Manager den 
Erfolg seiner Firma in guten Zeiten 
kaum verhindern und in schlechten Zei- 
ten nicht garantieren. Doch wird er Pro- 
fiteur oder Opfer des Personenkults 
(s.0.), der den Grund für sinkende oder 
steigende Gewinne, Marktanteile oder 
Umsätze in der (Un-Jfähigkeit des Fir- 
menleiters lokalisiert. Während der Er- 
folg jedes Gehalt rechtfertigt, so spricht 
der Misserfolg gegen jeden Euro, den die 
„Niete in Nadelstreifen“ erhalten hat.’ 


3 Die Millionen-Bezüge der Vorstände ha- 
ben übrigens auch eine ökonomische Rationa- 
lität, die Vergleiche mit normalen Tarifein- 
kommen unsinnig machen. Denn beim Vor- 
stand zählt nicht allein, dass er möglichst kos- 
tengünstig ist. Sein hohes Gehalt kann wie ein 
eindrucksvoller Firmensitz oder teure Dienst- 
wagen auch die Finanzkraft der Firma symbo- 
lisieren. Und in Geschäftsverhandlungen ist es 
stets ungeschickt, wenn der Chef wesentlich 
weniger verdient als sein Kontrahent. So wird 
ein Millionengehalt des Vorstands noch selbst 
zum Mittel des Konkurrenzerfolgs. Und Ma- 
nager kontern jede Kritik an ihren Bezügen 
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Der Kritik an den hohen Vorstandsbezü- 
gen wurde in diesem Jahr die Spitze ge- 
nommen - ausgerechnet dadurch, dass 
diese Bezüge bei großen Aktiengesell- 
schaften künftig für jeden einzelnen Vor- 
stand offen gelegt werden müssen. Trans- 
parenz soll den öffentlichen Unmut der 
geringer Verdienenden beruhigen. Das ist 
merkwürdig. Denn die Offenlegung der 
Managergehälter sorgt nicht für Gerech- 
tigkeit, sondern dient vor allem den Ka- 
pital-Eignern. Verhindert werden soll nicht 
die wachsende Ungleichheit zwischen 
den Einkommen der Chefetage und je- 
nen der unteren Stockwerke, sondern die 
schädlichen Auswirkungen „überhöhter“ 
Managergehälter auf Unternehmensge- 
winn und Dividende. Die Manager ihrer- 
seits können mit dem Transparenz-Gebot 
gut leben. Schließlich wurde das Ge 
samtgehalt des Vorstandes schon immer 
veröffentlicht, und viele Chefs melden 
ihre persönlichen Bezüge sogar freiwillig. 
Die neue Offenheit dürfte ihnen außer- 
dem Sympathiepunkte bringen. Denn da 
die Öffentlichkeit von der Formel aus- 
geht „Wenn etwas verheimlicht wird, 
muss etwas daran faul sein“, so muss sie 
sich jetzt die Umkehrung einleuchten 
lassen: Was veröffentlicht wird, geht auch 
in Ordnung. 

Eine sozial befriedende Wirkung dürfte 
die neue Transparenz daher auf jene ha- 
ben, die weniger als ein Manager verdie- 
nen, was mehr oder weniger alle sind. 
Zwar können sie jetzt schwarz auf weiß 
die Millionenbezüge in den Geschäftsbe- 
richten nachlesen, können fiktive Stun- 
dengehälter des Deutsche-Bank-Chefs 
ausrechnen oder sein Einkommen durch 
das Ihre teilen und sich anschließend 
über die Ungerechtigkeit aufregen. Doch 
ist ihrem ohnehin domestizierten Ge- 
rechtigkeitssinn - der nicht für sich Ge- 
haltszuschlag, sondern für den anderen 
Gehaltsabzug fordert - der Stachel ge- 


stets mit dem Verweis, in anderen Ländern 
würde noch besser bezahlt. 
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nommen. Schließlich sagt der Vorstand 
nun offen und ehrlich, was er verdient. 
Was kann man mehr verlangen? 


Ackermann 2: Der gerechte Gewinn 


Mit den steigenden Gewinnen der Deut- 
schen Bank ließ die Kritik an Acker- 
manns hohem Gehalt zwar nach. Doch 
folgte eine zweite: „Entsetzen über Deut- 
sche Bank“, titelte am 4. Februar 2005 
die Berliner Zeitung. Was war geschehen? 
„Der Chef der Deutschen Bank hat an- 
gekündigt, trotz hoher Gewinne Tausen- 
de von Stellen zu streichen. In diesem 
Jahr wolle er die Eigenkapitalrendite auf 
25 Prozent steigern, sagte Ackermann.... 
Die Gewinnerwartungen so zu Lasten der 
Arbeitsplätze zu überziehen ist eine Un- 
verschämtheit, sagte SPD-Fraktionsvize 
Michael Müller.“ Die „Wirtschaftsethik“ 
ginge verloren, mahnte der CDU- 
Arbeitnehmerflügel. „Man muss für die 
und mit den Menschen wirtschaften.“ 
Monate später wurde die Forderung 
„Gemeinsinn statt Gier“ sogar zu einem 
Wahlkampfslogan der SPD im Wahl- 
kampf 2005. 

Die Beschwerde, Jobs würden „trotz stei- 
gender Überschüsse“ abgebaut, stellt den 
Sachverhalt auf den Kopf. Tatsächlich 
werden Arbeitsplätze abgebaut, nicht 
obwohl, sondern damit die Gewinne 
steigen. Denn im Kapitalismus sind Ar- 
beitsplätze für den Gewinn da, nicht 
umgekehrt. Der Unternehmensgewinn ist 
nicht eine Größe, von der die Gesell- 
schaft lebt. Umgekehrt ist der Wohlstand 
der Gesellschaft abhängig gemacht von 
ihrer Nützlichkeit für den Gewinn. Die- 
ser Gewinn kann auf Grund der Konkur- 
renz nie hoch genug sein und kennt kei- 
ne angemessene Grenze. Das bedeutet re- 
lativ niedrige Lohnkosten im Sinne der 
weltweiten Wettbewerbsfähigkeit. Die 
Schere zwischen Gewinn und Lohnein- 
kommen ist daher systemimmanent und 
nicht Folge eines Charakterfehlers von 
Managern - ihrer „Gier“, die es unab- 
hängig davon geben mag. 

Die Öffentlichkeit hingegen sieht das 
anders. In ihrer Welt sind „Arbeitsplät- 
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ze“ nicht Quelle des Gewinns und Mittel 
der Bereicherung von Unternehmen, 
sondern eine Leistung der Firmen für die 
Gesellschaft: Sie schaffen Einkommen. 
Daher werden absurderweise Unterneh- 
men auch dafür gelobt, wenn sie Ar- 
beitsplätze schaffen, mit denen sie ver- 
dienen. 
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Die Antwort auf die Kritiker fiel ganz im 
Sinne dieses Weltbildes aus: Arbeitsplät- 
ze seien ein knappes Gut, dass die Un- 
ternehmen bereitstellen, schaffen und 
verteidigen - indem sie sie abbauen. 
„Die Firmen müssen ihren Gewinn ma- 
ximieren, wenn sie die Beschäftigung am 
Heimat-Standort halten wollen“, so 
Dennis Snower, Chef des Wirtschaftsfor- 
schungsinstituts IfW (Berliner Zeitung). 
Wenn Unternehmen schon Arbeitsplätze 
schaffen sollen, dann müssen diese für 
das Unternehmen rentabel sein. So wer- 
den Rentabilität und Eigenkapitalrendite 
zur gemeinschaftsdienlichen Aufgabe. 
Das ließ die Kritik an Ackermann in den 
folgenden Monaten verstummen. Was in 
der Öffentlichkeit blieb, das war das La- 
mento über den fatalen „Kommunikati- 
onsfehler* Ackermanns, ungeschickter- 
weise den Arbeitsplatzabbau gleichzeitig 
mit dem gestiegenen Gewinn anzukündi- 
gen. In dieser Stilkritik zeigt sich der rei- 
fe Bürger, der nicht mehr die Schäden 
der Marktwirtschaft kritisiert, sondern 
sich als ideeller Imageberater der Mana- 
ger profiliert. So klein kann Kritik wer- 
den, wenn sie Einsicht in die Erforder- 
nisse „der Wirtschaft“ zeigt.’ 


4 Wie wichtig der richtige „Stil“ und die 
Demonstration von „Bescheidenheit“ bei Ma- 
nagern ist, darauf weist das Handelsblatt hin. 
Denn nur wenn Manager „die Herzen der Mit- 
arbeiter gewinnen“, dann „bringen sie auch 
Opfer“. Top-Manager wie Dieter Zetsche oder 
Jochen Zeitz „geben sich eher unprätentiös. 
Ihr Motto: Alles für die Marke. In Wahrheit 
aber ist diese Bescheidenheit ein Appell an 
die Leidens- und Leistungsfähigkeit der Beleg- 
schaft. Sie sagen: Jetzt müssen alle ran.“ So 
habe Zetsche es bei der Chrysler-Sanierung ge- 
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Klaus Esser oder: 
Der sittliche Manager 


Auf verschiedenste Weise haben in den 
vergangenen Monaten Manager gegen Sit- 
te und Anstand verstoßen. So standen im 
Juli zum Beispiel Betriebsräte von Volks- 
wagen im Verdacht, sich vom Konzern 
Lustreisen inklusive Edelprostituierten be- 
zahlen zu lassen. Die moralische Entrüs- 
tung fand ihr juristisches Ventil im Ver- 
dacht der Untreue: Vielleicht waren die 
Ausgaben für die „Lustreisen“ im Kon- 
zerninteresse eigentlich gar nicht nötig! 
In diesem Fall hätte das VW-Management 
Geld des Unternehmens veruntreut, sprich 
aus dem Fenster hinaus geworfen. Schon 
an diesem Fall wird deutlich, wie die 
Empörung der Bürger über das lose Le- 
ben der Wirtschaftselite kanalisiert wird: 
Geschädigt wird die Unternehmensrendi- 
te durch unnötige Ausgaben, Geschädig- 
te sind also die Aktionäre. Justiziabel ist 
nicht die moralische Verfehlung, sondern 
die Gefährdung des Gewinns. 

Der Vorwurf der Untreue wurde am öf- 
fentlichkeitswirksamsten gegen den ehe- 
maligen Vorstandsvorsitzenden der Man- 
nesmann AG Klaus Esser erhoben. Ein 
kurzer Rückblick: Anfang des Jahres 2000 
wird die Mannesmann AG von der briti- 
schen Vodafone nach monatelanger Ab- 
wehrschlacht für 188 Milliarden Dollar 
gekauft. Am 4. Februar 2000 treffen sich 
in der Chefetage des Mannesmann-Baus 
am Düsseldorfer Rheinufer Ackermann 
und Mannesmann-Aufsichtsratschef Jür- 
gen Funk. IG-Metall-Chef Klaus Zwickel 


schafft, „Sympathieträger“ zu bleiben, obwohl 
er „seinen Mitarbeitern in den USA nichts als 
Zumutungen“ bescherte. So weit die ökonomi- 
sche Rationalität. Zum üblichen Unsinn ge- 
hört dagegen die Behauptung, bei diesem Un- 
terfangen gebe es unschlagbare Erfolgsmetho- 
den, zum Beispiel „Die Moses-Methode“, die 
davon ausgeht, dass „Moses der erste Change- 
Manager der Geschichte“ war, der es schaffte, 
„einen Haufen entflohener Sklaven in ein 
auserwähltes Volk mit Mut und Siegeswillen 
zu verwandeln“. (Handesblatt: Nur Zumutun- 
gen und dennoch beliebt, 19.8.2005). 


ist per Telefon aus Wolfsburg zugeschal- 
tet. Binnen Minuten verteilen Funk und 
Ackermann Millionen: Esser soll wegen 
der Leistungen im Übernahmekampf 30 
Millionen Mark erhalten. Funk gewährt 
sich als Mannesmann-Aufsichtsratschef 
eine Prämie von 9 Millionen Mark. Weil 
das illegal ist - ein Aufsichtsratschef darf 
sich selber keine Prämien bewilligen - 
wird dieser Betrag später reduziert und 
umgewidmet: Funk erhält ihn als Dank 
für die langjährige Tätigkeit als Man- 
nesmann-Chef. Insgesamt vergibt der 
Ausschuss an Manager und Ex-Manager 
wie deren Angehörige Prämien über 111 
Millionen Mark, zahlbar durch die Man- 
nesmann AG. Neben seiner Prämie 
bekommt Esser noch weitere 30 Millio- 
nen Euro als Abfindung. Die Öffentlich- 
keit ist außer sich: „Die Absahner“, titelt 
die Bild-Zeitung. 

Interessant ist abermals, worüber sich die 
Öffentlichkeit nicht aufregt. Zwar wird 
Gewerkschaftschef Zwickel dafür ange- 
gangen, dass er als Vertreter der Arbeit- 
nehmer nicht gegen die Millionen ge- 
stimmt hat. Kein Aufsehen erregt dage- 
gen seine Begründung: Erstens sei es die 
Regel, dass Arbeitnehmervertreter in Auf 
sichtsräten nicht gegen derartige Be- 
schlüsse stimmten - was den Verdacht 
nahe legt, dass sich die Gewerkschaften 
ihre Präsenz im Aufsichtsrat dadurch er- 
kaufen, dass sie nicht stören. Zweitens, 
so Zwickel, seien Gewerkschaftsmitgliedern 
solche Abfindungssummen zwar nicht 
vermittelbar, sie seien aber üblich. Das 
wird später von vielen Stellen bestätigt. 
Doch diese Normalitäten verschwinden 
hinter dem Skandal - ein Skandal, den es 
sicher nicht gegeben hätte, hätte Esser 
den Mannesmann-Konzern nicht an ein 
ausländisches Unternehmen verkauft. 
Nach der Übernahme zerlegte Vodafone 
Mannesmann in seine Einzelteile und 
verkaufte sie. Mit der Mannesmann AG 
verschwand ein alter deutscher Industrie- 
konzern und die deutsche Hoffnung auf 
Erfolge im jungen Telekom-Markt. Das 
war, vor allem anderen, der Vorwurf an 
Esser - der vor Gericht jedoch keine Rol- 
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le spielte. Die Freiheit der Eigentümer, 
ihren Besitz auch ans Ausland zu verkau- 
fen, wurde nicht in Frage gestellt. 


Demokratische Bewältigung 


2005 kommt es zum Prozess gegen 
Ackermann, Funk, Esser und Zwickel 
und anderen wegen des Verdachts der 
Untreue und Beihilfe zur Untreue. An- 
geklagt wurden sie also nicht wegen un- 
moralisch hoher Einkommen, sondern 
wegen des Verdachts der Schädigung der 
Aktionäre von Mannesmann. Am Ende 
ist die Öffentlichkeit enttäuscht. Das Ge- 
richt spricht alle frei, denn die Manager 
hätten im guten Glauben gehandelt und 
der Mannesmann AG keinen schweren 
Schaden zugefügt. Die Richter stellen 
klar: Es gibt Dinge, die sind zwar illegi- 
tim, aber nicht illegal. „Wir legen keine 
moralischen Maßstäbe an“, sagte Richte- 
rin Brigitte Koppenhöfer. „Wir sind auch 
nicht das Schattengericht der deutschen 
Wirtschaft.“ Anders gesagt: Das Straf- 
recht ist nicht dazu da, für gleiche oder 
gerechte Einkommensverhältnisse zu 
sorgen. Im Gegenteil, die formale Gleich- 
heit vor dem Recht ist Grundlage für die 
materielle Ungleichheit in der Welt au- 
ßerhalb des Gerichtssaals. Aber das war 
nicht die Lehre, die die Öffentlichkeit 
aus dem Prozess zog. 


Fazit: Das Ideal der 
eigentlichen Marktwirtschaft 


Manager-Schelte - ob „unfähig!“, „gewis- 
senlos!“ oder „gierig!“ - ist die Form, in 
der die Öffentlichkeit die Schäden des 
Wirtschaftssystems beklagt, indem sie sie 
personalisiert. Wirtschaftlicher Erfolg gilt 
dabei einerseits als eine Frage der richti- 
gen Methode. Arbeitslosigkeit, Lohnsen- 
kungen, Krisen und Umweltschäden er- 
scheinen daher nicht als Notwendigkei- 
ten der Konkurrenz um Umsatz, Gewinn 
und Marktanteile, sondern als persönli- 
ches Versagen des Managers, das auf Per- 
sönlichkeitsmängel schließen lässt: Ihm 
fehlen Intelligenz, Führungsstärke, Durch- 
setzungsfähigkeit, Teamfähigkeit und an- 
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dere esoterisch anmutende „Fähigkeiten“, 
die man kurz als „Erfolgsfähigkeit“ zu- 
sammenfassen könnte. Denn hätte der 
Manager diese Fähigkeit, so der Schluss, 
dann hätte das Unternehmen ja Erfolg. 
Umgekehrt ist dem Erfolgreichen die Ver- 
ehrung der Öffentlichkeit sicher. Schließ- 
lich hat er alles richtig gemacht, muss al- 
so ein besonders kluger Kopf sein. Das 
ist der Personenkult, der nur die andere 
Seite der Beschwerde „unfähig!“ ist. 
Andererseits erscheinen ökonomische Miss- 
stände als Folge charakterlicher Mängel 
an Sittlichkeit. Angeprangert als illegiti- 
mes Verhalten werden Gier, Verantwor- 
tungslosigkeit, Egoismus und hem- 
mungsloses Profitstreben. Stets wird die- 
ser Klage der Stachel genommen - ausge- 
rechnet mit der Begründung, das inkri- 
minierte Verhalten sei entweder normal 
oder notwendig und daher nicht strafbar. 
Dies führt beim Publikum aber nicht zu 
einem Rückschluss auf die Funktionswei- 
se des Kapitalismus und zu einer generel- 
len Kritik des Systems, sondern höchs- 
tens zu ebenso folgenlosem wie stabilem 
Misstrauen in die Wirtschaftselite: „Das 
sind doch alles Verbrecher“, ist wohl an 
vielen Stammtischen Konsens. 
Gleichzeitig scheint durch die Vorwürfe 
das stabile Ideal einer Marktwirtschaft 
hindurch, in der „wir alle“ gemeinsam 
friedlich arbeiten, in der es keinen Klas- 
sengegensatz gibt, in der jeder an seinem 
Platz das Seine tut, ehrlich und gewis- 
senhaft und dafür auch gerecht entlohnt 
wird. Es ist das Bild einer ökonomischen 
Volksgemeinschaft, in der „wir alle“ in 
der Krise den Gürtel enger und Ärmel 
heraufkrempeln müssen. Mit diesem Ge- 
rechtigkeits-Ideal wird die Realität konti- 
nuierlich konfrontiert, man findet Ab- 
weichungen und kommt zu dem Schluss, 
dass Entlassungen, Verluste, Millionen- 
abfindungen und -gehälter zwar legal 
sind, „eigentlich“ aber nicht in Ordnung. 
Es ist dieses „eigentlich“, dass den real 
existierenden Kapitalismus moralisch ret- 
tet. Es ist die Behauptung, es müsste gar 
nicht so sein. Wenn nicht der Mensch ... 


Markus Wissen 


Modernisierte Naturbeherrschung 
Agrobiodiversität, Biotechnologie und die 
Krise der industriellen Landwirtschaft' 


Agrobiodiversität war lange Zeit vor allem ein Nord-Süd-Thema. Denn in den 
südlichen Ländern befinden sich die „Genzentren“ bzw. Biodiversitätsreser- 
voire der Erde, die mit der Entwicklung der modernen Biotechnologien zu- 
nehmend in den Blick von nördlichen „Life-Science“-Unternehmen geraten. 
Und für die kleinbäuerliche Landwirtschaft des Südens hat die agrarbiologi- 
sche Vielfalt oft eine existenzielle Bedeutung. In jüngerer Zeit haben Lebens- 
und Futtermittelskandale, Tierseuchen, die zu erwartenden Folgen eines An- 
baus gentechnisch veränderter Organismen und nicht zuletzt eine Reihe von 
internationalen Abkommen z.B. im Rahmen der FAO die Agrobiodiversität 
und die Gefahren ihrer Erosion auch im Kontext der industriellen Landwirt- 
schaft des Nordens zum Thema gemacht. Dabei ist aber umstritten, ob bzw. 
inwieweit die Agrobiodiversität tatsächlich zurückgeht und für wen ihre Erosi- 
on ein Problem darstellt. Unterschiedliche Problemwahrnehmungen konkur- 
rieren miteinander um die Definitionshoheit. Ähnlich wie beim Nachhaltig- 
keitskonzept wird auch der Begriff „Agrobiodiversität“ mit verschiedenen Bedeu- 
tungen zu besetzen versucht. Diese Deutungskämpfe sind insofern von großer 
Relevanz, als hinter den verschiedenen Problemwahrnehmungen ganz konkrete 
soziale Praktiken und Interessen stehen, deren Erfolg bzw. Durchsetzung wesent- 
lich davon abhängt, inwieweit bestimmte Deutungen sich durchsetzen. 

Gegenstand dieses Beitrags sind die Deutungskämpfe auf dem Konfliktfeld 
„Agrobiodiversität“ in der Bundesrepublik. Ich untersuche sie unter der Frage- 
stellung, inwieweit es bestimmten Problemwahrnehmungen gelingt, dominant 
zu werden, wie sie sich in staatlicher Politik materialisieren und welche sozial- 
ökologischen Konsequenzen damit verbunden sind. Meine These ist, dass der 


1 Dieser Aufsatz beruht auf den Ergebnissen einer Untersuchung, die ich im Rahmen des For- 
schungsprojekts „Agrobiodiversität entwickeln“ durchgeführt habe, eines Projekts des BMBF- 
Förderschwerpunkts „Sozial-ökologische Forschung“, an dem das Institut für ökologische 
Wirtschaftsforschung, das Öko-Institut, die Landesanstalt für Großschutzgebiete Branden- 
burg, die Schweißfurth-Stiftung und der Fachbereich Politik- und Sozialwissenschaften der 
FU Berlin beteiligt waren. Eine ausführliche Darstellung der Ergebnisse des sozialwissen- 
schaftlichen Teils des Projekts findet sich in Wissen/Heineke (2004). 


PROKLA. Zeitschrift für kritische Sozialwissenschaft, Heft 140, 35. Jg., 2005, Nr. 3, 445-461 


446 Markus Wissen 


Diskurs über Agrobiodiversität zunehmend von einer molekularbiologischen 
Problemwahrnehmung geprägt wird, der es gelingt, andere Sichtweisen, vor al- 
lem jene, die ich als Standpunkt der Risikovorsorge bezeichne, zu marginali- 
sieren. Damit einher geht eine Verschiebung von Kräfteverhältnissen im Be- 
reich der industriellen Landwirtschaft, in deren Zuge die traditionelle Bünd- 
niskonstellation zwischen der Agrar- und Ernährungswirtschaft und der ihr 
vorgelagerten Agroindustrie (Agrochemie, Saatgutindustrie, Züchtung und Züch- 
tungsforschung) Risse zu zeigen beginnt: Die Interessen der eigentlichen Klien- 
tel der Agrar- und Ernährungswirtschaft, der KonsumentInnen und vor allem 
der landwirtschaftlichen ProduzentInnen, geraten in ein Spannungsverhältnis 
zu den Interessen ihres traditionellen Verbündeten, der Agroindustrie. Indem 
letztere zunehmend auf molekularbiologische Verfahren setzt, verfestigt sich 
die technische und eigentumsrechtliche Abhängigkeit (klein)bäuerlicher Be- 
triebe von den Unternehmen und wissenschaftlichen Einrichtungen der Tier- 
und Pflanzenzüchtung. Damit einher geht ein Verlust von Wissen und sozia- 
len Praktiken, die für den Erhalt von Agrobiodiversität unabdingbar sind. 

Der Agrobiodiversitäts-Diskurs kann als ein Gradmesser für die Verschiebung 
sozialer Kräfteverhältnisse in der Landwirtschaft angesehen werden. Des Weite- 
ren ermöglicht er einen Einblick in die Prozesse, Ursachen und Konsequenzen 
der Durchsetzung neuer herrschaftsförmiger Symbolisierungen von und Um- 
gangsformen mit Natur, mit anderen Worten: in die Charakteristika und Wi- 
dersprüche postfordistischer Naturverhältnisse. 

Der Beitrag gliedert sich in drei Abschnitte: Zunächst untersuche ich den 
Standpunkt der Risikovorsorge und die molekularbiologische Problemwahr- 
nehmung und frage danach, wie sie sich in Forschungseinrichtungen und in 
staatlicher Politik institutionalisieren. Im zweiten Abschnitt erörtere ich die 
Gründe für die Stärke der molekularbiologischen Problemwahrnehmung und 
befasse mich mit deren Widersprüchlichkeit sowie mit der zunehmend hetero- 
genen Interessenlage in der industriellen Landwirtschaft. Davon ausgehend 
versuche ich im dritten Abschnitt, Ansatzpunkte eines reflexiveren Umgangs 
mit Agrobiodiversität zu identifizieren. 


1. Agrobiodiversität: Problemwahrnehmungen und 
ihre Institutionalisierungen 


1.1. Der Standpunkt der Risikovorsorge 


Der Begriff „Agrobiodiversität“ ist ebenso wie der allgemeinere Begriff „Biodi- 
versität“ eine vergleichsweise neue Erscheinung. Lange Zeit wurde biologische 
Vielfalt mit Artenvielfalt gleichgesetzt. Erst in den 1980er Jahren traten zwei 
weitere Bestimmungen hinzu: die Vielfalt der Ökosysteme und die innerartli- 
che Vielfalt, wobei letztere die genetische Vielfalt sowie die Vielfalt von Tier- 
rassen und Pflanzensorten umfasst. Die ökoystemare, Arten- und innerartliche 
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Vielfalt gelten heute als die drei Elemente der Biodiversität. Agrobiodiversität 
ist eine besondere Form der Biodiversität. Sie bezieht sich ausschließlich auf 
die landwirtschaftlich genutzte Vielfalt, während Biodiversität auch die „wilde“ 
Vielfalt umfasst.” Beide Begriffe symbolisieren eine Entwicklung, in deren Zuge 
ökologische und ökonomische Fragen sich auf eine neue Weise miteinander 
verbinden. Ökologische Bedrohungsszenarien, die vor den Folgen eines Biodi- 
versitätsverlusts warnen, und eine neue, durch Fortschritte auf dem Feld der 
Biotechnologien bedingte ökonomische Wertschätzung von Biodiversität kon- 
stituieren zusammen ein globales Problemfeld, dessen institutioneller Aus- 
druck internationale Vereinbarungen wie die Konvention über biologische 
Vielfalt (Convention on Biological Diversity - CBD) von 1992 oder der 1996 
bei einer Konferenz der FAO in Leipzig verabschiedete „Globale Aktionsplan 
zur Erhaltung und nachhaltigen Nutzung pflanzengenetischer Ressourcen für 
Ernährung und Landwirtschaft“ sind (Brand/Görg 2003: 54ff.; Flitner 1995: 
231ff., Hammer 1998: 2). 

Damit verstärkt sich auch die Kritik an der industriellen Landwirtschaft, wie 
sie in Deutschland von Naturschutzverbänden, dem Öko-Landbau, der Kul- 
turpflanzenforschung, Teilen der Agrarwissenschaften, von „ökologischen 
Staatsapparaten“ wie dem Bundesamt für Naturschutz, dem Institut für biolo- 
gische Vielfalt der Zentralstelle für Agrardokumentation und -information 
(ZADI) sowie dem Bundesumweltministerrum und selbst von Teilen des Bun- 
desministerrums für Verbraucherschutz, Ernährung und Landwirtschaft 
(BMVEL) geäußert wird. Diesen Akteuren zufolge ist die industrielle Landwirt- 
schaft eine Hauptverursacherin des (Agro-)Biodiversitätsverlusts: Im Zuge der 
Industrialisierung der Landwirtschaft habe sich das Spektrum der genutzten 
Kulturpflanzen erheblich verkleinert. Die Welternährung basiere heute zum 
Großteil auf nur zehn Kulturpflanzenarten. Im Tierbereich seien in den ver- 
gangenen 100 Jahren 1.000 von 6.400 anerkannten Nutztierrassen ausgestor- 
ben, 2.000 weitere Rassen seien vom Aussterben bedroht. Die abnehmende 
Vielfalt mache die Landwirtschaft anfälliger für Risiken: Wo die Produktion 
auf nur wenigen und uniformen Hochertragssorten und -rassen beruhe, dort 
könnten sich Krankheiten und Schädlinge leichter ausbreiten als unter den 
Bedingungen hoher Diversität. Die Folge seien Ernteausfälle und Engpässe in 
der Versorgung mit Nahrungsmitteln (vgl. FAO 1996). 

Gefordert wird deshalb eine Änderung der Landwirtschaftspolitik zugunsten 
einer „möglichst vielfältige(n), multifunktionelle(n) landwirtschaftliche(n) Pro- 
duktion“ (WBGU 2000). Nur so könnten Anreize dafür geschaffen werden, 
nicht nur das zu produzieren, was der Markt heute verlange, sondern auch 


2 „Wild“ bedeutet hier nicht, dass sich die Biodiversität ohne menschliche Einflussnahme 
entwickelt hat - selbst scheinbar „unberührte“ biodiversitätsreiche tropische Regionen ha- 
ben, wie Hecht (1998) zeigt, eine „menschliche Geschichte“ -, sondern dass sie landwirt- 
schaftlich nicht genutzt wird. 
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solche Ressourcen zu pflegen, die für die Deckung eines noch nicht absehba- 
ren Bedarfs vonnöten seien. Der Erhalt von Agrobiodiversität wird also als 
wichtiges Element einer Risikovorsorge verstanden, die möglichen Engpässen 
in der Ernährung der Weltbevölkerung vorbeugen soll. 

In Deutschland schlägt sich diese Kritik institutionell in zwei Fachprogram- 
men zu tier- und pflanzengenetischen Ressourcen des BMVEL nieder, mit de- 
nen der „Globale Aktionsplan“ der FAO von 1996 auf nationaler Ebene um- 
gesetzt werden soll. Beide Programme konstatieren einen Verlust genetischer 
Ressourcen und stellen diesen in einen engen Zusammenhang mit der indus- 
triellen Landwirtschaft. So wird im „Nationalen Fachprogramm tiergenetische 
Ressourcen“ angemerkt, dass die Fortschritte in der Tierzucht seit Mitte der 
1960er Jahre zwar zu „rasanten Leistungssteigerungen für wirtschaftlich wichti- 
ge Merkmale (Milch-, Fleisch- und Legeleistung)“ geführt hätten. Aufgrund der 
damit einher gehenden „scharfe(n) Selektion und weltweite(n) Nutzung von 
immer weniger Vatertieren“ habe sich die genetische Vielfalt jedoch reduziert. 
Wichtige, derzeit aber nicht „zuchtzielwirksame“ Allele (Zustandsformen von 
Erbanlagen) könnten dabei verloren gehen. Das Programm zu pflanzengeneti- 
schen Ressourcen benennt unter anderem die „Vereinheitlichung der Standort- 
und Produktionsbedingungen durch großzügigen Einsatz fossiler Rohstoffe“, 
die durch die EU-Agrarpolitik geförderte Intensivierung und Spezialisierung 
landwirtschaftlicher Produktion und den „Anbau weniger Arten und genetisch 
weitgehend homogener Sorten auf großen Flächen“ als Ursachen für die Be- 
drohung von Vielfalt. Diese Entwicklungen hätten „das Risiko für das Auftre- 
ten von Epidemien und großflächigen Ernteverlusten aufgrund gleichartiger 
Anfälligkeiten gegenüber Schädlingen, Krankheitserregern oder Umweltstress 
(‘genetic vulnerability’)“ erhöht. Des Weiteren hätten sie zum Verlust wertvol- 
len (lokalen) Wissens über den Umgang mit pflanzengenetischen Ressourcen 
geführt (BMVEL 2002: 10£.). 

Die Nationalen Fachprogramme beinhalten eine Reihe von Zielen, deren Ver- 
folgung dem Verlust genetischer Ressourcen entgegen wirken soll, so bei- 
spielsweise die nachhaltige Nutzung dieser Ressourcen, das „Monitoring“ von 
In-Situ- und On-Farm-Erhalt oder die Verbesserung und teilweise auch Reor- 
ganisation des Ex-Situ-Erhalts.’ Auffällig ist allerdings, dass sie finanziell nicht 


3  Ex-Situ-Maßnahmen zielen auf den Erhalt genetischer Ressourcen außerhalb ihrer natürli- 
chen Umgebung, etwa in Genbanken oder Botanischen Gärten. Erhalten werden sollen die 
Eigenschaften, die die Ressourcen zum Zeitpunkt des Sammelns bzw. zum Zeitpunkt des 
Einfrierens tiergenetischer Ressourcen aufwiesen. Mit In-Situ-Maßnahmen werden genetische 
Ressourcen innerhalb ihrer natürlichen Lebensräume bzw. dort, wo sie aufgrund von Do- 
mestikation oder Züchtung ihre besonderen Eigenschaften entwickelt haben, erhalten. Dabei 
wird durchaus angestrebt, dass sich die genetischen Ressourcen wechselnden Umweltbedin- 
gungen anpassen und damit weiter entwickeln. Der On-Farm-Erhalt zielt darauf, Kultur- 
pflanzen und Nutztiere durch die landwirtschaftliche Nutzung und Weiterentwicklung zu 
erhalten (Schutz durch Nutzung). Vgl. Becker u.a. (2003), Hammer/Gladis (1996). 
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unterfüttert sind. In vielen Bereichen wird „Handlungsbedarf“ konstatiert, für 
die vorgesehenen Maßnahmen werden aber keine zusätzlichen Mittel zur Ver- 
fügung gestellt. Bei vielen Maßnahmen handelt es sich allerdings um solche, 
die bereits vor bzw. während der Programmerstellung praktiziert wurden und 
deren Intensivierung bzw. Weiterentwicklung nun eingefordert wird. Des Wei- 
teren sollen die unterschiedlichen Handlungsansätze besser koordiniert wer- 
den. Dem dient auch die vorgesehene Einrichtung von Fachbeiräten zu pflan- 
zen- und tiergenetischen Ressourcen. 

Die Konstituierung des Biodiversitätsverlusts als (globales) Problemfeld hat al- 
so zu Veränderungen in der Landwirtschaftspolitik geführt: Auf einem traditi- 
onell von der industriellen Landwirtschaft geprägten staatlichen Terrain, dem 
BMVEL, sind nun auch solche Interessen präsent, die die Methoden und Ziele 
der industriellen Landwirtschaft problematisieren. Allerdings fehlt es dem 
Standpunkt der Risikovorsorge aus zwei Gründen an Durchschlagskraft: 
Erstens ist er ebenso wie die Politik, in der er sich materialisiert, höchst ambi- 
valent. So sind die staatlich-politischen Resonanzen, die er erzeugt, zwar nicht 
zu unterschätzen. Die Anliegen der KritikerInnen der industriellen Landwirt- 
schaft gewinnen dadurch an Legitimität, ihre Position in öffentlichen Ausei- 
nandersetzungen wird gestärkt. Andererseits greift jedoch die Kritik selbst in 
einem entscheidenden Punkt zu kurz: Der Verlust der Agrobiodiversität wird 
in aller Regel auf einer sehr abstrakten Ebene als „Menschheitsproblem“ the- 
matisiert, das alle sozialen Gegensätze überwölbt. Unterbelichtet bleiben dage- 
gen die Verteilungsaspekte des Problems, d.h. die höchst unterschiedlichen 
Betroffenheiten und die sozialen Konflikte um den Zugang zu Ressourcen. 
Dadurch wird diskursiv und institutionell einem technokratischen Ressourcen- 
Managertum (Goldman 1998) Vorschub geleistet, das - von lokalen Beson- 
derheiten und sozialen Kräfteverhältnissen abstrahierend - den Erhalt der Bio- 
diversität organisiert. Als unstrittig gilt dabei, dass erst eine kommerzielle Nut- 
zung von seltenen Tierrassen und Pflanzensorten die Voraussetzung für den 
Erhalt der Agrobiodiversität schaffe. Nicht-kapitalistische Formen des Um- 
gangs mit Agrobiodiversität werden ausgeblendet bzw. laufen Gefahr, als Be- 
wahrer von genetischen Ressourcen instrumentalisiert zu werden, auf deren 
Züchtungen die industrielle Landwirtschaft bei Bedarf zurückgreifen kann. 
Dieses Abstrahieren von gesellschaftlichen Herrschaftsverhältnissen und 
grundlegenden Alternativen ermöglicht es dem Standpunkt der Risikovorsorge, 
zumindest symbolisch auf einem staatlichen Terrain Spuren zu hinterlassen, 
das von den Interessen der industriellen Landwirtschaft geprägt ist. Die Kehr- 
seite ist gleichwohl, dass es kaum eine Verbindung zu solchen sozialen Prakti- 
ken gibt, für die ein reflexiverer Umgang mit Natur eben auch eine Vertei- 
lungsfrage darstellt (siehe dritter Abschnitt). 

Zweitens bemüht sich die Agrar- und Ernährungswirtschaft, eine wichtige Säu- 
le der industriellen Landwirtschaft, als Reaktion auf die Kritik nun selbst dar- 
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um, die Definitionshoheit über die Biodiversitäts-Problematik zu erringen und 
damit Problemlösungen vorzuzeichnen, die die Funktionsprinzipien der in- 
dustriellen Lebensmittelproduktion unangetastet lassen. Dabei wird das Ursa- 
che-Wirkungs-Verhältnis gleichsam umgekehrt: Führen die KritikerInnen die 
Erosion von Agrobiodiversität wesentlich auf die Durchsetzung der industriel- 
len Landwirtschaft zurück, so werden von Seiten der Agrar- und Ernährungs- 
wirtschaft deren Leistungen zur Voraussetzung erklärt, um sich den Erhalt von 
Vielfalt überhaupt erlauben zu können. „Die sichere Ernährungslage in den 
westlichen Industriegesellschaften erlaubt uns heute, den Erhalt der Artenviel- 
falt als gleichberechtigtes Ziel neben der Nahrungserzeugung zu verfolgen“, 
heißt es in einer Broschüre der „Fördergemeinschaft Nachhaltige Landwirt- 
schaft“ (FNL o.J.), einer dem Deutschen Bauernverband nahestehenden Orga- 
nisation. Hervorgehoben wird der „Strukturreichtum“ der Landwirtschaft: das 
Nebeneinander von landwirtschaftlich genutzten Flächen und so genannten 
„Ackerbegleitbiotopen“, also Gräben, Hecken, Ackerrandstreifen oder brach- 
liegenden Flächen. Die Biodiversitäts-Problematik wird hier in einem doppel- 
ten Sinn anders zu besetzen versucht als durch den Standpunkt der Risikovor- 
sorge: Zum einen wird sie auf Artenvielfalt reduziert, zum anderen wird sie 
vom Acker an den Ackerrand verbannt. Mithin wird sie als etwas der moder- 
nen Landwirtschaft Äußerliches begriffen, also gerade nicht als Agrobiodiversi- 
tät. Dadurch geraten Landwirtschaft und biologische Vielfalt in ein strukturel- 
les Konkurrenzverhältnis, dessen Gegenstand die Flächen sind, die die eine 
Seite nur auf Kosten der jeweils anderen für sich beanspruchen kann. Die 
landwirtschaftlichen Nutzflächen werden gleichsam zu „biotic sacrifice areas“ 
(Jackson 1998: 80) - geopfert zum Zweck der Ernährungssicherheit und des 
Erhalts von Biodiversität andernorts. Der Erhalt von Vielfalt geschieht nicht 
durch die landwirtschaftliche Nutzung, wie es die KritikerInnen fordern, son- 
dern neben dieser Nutzung. Und die entscheidende Aufgabe liegt nicht im 
Übergang zur multifunktionalen Landwirtschaft, sondern darin, das unterstell- 
te strukturelle Konkurrenzverhältnis so zu regulieren, dass eine friedliche Ko- 
existenz zwischen einer (modernisierten) industriellen Landwirtschaft und der 
sie umgebenden wilden Biodiversität gewährleistet ist. 

Auch wenn sich die Kritik an der industriellen Landwirtschaft, wie sie sich im 
Standpunkt der Risikovorsorge artikuliert, bis jetzt nicht durchsetzen konnte, 
erscheint es mir angemessen von einer Krise der industriellen Landwirtschaft 
zu sprechen. Der Grund dafür liegt in der immanenten Widersprüchlichkeit 
letzterer, wie sie durch den im Folgenden darzustellenden molekularbiologi- 
schen Standpunkt aktualisiert und durch die im dritten Abschnitt zu untersu- 
chenden Akteure politisiert wird. 
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1.2. Der molekularbiologische Standpunkt 


Zu den Vertretern des molekularbiologischen Standpunkts gehören die Agro- 
chemie sowie Teile der Saatgutindustrie und der Züchtungsforschung. Ähnlich 
wie die Agrar- und Ernährungswirtschaft sehen auch sie das Biodiversitäts- 
Problem als ein Problem der wilden und nicht der agrarbiologischen Diversi- 
tät an. Dabei wird der Biodiversitätsverlust gleichsam ontologisiert: Überall, 
wo „der Mensch“, in die Natur eingreife, so formuliert es ein Vertreter dieser 
Akteursgruppe,' gehe biologische Vielfalt verloren. Nicht näher spezifiziert 
wird, welche Akteure genau eingreifen und unter welchen sozialen Verhältnis- 
sen sie dies tun. Stattdessen wird zwischen menschlichen Eingriffen in die Na- 
tur und dem Verlust biologischer Vielfalt ein Zusammenhang unterstellt, der 
nicht sozial vermittelt, sondern auf die bloße Anwesenheit von sesshaften und 
Ackerbau treibenden Menschen auf der Erde zurückzuführen ist. Das Problem 
sind also nicht die gesellschaftlichen Verhältnisse, unter denen sich Menschen 
Natur aneignen, das Problem ist „der Mensch“. 

Die einengenden Wirkungen menschlichen Handelns beziehen sich der Züch- 
tungsbranche zufolge allerdings nicht auf die Agrobiodiversität. Im Gegenteil: 
Züchterische Leistungen schaffen Vielfalt, anstatt sie zu zerstören. „Wenn 
Züchtung einen Einfluss hat auf Biodiversität, dann wohl eher einen, der sie 
erweitert, mindestens stabilisiert - anders wären keine Fortschritte möglich“ 
(von Broock 2002). Molekularbiologische Methoden vergrößerten den Beitrag 
der modernen Tier- und Pflanzenzüchtung zur Agrobiodiversität sogar noch. 
Mit ihrer Hilfe, genauer: durch den Einsatz von DNA-Markern, lasse sich der 
Züchtungsfortschritt beschleunigen, und Wildformen ließen sich gezielter in 
Kulturformen einkreuzen. „Wir fühlen alle, dass wir da ein ganz geniales 
Werkzeug in der Hand haben“, drückt es ein Pflanzenzüchter aus.” Andreas 
Graner, Leiter der Genbank des Instituts für Pflanzengenetik und Kulturpflan- 
zenforschung (IPK) in Gatersleben, beschreibt den Einsatz molekularbiologi- 
scher Verfahren am Beispiel von markergestützten Kreuzungszüchtungen bei 
der Gerste: Einerseits führe hier die Strategie, „nur die besten bestehenden 
Sorten als Kreuzungseltern für die Auslese neuer Sorten heranzuziehen“, zur 
genetischen Erosion (Graner 2003: 157). Andererseits werde aber im Rahmen 
der Züchtung krankheitsresistenter Sorten „zunehmend auf Wildformen zu- 
rückgegriffen, die ein großes, bisher ungenutztes Reservoir an neuen Resistenz- 
genen darstellen, welches in den Kühlräumen der Genbanken lagert. Aus den 
Wildformen werden neben den Resistenzgenen auch die angrenzenden Chro- 
mosomenbereiche in die Kulturformen transferiert. Auf diese Weise erfolgt ein 
Zustrom an neuer genetischer Variabilität in den züchterisch genutzten Gen- 


4 Interview im Rahmen des Forschungsprojekts „Agrobiodiversität entwickeln“, 2. Juli 2003. 
5 Interview im Rahmen des Forschungsprojekts „Agrobiodiversität entwickeln“, 14. Oktober 
2003. 
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pool, welcher im Auftreten neuer Markerallele sichtbar wird (...) Damit stellt 
sich ein Gleichgewicht zwischen den Verlusten und dem Zugewinn an geneti- 
scher Diversität ein“ (ebd.). 

Die genetische Vielfalt wird vom molekularbiologischen Standpunkt als Be- 
stimmungsfaktor von Agrobiodiversität deutlich stärker gewichtet als die inner- 
artliche und die ökosystemare Vielfalt. Das hat Konsequenzen für die Erhal- 
tungsstrategie, die wissens- und kapitalintensiver wird. Die Orte der Produkti- 
on des molekularbiologischen Wissens - Genbanken, Züchtungsunternehmen, 
Forschungseinrichtungen - werden als Orte des Erhalts von Agrobiodiversität 
aufgewertet. Andere Orte, also etwa solche der landwirtschaftlichen Nutzung 
von Agrobiodiversität, verlieren dagegen an Bedeutung. In aller Regel verfügen 
sie nicht über die Voraussetzung, an der Wissensproduktion teilzunehmen 
bzw. sich deren Ergebnisse anzueignen und mit ihnen weiterzuarbeiten. Neben 
der zunehmenden Spezialisierung von Züchtung und Züchtungsforschung 
sind hierfür auch eigentumsrechtliche Regelungen verantwortlich, wie sie in 
internationalen Abkommen, vor allem dem Sortenschutzabkommen UPOV 
von 1991 und dem Abkommen über handelsbezogene Aspekte der Rechte an 
geistigem Eigentum im Rahmen der WTO (TRIPs-Abkommen) und entspre- 
chenden nationalen Gesetzgebungen verankert sind. 

Im Gegensatz zum Standpunkt der Risikovorsorge ist der molekularbiologi- 
sche Standpunkt nicht primär symbolisch in staatlichen Programmen reprä- 
sentiert, sondern seine Stärke erweist sich auch materiell. Das zeigt sich etwa 
an ihrem Anteil an der staatlichen Forschungsförderung: „Die Schere zwischen 
klassischer Agrarforschung und Biotechnologie im BMBF klafft weit ausein- 
ander [...]. Im Jahr 2002 wurden 20,78 Millionen Euro für Biotechnologie- 
Forschung (‘angewandte Gentechnik’) in Landwirtschaft und Ernährung aus- 
gegeben. Das ist fast das Doppelte der Agrarforschung des BMBF mit 12,6 
Millionen Euro“ (Ober 2004: 67). Da es sich bei den staatlichen Fördermit- 
teln, sofern sie in private Projekte fließen, in der Regel um Kofinanzierungen 
handelt, ist die Summe der insgesamt, also von Staat und Wirtschaft für die 
Biotechnologie-Forschung verausgabten Mittel deutlich höher. So schätzt Ober 
(ebd.) die Gesamtaufwendungen allein für das Projekt „Genomanalyse am bio- 
logischen System Pflanze“ (GABI) auf 60 Millionen Euro. Als ein weiteres In- 
diz für die Stärke der molekularbiologischen Sichtweise kann der sich derzeit 
vollziehende Funktionswandel der Genbanken gewertet werden. Deren klassi- 
sche Funktionen - die Sammlung und der Erhalt pflanzengenetischer Ressour- 
cen sowie die Bereitstellung von Saatgut - treten gegenüber der molekularen 
Diversitätsforschung und der Bereitstellung von DNA-Mustern zunehmend in 
den Hintergrund.‘ 


6 Interviews im Rahmen des Forschungsprojekts „Agrobiodiversität entwickeln“, 16. Oktober 
und 17. November 2003. 
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Die Konzentration von Mitteln auf die Molekularbiologie wirkt sich negativ 
auf die nicht-molekularbiologische Forschung zu Fragen der Agrobiodiversität 
aus. So konstatiert etwa das Nationale Fachprogramm Pflanzengenetische Res- 
sourcen eine „wissenschaftliche Vernachlässigung von Teilgebieten (z.B. Taxo- 
nomie und Ethnobotanik) zugunsten anderer Schwerpunkte“ (BMVEL 2002: 
11; vgl. Hammer 2003: 7). Die Konsequenz ist, dass in den vernachlässigten 
Gebieten der Verlust von Grundlagenwissen droht oder bereits eingetreten ist 
(vgl. auch Swiss Biodiversity Forum 2002: 10). 

Misst man die Dominanz eines Standpunkts nicht nur an seiner Fähigkeit, 
Probleme zu definieren, sondern auch an der Fähigkeit der sich in ihm aus- 
drückenden Interessen, sich in staatlicher Politik oder in Forschungseinrich- 
tungen zu institutionalisieren und dabei andere Interessen zu marginalisieren, 
so handelt es sich beim molekularbiologischen Standpunkt um einen domi- 
nanten Standpunkt. Im Folgenden frage ich zunächst nach den Gründen die- 
ser Dominanz, um anschließend die Widersprüche und möglichen Folgewir- 
kungen zu untersuchen. 


2. Dominanz und Widersprüchlichkeit 
des molekularbiologischen Standpunkts 


Die Dominanz der Molekularbiologie wird von deren VertreterInnen gern mit 
dem Verweis auf einen sich gleichsam natürlich vollziehenden wissenschaftli- 
chen Fortschritt erklärt, an dessen Spitze heute die Biotechnologien stünden. 
Jedoch gibt es neben der molekularbiologischen noch andere Problemwahr- 
nehmungen wie die der klassischen Kulturpflanzenforschung, die andere As- 
pekte von Agrobiodiversität betonen und dabei die gleiche Konsistenz und 
Plausibilität beanspruchen können. Dazu kommt, dass die Molekularbiologie 
selbst auf einer unvollständigen theoretischen Begründung aufbaut - nämlich 
der, dass das DNA-Genom die Totalität der ererbten Eigenschaften eines Or- 
ganismus determiniere. Dem lässt sich entgegen halten, dass noch nicht alle 
Funktionen der DNA einer Zelle bekannt sind und dass neben der DNA 
noch weitere Faktoren über das Ergebnis von Vererbungsprozessen entschei- 
den (Czeskleba-Dupont 2001; Müller 1995; Tappeser/Hoffmann 2004). Inso- 
fern ist die höhere Rationalität des molekularbiologischen Standpunkts nur 
eine vermeintliche und keine Erklärung für die Dominanz dieses Standpunkts. 
Es bedarf im Gegenteil einer Erklärung dafür, dass es der Molekularbiologie 
gelingt, erfolgreich für sich eine im Vergleich zu anderen Ansätzen höhere Ra- 
tionalität zu beanspruchen und alternative Problemwahrnehmungen zu mar- 
ginalisieren. 

Auch das immer wieder bemühte Nachfrage-Argument - „der Landwirt“ bzw. 
„der Verbraucher“ fragten die von der modernen Pflanzen- und Tierzucht her- 
gestellten Produkte nun einmal bevorzugt nach - reicht als Erklärung für die 
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Dominanz der Molekularbiologie nicht aus. Denn (insbesondere Agrar-)Märkte 
sind zum einen immer schon politisch konstituiert, mit der Konsequenz, dass 
das Angebot nicht allein von der Nachfrage, sondern auch von der spezifisch 
politischen Konstitution des Marktes strukturiert wird. Zum anderen sind 
Märkte von Monopol- und Machtstrukturen durchzogen, die dazu führen, 
dass das Angebot mindestens ebenso die Nachfrage strukturiert wie umge- 
kehrt: Ist ein Produkt erst mal entwickelt, dann muss es sich auch verkaufen, 
damit sich die Entwicklungskosten amortisieren, egal wie sinnvoll und not- 
wendig es ist. Die Nachfrage wird dann durch das Angebot erst erzeugt. Die 
Gentechnik bildet hierfür ein anschauliches Beispiel: Einerseits ist die Akzep- 
tanz von Produkten, die gentechnisch veränderte Organismen enthalten, in 
Deutschland bislang nur sehr gering, weil der Zusatznutzen dieser Produkte 
für die meisten Menschen nicht ersichtlich ist oder zumindest nicht die Angst 
vor den gesundheitlichen Risiken übersteigt (vgl. Renn/Hampel 2002). Es exis- 
tiert also kein ausreichend großer Markt für „Gen-Food“. Andererseits gibt es 
starke Kräfte, die sich für einen großflächigen Anbau gentechnisch veränderter 
Organismen einsetzen und einer breiteren Öffentlichkeit den Nutzen dersel- 
ben schmackhaft zu machen versuchen. Der Grund hierfür dürfte in den Res- 
sourcen liegen, die die Agroindustrie in den letzten Jahren in diesen Bereich 
investiert hat. Um eine Verwertung des Kapitals sicher zu stellen, werden gro- 
ße Anstrengungen übernommen, den noch nicht vorhanden Markt selbst zu 
schaffen. 

Die Dominanz des molekularbiologischen Standpunkts muss folglich andere 
Gründe haben als die vermeintlich höhere Rationalität der modernen Züch- 
tung oder die Nachfrage nach ihren High-Tech-Produkten. Sie muss im Kon- 
text sozialer Auseinandersetzungen und Kräfteverhältnisse betrachtet werden 
(vgl. Lemke 2003; Hertler 1999). Dabei sind folgende Aspekte von Bedeutung: 
Einmal erweist sich der molekularbiologische Standpunkt als anschlussfähig 
an den neoliberalen Standortdiskurs. Diesem zufolge ist die Entwicklung von 
Schlüsseltechnologien eine Frage des Überlebens im internationalen Innovati- 
onswettlauf. Eine molekularbiologisch erneuerte Züchtung und Züchtungsfor- 
schung bedient in diesem Zusammenhang ein diskursives gesellschaftliches 
und politisches Bedürfnis, indem sie mit neuen Produkten und Verfahren in 
dem als Schlüsselbereich wahrgenommenen Feld der Biotechnologien aufwar- 
tet. Sie ermöglicht es zudem, solche Bereiche von Natur zu kommodifizieren, 
die bislang noch nicht der Kapitalverwertung unterworfen waren. Verbunden 
mit einem strengen Schutz von Rechten an geistigem Eigentum entstehen auf 
diese Weise new enclosures (vgl. May 2000), also gesellschaftliche Bereiche, 
die zugunsten privater Zugriffsrechte der öffentlichen Verfügbarkeit entzogen 
werden. Angesichts der ökonomischen Potenziale, die im Bereich der grünen 
Biotechnologien vermutet werden, könnte die Schaffung von new enclosures 
einen Beitrag zur (zeitweiligen) Lösung der Überakkumulationsprobleme leis- 
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ten, mit denen sich der postfordistische Kapitalismus konfrontiert sieht (vgl. 
Harvey 2003). 

Des Weiteren knüpft der molekularbiologische Standpunkt an bestimmte 
Formen des Alltagsverstands an, indem er Ernährungssicherheit für eine wach- 
sende Weltbevölkerung bei gleichzeitiger Schonung der Umwelt verspricht. 
Immer ertragreichere und widerstandsfähigere Sorten, wie sie in den Labors 
der modernen Pflanzenzüchtung entwickelt werden, steigerten, so die Argu- 
mentation, die Flächenproduktivität. Dadurch senkten sie den angeblich vom 
Bevölkerungswachstum erzeugten Druck, die landwirtschaftliche Nutzfläche 
zu Lasten von natürlichen Lebensräumen zu erweitern (Horsch/Fraley 1998; 
von Broock 2002). Damit knüpft diese Sichtweise an weit verbreitete Wahr- 
nehmungsmuster an. Wer, so Wolfgang Fritz Haug (2001: 461), „die Not der 
“ägyptischen Plagen’ in der Landwirtschaft in Gestalt von Krankheiten und In- 
sektenbefall mitbekommen hat, die ganze Ernten gefährden, wird die Macht 
des Gebrauchswertversprechens nachempfinden, das die neuen Biotechnolo- 
gien aussenden.“ 

Der molekularbiologische Standpunkt baut mithin selbst auf das Risiko- 
Argument. Im Unterschied zum Standpunkt der Risikovorsorge suggeriert er 
aber die Möglichkeit, dem Biodiversitätsverlust ohne eine Veränderung des ge- 
sellschaftlichen Kontexts, d.h. im Rahmen und mit den Mitteln der industriel- 
len Landwirtschaft begegnen zu können. Die moderne Tier- und Pflanzen- 
züchtung erscheint damit nicht wie beim Standpunkt der Risikovorsorge als 
Problemursache, sondern wird selbst zur Problemlösung. Denn schließlich ist 
sie es, die über die Kapital- und Wissensressourcen verfügt, um genetische Va- 
riabilitäten und Uniformitäten zu erforschen, um mit Hilfe von Markertech- 
nologien neue Sorten und Rassen zu kreieren, um gezielt Wild- in Kulturfor- 
men einzukreuzen oder auch um Gensequenzen zu rekombinieren - mit ande- 
ren Worten: um genetische Ressourcen durch Inwertsetzung zu erhalten bzw. 
weiter zu entwickeln. Der Schlüssel zu dieser „Problemlösung“ liegt in der Art 
und Weise der Problemdefinition: Biodiversität ist genetische Vielfalt, der so- 
ziale Kontext spielt keine Rolle. Hier werden die Ähnlichkeiten zwischen der 
Dominanz der Molekularbiologie in der Tier- und Pflanzenzüchtung und der 
gesellschaftlichen Etablierung der Gen-Medizin deutlich. Wie Thomas Lemke 
(2003: 408) zeigt, ist auch diese u.a. darauf zurückzuführen, dass sie „die Loka- 
lisierung pathogener Faktoren im Individuum selbst“ ermöglicht, „ohne den 
umfassenden sozialen und physischen Kontext der Pathogenese systematisch 
einzubeziehen“. 

Der molekularbiologische Standpunkt steht für eine modernisierte Form der 
Naturbeherrschung: Sein Verhältnis zur Natur ist instrumentell, exklusiv und 
von der Vorstellung der Berechen- und Konttrollierbarkeit geleitet. Insofern ist 
es herrschaftsförmig und steht in der Kontinuität fordistischer Naturverhält- 
nisse. Andererseits - und dies markiert den Bruch mit letzteren - geht der 
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Zugriff auf Natur nicht notwendigerweise mit ihrer großflächigen Zerstörung 
einher. Im Gegenteil: Der Schutz und Erhalt von Natur kann geradezu zur 
Voraussetzung ihrer Verwertung werden. „Schutz der Natur, so ließe sich die 
Transformation umschreiben, findet nicht mehr im Kontrast zu Formen ihrer 
kapitalistischen Nutzung statt, sondern als ein inhärentes Element ihrer In- 
wertsetzung“ (Görg 2003: 286). 

Allerdings ist der molekularbiologische Standpunkt nicht frei von Widersprü- 
chen. Die züchterischen und landwirtschaftlichen Praktiken, die sich in ihm 
ausdrücken, lassen gravierende sozial-ökologische Folgewirkungen erwarten. 
Diese betreffen erstens den Verlust bzw. die Entwertung von nicht- 
molekularbiologischem Wissen: Wie gesehen, geht die Stärke des molekular- 
biologischen Standpunkts mit dem Verlust von nicht-molekularbiologischen 
Problemlösungskapazitäten etwa im Bereich der Taxonomie einher. Des Wei- 
teren bedingt die Wissens- und Kapitalintensität molekularbiologischer Verfah- 
ren, dass die Nutzung und die Produktion von Agrobiodiversität zunehmend 
auseinander fallen. Die Nutzerlnnen verfügen nicht über die Voraussetzung, 
an der molekularbiologischen Produktion bzw. Weiterentwicklung von Tier- 
rassen und Pflanzensorten teilzunehmen, sondern werden auf ihre Rolle als 
AnwenderInnen reduziert. Schließlich leistet die Wissens- und Kapitalintensität 
molekularbiologischer Verfahren einer Verschärfung des Schutzes geistiger Ei- 
gentumsrechte Vorschub: Während die Herstellung wissensintensiver Produkte 
außerordentlich kostspielig ist, verursacht ihre Reproduktion meist kaum Zeit 
und Kosten. Sind solche Produkte also nicht, wie etwa im Fall von Hybrid- 
Saatgut, bereits technisch vor einer Reproduktion geschützt, werden die Her- 
steller alles daran setzen, ihre Reproduktion durch starke eigentumsrechtliche 
Regeln bis hin zur Patentierung zu verhindern. Der Zugang zu Züchtungsma- 
terial wird dadurch zunehmend exklusiv. Damit verfestigen sich nicht nur die 
Funktionstrennungen und dichotomen Unterscheidungen, die von der femi- 
nistischen Technikkritik als wesentliche Elemente geschlechtsspezifischer 
Herrschaft identifiziert wurden (Gransee 2003; Haraway 1996; vgl. Görg 2003). 
Langfristig drohen auch negative Rückwirkungen auf die Züchtungsunterneh- 
men selbst. Denn es werden gerade solche soziale Praktiken entwertet, die ü- 
ber Jahrhunderte hinweg die heutige Vielfalt der Nutzpflanzen und -tiere erst 
hervorgebracht haben. Da die Züchtungsunternehmen in der Vergangenheit 
von dem in der landwirtschaftlichen Praxis generierten Wissen profitierten, 
droht der Verlust desselben ihre eigene Erfolgsgrundlage zu untergraben. Die 
„Entwicklungs- und Anpassungsfähigkeit des industriellen Systems (wird) in 
Frage gestellt“ (Petschow/Idel 2004: 264). 

Zweitens ermöglichen molekularbiologische Verfahren eine beschleunigtere 
und gezieltere Selektion auf bestimmte Merkmale (Leistungsfähigkeit, Resis- 
tenz) hin. Die Konsequenz liegt in der Produktion und Verbreitung noch 
homogenerer und damit anfälligerer Sorten und Rassen. Nicht-ausgewählte 


Modernisierte Naturbeherrschung 457 


Genotypen werden dagegen vernachlässigt und an der Vermehrung gehindert, 
standortangepasste Sorten und Rassen werden weiter verdrängt, das entspre- 
chende genetische Material droht unwiederbringlich verloren zu gehen. Die 
Selektion auf bestimmte Merkmale hin birgt außerdem das Risiko einer unbe- 
absichtigten und zunächst unbemerkten Mitvermehrung von unerwünschten 
Erbanlagen, die sich irgendwann in Form von entsprechend weit verbreiteten 
Krankheiten äußern können (Verbundprojekt „Agrobiodiversität entwickeln“ 
2004). 

Drittens stellen die Produkte der modernen Tier- und Pflanzenzüchtung zu- 
nehmend komplexe Anforderungen an Anbau bzw. Haltung und Aufzucht. 
Hiermit werden einerseits Abhängigkeiten festgeschrieben: Diejenigen, die mit 
den Pflanzen und Tieren umgehen, müssen dies strikt nach den - in die gene- 
tischen Eigenschaften von Pflanzen und Tieren eingeschriebenen - Vorgaben 
der Züchter machen, um nicht Gefahr zu laufen, ihre Ertragsaussichten zu 
schmälern und damit ökonomisch Schaden zu nehmen. Ihre Gestaltungsmög- 
lichkeiten werden also immer stärker eingeschränkt, und die Kapazitäten zur 
Gestaltung der Naturverhältnisse konzentrieren sich auf der Züchtungsseite. 
Andererseits - und darin liegt die Widersprüchlichkeit dieser Entwicklung be- 
gründet - werden damit neue Probleme hervorgerufen. So wies ein Vertreter 
der DLG im Rahmen einer Tagung der Agrar- und Ernährungswirtschaft 2003 
darauf hin, dass Hochleistungsrinder die Managementkapazitäten vieler Land- 
wirte überforderten.’ Und bei Luy u.a. (2004: 136) heißt es: „Mit der genetisch 
bedingten Leistungszucht haben sich außerdem in allen Nutztierpopulationen 
die Ansprüche der Zucht- und Nutztiere an die Umweltgestaltung (Haltung, 
Fütterung, Management) kontinuierlich gesteigert. Viele negative phänotypi- 
sche Befunde bei Hochleistungsnutztieren sind daher auf ihre unsachgemäße 
Betreuung zurückzuführen.“ Das berechnend-instrumentelle Naturverständnis 
und -verhältnis, das die Beherrschung von Natur ja gerade zu perfektionieren 
versucht, schafft mithin neue Probleme der Beherrschbarkeit. 


3. Ansatzpunkte eines reflexiveren Umgangs mit Agrobiodiversität 


Vor allem der zuletzt genannte Punkt deutet darauf hin, dass die Interessenla- 
ge in der industriellen Landwirtschaft mit der Etablierung der molekularbiolo- 
gischen Problemwahrnehmung widersprüchlicher geworden ist. Denn indem 
die Agroindustrie mit technisch immer ausgefeilteren Produkten aufwartet, 
stellt sie die Landwirtschaft vor Anforderungen, an deren Bewältigung vor al- 
lem kleinbäuerliche Betriebe zunehmend scheitern. Gleichzeitig schränkt sie 
die Autonomie der landwirtschaftlichen ProduzentInnen immer weiter ein: 


7 Teilnehmende Beobachtung der Tagung „Nachhaltige Agrar- und Ernährungswirtschaft. 
Herausforderungen und Chancen der Wertschöpfungskette“ am 29. und 30. April 2003 in 
Osnabrück. 
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Deren wirtschaftlicher Erfolg hängt mehr denn je davon ab, dass sie die tech- 
nischen Vorgaben der Züchter strikt befolgen. Darüber hinaus sind sie einem 
rigiden Regime geistiger Eigentumsrechte unterworfen. Wichtige Repräsentan- 
ten der Agrar- und Ernährungswirtschaft wie der Deutsche Bauernverband 
(DBV) geraten dadurch in einen nur schwer vermittelbaren Interessenkonflikt 
zwischen ihrer eigentlichen Klientel, den Bäuerinnen und Bauern, und ihrem 
traditionellen Verbündeten, der Agroindustrie. 

Dieser Widerspruch ist keineswegs nur latent, sondern wird durchaus politi- 
siert. So hat sich in Deutschland 1999 aus Kreisen der Arbeitsgemeinschaft 
bäuerliche Landwirtschaft (AbL) eine Interessengemeinschaft gegen Nachbau- 
gebühren (IGN) gegründet, die sich gegen die zunehmende Abhängigkeit 
kleinbäuerlicher Betriebe von der Saatgutindustrie zur Wehr setzt. Im Vorder- 
grund stehen eigentumsrechtliche Fragen, konkret: der Widerstand gegen den 
Versuch der Saatgutindustrie, über die Erhebung von Lizenzgebühren beim 
Saatgutverkauf hinaus von Landwirten, die einen Teil ihrer Ernte zwecks Wie- 
deraussaat zurückbehalten, Gebühren zu verlangen. Die IGN politisiert mit ih- 
rem Protest den Interessenkonflikt, in dem sich der DBV als traditionelle Inte- 
ressenvertretung landwirtschaftlicher Betriebe befindet. Denn dieser war es, der 
1996 mit dem Bundesverband deutscher Pflanzenzüchter ein Kooperationsab- 
kommen schloss, das die Grundlage für die im darauf folgenden Jahr in Ge- 
setzesform gegossene umstrittene Nachbauregelung bildete. Und es sind die 
Mitglieder des DBV, die nun die Konsequenzen dieser Regelung auszubaden 
haben. 

Der Konflikt um Nachbaugebühren dreht sich vorrangig um Verfügungsrechte 
und nicht um Agrobiodiversität. Im Vordergrund steht „die soziale Frage in 
der Landwirtschaft“ (http://www.abl-ev.de). Dennoch bzw. gerade deshalb sind 
ökologische Fragen im Allgemeinen und die Agrobiodiversität im Besonderen 
mit im Spiel, weshalb der Konflikt interessante Einsichten in die Vorausset- 
zungen des Erhalts von Agrobiodiversität und eines veränderten Umgangs mit 
Natur in der Landwirtschaft ermöglicht - Voraussetzungen, die im Standpunkt 
der Risikovorsorge unterbelichtet bleiben. Die IGN strebt eine stärkere bäuer- 
liche Kontrolle über das Saatgut an. Konkret schlägt sie als Alternative zur 
derzeit gültigen Nachbauregelung einen „Saatgutfonds“ vor: Statt Nachbauge- 
bühren an die Züchter zu entrichten, sollen Bäuerinnen und Bauern bzw. die 
Verbände, in denen sie organisiert sind, aber auch die Züchter selbst und 
staatliche Stellen, Mittel in einen Fonds einzahlen. Mit diesen werden dann 
solche Züchtungsprojekte unterstützt, die ein Gremium aus Vertreterlnnen der 
Einzahlenden für unterstützenswert hält (Lambke u.a. 2003). 

Genau hier, in der Demokratisierung der Kontrolle über genetische Ressour- 


8 Siehe http://www.ig-nachbau.de. Zu den internationalen Dimensionen des Konflikts siehe 
Heineke (2004). 
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cen, befindet sich die Brücke zwischen der sozialen Frage in der Landwitt- 
schaft und dem Erhalt von Agrobiodiversität. „Farmers’ control over seeds is a 
source of diversity and autonomy. It allows farmers to select plants, each sea- 
son, for their adaptation to the local environment and land. Farmers’ seeds 
are not genetically uniform, nor are they stable. They evolve with life. By their 
very nature, they correspond best to the needs of diversified farming and they 
provide quality products for a wide range of consumers“.’ Dieser Zusammen- 
hang wird von verschiedenen wissenschaftlichen Arbeiten bestätigt. So kommt 
Christa Wichterich in einer Untersuchung landwirtschaftlicher Praktiken in 
Ländern des Südens zu dem Schluss, dass die Rechte, die die Verfügung über 
genetische Ressourcen regeln, „entscheidende Vermittlungsvariablen zwischen 
dem praktischen Interesse an Ressourcenerhalt und gerechteren sozialen und 
Geschlechterverhältnissen“ sind (Wichterich 1994: 45). Und ausgehend vom 
deutschen Kontext sehen Becker u.a. (2003: 11) in einer „partizipativen Pflan- 
zenzüchtung“ ein Instrument zum Erhalt von Agrobiodiversität. 

Dahinter steckt die Überlegung, dass die heutige Vielfalt von Nutzpflanzen 
und -tieren das Ergebnis einer Jahrhunderte währenden bäuerlichen Züch- 
tungsarbeit ist: Durch die Anpassung von Pflanzen und Tieren an unterschied- 
lichste Umweltbedingungen entstanden unzählige Rassen und Sorten. Die in- 
dustrielle Landwirtschaft bedeutete hier einen Einschnitt. Brachte sie einerseits 
gewaltige Produktivitätssteigerungen und die Befreiung aus traditionellen Ab- 
hängigkeitsverhältnissen mit sich, so führte sie andererseits zur Zentralisierung 
von Züchtungsentscheidungen, mit dem Resultat neuer Abhängigkeiten und 
einer Verdrängung standortangepasster zugunsten von universal einsetzbaren 
Sorten und Rassen. Der Einsatz von Biotechnologien in der Züchtung mar- 
kiert eine neue Phase in dieser Entwicklung, in der eine weitere Einschränkung 
von Agrobiodiversität ebenso droht wie eine Verschärfung der technischen 
und eigentumsrechtlichen Abhängigkeit der Landwirte von den Züchtern. Im 
Konflikt um die Verfügung über genetische Ressourcen verbinden sich folglich 
zentrale ökologische und soziale Fragen. Sein Ausgang wird für die künftige 
Gestaltung gesellschaftlicher Naturverhältnisse in der Landwirtschaft mitent- 
scheidend sein. 


Literatur 


Becker, Heiko C./Bergmann, Holger/Jantsch, Peter/Marggraf, Rainer (2003): Darstellung und 
Analyse von Konzepten des On-farm-Managements pflanzengenetischer Ressourcen unter be- 
sonderer Berücksichtigung der ökonomischen Rahmenbedingungen in Deutschland. Studie 
für das Bundesministerrum für Verbraucherschutz, Ernährung und Landwirtschaft, Göttingen 


(http://webdoc.sub.gwdg.de/ebook/y/2003/becker/on-farm-management.pdf). 


9  Auzeville Statement on Farmers’ Seeds and Farmers’ Rights (BIO-IPR docserver, GRAIN Los 
Banos, 10. April 2003). 


460 Markus Wissen 


BMVEL (Bundesministerium für Verbraucherschutz, Ernährung und Landwirtschaft) (2002): Na- 
tionales Fachprogramm zur Erhaltung und nachhaltigen Nutzung pflanzengenetischer Res- 
sourcen landwirtschaftlicher und gartenbaulicher Kulturpflanzen, Bonn. 

BMVEL (Bundesministerrum für Verbraucherschutz, Ernährung und Landwirtschaft) (2003) 
Nationales Fachprogramm tiergenetische Ressourcen (http://www.genres.de/tgr/nationales_ 
fachprogramm/). 

Brand, Ulrich/Görg, Christoph (2003): Postfordistische Naturverhältnisse. Konflikte um geneti- 
sche Ressourcen und die Internationalisierung des Staates. Mit Beiträgen von Karin Blank, Jo- 
achim Hirsch und Markus Wissen, Münster. 

Czeskleba-Dupont, Rolf (2001): Von der Petrochemie zur High-Tech-Bioproduktion: Historischer 
Kapitalismus im Übergang, in: Das Argument 43. Jg. Heft 4/5. 515-529. 

FAO (Food and Agriculture Organisation of the United Nations) (1996): Leipzig Declaration. PR 
96/26 (http://www.fao.org/WAICENT/OIS/PRESS_NE/PRESSENG/H22F.HTM#). 

Flitner, Michael (1995): Sammler, Räuber und Gelehrte. Die politischen Interessen an pflanzen- 
genetischen Ressourcen 1985-1995, Frankfurt am Main/New York. 

FNL (Fördergemeinschaft Nachhaltige Landwirtschaft) (0.J.);: Von Natur aus nachhaltig - Land- 
wirtschaft und Artenvielfalt, Bonn. 

Görg, Christoph (2003): Regulation der Naturverhältnisse. Zu einer kritischen Theorie der öko- 
logischen Krise, Münster. 

Goldman, Michael (1998): Allmacht und Allmende. Die “Commons’-Debatte und der Aufstieg 
der globalen Ressourcenmanager, in: Flitner, Michael/Görg, Christoph/Heins, Volker (Hrsg.): 
Kontfliktfeld Natur. Biologische Ressourcen und globale Politik, Opladen, 87-118. 

Graner, Andreas (2003): Kulturpflanzenevolution: Moderne Pflanzenzüchtung als Biodiversitäts- 
sink?, in: Nova Acta Leopoldina NF 87 Nr. 328, 147-161. 

Gransee, Carmen (2003): Über Hybridproduktionen und Vermittlungen - Relektüren der kriti- 
schen Theorie im biotechnischen Zeitalter, in: Böhme, Gernot/Manzei, Alexandra (Hrsg.): 
Kritische Theorie der Technik und der Natur, München, 187-197. 

Hammer, Karl (1998): Agrarbiodiversität und pflanzengenetische Ressourcen. Herausforderungen 
und Lösungsansatz. Schriften zu Genetischen Ressourcen. Schriftenreihe des Informationszent- 
rums für Genetische Ressourcen Bd. 10, Bonn. 

Hammer, Karl (2003): A paradigm shift in the discipline of plant genetic resources, in: Genetic 
Resources and Crop Evolution 50, 3-10. 

Hammer, Karl/Gladis, Thomas (1996): Funktionen der Genbank des IPK Gatersleben bei der In- 
situ-Erhaltung on farm, in: Begemann, Frank/Vögel, Rudolf (Hrsg.): In-situ-Erhaltung pflan- 
zengenetischer Ressourcen in der Bundesrepublik Deutschland am natürlichen Standort und 
on farm. Schriften zu Genetischen Ressourcen. Schriftenreihe des Informationszentrums für 
Genetische Ressourcen Bd. 2. Bonn, 83-89. 

Haraway, Donna (1996): Die Neuerfindung der Natur. Primaten, Cyborgs und Frauen, Frankfurt 
am Main/New York. 

Harvey, David (2003): Der „neue“ Imperialismus: Akkumulation durch Enteignung. Supplement 
der Zeitschrift Sozialismus 5/2003, Hamburg. 

Haug, Wolfgang Fritz (2001): Fragen einer Kritik des Biokapitalismus, in: Das Argument 43. Jg. 
Heft 4/5, 449-465. 

Heineke, Corinna (2004): Die umkämpfte biologische Vielfalt, in: Widerspruch, Heft 47, 119- 
124. 

Hertler, Christine (1999): Aspekte der historischen Entstehung von Biodiversitätskonzepten in 
den Biowissenschaften, in: Görg, Christoph/Hertler, Christine/Schramm, Engelbert/Weingarten, 
Michael (Hrsg.): Zugänge zur Biodiversität. Disziplinäre Thematisierungen und Möglichkeiten 
integrierender Ansätze, Marburg, 39-52. 

Hecht, Susanne B. (1998): Tropische Biopolitik - Wälder, Mythen, Paradigmen, in: Flitner, Mi- 
chael/Görg, Christoph/Heins, Volker (Hrsg.): Konfliktfeld Natur. Biologische Ressourcen und 
globale Politik, Opladen, 247-274. 

Hosch, Robert B./Fraley, Robert T. (1998): Biotechnology Can Help Reduce the Loss of Biodi- 
versity. In: Guruswamy, Lakshman D./McNeely, Jeffrey A. (eds.): Protection of Global Biodi- 
versity. Converging Strategies. Durham/London, 49-65. 

Jackson, Laura L. (1998): Agricultural Industrialization and the Loss of Biodiversity, in: Gu- 


Modernisierte Naturbeherrschung 461 


ruswamy, Lakshman D./McNeely, Jeffrey A. (eds.): Protection of Global Biodiversity. Conver- 
ging Strategies, Durham/London, 66-86. 

Lambke, Adi/Janßen, Georg/Schievelbein, Claudia (2003): Der Streit ums Saatgut. Über Nach- 
baugebühren und Nachbaugesetze - mit einer Chronologie des juristischen Konflikts, in: Ag- 
rarbündnis (Hrsg.): Landwirtschaft 2003. Der kritische Agrarbericht, Hamm, 70-78. 

Lemke, Thomas (2003): Molekulare Medizin? Anmerkungen zur Ausweitung und Redefinition 
des Konzepts der genetischen Krankheit, in: PROKLA 132, 33. Jg. Heft 3, 471-492. 

Luy, Jörg/Tobias, Grazyna/Martens, Holger (2004): Tierschutz, Leistung und Gesundheit. Hypo- 
thesen zur Beziehung zwischen Leistungssteigerung und gesundheitlichen Problemen bei 
Nutztieren, in: Deutsches Tierärzteblatt 2/2004, 135-137. 

May, Christopher (2000): A Global Political Economy of Intellectual Property Rights. The new 
enclosures? London/New York. 

Müller, Karl-Josef (1995): Der Samen vergeht, wenn der Sproß entsteht. Zeitaspekte in der Pflan- 
zenzüchtung, in: Politische Ökologie Sonderheft 8, 52-56. 

Ober, Steffi (2004): Forschung als Motor einer nachhaltigen Landwirtschaft. Ziele, Strukturen 
und Veränderungspotenziale der Agrarforschung in Deutschland, in: Landwirtschaft 2004. Der 
kritische Agrarbericht, Hamm, 64-70. 

Petschow, Ulrich/Idel, Anita (2004): Das globale Huhn, in: PROKLA 135, 34. Jg. Heft 2, 263- 
285. 

Renn, Ortwin/Hampel, Jürgen (2002): Von der Akzeptanz zur Akzeptabilität (http://www.gruene- 
gentechnik.de/dgg/Doku_Fachtagung/Renn_vortrag.pdf). 

Swiss Biodiversity Forum (2002): Visions in biodiversity research. Towards a new integrative 
biodiversity science, Bern. 

Tappeser, Beatrix/Hoffmann, Ann-Kathrin (2004): Das überholte Paradigma der Gentechnik. 
Zum zentralen Dogma der Molekularbiologie fünfzig Jahre nach der Entdeckung der DNA- 
Struktur, in: Landwirtschaft 2004. Der kritische Agrarbericht, Hamm, 220-224. 

Verbundprojekt „Agrobiodiversität entwickeln“ (2004): Positionspapier für eine nachhaltige Tier- und 
Pflanzenzucht (http://www.agrobiodiversitaet.net/site/page/downloads/Positionspapier.pdf). 

Von Broock, Reinhard (2002): Biodiversität, in: Bundesministerium für Verbraucherschutz, Er- 
nährung und Landwirtschaft: Diskurs Grüne Gentechnik (http;//www.transgen.de). 

WBGU (Wissenschaftlicher Beirat der Bundesregierung Globale Umweltveränderungen 2000): 
Welt im Wandel. Erhaltung und nachhaltige Nutzung der Biosphäre. Jahresgutachten 1999 - 
Kurzfassung (http://www.wbgu.de/wbgu_jg1999_kurz.html#Heading22). 

Wichterich, Christa (1994): Pragmatikerinnen des Überlebens. Über den Zusammenhang zwischen 
Nutzungsrechten und Fürsorgeverantwortung, in: Politische Ökologie Sonderheft 6: Vorsor- 
gendes Wirtschaften. Frauen auf dem Weg zu einer Ökonomie der Nachhaltigkeit, 44-46. 

Wissen, Markus/Heineke, Corinna (2004): Akteure und Interessen im Problemfeld Agrobiodiver- 
sität, in: Agrobiodiversität entwickeln! Handlungsstrategien für eine nachhaltige Tier- und 
Pflanzenzucht. Endbericht, Berlin 2004. www.agrobiodiversitaet.net. 


